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Wenn die KFN-Evaluation eines gezeigt hat, dann ist es die 

Tatsache, dass der Ansatz des Prostituiertenschutzgesetzes 

nur im Sinne einer Fortschreibung und Vertiefung der beste-

henden rechtlichen Ungleichbehandlung von Prostitution 

„optimierbar“ ist. 

Aufgrund seines verfehlten Ansatzes eignet sich die Beibe-

haltung des Prostituiertenschutzgesetzes weder in seiner 

jetzigen Form noch in einer „optimierten“ Fassung als Grund-

lage für eine rechtliche Regulierung von Prostitution, die 

Sexarbeiter*innen rechtlich gleichbehandelt und ihnen auf 

Augenhöhe begegnet.
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Statement 

Im Juni 2025 hat das Bundesfamilienministerium den Abschlussbericht zur Evaluation des Prostitu-
iertenschutzgesetzes vorgelegt. Verfasst wurde er vom Kriminologischen Forschungsinstitut Nieder-
sachen (KFN).  

Die Aufgabe der Evaluation sah das KFN darin, vor dem Hintergrund der mittlerweile acht Jahre 
dauernden Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes eine Bewertung von Akzeptanz, Ziel-
erreichungsgrad und Praktikabilität dieses Gesetzes vorzunehmen. Die eigentlich entscheidende Frage 
nach der Legitimation der Ziele, die das Prostituiertenschutzgesetz verfolgt, wurde damit erst gar nicht 
aufgeworfen.  

Doña Carmen e.V. sieht darin ein klares Indiz für eine Unwissenschaftlichkeit und mangelnde Unab-
hängigkeit gegenüber den ministeriellen Auftraggebern, die sich die Verfasser*innen der Evaluation 
vorwerfen lassen müssen.  

1. 
Die nunmehr vorliegende  Evaluation des Prostituiertenschutzgesetzes kommt zu dem Ergebnis, man 
könne nicht von einem Scheitern des Prostituiertenschutzgesetzes sprechen, da es zwar im Detail 
zahlreiche Schwächen, im Großen und Ganzen aber erhebliche „Potenziale“ habe.   

Das ist Neusprech und bedeutet im Klartext, das Prostituiertenschutzgesetz habe in den vergangenen 
acht Jahren mit Blick auf seine Grundannahmen und zentralen Anliegen nicht geliefert. Die Betroffenen 
und die Öffentlichkeit werden damit vom KFN auf eine ungewisse Zukunft vertröstet, in der die „Poten-
ziale“ des ProstSchG sich angeblich realisieren sollen. 

2. 
Die KFN-Evaluation geht davon aus, dass das von ihr befürwortete Prostituiertenschutzgesetz dem 
„Oberziel“ des Schutzes der Prostituierten verpflichtet sei. Die empirischen Befunde der Evaluation 
belegen allerdings, dass das, wovor Sexarbeit in der Prostitution geschützt werden soll, entweder gar 
nicht oder nur in geringem Ausmaß existiert. Damit hat die Evaluation wider Willen die Kritik am 
Prostituiertenschutzgesetz als überdimensioniertes Kontroll- und Überwachungsprojekt bestätigt und 
das Gesetz, um das es geht, delegitimiert. 

3. 
Weder gibt es die von der KFN-Evaluation behauptete „prostitutionsspezifische“ Kriminalität, noch 
hat die in der Prostitution vorfindliche Kriminalität ein Ausmaß, das die mit dem Prostituierten-
schutzgesetz implementierte rechtliche Sonderbehandlung von Sexarbeit rechtfertigen würde. 

Die Evaluation hat in einer Vielzahl von Befragungen und Detail-Untersuchungen nur bestätigt, was die 
Kriminalstatistik der letzten 25 Jahre und die Verurteilten-Statistik zu Rotlicht-Kriminalität schon lange 
feststellen: Kriminalität im Prostitutionsgewerbe ist marginal. Zuletzt (2023) gab es wegen Rotlicht-
Kriminalität gerade einmal 0,5 Verurteilungen auf eine Million Einwohner*innen hierzulande.  

4. 
Das Prostituiertenschutzgesetz und dessen Evaluation werden nicht müde zu behaupten, Prostitution 
sei eine „gefahrgeneigte Tätigkeit“. Die im Abschlussbericht der Evaluation vorgelegten empirischen 
Befunde sprechen allerdings eine deutlich andere Sprache. Die Evaluation kommt zu dem bemerkens-
werten Schluss,  

● dass in der Prostitution nicht – wie vom Prostituiertenschutzgesetz unterstellt - eine hoch- 
riskante Arbeitssituation vorliegt;

● dass die Gesundheitssituation von den befragten Sexarbeiter*innen zu weit 90 % als
gut und zufriedenstellend beschrieben wird;

● dass der als problematisch einzustufende regelmäßige Konsum von Substanzmitteln nur
eine kleine Minderheit betrifft;

● und dass der vielfach als „vulnerabel“ bezeichnete Teil der Sexarbeiter*innen mit im
Kern rund 8 % als überschaubar gelten darf und ihre Situation mit der der überwiegenden
Mehrheit „resilienter“ Gruppen in der Prostitution nicht in eins zu setzen ist..
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Trotzdem bedient sich die KFN-Evaluation nach wie vor der allseits bekannten Leerformel, Prostitution 
sei „kein Beruf wie jeder andere“, wenngleich den Verfasser*innen des Evaluationsberichts diese 
Floskel nicht mehr so leicht über die Lippen kommt.  
 
5. 
Den Verfasser*innen der KFN-Evaluation fehlen das Standing, die Courage und jegliches Format, die 
von ihnen erhobenen Befunde zur Grundlage von Empfehlungen an die Politik zu machen. Das zeigt 
die Unwissenschaftlichkeit und mangelnde Unabhängigkeit der Evaluation. Man verleugnet die 
Relevanz der eigenen empirischen Befunde und präsentiert Empfehlungen, die zentralen Ergebnissen 
der umfangreichen Befragungen und Untersuchungen der Evaluation diametral zuwiderlaufen. Devot 
und mit Blick auf Anschlussaufträge empfiehlt man die Fortschreibung der diskriminierenden rechtlichen 
Sonderbehandlung von Prostitution. Wahr ist, was dem Auftraggeber nutzt. 
 
Damit schadet man nicht nur den Menschen, die im Bereich Sexarbeit in der Prostitution tätig sind und 
die einen grundgesetzlich geschützten Anspruch auf rechtliche Gleichbehandlung haben. Man erweist 
auch dem Ruf der eigenen Einrichtung und dem Ruf der Wissenschaften einen Bärendienst. 
 
Missmutig stellt man in der Evaluation fest, dass selbst die Mitarbeitenden in den für die Umsetzung 
des Prostituiertenschutzgesetzes zuständigen Behörden zu rund 80 % nicht von der Umsetzbarkeit der 
Ziele dieses Gesetzes überzeugt sind. Die Evaluation versucht dieses Desaster schönzureden und tritt 
die Flucht nach vorne an. Mit Scheuklappen vor den Augen und mit dem Mut der Verzweiflung hält man 
unbeirrt am Instrumentarium des Prostituiertenschutzgesetzes fest.  
 
Das „Anmelderegime sui generis“, das Grundrechte von Sexarbeiter*innen mit Füßen tritt, die nahezu 
ausnahmslose Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe, die engmaschigen Kontrollen und Über-
wachungsmaßnahmen in der Prostitution – all das wird nicht nur grundsätzlich befürwortet und soll 
beibehalten werden. Es soll darüber hinaus ausgeweitet und bei dieser Gelegenheit auch noch 
verschärft werden. Damit werden die Aufsichtsinstrumente des Gesetzes, die bis heute ihr erklärtes 
Hauptziel – die Bekämpfung der vermeintlich „prostitutionsspezifischen Kriminalität“ – verfehlt haben, 
zum Selbstzweck erklärt und fetischisiert. 
 
6. 
Dass einzige, wo das Prostituiertenschutzgesetz einen zweifelhaften Erfolg für sich verbuchen kann, 
besteht in der fortgesetzten Verhinderung und Schließung von Prostitutionsstätten. Knapp 20 % aller 
von den Ordnungsbehörden bearbeiteten Anträge auf Zulassung einer Erlaubnis zum Führen eines 
Prostitutionsgewerbes werden durch Versagungen, Rücknahmen oder Widerrufe kassiert. Nicht etwa 
wegen mangelnder Zuverlässigkeit der Betreiber, sondern vor allem weil das Baurecht der Eröffnung 
von Bordellen entgegensteht. Hinzu kommt eine unbekannte Zahl von Antragsteller*innen, die in der 
Statistik gar nicht auftauchen, weil sie im Verlaufe des Beantragungsprozesses wegen der vielen 
Hindernisse das Handtuch werfen, wie die Evaluation feststellen musste.  
 
Damit leistet das Prostituiertenschutzgesetz einer massiven Verdrängung von Sexarbeiter*innen in die 
Unsicherheit informeller Bereiche Vorschub, was weder ihnen noch der Gesellschaft zu Gute kommt. 
Diese Entwicklung fällt den Befürworter*innen des Prostituiertenschutzgesetzes in Gestalt gering 
ausfallender Anmeldezahlen bzw. einer zunehmenden Zahl nicht angemeldeter Sexarbeiter*innen 
wieder vor die Füße. 
 
7. 
Anstatt aus diesem sinnlosen Kreislauf auszubrechen, schlägt die KFN-Evaluation zu allem Überfluss 
auch noch die Ausweitung der Erlaubnispflicht auf Internet basierte Prostitutionsplattformen und die 
Einführung digitalisierter Hurenpässe vor. Die Digitalisierung der Sexarbeiter-Überwachung ermöglicht 
eine Zugangs-Kontrolle zu Online-Portalen und wäre damit für viele Betroffene das sichere Ticket in den 
Untergrund. Sie würde die bestehende Überwachung nur verschärfen. 
 
Nirgends wird die devote und willige Unterwerfung des KFN unter die Ziele ihrer Auftraggeber deutlicher 
als hier. Mit der perspektivlosen Beibehaltung einer Politik der rechtlichen Ungleichbehandlung von 
Prostitution – exemplarisch erkennbar an der Befürwortung des prostitutionsspezifischen Sonder-
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Strafrechts – wird offensichtlich, dass den Verfasser*innen der Evaluation jede vorwärtsgewandte, 
positive Vision zum gesellschaftlichen Umgang mit Sexarbeit in der Prostitution fehlt. 
 
Achthundert Seiten Abschlussbericht und Zusatzgutachten mögen vielleicht in der Wissenschaftsszene 
imponieren, können aber über den deprimierenden Eindruck nicht hinwegtäuschen, den der 
inkonsequente Umgang mit den eigenen empirischen Befunden und den ihnen widersprechenden 
Empfehlungen hinterlässt. 
 
8. 
Die hier vorgelegte „Gegen-Evaluation“ besagt nicht, dass Doña Carmen e.V. gegen eine Evaluation 
des Prostituiertenschutzgesetzes ist. Sie steht vielmehr dafür, dass es uns um eine wissenschaftliche 
Evaluation geht, die diesen Namen auch verdient. Um eine Evaluation, die ihre Unabhängigkeit 
gegenüber äußeren Interessen zumindest dadurch unter Beweis stellt, dass sie den Mut aufbringt, aus 
den eigenen empirischen Befunden die entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und entsprechende 
Empfehlungen zu formulieren. 
 
Wenn die KFN-Evaluation eines gezeigt hat, dann ist es die Tatsache, dass der Ansatz des 
Prostituiertenschutzgesetzes nur im Sinne einer Fortschreibung und Vertiefung der bestehenden recht-
lichen Ungleichbehandlung von Prostitution „optimierbar“ ist. Aufgrund seines verfehlten Ansatzes 
eignet sich die Beibehaltung des Prostituiertenschutzgesetzes somit weder in seiner jetzigen Form noch 
in einer „optimierten“ Fassung als Grundlage für eine rechtliche Regulierung von Prostitution, die 
Sexarbeiter*innen rechtlich gleichbehandelt und ihnen auf Augenhöhe begegnet. 
 
Unsere Kritik am Ansatz des ProstSchG und an den Empfehlungen der KFN-Evaluation erfolgt aus einer 
gleichstellungspolitischen Perspektive, d. h. aus der Perspektive einer für überfällig erachteten recht-
lichen Gleichstellung des Berufs Prostitution mit anderen Erwerbstätigkeiten. Unter der Leitlinie 
„Evaluiert die Evaluateure“ befasst sich Doña Carmen e.V. nachfolgend mit wesentlichen Inhalten der 
KFN-Evaluation.  
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Einleitung – Oder: Wohin die Reise geht 
 
 

Punkt 1 
Die Ausgangslage 
 

Die Bundesregierung steht mit dem Prostituiertenschutzgesetz vor dem Scherbenhaufen ihrer 
verfehlten Prostitutionspolitik. Diese Politik ist nicht deshalb verfehlt, weil sie die legalisierte 
Prostitution mit dem Prostitutionsgesetz von 2002 zivilrechtlich und anschließend mit dem 
Prostituiertenschutzgesetz von 2017 gewerbe- und verwaltungsrechtlich reguliert hat. Sie ist verfehlt, 
weil sie die rechtliche Regulierung von Prostitution nicht auf eine solide Grundlage gestellt hat, näm-
lich auf die Grundlage einer rechtlichen Gleichbehandlung von Prostitution mit anderen Erwerbstätig-
keiten. 
 
Das seit nunmehr acht Jahren in Umsetzung befindliche Prostituiertenschutzgesetz ist in mindestens 
dreifacher Hinsicht gescheitert: 
 

 ● es kann bis heute nicht die erwartete (höhere) Zahl an registrierten Sexarbeiter*innen  
    vorweisen; 
 

 ● es kann bis heute nicht das Maß an angeblich „prostitutionsspezifischer“ Kriminalität  
    vorweisen, das erforderlich wäre, um die Beibehaltung und Fortführung eines ohnehin  
    überdimensionierten Kontroll- und Überwachungsgesetzes überzeugend zu rechtfertigen;  
 

 ● es kann bis heute nicht unter Beweis stellen, dass der „Schutz-Anspruch“ des Gesetzes  
    in der vorliegenden Form sinnvoll gewesen und eingelöst worden ist. 
 

Vor diesem Hintergrund hat sich die Akzeptanz des Prostituiertenschutzgesetzes verflüchtigt. 
Sicher: Jedes auf soliden Grundannahmen basierende Gesetz lässt sich verbessern. Aber es muss 
schon stutzig machen, dass es einer insgesamt 835 Seiten umfassenden Evaluation bedarf, um 
mühselig nachzuweisen, dass tragende Elemente des Gesetzes wie die Anmeldepflicht und die 
Erlaubnispflicht nur „teilweise akzeptiert“ werden. Das dem Gesetz von der KFN-Evaluation 
zugeschriebene „Potenzial“ soll sich offenbar erst in der Zukunft zeigen. Wäre das Gesetz ein für 
jede*n erkennbarer Erfolg, hätte es einer derart umfassenden Evaluation gar nicht bedurft.  
 
Das Prostituiertenschutzgesetz und seine Vorläufer-Entwürfe haben von Anfang an stark polarisiert. 
Das Gesetz hatte und hat viele Kritiker*innen, die den Sexarbeiter*innen den Rücken gestärkt haben. 
Insbesondere an der Anmeldepflicht für Sexarbeiter*innen – aber nicht nur in dieser Frage – 
schieden sich seinerzeit die Geister:  
 

 

Gegner*innen der Anmeldepflicht 
 

 

Befürworter der Anmeldepflicht 
Deutscher Frauenrat  Saarland 
Diakonie Deutschland Sachsen-Anhalt 
Deutscher Juristinnenbund Schleswig-Holstein 
Deutsche Aidshilfe Stadt Marburg 
Dienstleitungsgewerkschaft ver.di  
 Deutscher Städtetag 
Deutsche STI Gesellschaft Deutscher Landkreistag 
Bundesverband der Ärzte und Ärztinnen des Öffentlichen 
Gesundheitsdienstes (BVöGD) 

Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros und 
Gleichstellungsstellen 

Gesundheitsamt Stadt Köln Deutscher Städte- und Gemeindebund 
  
Doña Carmen e.V. Bundeskriminalamt (BKA) Wiesbaden 
BesD (Berufsverband erotische und sexueller 
Dienstleistungen) 

Polizei Frankfurt 

BSD (Bundesverband Sexuelle Dienstleistungen) Polizei Hannover  
Ratschlag Prostitution Hamburg Gewerkschaft der Polizei 
Hydra e.V. Steuerfahndung Stuttgart 
Kassandra e.V.  
Bündnis der Fachberatungsstellen für Sexarbeiterinnen und 
Sexarbeiter (bufas) 

Kommissariat der deutschen Bischöfe  

 Deutscher Caritasverband  
 Sozialdienst der katholischen Frauen 
 Katholische Frauengemeinschaft 
 Katholischer Deutscher Frauenbund 
 Sisters e. V. 
 Unternehmerverband Erotikgewerbe Deutschland (UEGD) 
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● Doch die Gegner*innen des Prostituiertenschutzgesetzes sahen sich einer Phalanx mächtiger und 
gut vernetzter Befürworter*innen gegenüber und haben am Ende – trotz einer in der Öffentlichkeit 
anhaltend und heftig ausgetragenen Debatte – mit der Verabschiedung und dem Inkrafttreten des 
Gesetzes eine bittere Niederlage hinnehmen müssen. Die Macher*innen des Gesetzes haben 
seinerzeit die berechtigten Einwände der Gegner mit der Arroganz der Macht, die sich eine Große 
Koalition damals noch leisten konnte, beiseite gewischt. Heute können sie – falls sie sich die Welt von 
der KFN-Evaluation nicht schönreden lassen wollen – die Scherben ihrer gescheiterten Politik 
zusammenkehren. 
 
● Obwohl die ernüchternden Erfahrungen mit dem Prostituiertenschutzgesetz und auch die gegen den 
Strich gelesenen empirischen Befunde der Evaluation den damaligen Kritiker*innen in vielem Recht 
geben, mag unter ihnen über das Scheitern des Gesetzes keine rechte Freude aufkommen. Zu sehr 
bestimmt sie die Furcht, das Scheitern des Prostituiertenschutzgesetzes könne von interessierter 
Seite instrumentalisiert und gegen die Politik der Legalität und Regulierung von Prostitution gewendet 
werden. So flüchten sich manche in eine sonderbare Realitätsverweigerung: Man weigert sich 
beharrlich, das Scheitern des Prostituiertenschutzgesetzes anzuerkennen, um vermeintlich Schlim-
meres abzuwenden. Doch Realitätsverweigerung war noch nie eine gute Grundlage für eine bessere 
Zukunft. 
 
Das eigentliche Problem liegt darin, dass vielen die Ursache für das Scheitern dieses Gesetzes nicht 
klar ist und für sie die Gründe dafür weitgehend im Dunkeln liegen. Die vorliegende Evaluation kann 
nichts dazu beitragen, diese Fragen zu klären, da sie sich in die wenig überzeugende These verrannt 
hat, das Gesetz habe zwar Schwächen, aber noch mehr Potenzial.  
 
Die Evaluation ignoriert nicht nur die mangelnde Akzeptanz des Gesetzes, sie gießt auch noch Öl ins 
Feuer, indem sie sich zum Fürsprecher weiterer problematischer Verschärfungen des Gesetzes 
macht, denen ein Scheitern bereits auf die Stirn geschrieben steht: 
 

 ● Die abolitionistisch inspirierte Empfehlung für eine „informierte Einwilligung“ im  
    Rahmen des bei den Ordnungsämtern angesiedelten, obligatorischen „Informations- und  
    Beratungsgesprächs“ zielt auf einen behördlich forcierten Ausstieg bzw. Ausschluss 
    von Sexarbeiter*innen aus der Prostitution.  
 

 ● Die von der KFN-Evaluation empfohlene Vornahme einer (vorerst) auf 18- bis 21-jährige  
    Sexarbeiter*innen beschränkten Reifeprüfung hinsichtlich ihrer „Einsichtsfähigkeit“ in 
    den „gefahrgeneigten Charakter“ von Prostitution ist eine konservativ-reaktionäre 
    Provokation und zielt auf die Psychiatrisierung im Umgang mit Sexarbeit.  
 

 ● Die durch nichts gerechtfertigte, gleichwohl von der KFN-Evaluation empfohlene    
    Ausweitung der Erlaubnispflicht auf Online-Plattformen dient der allseitigen     
    Überwachung von Sexarbeit und hat einzig und allein eine weitere staatlich betriebene 
    Abdrängung von Prostitution in den Untergrund zur Folge. 
 

 ● Der als Erleichterung der Anmeldepflicht verkaufte Vorschlag der Einführung eines  
    digitalisierten Hurenpasses dient keinem Schutz mehr, sondern einzig und allein der  
    Erstellung eines digitalen Bewegungsprofils der Sexarbeiter*innen in der Hoffnung, noch 
    ein paar Anmeldungen mehr zu erhaschen. 
 

Diese KFN-Empfehlungen zeigen exemplarisch, dass der „progressive“ Anstrich, den sich die 
Evaluation hier und da gönnt, bloße Folklore ist. Wer solche Empfehlungen wie die hier beispielhaft 
genannten ernsthaft vorschlägt, ist nicht progressiv, sondern in Wirklichkeit einer abolitionistischen 
Agenda verpflichtet. 
 
Genau das ist ein Grund, sich mit der KFN-Evaluation gründlich zu befassen, auch um der Arbeit der 
Verfasser*innen der Evaluation gerecht zu werden. Die Auseinandersetzung mit der KFN-Evaluation 
soll dazu beitragen deutlich zu machen, dass nur die Kombination von Regulierung und rechtlicher 
Gleichstellung von Sexarbeit mit anderen Erwerbstätigkeiten eine Perspektive ist, die auf wirkliche 
Akzeptanz der Betroffenen rechnen kann. 
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Punkt 2 
Was alles so falsch läuft… 
 

Die Evaluation wird von den Falschen verantwortet. 
Man hat die Falschen mit dem Evaluationsbericht beauftragt. 
Und die kommen mit einem falschen Ansatz zu falschen Schlussfolgerungen. 
 
1.1 Warum eigentlich das Bundesfamilienministerium? 
 

● Das jetzige Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend ist gemäß § 38 
ProstSchG zuständig für die Evaluation des ProstSchG.1 Im Kontext von Sexarbeit tituliert es sich 
selbst gerne als ‚Bundesfrauenministerium‘.In Anbetracht der Tatsache, dass nahezu überwiegend 
Frauen der Prostitution nachgehen, scheint die Zuständigkeit für die Evaluation des ProstSchG 
gleichsam qua Natur sachlich geboten. Doch das ist natürlich Unfug. Das Bundesfamilienministerium 
beansprucht ja auch keine Expertise und Entscheidungskompetenz in Bezug auf medizinische 
Gesundheitsberufe, nur weil der Frauenanteil unter den Beschäftigten dort bei aktuell 81,4 % liegt. 
 

● Fakt ist: Die eigentliche Materie des ProstSchG ist gewerbe- und verwaltungsrechtlicher Natur 
und gehört schon deshalb in die Zuständigkeit des Bundeswirtschaftsministeriums. Der von der Sache 
her gebotene Zuständigkeitswechsel ist schon mehrfach von Interessensvertreter*innen der 
Sexarbeiter*innen gefordert worden. Er ist überfällig, wird aber ignoriert.  
 

● Die Zuständigkeit des Bundesfamilienministeriums ist mithin angemaßt. Und sie ist der Sache der 
Sexarbeiter*innen nicht dienlich. Sie hat bisher stets dazu geführt, Fragen rund um Sexarbeit in der 
Prostitution auf einen Schutz- und Gewaltdiskurs zu verkürzen. Ein derart verengter Blickwinkel ist 
sachlich unangemessen, daher problematisch und im Ergebnis stigmatisierend. Die Fokussierung auf 
einen Gewaltdiskurs blendet die Frage der rechtlichen Gleichstellung von Sexarbeiter*innen mit 
anderen Berufstätigen systematisch aus – ein untrügliches Indiz dafür, dass absehbar nicht im Sinne 
der Sexarbeiter*innen entschieden wird. 
 
 
1.2 Was hat eigentlich ein kriminologisches Institut mit Prostitution zu tun? 
 

Das Bundesfamilienministerium hat das renommierte Kriminologische Institut Niedersachsen (KFN) 
mit der Evaluation des Prostituiertenschutzgesetzes beauftragt.2 Man erinnert sich vielleicht:  
 

● Mit der Evaluation des Prostitutionsgesetzes von 2002 waren seinerzeit zwei Soziologinnen (Prof.  
   Cornelia Helfferich, Prof. Barbara Kavemann) und ein Strafrechtswissenschaftler (Prof. Joachim  
   Renzikowski) befasst. 
 

● Mit der Begutachtung des ProstSchG unter Federführung des KFN sind insgesamt acht Personen 
   betraut, fünf Männer und drei Frauen. Ihrer Profession nach sind es sieben Juristen*innen und eine  
   Sozialwissenschaftlerin. Unter den Juristinnen wiederum sind allein drei Kriminologen. Das ist an  
   sich schon stigmatisierend. Denn die Kriminologie ist die „Lehre vom Verbrechen“. 
 

 „Falls aber Prostitution gar kein ‚Verbrechen‘ im Sinne der Kriminologie ist, erscheint die 
 kriminologische Aufmerksamkeit dafür nicht nur erklärungsbedürftig, sondern sogar 
 brisant – etwa weil die Gefahr einer Stigmatisierung besteht, da eventuell erst die 
 Aufmerksamkeit der Kriminologie (sie) in die Nähe des ‚Verbrechens‘ rückt.“3   
 

Hauke Brettel, von dem diese Aussage stammt, weiß worüber er spricht. Zum einen ist er selbst mit 
einem eigenen Gutachten an der KFN-Evaluation beteiligt, zum anderen erklärt er, dass aus seiner 
Sicht Bezüge zwischen Prostitution und Verbrechen nicht rundweg ausgeschlossen sind:  
 

                                                           
1 „Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend evaluiert die Auswirkungen dieses 
Gesetzes auf wissenschaftlicher Grundlage unter Einbeziehung der Erfahrungen der Anwendungspraxis und 
eines wissenschaftlichen Sachverständigen, der im Einvernehmen mit dem Deutschen Bundestag zu bestellen 
ist. Die Evaluation setzt am 1. Juli  2022 ein. Der Evaluationsbericht ist dem Deutschen Bundestag spätestens 
am 1. Juli 2025 vorzulegen.“ (Drs. 18/8556) 
2 „Seit 2017 ist das Prostituiertenschutzgesetz in Kraft. Hat es seine Ziele erreicht? Das 
Bundesfrauenministerium hat nun das Kriminologische Forschungsinstitut Niedersachsen e.V. mit der 
Evaluation beauftragt.“ Vgl. https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/evaluation-des-
prostituiertenschutzgesetzes-beginnt-199312 
3 Brettel (2023), S. 267/68 
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 „Aber auch für das Anbieten oder die Inanspruchnahme von sexuellen Handlungen gegen 
 Entgelt finden sich aus rechtsgutsbezogener und soziologischer Perspektive eher als beim 
 ‚natürlichen‘ und ‚juristischen‘ Verbrechensbegriff Ansatzpunkte für eine Einordnung als 
 Verbrechen.“4 
 

Der auffällige Wechsel der an den Evaluationen beteiligten wissenschaftlichen Professionen ist 
keinesfalls unbedeutend oder zufällig. Er spiegelt die qualitativen Unterschiede der Zielsetzungen von 
Prostitutionsgesetz (2002) und Prostituiertenschutzgesetz (2017) ebenso wie die tektonischen 
Veränderungen der politischen Rahmenbedingungen. Die Engführung des Blickwinkels der Evaluation 
auf eine juristische und innerhalb derselben auf eine kriminologische Perspektive wird weder dem 
Gegenstand noch den Anliegen der betroffenen Sexarbeiter*innen gerecht und ist als kontraproduktiv 
abzulehnen. 
 
 
1.3  Verengung des Blickwinkels hat Methode: Zielerreichungsgrad, Praktikabilität, Akzeptanz 
 

 „Hat das Prostituiertenschutzgesetz seine Ziele erreicht? Wie hat es sich auf die in der 
 Prostitution tätigen Menschen ausgewirkt? Um diese Fragen zu beantworten, startet das 
 Bundesfrauenministerium am 1. Juli die Evaluation des Gesetzes.“5 
 
● Der methodische Ansatz des KFN-Gutachtens beinhaltet eine problematische Fokussierung auf den 
Grad der Erreichung der Ziele des Prostituiertenschutzgesetzes. Die Befassung mit dem 
„Zielerreichungsgrad“6 tritt damit an die Stelle einer kritischen Auseinandersetzung mit den Zielen des 
ProstSchG selbst. Die Frage der Legitimität der Ziele des ProstSchG bleibt damit außen vor.  
 
● Damit gerät die Evaluation des ProstSchG durch das KFN zu einer ganz und gar herrschafts-
konformen, ideologiebehafteten Veranstaltung. Unter diesem Vorzeichen kann von einer 
Evaluation der „Auswirkungen dieses Gesetzes auf wissenschaftlicher Basis“, wie sie in § 38 
ProstSchG7 gefordert wurde, keine Rede mehr sein. Mit der Fixierung auf eine Ermittlung des 
Zielerreichungsgrads der im ProstSchG vorgesehenen Maßnahmen setzt sich ein technokratisches 
Evaluations-Verständnis durch, in dem es bestenfalls um eine „Optimierung“ bestehender 
Zielvorgaben geht. Ein solch eingeschränktes Verständnis von Evaluation prägte bereits Geist und 
Buchstaben des Ausschreibungstexts des Bundesfamilienministeriums von 2021 zur ProstSchG-
Evaluation, wo es hieß: 
 

 „Gegenstand der Begutachtung ist insbesondere die Beschreibung und wissenschaftliche 
 Bewertung der Auswirkungen, die sich aus der Anwendung der Vorschriften des ProstSchG 
 ergeben. Die politische Bewertung der bei der Begutachtung gefundenen Ergebnisse ist 
 nicht Gegenstand des Gutachtenauftrages.“8  
 

Da die Ziele des ProstSchG politischer Natur sind, versteht es sich gleichsam von selbst, dass 
kritische Bemerkungen zum Zielerreichungsgrad einzelner Maßnahmen nicht zu einer grundsätzlichen 
Kritik an den politischen Zielen des Gesetzes selbst führen dürfen. Auf diesen Deal haben das KFN 

                                                           
4 ebenda, S. 272 
5 Vgl. Frauen vor Gewalt schützen - Evaluation des Prostituiertenschutzgesetzes beginnt, 28.6.2022, siehe:  
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/evaluation-des-prostituiertenschutzgesetzes-beginnt-
199312 
6 Ein „Zielerreichungsgrad“ trifft Aussagen darüber, in welchem Maße ein Ziel in einer bestimmten Zeit erreicht 
bzw. verfehlt worden ist und soll der Politik als Gradmesser für den Erfolg bzw. Misserfolg ihres Handelns 
dienen. 
7 § 38 Evaluation: „Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend evaluiert die 
Auswirkungen dieses Gesetzes auf wissenschaftlicher Grundlage unter Einbeziehung der Erfahrungen der 
Anwendungspraxis und eines wissenschaftlichen Sachverständigen, der im Einvernehmen mit dem Deutschen 
Bundestag zu bestellen ist.“ (Drucksache 18/8556, S. 30)  
8 Vgl.: Evaluation des am 01.07.2017 in Kraft getretenen Gesetzes zum Schutz von in der Prostitution tätigen 

Personen (Prostituiertenschutzgesetz-ProstSchG) Referenznummer der Bekanntmachung: BMFSFJ_2021_003, 

S. 2, siehe: https://ausschreibungen-

deutschland.de/813969_Evaluation_des_am_01072017_in_Kraft_getretenen_Gesetzes_zum_Schutz_von_in_d

er_Prostitution_2021_Berlin 
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und das Bundesfamilienministerium sich geeinigt, ein Deal auf Kosten der Wissenschaftlichkeit und 
der Unabhängigkeit der involvierten Wissenschaftler*innen. Derart problematische Einschränkungen 
lässt sich § 38 ProstSchG („Evaluation“) nicht entnehmen.  

Die von allen Seiten gepflegte Annahme, die Beschränkung auf den „Zielerreichungsgrad“ sei 
unpolitisch, erweist sich jedoch bei Licht betrachtet als Mythos. Tatsächlich beinhaltet die beiderseits 
vereinbarte Beschränkung auf eine „unpolitische“ Evaluation, dass sich die Evaluation mit den 
vorfindlichen politischen Zielen und Vorgaben voll und ganz identifiziert und damit ihre 
wissenschaftliche Unabhängigkeit preisgibt. 

● Der methodische Zynismus, der einer scheinbar unpolitischen, technokratisch daher-
kommenden Evaluation notwendig innewohnt, lässt sich an einem zugegebenermaßen drastischen 
Beispiel vor Augen führen. Man nehme hypothetisch an, die Regierung des damaligen Reichskanzlers 
und „Führers“ A. Hitler hätte 1937 eine Evaluation wesentlicher Teile ihres innenpolitischen Handelns 
in Auftrag gegeben. Nehmen wir weiter an, Wissenschaftler*innen hätten die Vorgabe gehabt, sich nur 
auf den „Zielerreichungsgrad“, die „Praktikabilität“ und die „Akzeptanz“ der von der Regierung 
ergriffenen Maßnahmen zu beschränken und sich ansonsten jeglicher politischer Stellung-nahme zu 
enthalten. Möglicherweise hätten manche Wissenschaftler*innen noch die „Wahl“ gehabt, zugunsten 
anderer dankend zu verzichten. Was aber hätten diejenigen, die sich diesen Bedingungen willig 
unterworfen hätten, ihren Auftraggebern zu berichten gehabt? Hinsichtlich des „Zielerreichungsgrads“ 
hätten sie beispielsweise im Falle der seit 1933 für politische Gegner des Regimes vorgesehe-nen 
„Schutzhaft“ auf eine noch unzureichende Einbeziehung von
„Arbeitsscheuen", „Asozialen" sowie Sinti und Roma verweisen und entsprechende Empfehlungen zur 
Steigerung des Zielerreichungs-grads machen können. Wäre das unpolitisch gewesen? Wohl kaum. 
Aber es wäre unsäglich gewesen.

● Das Beispiel zeigt, dass es keine unpolitische Evaluation politisch begründeter Entscheidungen 
geben kann. Auf den ersten Blick technokratisch anmutende Evaluations-Konzepte, die verkün-
den, dass es ihnen lediglich um den „Zielerreichungsgrad“, die „Praktikabilität“ etc. geht, versuchen 
dennoch Glauben zu machen, sie könnten sich gegenüber der Frage der Sinnhaftigkeit des 
Evaluationsgegenstandes und der in diesem Kontext verfolgten politischen Ziele bedeckt halten. Das 
nimmt auch der für die Evaluation des ProstSchG verantwortliche stellvertretende Direktor des KFN, 
Prof. Tilmann Bartsch, für sich in Anspruch, wenn er erklärt:

„Umso wichtiger dürfte für die Akzeptanz der hier vorgestellten Studie im Feld der Prostitution 
die Feststellung sein, dass sie ausschließlich auf eine Evaluation der Regelungen des 
ProstSchG und nicht auf eine generelle ethische und/oder politische Bewertung der 
Prostitution zielt.“9 

Eine solche Aussage ist mit großer Vorsicht zu genießen. Der vom KFN vorgelegte Evaluationsbericht 
zeigt an vielen Stellen eine schwer erträgliche Distanzlosigkeit gegenüber den politischen Zielen des 
Auftraggebers, die sich eben nicht im vielzitierten „Schutz von Prostituierten“ erschöpfen. Und der 
Bericht legt einen zweifelhaften Übereifer an den Tag, wenn es darum geht, das Überwachungs-
potenzial dieses Gesetzes zu optimieren. Das sollte nachdenklich machen. 

1.4  Politische Schlussfolgerungen und Empfehlungen im Widerspruch zu den eigenen 
       empirischen Befunden der Evaluation 

Ergebnisse und Empfehlungen einer Evaluation, die ihre eigenen empirischen Befunde nicht ernst 
nimmt, weil sie unter Umständen zu den politischen Zielvorstellungen des Auftraggebers in 
Widerspruch stehen, können nur falsch sein. Näheres dazu ergeben sich aus der Lektüre der 
nachfolgenden Kapitel und müssen hier nicht dupliziert werden. 

9 Bartsch et. al. (2024), S. 137 
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Punkt 3 
Der Lack ist ab: Die „Schutz“-Ideologie zerbröselt 
Das Prostituiertenschutzgesetz ist – wie schon der Name Glauben machen soll – ein Gesetz, dessen 
oberster Zweck der Schutz der sexuellen Selbstbestimmung von Prostituierten sein soll. Die KFN-
Evaluation hatte sich auftragsgemäß mit dem Zielerreichungsgrad dieses Gesetzes unter 
Einbeziehung der achtjährigen Anwendungspraxis zu befassen. Mittlerweile pfeifen es die Spatzen 
von den Dächern, dass das Prostituiertenschutzgesetz alles Mögliche schützt, nur eben nicht die 
Prostituierten.  

Doch die KFN-Evaluation eiert herum und weigert sich hartnäckig, diesen Befund zur Kenntnis zu 
nehmen und daraus entsprechende Konsequenzen zu ziehen. 

● Da wird in acht von 16 Bundesländern für die Anmeldung von den Sexarbeiter*innen „Schutz“geld
verlangt, was (wie mehrfach festgestellt wurde10) dem angeblichen Schutzzweck des Prostitutions-
gesetzes widerspricht. Die KFN-Evaluation fragt nicht nach den Gründen, warum das eingeführt und
bis heute so praktiziert wird.
● Da wird heranwachsenden, 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen eine „besondere Schutzbedürf-
tigkeit“ attestiert, aber nicht gezögert, ihnen durch doppelt so viele Beratungstermine doppelt so hohe
Schutzgelder abzupressen. Die KFN-Evaluation fragt nicht nach den Gründen, warum das bis heute
so praktiziert wird.
● Da wird Sexarbeiter*innen mit der Möglichkeit einer Alias-Anmeldung und entsprechender
Dokumente der Schutz ihrer Identität vorgegaukelt, wobei er durch die Vorzeigepflicht sowohl der
offiziellen Personaldokumente als auch der Aliasbescheinigung im Falle von Kontrollen wieder
zunichte gemacht wird. Die KFN-Evaluation fragt nicht nach den Gründen, warum das eingeführt und
bis heute so praktiziert wird.
● Da wird seitens der Evaluation festgestellt, dass Sanktionen gegenüber Personen, die man
rechtlich zu schützen beansprucht, ein Unding seien, fordert aber nicht die Abschaffung des
Sanktionskatalogs, sondern unterbreitet Vorschläge, ihn auszuweiten.
● Da sollen gemäß § 34 ProstSchG Anmeldedaten von Sexarbeiter*innen spätestens drei Monate
nach Ablauf der Gültigkeitsdauer des Hurenpasses gelöscht werden. Doch wird diese Regelung durch
anderweitig gesetzlich geregelte Aufbewahrungsfristen seitens des Finanzamtes bis zu einem
Jahrzehnt aufbewahrt. Die KFN-Evaluation fragt nicht nach den Gründen, warum das bis heute so
gegenüber Sexarbeiter*innen praktiziert wird.
● Da werden Sexarbeiter*innen mittels ProstSchG zur Teilnahme an ständig sich wiederholenden
Zwangsberatungen genötigt, ohne dass es für sie einen Rechtsanspruch auf muttersprachliche
Information und Beratung gibt.11 Die KFN-Evaluation fragt nicht nach den Gründen, warum das so
beschlossen wurde und bis heute so praktiziert wird. 
● Da wird von der Evaluation zwar festgestellt, dass das Übernachtungsverbot für Sexarbeiter*innen
in den Räumlichkeiten, in den sie arbeiten, dem Schutzzweck des ProstSchG widerspricht. Die KFN-
Evaluation fragt nicht nach den Gründen, warum das bis heute so praktiziert wird.
● Die Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe hat nach Erkenntnissen der Evaluation zwar zur
Schließung insbesondere kleinerer Prostitutionsbetriebe geführt, in denen Sexarbeiter*innen sich
durchaus geschützt fühlten. In der Folge hat das zur Abwanderung von Sexarbeiter*innen in
informelle, wenig einsehbare Bereiche sowie zu Online-Portalen geführt. Anstatt die Erlaubnispflicht in
Frage zu stellen, schlägt die KFN-Evaluation deren Ausdehnung auf die Online-Portale vor.
● Obwohl seit mittlerweile acht Jahren für Prostitutionsgewerbe eine Pflicht zur Vorlage eines
Betriebskonzepts besteht, erklärt der Abschlussbericht der KFN-Evaluation: „Ob und inwieweit mit
der Pflicht zur Aufstellung eines Betriebskonzepts tatsächlich eine Verringerung von Rísiken von in
Prostitutionsgewerben tätigen Prostituierten verbunden ist, ist bislang eine offene Frage.“12 Trotzdem
fordert die KFN-Evaluation für Prostitutionsvermittlungen, auch dort die Gewährung der Erlaubnis von
einem Betriebskonzept abhängig zu machen.

10 Demir in: von Galen (2024), S. 46/47 
11 Rixen (2018), S. 145 
12 Evaluation Abschlussbericht, S. 341 
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● Zu den mit dem ProstSchG implementierten Überwachungsverfahren hält die KFN-Evaluation fest:
„Ob und inwieweit die Normen auch den stets mit Kontroll- und Sanktionsnormen verfolgten Zweck
erfüllen, die Normadressaten zur Erfüllung ihrer Verhaltenspflichten anzuhalten, sodass hierdurch ein
besserer Schutz für die Prostituierten entsteht, konnte angesichts der Komplexität dieser Norm-
wirkungsvorgänge in dieser Evaluation nicht überprüft werden. Eine solche Prüfung war auch
nicht Gegenstand des Auftrags.“

● Die KFN-Evaluation stellt all die hier genannten Beispiele für „Schutzversagen“ lediglich als
bedauerliche  Einzelaspekte dar, die in dem einen oder anderen Fall – nicht aber in allen Fällen – zu
beseitigen sind. Nicht ein einziges Mal stellt sich die Evaluation die Frage, ob sich die einzelnen
Aspekte nicht zu einem insgesamt fragwürdigen Gesamtbild zusammenfügen und damit Zweifel an
dem vermeintlich obersten Gesetzesziel des Schutzes der Prostituierten aufkommen lassen könnten.

● Hieran zeigt sich die durch und durch ideologische Herangehensweise der KFN-Evaluation, die
den Anspruch und das auf dem Papier erklärte Ziel des Schutzes stets höher bewertet als die
Wirkungen, die aus der praktischen Umsetzung der vom ProstSchG installierten Aufsichtsinstrumente
resultieren.

● Während jeder Grundschülerin und jedem Grundschüler einleuchtet, dass der Sonnenschutzfaktor
einer Sonnencreme nicht die Sonne, sondern den Menschen vor der Sonne schützt, kommen die
Autoren der KFN-Evaluation nicht einmal im Traum darauf, dass es dem Prostituiertenschutzgesetz
trotz anders lautender Rhetorik mehr um den Schutz der Allgemeinheit vor den Prostituierten als
um den Schutz der Prostituierten geht. Da trifft es sich, dass die Evaluation praktischer Weise die
Befassung mit dem Oberziel „Schutz der Allgemeinheit“ gänzlich ausgeklammert hat:

„Das ProstSchG enthält zwei Oberziele. Zentral geht es dem Gesetzgeber – was schon der 
Name des Gesetzes zum Ausdruck bringt – um den Schutz der Prostituierten (Oz1).378 
Daneben steht als weiteres Oberziel der Schutz der Allgemeinheit (Oz2):379 Der 
Gesetzgeber dachte diesbezüglich nicht zuletzt an den Schutz der Jugend – etwa vor 
unangemessener Werbung für sexuelle Dienstleistungen (s. explizit § 32 Abs. 3 Nr. 2 
ProstSchG). Angesichts einer notwendigen Begrenzung des Untersuchungsgegenstands 
wurde vor allem ein Augenmerk auf das namensgebende Oberziel Schutz von Prostituierten 
(Oz1) gelegt. Dem Oberziel Schutz der Allgemeinheit (Oz2) wird im Folgenden kaum 
mehr Beachtung geschenkt.“13 

Punkt 4 
Die Kritik an der KFN-Evaluation auf den Punkt gebracht 

1. Mangelnde Wissenschaftlichkeit: Verzicht auf eine kritische Bewertung des Prostituierten- 
    schutzgesetzes: Die Fokussierung auf die Bewertung von „Zielerreichung“, „Praktikabilität“ und

 subjektiver „Akzeptanz“ bestehender Regelungen des ProstSchG verhindert Auseinandersetzung 
    um die Legitimität der mit diesem Gesetz verfolgten Ziele. 

2. Fehlende Unabhängigkeit gegenüber den Interessen und Sichtweisen des Auftraggebers
verhindert eine ergebnisoffene Evaluation.

3. Dominieren einer ideologischen Sichtweise: Empirische Befunde der Evaluation finden in den
Empfehlungen keinen Niederschlag. Empfehlungen stehen vielfach in Widerspruch zu eigenen
Befunden.

4. Parteinahme für ein Konzept der rechtlichen Ungleichbehandlung von Prostitution gegenüber
anderen Erwerbstätigkeiten. Widerlegte Prämissen bisheriger Prostitutionspolitik werden kritiklos
beibehalten und tradiert.

5. Plädoyer für eine quantitative Ausweitung und qualitative Verschärfung der Aufsichts- 
    instrumente des ProstSchG, obwohl Risiken, Gewalt und Kriminalität in der Prostitution ein
    geringes Ausmaß haben und nicht – wie vielfach behauptet – mit Prostitutionstätigkeit unlöslich 
    verknüpft sind. 
6. Keine positive Vision eines gesellschaftlichen Umgangs mit Prostitution jenseits konstruierter

Negativzuschreibungen, pauschalem Misstrauen und überdimensionierter Kontrolle und
Überwachung.

13 Evaluation Abschlussbericht, S. 53 
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Punkt 5 
Der Gleichstellungs-Ansatz in der Prostitutionsfrage 

Die gleichstellungspolitische Perspektive ist der Ausgangspunkt der vorliegenden Kritik an der KFN-
Evaluation des ProstSchG. Diesbezüglich seien zum besseren Verständnis einige Klarstellungen 
vorangeschickt. 

● Die Behauptung, Prostitution habe aufgrund des überwiegenden Frauenanteils in diesem Beruf
problematische „geschlechterasymmetrische Ausprägungen“, weshalb der Anspruch, Prostituierte
zu schützen, auch „gleichstellungspolitisch bedeutsam“14 sei, ist aufgrund ihrer offensichtlichen
Banalität bedeutungslos. Weder ist die „Asymmetrie der Geschlechter“ der Ursprung von Übergriffen
und Gewalt, noch gibt es empirisch belastbare Hinweise für die damit verbundene Unterstellung,
wonach eine „Symmetrie unter Geschlechtern“ eine Gewalt eindämmende oder gar eine sie
verhindernde Qualität habe. Die Asymmetrie der Geschlechter ist aufs Engste mit der spezifischen
Berufstätigkeit der Prostitution verbunden, sodass sie – abgesehen davon, dass es völlig sinnfrei wäre
– durch rechtliche Vorkehrungen nicht abgeschafft werden kann, ohne die Prostitution selbst
abzuschaffen.

● Wer Gleichstellungspolitik als Mittel versteht, um Stigmatisierung und Diskriminierung von Frauen in
der Prostitution abzubauen und ihre Rechte zu sichern, muss die Gleichstellung von Prostitution
und anderen Erwerbstätigkeiten fordern und dafür die Voraussetzungen schaffen. Ein wesentliches
Hindernis für die berufliche Gleichstellung von Sexarbeit in der Prostitution mit anderen
Berufstätigkeiten ist die Existenz von sachlich unbegründeter, diskriminierender rechtlicher Ungleich- 
und damit Sonderbehandlung.

● Kernpunkt aller Ungleichbehandlung von Prostitution ist die Existenz eines diskriminierenden
prostitutionsspezifischen Sonder-Strafrechts, mit dem der Beruf Prostitution als einziger Beruf in
Deutschland staatlicherseits zwangsbeglückt wird. Die Beseitigung dieses prostitutionsspezifischen
Sonderstrafrechts durch dessen Rückführung auf allgemeine und für alle gleich geltende
Straftatbestände ist die vorrangige Aufgabe, wenn es darum geht, der facettenreichen und
langlebigen gesellschaftliche Stigmatisierung von Prostitution den Boden zu entziehen.

● Die so verstandene Politik der Gleichstellung von Prostitution mit anderen Erwerbstätigkeiten
leugnet nicht die Besonderheiten des Berufs Prostitution und der damit verbundenen
Herausforderungen. Sie entzieht sich aber dem perfiden selektiven Blick auf diese Besonderheiten,
der sie auf einige wenige Negativaspekte reduziert, um sie dann zum Anknüpfungspunkt für eine
diskriminierende rechtliche Sonderbehandlung zu machen.

● Gleichstellung von Prostitution mit anderen Berufen bedeutet nicht, sie in jeder Hinsicht und bis ins
Detail mit andern Berufen gleich zu behandeln. Vielmehr geht es darum, Prostitution im Bewusstsein
ihrer Besonderheiten und Gemeinsamkeiten in den maßgeblichen Grundlinien mit anderen Berufen
gleichzustellen und als eine gesellschaftlich relevante und nützliche Tätigkeit anzuerkennen.

Punkt 6 
Warum Gegen-Evaluation? 
Der Terminus „Gegen-Evaluation“ ist gemeinhin nicht gebräuchlich. Er signalisiert nicht etwa, dass 
man grundsätzlich oder im gegebenen Fall gegen eine Evaluation ist und sie deshalb ablehnt. 
Eine Gegen-Evaluation ist vielmehr eine Bewertung, die als Reaktion auf eine vorherige Evaluation 
durchgeführt wird, um deren Ergebnisse zu überprüfen oder zu hinterfragen. Sie dient dazu, die 
Gültigkeit, Zuverlässigkeit und Nachvollziehbarkeit der ursprünglichen Evaluation zu prüfen und 
daraus entsprechende Schlussfolgerungen zu ziehen. 

14 Vgl. Drs. 18/8556, S. 58 
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Grundannahme 1 
„Kriminogene Strukturen“ im Prostitutionsgewerbe 

1.1  Die Annahme kriminogener Strukturen im Prostitutionsgewerbe 
Im Prostituiertenschutzgesetz hat der Gesetzgeber 2016 ausgeführt, dass die spezielle Ausgestaltung 
der Regulierung des Prostitutionsgewerbes zum Ziel habe, den Besonderheiten dieses Gewerbes 
angemessen und praxistauglich Rechnung zu tragen. Dabei gehe es 

„um gesetzliche Maßnahmen, die effektiv und praxistauglich sind, um die in der Prostitution 
Tätigen besser zu schützen und ihr Selbstbestimmungsrecht zu stärken, um fachgesetzliche 
Grundlagen zur Gewährleistung verträglicher Arbeitsbedingungen und zum Schutz der 
Gesundheit für die in der Prostitution Tätigen zu schaffen und um Kriminalität in der 
Prostitution wie Menschenhandel, Gewalt gegen Prostituierte und Ausbeutung von 
Prostituierten und Zuhälterei zu bekämpfen. Dies soll das Prostituiertenschutzgesetz 
 leisten.“15 

● Die Rede war von „kriminogenen Strukturen“ innerhalb der Prostitution. Mit anderen Worten: Das
Prostitutionsgewerbe hat aus der Perspektive des ProstSchG ein strukturelles Problem, dem fortan
mit „behördlichen Aufsichtsinstrumenten“ entgegengetreten werden solle.16

● Dass der Gesetzgeber diese Annahme dem ProstSchG zugrunde legte, ohne sich gezwungen zu
sehen, sie empirisch belegen zu müssen, war zweifellos Ausdruck der Tatsache, dass es sich dabei
seinerzeit um eine allgemein verbreitete Sicht der Dinge handelte, die deshalb keine besondere
Begründung zu benötigen schien.

● Doch die KFN-Evaluation, die die Bekämpfung so genannter „prostitutionsspezifischer
Kriminalität“ unschwer als eines der Hauptziele des ProstSchG ausmacht, kann sich die Sache
nicht ganz so einfach machen wie der Gesetzgeber zehn Jahre zuvor. Denn schließlich hat sie sich
zum Ziel gesetzt, wenn schon nicht die Legitimität der Ziele an sich, so doch zumindest deren
„Zielerreichungsgrad“ genauer unter die Lupe zu nehmen.

1.2  Welche Faktoren eignen sich als Indikatoren der Kriminalitätsbekämpfung? 

● Die Frage für die Evaluation war allerdings, was geeignete Indikatoren seien könnten, anhand
derer sich ein Fortschritt in der Bekämpfung „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ sichtbar machen
und bewerten lasse. Zu diesem Zweck analysiert das KFN unter dem spezifischen Blickwinkel des
Ausmaßes Kriminalität im Prostitutionsgewerbe

(1) die Angaben zur Versagung von Anmeldebescheinigungen bzw. zur Versagung von
Bescheinigungen einer Teilnahme an der Gesundheitsberatung;

(2) Angaben zur Versagung der Erlaubnis, ein Prostitutionsgewerbe zu führen;

(3) Angaben der Betreiber*innen von Prostitutionsgewerben zur Untersagung der Ausübung
der Prostitution bei Sexarbeiter*innen in ihren Betrieben;

(4) Angaben zur inakzeptable Einflussnahme Dritter auf die Prostitutionsausübung in ihren
einzelnen Phasen;

15 Vgl. Drucksache 18/8556, S. 1/2 
16 Vgl.: „Die fehlenden gesetzlichen Maßstäbe für Prostitutionsstätten und andere Erscheinungsformen des 
Prostitutionsgewerbes sowie das bestehende Defizit an behördlichen Aufsichtsinstrumenten begünstigen 
insgesamt die Erhaltung intransparenter und kriminogener Strukturen, sie erschweren die Bekämpfung von 
Menschenhandel und behindern die Implementierung gesundheits-, arbeitsschutz- und sicherheitsbezogener 
Mindestanforderungen.“ (Drucksache 18/8556, S. 32) 
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(5) und schließlich Angaben, inwieweit Sexarbeiter*innen in der Prostitutionsausübung von
sonstigen, nicht „prostitutionsspezifischen“ Formen der Kriminalität betroffen sind.

1.3  Was sagt die Ablehnung von Anmeldebescheinigungen über Schutz vor 
  Kriminalität bzw.  Fortschritte der Kriminalitätsbekämpfung aus? 

Zur Versagung von Anmeldebescheinigungen finden sich Angaben in der Bundesstatistik zur Prosti-
tution. Allerdings nicht in der veröffentlichten Stichtags-Statistik, sondern in der unveröffentlichten 
Statistik des laufenden Jahres. Für den 5-Jahres-Zeitraum von 2019 bis 2023 ergibt sich folgende 
Datenlage: 

TABELLE 01: Ablehnungen von Anmeldebescheinigungen gemäß Bundesstatistik (2019 - 2023)17 

Nr. Indikator 2019 2020 2021 2022 2023 Summe 

01 Neu-Anmeldungen 13.934 7.932 9.824 12.631 12.011 56.332 
02 Verlängerungen 1.014 4.106 3.191 4.338 4.999 17.648 
03 Ablehnungen 78 149 44 63 34 368 
04 Summe Anmeldevorgänge 15.026 12.187 13.059 17.032 17.044 74.348 

05 Anteil Ablehnungen in % 0,52 % 1,22 % 0,34 % 0,37 % 0,20 % 0,49 % 

● Die Ablehnung von Anmeldebescheinigungen gilt gemeinhin als Schutzmaßnahme im Bereich der
Prostitution. Die Bundesstatistik hat freilich den Nachteil, dass sie die Ablehnungsgründe nicht
aufschlüsselt und damit den Anteil der „prostitutionsspezifischen Kriminalität“ nicht preisgibt.

● Doch auch ohne diesen Punkt wird eines deutlich: Der Anteil der Ablehnungen an allen
Anmeldevorgängen macht gerade einmal 0,49 % aus. Mit anderen Worten: Auf 10.000
Anmeldevorgänge kamen im Zeitraum 2019 bis 2023 lediglich 49 Ablehnungen.
Diese Quote verdeutlicht die Marginalität der Ablehnungen. Der Anteil der Ablehnungen, die auf
dem Verdacht „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ beruhen, dürfte um ein Erhebliches geringer sein
und lediglich einen Bruchteil der 0,49 % ausmachen.

● Auch ohne diesen speziellen Anteil zu kennen, dürfte eines gewiss sein: Von einem strukturellen
Problem im Zusammenhang kriminogener Faktoren in der Prostitution auszugehen, erweist sich
angesichts der hier vorliegenden Größenordnungen als eine irrelevante, wenngleich phantasievolle
Übertreibung des Gesetzgebers von 2016.

● Doch die KFN-Evaluation wollte sich auf ihrer Suche nach „prostitutionsspezifischer Kriminalität“
nicht von der wenig aussagekräftigen Bundesstatistik entmutigen lassen und hoffte, bei der
Befragung von 497 Behörden-Sachbearbeiter*innen fündig zu werden. Denn hier hatte man es
selbst in der Hand, danach zu fragen.

● Dabei kam es der Evaluation gelegen, dass nicht nur die Anmeldebehörden, sondern auch
Gesundheitsbehörden Versagungen bei Bescheinigungen einer Teilnahme an der Gesundheits-
beratung aussprachen, wozu sie nach Gesetz nicht befugt waren. Obwohl sie frei nach dem Motto
„legal, illegal scheißegal“ oder wie die Juristen sagen: contra legem handelten, sieht die KFN-
Evaluation darin keinen Grund zur Rüge, sondern nimmt das übergriffige Vorgehen der Behörden-
Mitarbeiter*innen hin.

Von den 265 befragten Sachbearbeiter*innen der Ordnungsbehörden gaben 39,6 % der Befragten 
(105 Personen) an, mindestens einmal die Erteilung der Anmeldebescheinigung versagt zu haben. 

Von 232 befragten Sachbearbeiter*innen der Gesundheitsbehörden gaben immerhin 16,8 % der 
Befragten an (39 Personen), also jeder 6. Befragte, (illegaler Weise) mindestens einmal die Erteilung 
einer Teilnahmebescheinigung versagt zu haben, obwohl dies im ProstSchG gar nicht vorgesehen ist. 

17 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 182 ff 
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Tabelle 02 zeigt: 

TABELLE 02: Rolle von „Menschenhandel / Ausbeutung‘ bei der Versagung von Hurenpass und 
Bescheinigung über die Teilnahme an einer gesundheitlichen Beratung – Befragung 
Behörden-Sachbearbeiter*innen (2017 - 2023)18

Nr. Gründe der Versagung

Anmelde-
bescheinigung

Bescheinigung 
gesundheitliche

Beratung
n = 265 n = 232

Anzahl 
Nennung
der Gründe

in % aller 
Nennungen

Anzahl
Nennung
der Gründe

in % aller 
Nennungen

01 Fehlende Arbeits- bzw. Aufenthaltserlaubnis 677 44,8 % 221 42,0 %
02 Fehlende Unterlagen 493 32,6 % 138 25,1 %
03 Abbruch wegen Sprachbarriere 187 12,4 % 100 18,2 %

Gefälschte Unterlagen 68 4,5 % 2 0,4 %
04 Substanzeinfluss 30 2,0 % 13 2,4 %
05 Menschenhandel / Ausbeutung (unter 21 J.) 17 1,1 % 42 7,6 %
06 Menschenhandel / Ausbeutung (21 J. +) 12 0,8 % 11 2,0 %
07 Starke intellekt. und geistige Einschränkung 7 0,5 % 12 2,2 %
08 Minderjährigkeit 1 0,1 % 10 1,8 %
09 Schwangerschaft 1 0,1 % 1 0,2 %

Summe der genannten Gründe:
(Mehrfachnennungen möglich / Gründe ≠ Fälle) 550 100 % 1.510 100 %

● Menschenhandel und Ausbeutung in der Prostitution sind unter den Gründen der Versagung von
Hurenpass oder Gesundheits-Bescheinigung marginal. Sie machen bei Ordnungsbehörden 1,9 %
bzw. bei Gesundheitsbehörden 9,6 % aller genannten Gründe der Versagung einer Bescheinigung
aus, ohne die Prostitution nicht ausgeübt werden kann.

Ob das als viel oder wenig zu bewerten ist, zeigt Tabelle 03: 

● Lediglich in 0,06 % aller Fälle wurde in der Zeit von 2017 bis 2023 eine Anmeldebescheinigung
wegen der Vermutung von „Menschenhandel / Ausbeutung“ nicht erteilt. Mit anderen Worten:
Ablehnungen erfolgten nur bei 6 von 10.000 Anmeldevorgängen.

● In 0,07 % aller Fälle wurde eine Bescheinigung über die Teilnahme an der Gesundheitsbera- 
    tung (illegalerweise) wegen der Vermutung von „Menschenhandel / Ausbeutung“ nicht erteilt. Mit
    anderen Worten: Das war nur in 7 von 10.000 Anmeldevorgängen der Fall. 

● Dies geschah im Zeitraum von 2017 bis 2023 in insgesamt 82 Fällen, d. h. ca. 12mal pro Jahr.

TABELLE 03: Anteil der Versagungen wegen „Menschenhandel / Ausbeutung“ pro ausgestellten 
  Anmeldebescheinigungen (2017 - 2023) 

Nr. Indikator Ordnungs-
behörde

Gesundheits-
behörde

01 Ausgestellte Anmeldebescheinigungen gesamt 52.210 74.246
02 Ausgestellte Anmeldebescheinigungen pro Jahr 7.459 10.607
03 Versagungen u. a. wegen „Menschenhandel / Ausbeutung“ gesamt 29 53
04 Versagungen wegen „Menschenhandel / Ausbeutung“ pro Jahr 4,1 9,6

05
Anteil Versagungen wegen „Menschenhandel / Ausbeutung“
bezogen auf alle ausgestellten Anmeldebescheinigungen 0,06 % 0,07 %

Fazit: Die KFN-Evaluation hat damit den eigentlich gar nicht intendierten Nachweis erbracht, dass 
entgegen den Annahmen des Gesetzgebers Kriminalität in der Prostitution keine herausragende, 
sondern vielmehr eine marginale Rolle spielt. Doch anstatt dieses Ergebnis zum Ausgangspunkt 

18 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 212 - 216

Nr. Gründe der Versagung

Anmelde-
bescheinigung

Bescheinigung 
gesundheitliche

Beratung
n = 265 n = 232

Anzahl
Nennung
der Gründeder Gründeder

in % aller 
Nennungen

Anzahl
Nennung
der Gründeder Gründeder

in % aller 
Nennungen
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kritischer Reflexionen hinsichtlich der Grundannahmen des Prostituiertenschutzgesetzes zu machen, 
halten die Verfasser*innen der Evaluation brav die Füße still und suchen weiter nach Spuren 
„prostitutionsspezifischer Kriminalität“.  

1.4  Was sagt die Versagung von Erlaubnissen zum Führen eines Prostitutions- 
       gewerbes über Fortschritte der Kriminalitätsbekämpfung aus? 
Versagungen bei Erlaubnissen zum Führen eines Prostitutionsgewerbes können u.a. wegen 
persönlicher Unzuverlässigkeit des Antragstellers ausgesprochen werden und gelten gemeinhin als 
Indikator des Schutzes vor Kriminalität, den das ProstSchG den Sexarbeiter*innen damit zu gewähren 
versprach. 

Auch in diesem Fall analysiert die KFN-Evaluation die (wenig aussagefreudige) Bundesstatistik zu 
Prostitution. Sie stützt sich zudem auf die Ergebnisse einer eigenen Befragung von 274 Sach-
bearbeiter*innen der in die Untersuchung mit einbezogenen 128 Anmeldebehörden  

TABELLE 04: Versagungen von Erlaubnissen zum Führen eines Prostitutionsgewerbes aufgrund 
  mangelnder Zuverlässigkeit  – Bundesstatistik / Behörden-Befragung (2017 - 2023)19 

Nr. Indikator 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 Gesamt 

Bundes-Statistik 
01 Gültige Erlaubnisse (Stichtag) 1.350 1.600 2.167 2.285 2.286 2.314 2.312 - 
02 Erteilte Erlaubnisse + Verlängerg. 

(Jahres-Statistik)  
680 739 347 445 368 390 2.969 

03 Versagungen (Jahres-Statistik) 103 140 51 51 27 36 408 
04 - wg. mangelnd. Zuverlässigkeit 13 42 17 16 9 - 97 
05 - wg. Betriebskonzept 32 - - 13 - 10 
06 - aus anderen Gründen 58 - - 22 - - 
07 - Widerruf / Rücknahme

(ohne Nennung der Gründe)
16 28 50 9 38 28 169 

Befragung Behörden 
08 Begonnene Erlaubnisverfahren 656 396 262 171 146 136 167 1.934 
09 Erteilte Erlaubnisse 69 240 262 110 83 100 248 1.112 
10 Versagungen gesamt 10 57 48 35 14 16 10 190 
11 - wg. mangelnd. Zuverlässigkeit 3 11 17 15 5 7 4 62 
12 - wg. mg. sex. Selbstbestimmung 1 - 1 - - 1 0 3 
13 - wg. Ausbeutung Vorschubleisten - - 2 - - - - 2 
14 - Probleme Mindestanforderungen - - - 3 1 1 1 6 
15 - wg. Konflikt mit Sperrgebiet 0 8 6 1 0 0 0 15 
16 - wg. Baurecht 2 14 26 17 7 8 1 75 
17 - wg. Stohmann-Vermutung - - 12 1 0 1 0 15 
18 - aus sonstigen Gründen 5 

Die Analyse der Bundesstatistik ergab: 

● Binnen sechs Jahren (2018 - 2023) gab es auf 2.969 erteilte und verlängerte Betriebs-Erlaubnisse
insgesamt 408 Versagungen, darunter 97 Versagungen wegen mangelnder Zuverlässigkeit.
D. h. die Person des Antragstellers wurde aus unterschiedlichen Gründen, die nicht bekannt sind und
die nichts mit Kriminalität zu tun haben müssen, als nicht zuträglich für das Führen eines Prostitutions-
gewerbes eingestuft. Das ist ein Anteil von 2,9 % bezogen auf alle in diesem Zeitraum bearbeiteten
Erlaubnisverfahren.

Die Befragung der Behörden-Mitarbeitenden ergab: 

● Binnen sieben Jahren (2017 - 2023) gab es 190 Versagungen bezogen auf 1.934 begonnene
Erlaubnis-Verfahren (9,8 %). Bezogen auf die erteilten Erlaubnisse lag die Versagungsquote bei 17,1
%. Darunter waren 62 Versagungen aufgrund mangelnder Zuverlässigkeit des Antragstellenden.

19 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 174 u. 295 ff. 
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Das ist eine Quote von 5,6 % bezogen auf alle erteilten und verlängerten Erlaubnisse bzw. eine 
Quote von 3,2 % bezogen auf alle begonnenen Erlaubnisverfahren. 

● Die Daten sind allerdings nur begrenzt aussagekräftig, da der Begriff der „Zuverlässigkeit“ weit
gefasst und unbestimmt ist. Er sagt für sich genommen wenig über das tatsächliche Vorliegen von
Kriminalität im Prostitutionsgewerbe aus. Gleichwohl sind die Größenordnungen in keiner Weise
geeignet den Eindruck zu bestärken, als sei Prostitution in hohem Maße kriminalitätsbelastet. Die
Daten zur Versagung von Erlaubnissen verdeutlichen allerdings den beharrlichen Versuch, auf
vielfältigen Wegen Prostitutionsgewerbe zu schließen und auf diese Weise Prostitution von der
Angebotsseite her einzudämmen.

1.5  Untersagung von Prostitutionstätigkeit in Betrieben des Prostitutionsgewerbes 

Betreiber*innen von Prostitutionsgewerben sind nach § 25 Abs.1 ProstSchG verpflichtet, Personen die 
Ausübung der Prostitutionstätigkeit zu untersagen, wenn erkennbar ist,  dass sie minderjährig sind, 
keine gültige Anmeldebescheinigung haben oder möglicherweise von „Menschenhandel“, Ausbeutung 
oder „Zwangsprostitution“ betroffen sind. 

● Die Evaluation hat im Zuge ihrer Befragungen 222 Prostitutions-Gewerbetreibende zum Thema
„Untersagungen“ der Prostitutionstätigkeit in ihren Betrieben befragt. Das Ergebnis: Von 222 Befrag-
ten haben nur gut ein Drittel, nämlich 76 Betreiber*innen (34,2 %), in den letzten 12 Monaten Unter-
sagungen getätigt.

● Die meisten Untersagungen erfolgten allerdings aus anderen Gründen als des Verdachts auf
Menschenhandel / Ausbeutung. Unter den vier möglichen Gründen (keine gültige Anmelde-
bescheinigung / Verdacht auf Menschenhandel bzw. Ausbeutung / Minderjährigkeit / andere Gründe)
wurde der Grund „keine gültige Anmeldebescheinigung“ mit 76,3 % der insgesamt 507 Gründe am
häufigsten genannt.

● Lediglich 13 Betreiber*innen von Prostitutionsgewerben gaben an, binnen der letzte 12 Monate
einer Person wegen Verdachts auf Menschenhandel bzw. Ausbeutung die Ausübung der Prostitution
untersagt zu haben, was einer Quote von 5,9 % aller insgesamt befragten Betreiber*innen entsprach.

Belege für ein strukturelles Problem des Prostitutionsgewerbes mit Kriminalität erfordern andere 
Größenordnungen als die hier ermittelten Dimensionen. 

TABELLE 05: Untersagungen der Ausübung der Prostitution wegen Verdachts auf Menschenhandel / 
Ausbeutung durch Prostitutionsgewerbe-Betreiber*innen in den letzten 12 Monaten (n = 222) 

Nr. Indikator Prostitutionsgewerbebetreibende 

abs. in % 
01 Zahl der befragten Prostitutionsgewerbetreibenden 222 100 % 
02 davon: keine Untersagungen getätigt 132 59,5 % 
03 davon: keine Angaben 14 6,3 % 
04 davon Untersagungen getätigt 76 34,2 % 

05 davon: Vermutung „prostitutionsspezifischer Kriminalität“   
   (Menschenhandel / Ausbeutung als Grund) 

13 5,9 % 

1.6  Angaben zum inakzeptablen Einfluss Dritter während der Prostitutionsausübung 
Die von der KFN-Evaluation ermittelten Daten zur inakzeptablen Einflussnahme Dritter auf die 
Aufnahme bzw. Fortführung von Prostitutionstätigkeit liefern ebenfalls keinen Nachweis exorbitanter 
Kriminalität in der Prostitution. 

● Unter allen angegebenen Gründen für die Aufnahme bzw. Fortsetzung der Prostitutionstätigkeit
spielten diejenigen, die auf einen inakzeptablen Einfluss Dritter verweisen, eine marginale Rolle. Die
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Zahlenangaben schwanken zwischen einem Anteil von 1,7 % und 3,5 % der Gründe für die 
Aufnahme bzw. Fortsetzung der Prostitution. 

TABELLE 06: Befragung Prostituierte: Inakzeptabler Einfluss Dritter bei der Aufnahme bzw. 
  Fortsetzung von Prostitution (Zahl der Gründe und der betroffenen Personen) 

Nr Item 

Aufnahme Prostitutionstätigkeit Fortführung Prostitutionstätigkeit 

Zahl 
Befragte 

Nennung  
Grund 

Anteil an 
Befragten 

Zahl 
Befragte 

Nennung  
Grund 

Anteil an 
Befragten 

01 Eindruck, gezwungen 
zu sein n = 1.987 68 3,5 % n = 1.969 41 2,1 % 

02 Mir wurde gedroht n = 1.988 66 3,3 % n = 2.017 54 2,7 % 

03 Mir wurde mit Gewalt 
gedroht n = 2.043 59 2,9 % n = 2.043 35 1,7 % 

04 Personen hinter den 
genannten Gründen n = 2.092 131 6,8 % n = 2.069 76 3,7 % 

● Bei der Aufnahme der Prostitution handelte es sich um 131 betroffene Personen (6,8 %) und bei
der Fortführung der Prostitution um 76 betroffene Personen (3,7 % aller Befragten), bei denen nach
Selbstauskunft der befragten Sexarbeiter*innen strafrechtlich relevantes Handeln im Spiel gewesen
sein könnte. Der Anteil der rechtlich gesehen „Unfreiwilligen“ läge damit zwischen 3 % und 7 %.
Das heißt im Umkehrschluss: Sollte die Prostituierten-Befragung der KFN-Evaluation zwar nicht
repräsentativ, wegen ihrer Größe, der vielen Zugangswege zu den Befragten und der Repräsentanz
unterschiedlicher Gruppen aber aussagekräftig sein, so wäre die übergroße Mehrheit der
Sexarbeiter*innen nach eigenen Angaben nicht unter Bedingungen von Zwang und Gewalt in der
Prostitution tätig. Ihnen trauen sowohl behördliche Sachbearbeiter*innen, aber auch Kunden und
Betreiber*innen im Übrigen die verlässlichste Einschätzung zu hinsichtlich der Bewertung der Frage,
ob eine ihrer Kollegen*innen von Menschenhandel/Ausbeutung betroffen ist oder nicht.

● Diese Größenordnungen spiegeln sich auch in den Angaben mit Blick auf die Selbstbestimmung von
Sexarbeiter*innen im Zuge der Prostitutionsausübung, wie die Ergebnisse in Tabelle 07 zeigen.20

TABELLE 07: Befragung Prostituierte: Selbstbestimmung in der Ausübung der Prostitutionstätigkeit 

Nr. Item Zahl der 
Befragten 

Antwort: 
„trifft eher nicht zu“ 

01 Selbstbestimmte Entscheidung über die Leistung n = 2.269 3,7 % 
02 Selbstbestimmte Entscheidung über den Preis der Leistung n = 2.207 9,0 % 
03 Selbstbestimmte Entscheidung über die Auswahl der Kunden n = 2.235 10,9 % 
04 Selbstbestimmte Entscheidung über den Abbruch eines Treffens n = 2.220 5,0 % % 

1.7  Betroffenheit durch allgemeine Formen „sonstiger Kriminalität“ 

Die KFN-Evaluation ist bezüglich eines nennenswerten Ausmaßes so genannter „prostitutions-
spezifischer Kriminalität“ im Prostitutionsgewerbe trotz angestrengter Bemühungen nicht fündig 
geworden. Daher wendet sie sich Formen „sonstiger Kriminalität“ zu und bezieht sie in die Evaluation 
des ProstSchG mit ein, obwohl dies nicht zum Untersuchungsauftrag der Evaluation gehörte. 

● Dem Abschlussbericht der Evaluation ist zu entnehmen, dass von insgesamt 2.350 befragten
Prostituierten 1.446 Prostituierte (61,5 %) in den letzten 12 Monaten keine Kriminalität erfahren haben.
Etwas mehr als ein Viertel aller Befragten, nämlich 668 (28,4 %), haben dagegen nach eigenen
Angaben allgemeine Kriminalität erfahren. 236 Prostituierte (10 %) haben dazu keine Angaben
gemacht. Im Falle der Erfahrung von Kriminalität seitens 668 der insgesamt 2.350 befragter
Sexarbeiter*innen handelt es sich nicht um so genannte „prostitutionsspezifische Kriminalität“,

20 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 460 
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sondern um „andere Formen der Kriminalität in der Prostitution“21, wobei sieben strafrechtlich 
relevante Delikte thematisiert wurden. 

● Dabei haben – um es an einem Beispiel zu verdeutlichen – 158 oder 6,8 % der 2.292 befragten
Sexarbeiter*innen binnen eines Jahres eine Körperverletzung erfahren, wobei dies – wie 131
Sexarbeiter*innen berichten – insgesamt 487mal, mithin im Schnitt 3,7mal pro Person passierte.

● Für erfahrene „sexuelle Gewalt“ in der Prostitution finden sich zwei Angaben: 60 von 2.294
Befragten (2,6 %) haben sexuelle Nötigung erfahren, wobei 40 Befragte angaben, dass sie das im
Schnitt 7,2mal binnen eines Jahres erlebten. Sexuell belästigt („in sexuell bestimmter Weise
körperlich berührt“: „küssen, grapschen, streicheln“) fühlten sich hingegen 17,1 % der Befragten (392
Personen), wobei dies nach Angaben von 329 Personen im Schnitt 10mal binnen der letzten 12
Monate geschah.

TABELLE 08: Prostituierte mit Erfahrung allgemeiner Kriminalität (n = 668) nach Kriminalitätsform und 
  Häufigkeit der erfahrenen Kriminalität in den letzten 12 Monaten22 

Nr. Delikt 

Wurde Kriminalitätsform erlebt? Wie oft wurde Kriminalität erlebt? 

Befragte 
Personen 

Nennung23 
Anteil 

an allen 
Befragten 

Nennung24 Häufigkeit 
Taten 
pro 

Person 

01 Bedrohung n = 2.294 197 8,6 % 163 1.019 6,3 
02 Diebstahl n = 2.291 225 9,8 % 194 520 2,7 
03 Raub n = 2.292 99 4,3 % 73 168 2,3 
04 Betrug n = 2.292 259 11,3 % 219 655 3,0 
05 Körperverletzung n = 2.290 158 6,8 % 131 487 3,7 
06 sex. Belästigung n = 2.292 392 17,1 % 329 3.305 10,0 
07 sexuelle Nötigung n = 2.294 60 2,6 % 40 288 7,2 

1.8  Die Ergebnisse zu „sonstiger Kriminalität“ sind in zweierlei Hinsicht brisant 

Die Ergebnisse der KFN-Evaluation unterscheiden sie sich hinsichtlich der Größenordnung 
grundlegend von den Angaben der 2004 im Auftrag des Bundesfamilienministeriums ermittelten Daten 
der Studie von Schröttle/Müller.25  

● Während dort 33 % der befragten Sexarbeiter*innen angaben, von körperlicher Gewalt betroffen
gewesen zu sein, waren es im Evaluationsbericht von 2025 im Hinblick auf Körperverletzung gerade
einmal knapp 7 %, also etwa ein Fünftel der seinerzeit ermittelten Größenordnung.

● Während bei Schröttle/Müller 24 % der Befragten angaben, sexuelle Gewalt (jenseits sexueller
Belästigung) erfahren zu haben, sind es in der vorliegenden Studie gerade einmal 2,6 %, also fast ein
Zehntel dessen, was 2004 veröffentlicht wurde.

● Daraus zieht der Evaluationsbericht zwei Schlussfolgerungen:

(1) „In den beiden Studien werden mithin erhebliche Unterschiede im Erleben körperlicher
oder sexueller Gewalt erkennbar.“26

21 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 469 
22 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 470 - 474 
23 Nennungen beziehen sich auf die 668 Personen, die diese Kriminalität erlebt haben. Mehrfachnennungen 

möglich. Im Schnitt hat jede dieser Personen damit 2 der genannten Kriminalitätsformen erfahren. 
24 Nennungen sind hier eine Untergruppe der insgesamt 1.390 Nennungen zur Erfahrung der jeweiligen 
Kriminalitätsform, die zusätzlich zur Betroffenheit eine Angabe zur Häufigkeit machten, mit der die jeweilige 
Kriminalitätsform erfahren wurde. 
25 Schröttle/Müller (2004), S. 26 ff. 
26 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 474 
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(2) „Sie (Schröttle/Möller, DC) kamen u. a. zu dem Schluss, dass die Ergebnisse ihrer Studie
‚auf eine in Bezug auf die körperliche und sexuelle Gewalt hochriskante Arbeitssituation bei
der Befragtengruppe der Prostituierten verweisen‘….In Bezug auf die hier befragten
Prostituierten kann insgesamt nicht von einer derart hochriskanten Arbeitssituation
gesprochen werden.“27

● Doch die eigentlich bedeutsame Schlussfolgerung unterschlagen die Verfasser der KFN-
Evaluation: Die Studie von Schröttle/Müller diente der damaligen Bundesregierung 2016 als einzige
empirische Studie für ihre Behauptung, im Falle von Prostitution handele es sich um eine angeblich
„gefahrgeneigte Tätigkeit“. Es war die einzige empirische Studie, auf die sich die damalige Bundes-
regierung bei der Einführung engmaschiger Überwachungsmechanismen im Prostituiertenschutz-
gesetz stützte.28

● Schon zum damaligen Zeitpunkt fehlte eine wissenschaftliche, empirisch tragfähige Begründung für
die Notwendigkeit der Einführung engmaschiger Aufsichtsinstrumente. Anstelle einer
wissenschaftlichen Begründung traten Kaffeesatzleserei und von der Arroganz der Macht inspirierte
Zumutungen, die jeder Rationalität spotteten.

● Doch die KFN-Evaluation versteht es, noch einen drauf zu setzen. Würde sie ihre eigenen
empirischen Befunde ernst nehmen, müsste sie konsequenterweise den überdimensionierten Kontroll- 
und Überwachungsansatz des ProstSchG in Frage stellen. Das geschieht jedoch nicht einmal
ansatzweise. Dazu fehlen den Verfasser*innen des Abschlussberichts zur Evaluation des
ProstSchG die Courage und das wissenschaftliche Format. Stattdessen stellen sie sich weiterhin
vollinhaltlich hinter den fragwürdigen, nun auch durch die Ergebnisse des Evaluationsberichts
widerlegten Grundansatzes des Prostituiertenschutzgesetzes. Damit stehen die BMFSFJ-
Auftragnehmer von heute denen von damals hinsichtlich der kritiklosen Anpassung an die Vorgaben
des zahlenden Auftraggebers in nichts nach.

1.9  Zwischenfazit zu „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ im Evaluationsbericht 
Im Zuge der Klärung der Frage, ob Kriminalität in der Prostitution durch die Einführung neuer 
Aufsichtsinstrumente zurückgedrängt werden konnte und das ProstSchG diesbezüglich sein Ziel 
erreicht habe, lieferte die Evaluation wider Willen den Nachweis, dass Kriminalität in diesem Gewerbe 
nicht einmal entfernt das Ausmaß hat, das man ihm Interesse geleitet gerne zuschreibt und medial 
kolportiert. 

Die Frage, warum denn die Bekämpfung von Kriminalität trotzdem zu einem „Hauptziel“ des 
ProstSchG avancieren konnte, fordert die Verfasser*innen der KFN-Evaluation nicht zum Nachdenken 
heraus. Stattdessen klammert man sich weiterhin an die längst widerlegte Grundannahme krimi-

27 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 473 
28 „So hält bereits der Bericht der Bundesregierung zu den Auswirkungen des Prostitutionsgesetzes (Bundes-
tagsdrucksache 16/4146, S. 6) fest, dass empirische Befunde nicht außer Acht bleiben dürfen, wonach die in 
diesem Bereich Tätigen belegbar erheblichen psychischen und physischen Gefährdungen ausgesetzt sind, und 
dass diese Tätigkeit nicht selten von Personen aus besonders vulnerablen Gruppen ausgeübt wird. Es ist 
darüber hinaus eine soziale Realität, dass viele Prostituierte sich in einer sozialen und psychischen Situation 
befinden, in der es fraglich ist, ob sie sich wirklich frei und autonom für oder gegen diese Tätigkeit entscheiden 
können.“ (Drs. 18/8556, S. 33) Die „empirischen Befunde“, auf die man in der Drucksache 16/4146 glaubt 
verweisen zu können, stammen allein aus der Studie von Schröttle/Müller. In Drucksache 16/4146 heißt es: 
„Prostitution ist überwiegend eine physisch und psychisch belastende, risikoreiche und auch gefährliche 
Tätigkeit, die nicht selten von besonders vulnerablen Gruppen aus geübt wird. Dies wird durch die Befragung 
der Teilpopulation Prostituierte im Rahmen der im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend durchgeführten Untersuchung zu Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen 
in Deutschland nachdrücklich bestätigt.“ (S. 6) Eine ausführliche Kritik an der Studie findet man bei Doña 
Carmen,(2023) ‚Problematischer psychischer Zustand‘? - ‚Teilpopulationen-Erhebung bei Prostituierten‘: 
Pathologisierung von Sexarbeit im Auftrag der Bundesregierung  
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nogener Strukturen im Prostitutionsgewerbe und zeigt sich unfähig oder nicht willens, die Konsequenz 
aus den eigenen Befunden zu ziehen. Diese Konsequenz lautet: Der überdimensionierte Kontroll- 
und Überwachungsansatz des ProstSchG ist weder erforderlich, noch ist er geeignet, Kriminalität in 
der Prostitution zurückzudrängen. 

Die Richtigkeit dieser Bewertung bestätigt die KFN-Evaluation auf ihre Weise, wenn sie verschiedene 
Gründe dafür ins Feld führt, warum die allenthalben verzweifelte Suche nach immer mehr Opfern 
„prostitutionsspezifischer Kriminalität“ hinter ihren Möglichkeiten zurückbleiben musste: 

● mal beklagt die KFN-Evaluation eine mangelnde Aus- und Weiterbildung der behörd-
    lichen Sachbearbeiter*innen29; 

● mal beklagt sie die Unbestimmtheit des Begriffs der „tatsächlichen Anhaltspunkten“,
der im ProstSchG prominent sei, wenn es um die Identifizierung von Opfern „prostitutions- 

    spezifischer Kriminalität“ gehe;30 

● mal mangelte es an geeigneten Checklisten mit Indikatoren zur Identifikation von
Menschenhandels-Opfern;31

● mal beklagt die KFN-Evaluation das mangelnde Selbstbewusstsein behördlicher
Sachbearbeiter*innen, wenn es um die deren Fähigkeit zum Erkennen „prostituions- 

    spezifischer Kriminalität“ gehe;32 

● mal beklagt die KFN-Evaluation, dass ein Großteil der Sachbearbeiter*innen das System
der Anmeldepflicht für weitgehend ungeeignet hält, um überhaupt „prostitutions- 

    spezifische Kriminalität“ aufdecken zu können;33 

● mal beklagt die KFN-Evaluation, dass behördliche Sachbearbeiter*innen Anmelde- 
    bescheinigungen trotz des Verdachts des Vorliegens prostitutionsspezifischer Kriminalität 

   erteilen und droht damit, sie könnten sich dann der strafbaren Beihilfe schuldig machen.34 

29 „Erhebliche Potentiale zur Verbesserung des Anmeldeverfahrens bestehen im Bereich der Aus- und Weiter-
bildung von Mitarbeitenden. Es gibt einen beträchtlichen Anteil, der weder eine spezifische Ausbildung erhal-ten 
noch an einer Fortbildung für die Tätigkeit im Bereich des Anmeldeverfahrens teilgenommen hat. Das passt 
nicht zur Bedeutung des Anmeldeverfahrens, dessen Ziel es u. a. ist, Betroffene von prostitutionsspezifischer 
Kriminalität zu identifizieren und Personen über Risiken der Prostitution aufzuklären.“ (vgl. Evaluation 
Abschlussbericht, S. 276) 
30 „Gelingensbedingung ist zunächst, dass sich seit der Schaffung des ProstSchG überhaupt eine nachvollzieh-
bare Praxis entwickelt hat, um Opfer prostitutionsspezifischer Kriminalität zu identifizieren. So müssen die 
Mitarbeitenden in der Anmeldung mit dem Kernbegriff der tatsächlichen Anhaltspunkte für das Betroffensein 
von prostitutionsspezifischer Kriminalität (§ 5 Abs. 1 Nr. 4 und 5 ProstSchG) umzugehen wissen…“ Das sei nicht 
gegeben. (vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 412/413) 
31 „Allerdings bietet sich ein Abgleich mit einer Indikatorenliste an, die der KOK im Jahr 2023 herausgegeben 
hat.“ (vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 415) 
32 „Nur 22,0 % der Sachbearbeiter*innen in der gesundheitlichen Beratung (n=209) und 22,8 % in der An-
meldung (n=211) trauten sich zu, jemanden zu erkennen, der unter Zwang und Druck gesetzt wird, die 
Prostitutionstätigkeit aufzunehmen/fortzuführen… Insgesamt deuten diese Werte auf ein verbreitetes 
Unsicherheitsgefühl und geringes Vertrauen der Sachbearbeiter*innen aus gesundheitlicher Beratung und 
Anmeldung in die eigenen Fähigkeiten zum Erkennen von prostitutionsspezifischer Kriminalität hin.“ (vgl. 
Evaluation Abschlussbericht, S. 422) 
33 „Ein Großteil der teilnehmenden Sachbearbeitenden schätzt die Wirkung der Anmeldepflicht unter dem hier 
maßgeblichen Gesichtspunkt eher kritisch ein (53,5 % bzw. 56,2 %). Lediglich ein gutes Fünftel der Sach- 
bearbeitenden findet die vorgelegte Aussage (eher) zutreffend und spricht der Anmeldepflicht einen 
protektiven Effekt zu (21,0 % bzw. 22,4 %)…. Aus Sicht der befragten Behördenmitarbeitenden scheinen in 
puncto Schutz vor prostitutionsspezifischer Kriminalität durch die Anmeldepflicht daher noch 
Verbesserungspotenziale zu bestehen.“ (vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 433) 
34 „So wiesen zahlreiche Teilnehmende darauf hin, dass es Fälle gebe, in denen das „Bauchgefühl“ einem sage, 
es könne ein Fall von prostitutionsspezifischer Kriminalität vorliegen. Ein solches „Bauchgefühl“ reiche aber zur 
Versagung der Anmeldebescheinigung nicht aus; es bedürfe tatsächlicher Anhaltspunkte i. S. d. § 5 Abs. 1 Nr. 4 
und 5 ProstSchG.“ (vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 436 ff.) 
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Das Problem des offenkundigen Scheiterns des ProstSchG bei der Identifizierung einer ausreichen-
den Zahl von Opfern „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ wird hier vom KFN individualisiert und 
den Behörden bzw. deren Mitarbeiter*innen angelastet. Das ist wohlfeil und verfehlt den 
eigentlichen Kern des Problems.35 
 
● Denn die „Mängelanalyse“ des KFN geht von der problematischen Annahme aus, es gäbe 
bezüglich der Identifikation von Opfern „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ noch ein „erhebliches 
Potenzial“, da man vom Nicht-Auffinden der Opfer nicht auf deren Nicht-Existenz schließen könne. 
Vielmehr müsse diese Kriminalität – wenn man ihr schon nicht habhaft werde – wohl im Verborgenen 
existieren. Der Glaube an diese durch nichts bewiesene Annahme eint Auftraggeber und Auftrag-
nehmer und befeuert sie darin, weiterhin dem Phantom der „prostitutionsspezifischen Kriminali-
tät“ hinterherzulaufen. 
 
● Dass allerdings sämtliche Indikatoren für die Existenz einer solchen Kriminalität seit mehr als einem 
Vierteljahrhundert in eine ganz andere Richtung weisen – wie nachfolgend belegt –, wird von der 
Evaluation systematisch ausgeblendet. Diese blinde und maßlose Ignoranz, die die KFN-Evaluation 
auszeichnet, ist keineswegs einseitig. Vielmehr teilen sie Auftragnehmer wie Auftraggeber und wird 
von letzterem auch erwartet. Nur vor diesem Hintergrund lässt sich die Verschärfung der bereits 
bestehenden Aufsichtsinstrumente rechtfertigen.  
 
1.10  Ideologisch motiviertes Denkschema prägt ProstSchG-Evaluation    
 
Das von der KFN-Evaluation präsentierte Ergebnis lautet: Hinsichtlich der Identifizierung von 
Kriminalitäts-Opfern und der daraus resultierenden Schutzwirkung gegenüber Sexarbeiter*innen habe 
das ProstSchG zwar „Schwächen“, aber „vor allem Potential“.36 Um das zu realisieren, komme es nur 
darauf an, die vielen kleinen Mängel zu beheben, die die Evaluation herausgearbeitet habe. Danach 
liefe es dann wie geschmiert. 
 
Man könnte geneigt sein zu glauben, der daraus sich ableitende Arbeitsauftrag an die Politik sei 
tatsächlich das Ergebnis der konkreten Analyse des vorliegenden Gesetzes und seiner bisherigen 
Wirkungsgeschichte. Doch das wäre nur die halbe Wahrheit. Tatsächlich handelt es sich dabei um 
ein Denkschema, dass der verantwortliche Leiter der Evaluation, Prof. Dr. Tillmann Bartsch, nicht 
zum ersten Mal präsentiert. 
 
Die Methode, subalterne Behörden und deren Mitarbeiter*innen für die „Schwächen“ politisch 
verordneter Gesetze verantwortlich zu machen, um damit die „Philosophie“ hinter den Gesetzen – es 
gibt genug „prostitutionsspezifische Kriminalität“, man muss sie nur finden – vor Kritik zu bewahren, ist 
ein altbewährtes Schema. Bartsch hat es bereits 2022 bei der Evaluation der 2016 eingeführten 
Strafvorschriften zur Bekämpfung des Menschenhandels (§§ 232 bis 233a StGB) angewandt.  
 
Es scheint geradezu wie ein déjà vu, wenn man in der Evaluation der Strafbestimmungen zu 
Menschenhandel von 2022 liest:  
 

 „Zwar sind die besonderen Ausbeutungsformen Bettelei, mit Strafe bedrohte Handlungen und 
 rechtswidrige Organentnahme im Rahmen der Gesetzesreform in die Menschenhandelspara-
 graphen aufgenommen worden. Von einer effektiven Bekämpfung kann bislang jedoch  
 kaum gesprochen werden. Nur sehr wenige Fälle werden überhaupt bekannt, obschon 
 man ein erhebliches Straftatenaufkommen jedenfalls für die Ausbeutungsformen Bettelei  
 und Begehung von mit Strafe bedrohten Handlungen wird vermuten können. Ganz in 
 diesem Sinne berichten auch die befragten Polizeibeamt*innen, Staatsanwält*innen und  
 Richter*innen, dass sie mit diesen Ausbeutungsformen nur sehr selten in Berührung kämen. 
                                                           
35 Die KFN-Evaluation kommt glücklicherweise nicht auf die Schnapsidee, den offenkundig marginalen 

Stellenwert „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ auf die segensreiche Rolle der engmaschig ausgelegten 

Aufsichtsinstrumente und damit als Erfolg des ProstSchG zu verkaufen. Vor dem Hintergrund so mancher 

Befunde der Evaluation, wäre das zweifellos unglaubwürdig und albern gewesen.  
36 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 615 
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 Damit hat der Gesetzgeber zwar das Ziel, die besonderen Ausbeutungsformen gesetzlich zu 
 verankern, realisiert. Da jedoch keine ausreichenden strukturellen Veränderungen 
 (Benennung klarer Zuständigkeiten, Schulungen des Personals, Einrichtung von 
 Beratungsstellen für Betroffene) vorgenommen wurden, die für eine effektive Verfol-
 gung notwendig wären, bleiben diese Änderungen bislang ohne nennenswerte Aus- 
 wirkungen auf die Strafverfolgungspraxis.“37  
 

● Wieder wird eine mangelnde Effektivität von Aktivitäten beklagt, deren grundsätzliche Sinnhaftigkeit 
nicht in Frage gestellt wird. Wieder begnügt man sich damit, ein „erhebliches Straftatenaufkommen“ 
lediglich zu „vermuten“. Wieder liegt der Schwarze Peter bei den umsetzenden Behörden, die es 
unterlassen haben, für „klare Zuständigkeiten“, „Schulungen des Personals“ etc. Sorge zu tragen. 
 
● Der Unterschied besteht darin, dass es seinerzeit nicht die für die Umsetzung des ProstSchG 
zuständigen Gesundheits- und Ordnungsbehörden waren, denen Mängel in die Schuhe geschoben 
wurden, sondern die für die Strafverfolgung zuständigen Polizei- und Justizbehörden. Ein weiterer 
Unterschied besteht darin, dass Bartsch et.al. mit Blick auf die Zahl der Tatverdächtigen und 
Verurteilten bei Menschenhandel feststellen mussten, dass zumindest seit 2009 die Zahl der 
Menschenhandels-Fälle „nicht gestiegen, sondern gesunken“ seien.38 „Von der Erhöhung der 
Anzahl der Verfahren, die wegen Menschenhandels geführt werden, ist daher nicht auszu-
gehen“39, resümierten Bartsch et. al. ernüchternd, es sei denn, die Polizei würde wieder vermehrt 
eigeninitiativ anlasslose Kontrollen vornehmen.  
 

 „Eigeninitiative Ermittlungstätigkeiten, durch die Menschenhandelstaten bekannt werden, 
 finden sich kaum mehr. Dies ist auch deshalb ein bemerkenswerter Befund, weil es sich bei 
 Taten des Menschenhandels vielfach um sog. Kontrollkriminalität handelt, also um Taten, die 
 regelhaft nur bekannt werden, wenn die Polizei sich aktiv um das Bekanntwerden 
 bemüht. Ob ein solches Bemühen in den letzten Jahren seltener von Erfolg gekrönt oder 
 seltener vorzufinden ist, ist eine offene Frage, die indes der Klärung bedarf.“40 
 

Auch hier ist wieder der Verdacht im Raum, dass der Rückgang der Opferzahlen bei „Menschen-
handel“ vermeidbar gewesen sei und es lediglich am mangelnden Bemühen (oder am mangelnden 
Erfolg dieser Bemühungen?) auf Seiten der Strafverfolgungsbehörden lag, dass keine Umkehr der 
rückläufigen Entwicklung eingetreten sei.  
 
Das hier zur Anwendung kommende, offenkundig ideologische Denkmuster ist das gleiche wie bei 
der Evaluation des ProstSchG. Es bedurfte nur hier und da kleiner Anpassungen.41 
 
 
 
 
 
 
 
                                                           
37 vgl. Bartsch et. al. (2022), S. 103/104  
38 Ebenso registrierten Bartsch et. al. einen „Rückgang der Verfahrenszahlen“, der „sich in einen längerer Zeit 
zu beobachtenden Trend einfügt.“ (ebenda, S. 124) 
39 „Worauf der Rückgang der Verfahrenszahlen beim Menschenhandel zurückzuführen ist, kann im Rahmen 
dieser Forschung nicht abschließend geklärt werden.“ (ebenda, S. 130) 
40 ebenda, S. 130 
41 So konnte man den Ordnungsbehörden einen mangelnden Eifer bei der Umsetzung des ProstSchG nicht 
anlasten. So nahmen die xxx befragten Ordnungsämter in der Zeit von 2017 bis 2023 insgesamt 4.120 
Überwachungen von erlaubten und 1.764 Überwachungen mutmaßlich nicht erlaubter Prostitutionsgewerbe 
vor. Hinsichtlich der Überwachung erlaubter Prostitutionsgewerbe hieß es in der KFN-Evaluation:  
„Fokussiert man die Entwicklung der Überwachungszahlen bei erlaubten/angezeigten Prostitutionsgewerben, 
fällt eine erhebliche Zunahme im Betrachtungszeitraum auf. Fast kontinuierlich (mit Ausnahme des Jahres 
2022) hat sich die Zahl durchgeführter Überwachungen erhöht. Bemerkenswert ist, dass dies auch für die 
Coronazeit gilt. Im Vergleich der Jahre 2018 (356 Überwachungen) und 2023 (850 Überwachungen) ist eine 
Zunahme um 138,7 % festzustellen.“ (vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 364)  
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1.11  Desinformation zur Entwicklung „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ 
 
Im Unterschied zur Evaluation der Strafrechtsbestimmungen von 2016 hält sich die KFN-Evaluation 
des ProstSchG ziemlich bedeckt, wenn es um die Entwicklung von Ausmaß und Umfang der 
Kriminalität im Prostitutionsgewerbe geht. In der Evaluation heißt es lediglich: 
 

 „Die Zahlen zur polizeilich registrierten Kriminalität im Bereich Menschenhandel und sexueller 
 Ausbeutung sind zuletzt zwar leicht zurückgegangen, lassen jedoch aufgrund der unbe-
 kannten Größe des Dunkelfelds keine klaren Rückschlüsse auf die tatsächliche Situation 
 zu.“42 
 

Diese Aussage besteht aus zwei Teilen. Wir befassen uns zunächst mit dem ersten Teil, wonach die 
polizeilich registrierte Kriminalität im Bereich Menschenhandel und sexuelle Ausbeutung zuletzt 
„leicht zurückgegangen“ sei. Für studierte Kriminologen ist das in der Tat eine erstaunliche 
Feststellung, die freilich mit der tatsächlichen Entwicklung nicht das Geringste zu tun hat und nur als 
Desinformation bezeichnet werden kann. 
Da solche Aussagen geeignet sind, uninformierte Leser*innen hinter die Fichte zu führen, sollen 
nachfolgend mit den Daten der PKS deutlich gemacht wird, warum die Angaben der Evaluation 
absolut irreführend sind (vgl. Tabelle 09).  
 
TABELLE 09: Kriminalität in der Prostitution – Entwicklung von 1993 bis 2024)43 
 
 

 

Nr. 
 

 

Jahr   

registrierte Straftaten („Fälle“) 
 

Tatverdächtige 
 

mutmaßliche Opfer 

01 1993 vor ProstG 1.799 1.715 1.364 
02 1994 vor ProstG 2.275 2.300 2.128 
03 1995 vor ProstG 2.680 2.837 3.309 
04 1996 vor ProstG 3.173 3.110 4.106 
05 1997 vor ProstG 3.061 3.259 4.044 
06 1998 vor ProstG 2.968 3.013 3.791 
07 1999 vor ProstG 2.697 2.556 3.397 
08 2000 vor ProstG 3.485 2.880 4.416 
09 2001 vor ProstG 2.685 2.337 3.319 
10 2002 ProstG 2.114 1.939 2.557 
11 2003 ProstG 1.754 1.700 2.242 
12 2004 ProstG 1.490 1.746 1.897 
13 2005 ProstG 1.268 1.264 1.637 
14 2006 ProstG 1.280 1.180 1.496 
15 2007 ProstG 1.118 1.162 1.323 
16 2008 ProstG 1.065 1.037 1.253 
17 2009 ProstG 1.208 1.162 1.443 
18 2010 ProstG 972 1.046 1.169 
19 2011 ProstG 963 1.044 1.101 
20 2012 ProstG 850 1.019 989 
21 2013 ProstG 801 874 941 
22 2014 ProstG 799 817 919 
23 2015 ProstG 783 867 861 
24 2016 ProstG 736 761 835 
25 2017 ProstSchG 633 698 720 
26 2018 ProstSchG 693 739 769 
27 2019 ProstSchG 644 633 717 
28 2020 ProstSchG 602 635 655 
29 2021 ProstSchG 488 496 555 
30 2022 ProstSchG 581 575 648 
31 2023 ProstSchG 636 605 671 
32 2024 ProstSchG 648 694 698 

Differenz  
2000 / 2024 

 - 2.837   
- 81,4 % 

- 2.186   
- 75,9 % 

- 3.718  
 - 84,2 % 

                                                           
42 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 571 
43 Die Zahlenangaben beziehen sich – wie auch im ‚Bundeslagebild Menschenhandel und Ausbeutung‘ auf die 
StGB-Paragrafen „Ausbeutung von Prostituierten“ (§ 180 a), „Zuhälterei“ (§ 181 a), „Menschenhandel“ (§ 232 
Abs.1a), „Zwangsprostitution“ (§ 232a) und „Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung“ (§ 233a). 
Hier gelten Sexarbeiter*innen in der allgemeinen Wahrnehmung als „Opfer“, während sie in den hier nicht 
betrachteten Straftatbeständen § 184 f u. § 184 g StGB gemeinhin als Täter*innen in Erscheinung treten. 
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● Die hier durch einen Langzeitvergleich sichtbar werdende Entwicklung ergibt ein völlig anderes 
Bild, als es die Angabe im Evaluationsbericht erwarten lässt. Seit einem Vierteljahrhundert haben wir 
es mit einem massiven Rückgang der vermeintlich „prostitutionsspezifischen Kriminalität“ zu tun, und 
zwar in der Größenordnung von 76 % und 84 %. Es handelt sich um einen Rückgang, der nicht erst 
„zuletzt“, sondern bereits in der zweiten Hälfte der 90er Jahre begonnen hat. 
 
● Mit anderen Worten: Das Ausmaß der Verstöße gegen prostitutionsspezifische Strafnormen beträgt 
heute lediglich ein Fünftel bzw. ein Viertel dessen, was im Jahr 2000 offiziell registriert wurde.44 
Im Hinblick auf die einzelnen „prostitutionsspezifischen“ Straftatbestände stellt sich der Rückgang der 
Zahl mutmaßlicher Opfer wie folgt dar (Tabelle 10): 
 
TABELLE 10: Rückgang der Opferzahlen bei „Rotlicht“-Kriminalität nach PKS (2000 - 2024) 
 

 
 
 
 
Jahr 

 

Mutmaßliche Opfer der Rotlicht-Kriminalität  
 

 
Ausbeutung 

von 
Prostituierten 

 
 

Zuhälterei 

 

Menschenhandel / „Zwangsprostitution“45 
 

 
 
 

Opfer 
GESAMT 

 

Menschen-
handel 

 

Zwangs-
prostitution 

Ausbeutung 
+ Freiheits-
beraubung 

 

 
MH 

Gesamt  

§ 180a 
 

§ 181a 
 

§ 232 
 

§ 232a 
 

§ 233a  
 

2000 1.915 1.304 1.197 - - 1.197 4.416 
2001 1.295 1.101 923 - - 923 3.319 
 Inkrafttreten des Prostitutionsgesetzes (Januar 2002)  
2002 776 793 988 - - 988 2.557 
2003 439 685 1.118 - - 1.118 2.242 
2004 245 578 1.074 - - 1.074 1.897 
2005 205 612 731 - 2 733 1.639 
2006 130 504 802 - 60 862 1.496 
2007 85 396 791 - 61 852 1.333 
2008 101 344 782 - 26 808 1.253 
2009 94 330 978 - 41 1.019 1.443 
2010 56 314 761 - 38 799 1.169 
2011 64 253 753 - 31 784 1.101 
2012 58 267 642 - 22 664 989 
2013 45 321 555 - 20 575 941 
2014 73 305 524 - 17 541 919 
2015 39 249 557 - 16 573 861 
2016 27 229 552 - 27 579 835 
 Inkrafttreten des Prostituiertenschutzgesetzes (Juli 2017)  
2017 18 154 247 153 3 403 575 
2018 34 160 301 257 17 575 769 
2019 36 149 294 226 12 532 717 
2020 20 146 201 272 16 489 655 
2021 20 130 126 253 26 405 555 
2022 25 158 165 273 27 465 648 
2023 25 138 170 319 19 508 671 
2024 27 154 179 315 23 517 698 

 
● Tabelle 10 zeigt, dass sich die rückläufige Entwicklung auf alle einschlägigen Straftatbestände 
bezieht und nicht auf einzelne Delikte beschränkt ist. 
 
● Tabelle 11 verdeutlicht, dass der Rückgang bei „Rotlicht-Kriminalität“ sich nicht nur bei den Daten 
der Polizeilichen Kriminalstatistik zeigt, sondern darüber hinaus auch bei den Verurteilungen, wie 

                                                           
44 Auch im Falle der ‚Sexarbeiter*innen als Täter*innen‘ sehen wir eine Abwärtsentwicklung. Im Vergleich zum 
Bereich der ‚Sexarbeiter*innen als Opfer‘ setzt sie allerdings rund 15 Jahre später ein, fällt aber nicht minder 
deutlich aus. Dabei bewegt sich die Entwicklung der nach wie vor strafbaren ‚jugendgefährdenden Prostitution‘ 
am Rande gänzlicher Irrelevanz.  
45 Bis 2005: § 180b + § 181 StGB / 2006 - 2016: § 232 + § 233a StGB / ab 2017: § 232 Abs. 1 StGB; § 232a + § 233a StGB 
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sich aus der Verurteilten-Statistik des Statistischen Bundesamtes ergibt. Der Rückgang in der Zeit von 
2000 bis 2023 liegt bei 91 %. 
 
● Aus der Gegenüberstellung von Tabelle 09 und Tabelle 11 ergibt sich zudem, dass (bezogen auf 
den Zeitraum 2000 - 2023) nur rund 15 % der Tatverdächtigen am Ende auch gerichtlich erwiesene 
Täter*innen sind. Da auf einen Tatverdächtigen im Schnitt 1,2 mutmaßliche Opfer kommen und es 
keine Veranlassung gibt daran zu zweifeln, dass bei Verurteilungen eine ähnliche Relation vorliegt, 
hat man es folglich im Jahr 2023 mit 41 Verurteilten und ca. 50 gerichtlich erwiesenen Opfern so 
genannter „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ zu tun.  
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TABELLE 11: Zahl der wegen „prostitutionsspezifischer“ Strafdelikte Verurteilten (1975 - 2023)46                       

 
 
 

Jahr 

 

Prostituierte als Täter*innen 
 

 

Prostituierte als Opfer 

Ausübung 
verbotene 

Prostitution 

Jugend- 
gefährdende 
Prostitution 

Förderung / 
Ausbeutung 
Prostituierte 

 
Zuhälterei 

Menschen-
handel 

/ Förderung 

 
Zwangs- 

Prostitution 

 
 

GESAMT47 

§ 184 f § 184 g § 180a § 181a § 232 § 232a 
1973        
1974        
1975 579 0 42 290 16  348 
1976 680 2 71 184 24  279 
1977 583 7 96 160 14  270 
1978 638 2 82 163 25  270 
1979 493 0 70 121 17  208 
1980 481 2 74 114 28  216 
1981 306 2 89 103 27  219 
1982 343 1 95 104 18  217 
1983 419 2 97 123 28  248 
1984 405 0 133 81 40  254 
1985 376 2 143 93 32  268 
1986 258 3 139 129 24  292 
1987 199 3 189 123 30  342 
1988 156 1 155 83 30  268 
1989 180 1 158 101 22  281 
1990 178 0 145 78 20  243 
1991 168 4 89 78 23  187 
1992 146 2 86 76 28  190 
1993 159 1 52 80 47  179 
1994 171 0 88 106 80  274 
1995 212 0 88 114 120  322 
1996 239 0 114 128 153  395 
1997 259 3 119 130 147  396 
1998 326 0 137 165 164  466 
1999 290 2 152 164 133  449 
2000 260 2 153 151 148 - 452 
2001 179 2 138 163 151 - 452 

 Inkrafttreten des Prostitutionsgesetzes (Januar 2002) 
2002 146 0 57 151 159 - 367 
2003 185 0 25 113 152 - 290 
2004 183 99 14 71 141 - 226 
2005 145 13 4 92 136 - 232 
2006 153 12 4 76 139 - 219 
2007 144 4 11 47 123 - 183 
2008 164 2 7 78 139 - 224 
2009 132 1 3 33 138 - 174 
2010 175 3 1 36 118 - 155 
2011 242 1 1 32 117 - 150 
2012 267 2 2 22 118 - 142 
2013 233 1 2 15 79 - 96 
2014 211 0 2 12 82 - 96 
2015 243 18 3 14 73 - 90 
2016 114 23 5 19 60 - 84 

 Inkrafttreten des Prostituiertenschutzgesetzes (Juli 2017) 
2017 93 16 4 30 13 34 81 
2018 91 5 0 23 17 47 87 
2019 88 3 0 16 15 42 73 
2020 84 4 1 8 20 56 85 
2021 179 0 1 13 15 43 72 
2022 141 1 0 10 12 54 76 
2023 

 
112 0 3 11 2 25 41 

 

                                                           
46  Einbezogen sind hier: § 180a, § 181a, § 232 und § 232a StGB; vgl.: https://www.destatis.de/DE/Themen 

/Staat/Justiz-Rechtspflege/Publikationen/Downloads-Strafverfolgung-Strafvollzug/strafverfolgung-

2100300177004.pdf?__blob=publicationFile 
47 Ohne Prostituierte als Täter*innen 
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Nimmt man sich spezifische Aspekte der Kriminalitäts-Entwicklung im Prostitutionsgewerbe vor, so 
liegt es nahe, die Rolle der Organisierten Kriminalität ins Auge zu fassen. Aus Tabelle 12 ergibt sich 
diesbezüglich: 
 

● Die OK-Kriminalität im Prostitutionsgewerbe sank damit sowohl absolut als auch relativ.  
   Waren es im Jahr 2000 noch 86 von 854 Verfahren (10,1 %), so waren es im Jahr 2023  
   lediglich 8 von 642 Ermittlungs-Verfahren (1,2 %).  
 

● Seit Beginn des Jahrtausends liegt mithin bei OK-Verfahren im Prostitutionsgewerbe  
   sowohl absolut als auch relativ ein Rückgang von 91 % vor. 
 

● Während die entsprechenden Zahlen für die OK-Entwicklung im Allgemeinen um rund 
   25 % zurückgegangen sind, ist der Rückgang im Prostitutionsgewerbe mit 91 %  
   überproportional. 
 
TABELLE 12: Entwicklung der OK-Ermittlungen (2000 - 2023)48 
 

 

 
 
 

Nr 
 

 

 
 
 

Jahr 

 

Organisierte Kriminalität  
in Deutschland 

 

davon:  
Ermittlungsverfahren im Rotlicht 

 
 
 

OK-
Ermittlungs 
Verfahren 

gesamt 
 

 
 
 

Tatver- 
dächtige 

 

Tatver- 
dächtige  

pro  
Ermittlungs- 

verfahren 

 

„Krimi- 
nalität  

im  
Nacht- 
leben“ 

 

 
 

Menschen-
handel   

sex. Ausb. 
 

 
 

GESAMT 
 
 

 

Anteil an 
allen OK-

Ermittlungs-
verfahren 

 

01 2000 854 16.264 19,0 86  86 10,1 % 
02 2001 787 15.237 19,4 89  89 11,3 % 
03 2002 690 13.825 20,0 65  65 9,4 % 

 Inkrafttreten des Prostitutionsgesetzes (Januar 2002) 
04 2003 637 13.098 20,6 61  61 9,6 % 
05 2004 620 11.380 18,4 53  53 8,5 % 
06 2005 650 10.641 16,4 45  45 6,9 % 
07 2006 622 10.244 16,5 28  28 4,5 % 
08 2007 602 10.356 17,2 28  28 4,7 % 
09 2008 575 9.472 16,5 28  28 4,9 % 
10 2009 579 9.294 16,1 20  20 3,5 % 
11 2010 606 9.632 15,9 27  27 4,5 % 
12 2011 589 8.413 14,3 21  21 3,6 % 
13 2012 568 7.973 14,0 22  22 3,9 % 
14 2013 580 9.155 15,8 22  22 3,8 % 
15 2014 571 8.700 15,2 19  19 3,3 % 
16 2015 566 8.675 15,3 15  15 2,7 % 
17 2016 563 8.655 15,4 20  20 3,0 % 

 Inkrafttreten des Prostituiertenschutzgesetzes (Juli 2017) 
18 2017 572 8.317 14,5 26  26 4,5 % 
19 2018 535 6.483 12,1 16  16 3,0 % 
20 2019 579 6.848 11,8 8  8 1,4 % 
21 2020 594 6.529 11,0 (5) (6) 11 1,9 % 
22 2021 696 7.503 10,8 3 10 13 1,9 % 
23 2022 639 7.256 11,4 2 4 6 0,9 % 
24 2023 642 7.347 11,4 3 5 8 1,2 % 

 
● Ein weiterer Aspekt wäre die neben der „prostitutionsspezifischen Kriminalität“ festgestellte  
„Begleitkriminalität“. Im Jahr 2023 gab es nach Angaben des „Bundeslagebild Menschenhandel und 
Ausbeutung“ in 145 von 319 Ermittlungsverfahren insgesamt 204 Begleitdelikte, davon 76 Gewalt-
delikte. In einer patriarchalen Gesellschaft, in der Gewalt gegen Frauen an der Tagesordnung ist, ist 
diese Größenordnung im Vergleich zum Gesamtumfang der Prostitution zu sehen.49     
 
 
 
 
 
                                                           
48 Vgl. BKA, Bundeslagebilder Organisierte Kriminalität (2024)  
49 Vgl. BKA, Bundeslagebild Menschenhandel und Ausbeutung 2023, S. 7/8 
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Tabelle 13: Gegenüberstellung allgemeine Kriminalität - Kriminalität im Prostitutionsgewerbe  
                    (2000 - 2024)                 
 

 

 
 

Jahr 

 

Allgemeine Kriminalitätsentwicklung 
 

 

Kriminalität im Prostitutionsgewerbe 
 

Straf- 
taten 

Tat-
verdäch-

tige 

 

Opfer Ver-
urteilte 

Straf-
taten 

Tat- 
verdäch-

tige 

 

Opfer Ver-
urteilte 

 

2000 
 

 

6.264.723 
 

 

2.286.372 
 

 

722.048 
 

 

732.733 
 

 

3.485 
 

 

2.880 
 

 

4.416 
 

 

452 
 

 

2024 
 

 

5.837.445 
 

2.184.834 
 

1.327.417 
 

(647.374) 
 

648 
 

694 
 

698 
 

(41)50 

 
 

Differenz 
2000 / 2024 

 

 

- 427.278 
 

- 7 % 

 

- 101.538 
 

- 4,4 % 

 

+ 605.369 
 

+ 84 % 

 

- 85.359 
 

- 11,6 % 

 

- 2.837 
 

- 81 % 

 

- 2.186 
 

- 76 % 

 

- 3.718 
 

- 84 % 

 

- 380 
 

- 91 % 

 

 
Tabelle 13 zeigt zusammenfassend die unterschiedliche Entwicklung der Kriminalität im Prostitutions-
gewerbe vergleichen mit der allgemeinen Kriminalitätsentwicklung. 
 

● Eindrucksvoll ist dabei nicht allein, dass der Rückgang bei Straftaten, Tatverdächtigen und 
Verurteilungen wesentlich deutlicher ausgeprägt als im Falle der Entwicklung der allgemeinen 
Kriminalität. 
 

● Eindrucksvoll ist vor allem die gegenläufige Entwicklung bei der Zahl der Kriminalitäts-Opfer. Im 
Prostitutionsgewerbe ist sie im Unterschied zur allgemeinen Kriminalitätsentwicklung rückläufig 
 
Die dargestellten Tabellen zeigen zur Genüge, dass die Rede von einem „leichten Rückgang“ 
hinsichtlich der polizeilich registrierten Kriminalität im Prostitutionsgewerbe, wie sie in der KFN-
Evaluation des ProstSchG zu finden ist, die tatsächliche Entwicklung dermaßen verfehlt, dass man 
sich unwillkürlich die Frage stellt, was der Grund dafür ist und was damit bezweckt worden sein 
könnte. 
 
Es ist offenkundig, dass ein mittlerweile länger als ein Vierteljahrhundert andauernder Trend des 
Rückgangs „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ kaum noch die Hoffnung zu wecken vermag, dieser 
Rückgang könne durch mit Checklisten ausgestattete, geschultere Mitarbeiter*innen in Gesundheits- 
und Ordnungsbehörden in irgendeiner Form gestoppt oder gar umgekehrt werden. Das erscheint nicht 
nur als aussichtsloses, sondern ganz und gar unnützes Unterfangen. Der Verzicht auf die Darstellung 
der tatsächlichen Entwicklung lässt die offenkundige Aussichtslosigkeit, die den KFN-Vorschlägen 
zur besseren Identifizierung von Opfern „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ anhaftet, nicht so 
deutlich zu Tage treten. 
 
Gleichzeitig erspart man sich durch dieses Vorgehen die Debatte darüber, wieso die Bekämpfung 
„prostitutionsspezifischer Kriminalität“ überhaupt ein Hauptziel des ProstSchG sein soll und ob man 
dabei nicht zusehends einem Phantom nachjagt. 
 
Zudem würde sich in Kenntnis der tatsächlichen Entwicklung der Kriminalität im Prostitutionsgewerbe 
die Frage stellen, ob es nicht an der Zeit ist, die fixe Idee der engmaschigen Überwachung dieses 
Gewerbes durch eine an gängigen gewerberechtliche Standards orientierte Regulierung zu ersetzen. 
 
Das aber würde die Vorstellung der ohnehin nicht mehr haltbaren These von Prostitution als einer 
„gefahrgeneigten Tätigkeit“ in sich zusammenbrechen zu lassen.  
 
Man sieht, dass es sich bei der Frage des Umgangs mit der vermeintlich „prostitutionsspezifischen 
Kriminalität“ um eine Kernfrage handelt, an der sich entscheidet, ob man in Richtung Normalisierung 
und Gleichbehandlung von Prostitution mit anderen Erwerbstätigkeiten geht, oder ob man ein weiteres 
Mal versucht, das ganze Gerüst der ideologischen Grundannahmen noch einmal zusammenzufügen 

                                                           
50 Die Verurteilten-Zahlen beziehen sich auf das Jahr 2023. 
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und zu kitten. Man hat sich entschieden mit Unterstützung der KFN-Evaluation den letzten Weg zu 
beschreiten. Ein aussichtsloser Versuch. 
 
1.12  Das KFN und die „Dunkelfeld“-Legenden um die Kriminalität in der Prostitution  
 
Zu Ausmaß und Umfang der Kriminalität im Prostitutionsgewerbe heißt es in der KFN-Evaluation – 
und damit kommen wir auf den zweiten Punkt der bereits zitierten Passage – folgendermaßen: 
 

 „Die Zahlen zur polizeilich registrierten Kriminalität im Bereich Menschenhandel und 
 sexueller Ausbeutung sind zuletzt zwar leicht zurückgegangen, lassen jedoch aufgrund der 
 unbekannten Größe des Dunkelfelds keine klaren Rückschlüsse auf die tatsächliche 
 Situation zu.“51 
 

● Die KFN-Evaluation vertritt den Standpunkt, die „unbekannte Größe des Dunkelfeldes“ mache es 
unmöglich, „klare Rückschlüsse“ in Bezug auf die „tatsächliche Situation“ zu ziehen. Warum das 
so sei soll, wird nicht näher begründet, sondern lediglich mit einem Halbsatz behauptet.  
 
● Da die Größe des Dunkelfeldes vermutlich auf ewig unbekannt sein dürfte – deswegen heißt es ja 
„Dunkelfeld“ – Ist damit ein zeitlich unbegrenztes Denkverbot ausgesprochen. Für Denkfaule eine 
komfortable Situation. Komfortabel aber auch für all jene, die mit der „tatsächliche Situation“ (und dazu 
dürfte auch die registrierte Kriminalität („Hellfeld“) zählen – ihre Probleme haben. Die KFN-Evaluation 
lässt gemäß ihrer eigenen Vorgabe keine einzige Silbe verlauten zum Dunkelfeld und seiner Größe – 
aber auch zur Entwicklung registrierter Kriminalität in der Prostitution. Eine falsche Zurückhaltung, wie 
wir meinen. Warum es dem KFN aber zupass kommt, haben wir oben dargelegt. 
 
● Die Funktion des „Dunkelfeld“-Arguments bestand schon immer darin, Bestrebungen der 
Normalisierung und der Gleichbehandlung von Prostitution mit anderen Erwerbstätigkeiten einen 
Riegel vorzuschieben. Doch die Irrationalität der Bezugnahme auf ein nicht näher quantifizierbares 
Dunkelfeld ist ein ausgesprochen schwaches Argument gegenüber dem berechtigten Anliegen, 
rationale Schlüsse aus den Daten zur registrierten Kriminalität in der Prostitution zu ziehen. Denn 
es muss mit dem Bestreben, ein möglichst großes Dunkelfeld zu vermuten, mit der eigenen Vorgabe 
brechen, ihr eine „unbekannte Größe“ zuzuschreiben. Damit beißt sich die Katze in den Schwanz. 
 
● Dem stellvertretende Direktor des KFN, Prof. Dr. Tillmann Bartsch, blieb es vorbehalten, selbst von 
der im Evaluationsbericht zum ProstSchG verkündeten Maxime abzuweichen und in der Evaluation 
der Strafrechtsbestimmungen zu Menschenhandel (2022) über die angeblich unbekannte Größe des 
Dunkelfeldes hoch problematische Angaben zu machen. Wenn es also nützlich erscheint, scheint 
auch alles möglich. 
 
● Bartsch ging es um die „Größe“ des Dunkelfeldes. Denn: Je niedriger die Zahlen der registrierten 
Kriminalität, desto wichtiger scheint plötzlich Größe des „Dunkelfeldes“ – zumindest im Falle von 
Prostitution. Denn der Verweis auf das „Dunkelfeld“ schien schon immer ein schlagendes Argument, 
wenn es mangels ausreichend hoher Zahlen im Hellfeld darum ging, der Prostitution trotzdem ein 
Kriminalitäts-Problem anzulasten – auch wenn sie nur im unbekannten Dunkelfeld zu existieren 
scheint. 
 
Gehen wir also darauf ein, auf welche Art und Weise Bartsch et.al. die Größe des Dunkelfeldes „im 
Bereich Menschenhandel und sexueller Ausbeutung“ 2022 bestimmt haben. In der KFN-
Evaluationsstudie von 2022 war zur Frage des „Dunkelfelds“ bei Menschenhandel folgendes zu lesen: 
 

 „In der Wissenschaft besteht weitgehend Konsens darüber, dass das Dunkelfeld im Bereich 
 des Menschenhandels groß sein dürfte. Auf handfeste Befunde kann man diese Annahme 
 indes mangels einschlägiger – und angesichts der Art des Phänomens auch schwer  
 durchführbarer – Dunkelfeldstudien nicht stützen. Bislang basieren Angaben zur Größe des 
 Dunkelfelds vielmehr nur auf Schätzungen, deren Aussagekraft unklar ist.“52 
 

                                                           
51 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 571 
52 vgl. Bartsch (2022), S. 36/37 
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Angesichts dessen wäre aus wissenschaftlicher Perspektive zweifellos eine Zurückhaltung in Bezug 
auf Mutmaßungen zum Umfang des Dunkelfelds geboten. Doch so verfährt das KFN nicht. Statt-
dessen präsentiert man selbst eine durch nichts belegte, aber zumindest mutige Behauptung53: 
 

 „Für Deutschland wird davon ausgegangen, dass sich hinter jedem identifizierten 
 Menschenhandelsopfer neun unerkannte Opfer verbergen, sodass mindestens 90 % aller 
 Menschenhandelsdelikte im Dunkelfeld verbleiben.“54  
 

Damit suggeriert man, handfeste Informationen zur Größenordnung des Dunkelfelds bei Menschen-
handel zu haben. Wie aber kam diese Größenordnung zustande, von der das KFN behauptete, dass 
sie „nicht völlig aus der Luft gegriffen“ sei?  
 
Zunächst einmal fällt die passivische Formulierung auf: „Für Deutschland wird davon ausgegangen…“. 
Warum benennt das KFN eigentlich nicht klar und deutlich, wer auf welcher methodischen Grundlage 
„für Deutschland“ davon ausgeht, dass es neun unerkannte auf ein identifiziertes Menschenhandels-
Opfer geben soll. Das KFN verweist diesbezüglich in den Fußnoten der Evaluation auf die Nula Frey, 
Verfasserin einer Studie mit dem Titel „Menschenhandel und Asyl“. Dort schrieb sie 2018: 
 

 „Allgemein geht man aber von einer sehr hohen Dunkelziffer aus. Schätzungen aus 
 Deutschland haben das Dunkelfeld auf mindestens 90 % beziffert…“.55 
 

Erneut werden interessierte Leser*innen durchgereicht und auf eine andere, ebenfalls aus der 
Schweiz stammende Studie von Joelle Moret u.a. mit dem Titel „Menschenhandel in der Schweiz: 
Opferschutz du Alltagsrealität“ aus dem Jahre 2007 (!) verwiesen. Dort werden die Verfasser*innen 
konkreter: 
 

 „Basierend auf einer Befragung von 549 Spezialisten der deutschen Justiz und Polizei 
 kommt  Herz (2005: 261) auf durchschnittlich 91% bei den Opfern und 83% bei den Tätern, 
 was bedeutet, dass in Deutschland eines von zehn Opfern von Menschenhandel entdeckt 
 würde.“56 
 

Auf Umwegen gelangt man also wieder zurück zu einer in Fachkreisen bestens bekannten Studie aus 
Deutschland57, die als Quelle besagter Dunkelfeld-Einschätzung gelten soll. Doch warum dieses 
komplizierte Verwirrspiel mit den Umwegen? Offenbar deshalb, weil in der Studie von Annette Herz 
kompromittierende Details zur Herkunft und Qualität der Aussagen enthalten sind, die man wohl für 
misslich hielt und die von den Schweizer Autoren*innen schlicht unterschlagen wurden. 
 
Die Studie von Annette Herz aus dem Jahr 2005 stützt sich u.a. auf eine schriftliche Befragung zum 
Thema ‚Menschenhandel‘. Der entsprechende Fragebogen wurde in der Tat an 549 Personen 
geschickt. Doch Moret unterschlug, dass die „Befragung von 549 Spezialisten der deutschen Justiz 
und Polizei“ eine Rücklaufquote von 60 % hatte, sodass am Ende lediglich 332 von 549 Fragebögen 
in die Auswertung einbezogen wurden.   
 
Ob es sich dabei tatsächlich um Menschenhandels-„Spezialisten“ aus Justiz und Polizei handelte, die 
befragt wurden, war auch deshalb unklar, weil die Fragebögen von Herz nur an entsprechende 
Dienststellen geschickt wurde, denen es oblag, sie an die mit Menschenhandel befassten 
Mitarbeiter*innen weiterzugeben. Herz nannte die Befragten auch nicht „Spezialisten“, sondern 
lediglich „Praktiker“. Unter ihnen dominierten Mitarbeiter*innen der Polizei: Es handelte sich um 216 
Polizisten*innen, 79 Staatsanwälte und 37 Richter*innen.58 
 
Was Moret und andere darüber hinaus verschwiegen: Die Behauptung einer Dunkelziffer von 90 % 
basierte ausschließlich auf der Auswertung der 216 Antwortbögen der Polizei. Staatsanwälte und 

                                                           
53 Darauf bezogen sich anschließend Helmut Sporer und mit ihm die CDU/CSU- Bundestagsfraktion. 
54 Bartsch (2022), S. 37 
55 Frei (2018), S. 56 
56 Moret (2007), S. 77 
57 Annette Herz, Menschenhandel – Eine empirische Untersuchung zur Strafverfolgungspraxis, Freiburg 2005 
58 Herz (2005), S. 74 
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Richterinnen – mithin die „Spezialisten aus der Justiz“ – wurden ohne Angabe von Gründen nicht 
berücksichtigt.59 Es handelt sich mithin um eine Polizei-Schätzung.  
 
Verschwiegen wurde auch der Hinweis von Annette Herz, dass es sich hierbei um „keine 
repräsentative Stichprobe“60 handele, da die von ihr ausgewählten 67 Polizeibezirke, 10 LKAs samt 
BKA unter dem Gesichtspunkt der längeren Befassung mit Menschenhandels-Fällen ausgewählt 
wurden. Es handelte sich vornehmlich um Mitarbeiter großstädtischer Polizeibezirke bzw. 
Polizeibehörden der Länder und des Bundes. 34 % der befragten Polizisten hatten zudem 
Leitungsfunktionen bei BKA, LKA oder Polizeidienststellen, standen also schon deshalb der 
Vorstellung von der erheblichen Größe des Phänomens „Menschenhandel“ aufgeschlossen 
gegenüber. Eine repräsentative Befragung von Polizeibeamten aus ganz Deutschland, und zwar unter 
Einschluss von Staatsanwälten und Richter*innen hätte vermutlich etwas andere Ergebnisse gezeitigt. 
 
Zudem musste Herz feststellen, dass sich die Angaben der von ihr befragten Polizeibeamten durch 
eine völlige Überschätzung und Überbewertung der Rolle der Polizei im Hinblick auf die Initiierung 
von Menschenhandels-Verfahren auszeichneten.61 Vor diesem Hintergrund stufte Herz ihre aus der 
Befragung gewonnenen Ergebnisse lediglich als „Stimmungsbild“ ein und fügte einschränkend 
hinzu: 
 

 „Aus diesem Grund ist auch bei der Interpretation von Prozentangaben Vorsicht 
 geboten.“62 
 

Von all diesen Hintergründen zur Bewertung der Aussage, das Dunkelfeld bei Menschenhandel 
umfasse 90 % aller Menschenhandels-Opfer, findet man in der KFN-Evaluation zu Menschenhandel 
kein Wort. Mit Formulierungen wie „Für Deutschland wird davon ausgegangen…“ wird über die 
problematische Herkunft der Aussage von 90 % nicht aufgedeckter Menschenhandels-Opfer schlicht 
hinweggetäuscht. Es handelt sich mithin um ein ideologisch motiviertes Spurenverwischen zum 
Zwecke einer zweifelhaften Akzeptanz-Gewinnung für das Konstrukt eines Dunkelfeldes bei 
‚Menschenhandel‘.63 Um die Glaubwürdigkeit dieses Konstrukts scheint es nicht gut bestellt, wenn 
dessen Verfechter*innen es nötig haben, sich derart dubioser Methoden zu bedienen.  
 
● Es ist gut möglich, dass sich Tillmann Bartsch in der erneuten Evaluation nicht noch einmal die 
Finger verbrennen wollte und auf die Angabe von Größenordnungen des Dunkelfeldes verzichten 
wollte. Aber dessen nun für unbekannt erklärte Größe als Argument zu benutzen, um die Befassung 
mit den registrierten Zahlen der Kriminalität im Prostitutionsgewerbe beiseite zu wischen, ist ein 
hilfloses und keinesfalls überzeugendes Argument. 
 
● Denn dem Zauber, der dem Dunkelfeld von interessierter Seite zugeschrieben wird, lässt sich 
eigentlich recht einfach begegnen, wie die nachfolgende Modellrechnung zeigt.  
 
Gehe wir von 669 mutmaßlichen Opfern von „Menschenhandel und sexueller Ausbeutung“ aus. Ihnen 
würden – gemäß den Verhältnissen der letzten 20 Jahre – im Schnitt pro Jahr 69 Verurteilungen und 
79 gerichtliche Opfer entsprechen. Bei jeder Zunahme des Dunkelfelds um 100 % verdoppeln sich die 
entsprechenden Daten. Bei Bartsch‘ Annahme, dass einem registrierten Menschenhandels-Opfer 
neun Dunkelfeld-Opfer entsprächen, hätte man es am Ende mit 787 gerichtlich bestätigten Opfern zu 
tun. Dazu wird es freilich nicht kommen. Denn das würde eine Verneunfachung der Zahl der 
gegenwärtig ermittelten Zahl mutmaßlicher Opfer bedeuten. Das wären über 6.000 mutmaßliche Opfer 
von Menschenhandel - eine Größenordnung, die die Kriminalstatistik bislang noch nie hat verzeichnen 
können. 
 
 
                                                           
59 Herz (2005), S. 261 
60 Herz (2005), S. 74 
61 Herz (2005), S. 260 
62 Herz (2205), S. 74 
63 Es wirft kein gutes Licht auf die Arbeit des KFN, wenn man bedenkt, dass Tilmann Bartsch nicht nur für die 
Studie von 2021 verantwortlich zeichnete, sondern auch für die Evaluation des Prostituiertenschutzgesetzes. 
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TABELLE 14: Modellrechnung: Zahl der gerichtlich bestätigten Opfer in Abhängigkeit von der  
                        vermuteten Größe des Dunkelfelds  
 

 

Nr. Größe des 
Dunkelfelds 

Mutmaßliche 
Opfer 

 

Verurteilungen Gerichtlich bestätigte Opfer 
(x 1,14) 

01 0 % 669 69 79 
02 100 % 1.338 138 157 
03 200 % 2.007 207 236 
04 300 % 2.676 276 315 
05 400 % 3.345 345 393 
06 500 % 4.014 414 472 
07 600 % 4.683 483 551 
08 700 % 5.352 552 629 
09 800 % 6.021 621 708 
10 900 % 6.690 690 787 

 

Modellannahmen: 
 

● die Ausgangszahl der mutmaßlichen Opfer ist der Mittelwert der vergangenen 5 Jahre (2018 - 2023); 
● die Ausgangszahl der Verurteilungen ist der Mittelwert der vergangenen 5 Jahre (2018 - 2023); 
● Die Zahl der gerichtlich bestätigten Opfer ergibt sich durch Multiplikation der Verurteilungen mit dem Faktor  
   1,14 (1,14 ist der Wert der sich im Schnitt der vergangenen 20 Jahre aus dem Quotienten aus mutmaßlichen  
   Opfern und Tatverdächtigen ergeben hat; 
● das Verhältnis der gerichtlich bestätigten Opfer zu verurteilten Täter*innen entspricht dem Verhältnis  
   mutmaßlicher Opfer zu Tatverdächtigen. 
 

 
In der Tat: Solche Größenordnungen sind die Ausgeburt kriminologischer Fieberphantasien, nach 
denen es bedeutsam sei, dem Phantom von „Dunkelfeld-Opfern“ hinterherzujagen. Behörden dazu zu 
animieren – wie in der Evaluation des ProstSchG geschehen –, dem nachzueifern, ist ein unverant-
wortliches, auf irrationalen Annahmen basierendes Ansinnen, das mehr mit Voodoo als mit 
Wissenschaft zu tun hat. 
 
● Die Annahme, die angeblich „prostitutionsspezifische Kriminalität“ würde vor allem in einem 
Dunkelfeld existieren, ist ausgesprochen bequem. Denn sie erlaubt, dass fester Glaube empirisch 
tragfähige Belege ersetzt, um die man sich nicht kümmern müsse. Wenn etwas tatsächlich im Dunkeln 
liegt, so ist es die Einlösung des zur Schau gestellten Anspruchs auf Wissenschaftlichkeit, mit dem 
die KFN-Evaluation sich gerne schmückt. Worin aber deren Wissenschaftlichkeit angesichts 
fragwürdiger Grundannahmen bestehen soll, bleibt schleierhaft.  
 
1.13  Die Krise des prostitutionsspezifischen Strafrechts um jeden Preis ausblenden 
 

Die KFN-Evaluation setzt alles daran, sich mit der Entwicklung der registrierten Kriminalität im 
Prostitutionsgewerbe nicht befassen zu müssen. Die irreführende Rede von einem nur „leichten 
Rückgang“64 dieser Kriminalität belegt diese Haltung. Der Verweis auf das „Dunkelfeld“ ist ein 
weiteres Ausweich-Manöver, um sich dieses lästigen Themas zu entledigen. Man schleicht um das 
Thema herum wie die bekannte Katze um den heißen Brei. 
 
● Doch wichtige Fragen, wie z. B. danach, warum der Rückgang der registrierten Rotlicht-Kriminalität 
ausgerechnet Ende der 90er Jahre und nicht zu einem anderen Zeitpunkt einsetzte, bleiben auf diese 
Weise unbeantwortet. Doch Realitätsverweigerung war selten ein probates Mittel, um lästigen 
Fragen aus dem Weg zu gehen. 
 
● Dass man den Mantel des Schweigens über den massiven Rückgang der Kriminalität in der 
Prostitution ausbreitet, verdeutlicht nur eine falsche Rücksichtnahme auf die Interessen des 
Auftraggebers. Denn eines scheint offenkundig: Die rasant rückläufige Entwicklung „prostitutions-
spezifischer Kriminalität“ wirft umgehend die nächste Frage auf: Wozu bedarf es eines prostitutions-
spezifischen Sonder-Strafrechts, wenn diesem zusehends die so genannte „prostitutionsspezifische 
Kriminalität“ abhandenkommt? 
                                                           
64 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 571 
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● Derartige Fragen tangieren die Grundlagen des Prostituiertenschutzgesetzes. Denn nicht 
weniger als 13 der insgesamt 38 Paragrafen dieses Gesetzes beziehen sich explizit auf 
Bestimmungen des prostitutionsspezifischen Sonder-Strafrechts im StGB sowie auf das 
Einführungsgesetz StGB.65   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                           
65 Der Bezug zum StGB ist im ProstSchG der Fall bei § 1 (18-Jahre-Regel), bei § 4, § 5, § 9, § 10, § 16, § 23 u. § 25 

im Hinblick auf die StGB-Regelungen zum Umgang mit 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter-*innen sowie bei den §§ 

14 u. 15 (Bezug der „Zuverlässigkeit“ von Prostitutionsgewerbe-Betreiber-*innen auf 

Strafrechtsbestimmungen) und schließlich der Bezug der § 11, § 14 u. § 17 ProstSchG auf das Einführungsgesetz 

StGB. 
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Grundannahme 2 
„Prostitutionsspezifische Kriminalität“ 
 

 
 
2.1  „Prostitutionsspezifische Kriminalität“ als ideologischer Kampfbegriff 
 

Genau 168mal und somit auf jeder fünften Seite des Abschlussberichts der KFN-Evaluation findet sich 
der Begriff „prostitutionsspezifische Kriminalität“. Man hätte erwarten können, dass ein derart 
prominent vertretener Begriff im Abschlussbericht näher erläutert worden wäre, zumal er sich im 
Prostituiertenschutzgesetz und den zugehörigen Gesetzesmaterialien kein einziges Mal findet. 
 
● Im Prostituiertenschutzgesetz ist ganz allgemein von strukturell angelegter und dem Umfang nach 
erheblicher „Kriminalität in der Prostitution“66 die Rede, weshalb die dort Tätigen nicht geringen 
Risiken ausgesetzt seien und eben deshalb besonderen staatlichen Schutz bedürften. Wie die 
Evaluation stuft auch das Prostituiertenschutzgesetz die Tätigkeit der Prostitution als „kein Beruf wie 
jeden anderen“ ein, ohne deshalb von „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ zu sprechen. Die 
Änderung der Begrifflichkeit67 seitens der KFN-Evaluation ist mehr als nur eine terminologische 
Angelegenheit. 
 
● Auf eine Erläuterung dieses für die Evaluation offenbar wichtigen Begriffs verzichten die Verfasser 
des Abschlussberichts. Der Begriff bleibt somit vage. Er ist aber keineswegs selbsterklärend, wie man 
zunächst vielleicht glauben mag. Wir halten den Verzicht auf eine begriffliche Erklärung der 
„prostitutionsspezifischen Kriminalität“ für keinen Patzer, der den Autoren der Evaluation im Eifer des 
Gefechts unterlaufen ist, sondern für eine wohlüberlegte strategische Entscheidung, um damit einen 
durch und durch ideologischen Begriff68 gegenüber Kritik zu immunisieren. 
 
● Der Begriff „prostitutionsspezifische Kriminalität“ ist in der einschlägigen Wissenschaft keineswegs 
geläufig. Geradezu kurios muss es anmuten, dass diese Bezeichnung zuvor lediglich in Publikationen 
von Doña Carmen e.V. verwandt wurde, allerdings zumeist in Anführungszeichen, um deutlich zu 
machen, dass es die entsprechende Annahme nichts weiter als eine interessensgeleitete begriffliche 
Konstruktion darstellt, nicht aber eine Bezeichnung für real existierende, tatsächliche Sachverhalte.69 
 
● Dem Wortlaut nach handelt es sich bei „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ um eine 
besondere Form von Kriminalität, die sich ausschließlich und gehäuft im Bereich der Prostitution 
findet. Als besondere Form von Kriminalität unterscheidet sie sich von allgemeinen Formen der 
Kriminalität, die als solche in allen gesellschaftlichen Bereichen auftreten können. Die Bezeichnung 
„prostitutionsspezifisch“ macht freilich nur Sinn, wenn sich diese Form der Kriminalität ausschließlich 
in der Prostitution findet. Allerdings erklärt der Begriff für sich genommen nicht, warum diese 
besonderen Formen von Kriminalität ausgerechnet in der Prostitution und sonst in keinen anderen 
gesellschaftlichen Bereichen vertreten sein sollen. 
 

                                                           
66 „Das Gesetz verfolgt die Zielsetzung,… Kriminalität in der Prostitution wie Menschenhandel, Gewalt gegen 
und Ausbeutung von Prostituierten und Zuhälterei zu bekämpfen.“ (Drucksache 18/8556, S. 33)  
67 So heißt es im Abschlussbericht der Evaluation: „Separat hat der Gesetzgeber das Ziel Bekämpfung von 
Kriminalität in der Prostitution wie Menschenhandel, womit auch die Zwangsprostitution nach § 232a StGB 
gemeint ist, Ausbeutung von Prostituierten und Zuhälterei (nachfolgend: prostitutionsspezifische Kriminalität) 
aufgeführt.“ (vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 54) 
68 Unter „Ideologie“ verstehen wir hier die Summe der Ideen und Weltbilder zu einem bestimmten Sachverhalt 
(wie z. B. Prostitution) , deren Aussagen sich nachweislich nicht an empirisch belastbaren Belegen orientieren 
und deren Aussagen auch dann weiter vertreten werden, wenn sie einer nachweislich schlüssigen 
argumentativen Kritik nicht standhalten. Gesellschaftlich maßgebliche Ideologien erweisen sich in der Regel als 
Ausdruck der Interessen dominanter gesellschaftlicher Gruppen. Ideologiekritik stellt sich damit immer auch 
gegen die Vorherrschaft fragwürdiger Interessen und ihrer Vertreter*innen, indem sie sich bemüht, ein nach 
dem Stand der Erkennbarkeit möglichst vollständiges und korrektes Bild eines in Frage stehenden Sachverhalts 
zu entwerfen. 
69 Vgl. Doña Carmen e.V. (2024)  
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● Ungeklärt bleibt auch, ob und ggf. warum diese besonderen Formen der Kriminalität das besondere 
Wesen des Berufs Prostitution ausmachen sollen oder ob es darüber hinaus noch weiterer 
Besonderheiten bedarf, um die Feststellung treffen zu können, Prostitution sei „kein Beruf wie jeder 
andere“. Es handelte sich bei dieser Feststellung um eine reflexhafte Reaktion auf die rechtliche 
Anerkennung des Berufs Prostitution, die sich mit der geistlosen Redewendung „kein Beruf wie jeder 
andere“ anschickt, eine missliebige Rechtsentscheidung nachträglich zu delegitimieren. 
 
2.2  Mögliche Bedeutungen des Begriffs der „prostitutionsspezifischen Kriminalität“ 
 
● Um sich eine Vorstellung davon zu machen, was unter der Bezeichnung „prostitutionsspezifische 
Kriminalität“ verstanden werden könnte, mag es hilfreich sein, sie im Rahmen einer Stufenabfolge 
unterschiedlicher Sichtweisen auf Prostitution zu verorten. 
 
● Keine „prostitutionsspezifische Kriminalität“ läge allemal dann vor, wenn lediglich von 
allgemeinen, auch in anderen gesellschaftlichen Bereichen vertretenen Formen von Kriminalität im 
Kontext von Prostitution die Rede ist (Tab. 15, Stufe 0 und 1). Auch die Rede von besonderen Formen 
der Kriminalität im Prostitutionsgewerbe und die Annahme, sie träten relativ häufig auf, erlaubt noch 
nicht, von „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ zu sprechen (Stufe 2 u. 3). 
 
TABELLE 15: Skala der Zuschreibung „besonderer Kriminalität“ im Hinblick auf Prostitution –  
                        Unterschiedliche Bedeutungsgehalte des Begriffs „prostitutionsspezifische Kriminalität“ 
 

 
Stufe 

Kriminalität 
hinsichtlich 
Prostitution 

 
Beschreibung 

 
Status 

 
7 

 
illegal 

 

Prostitution ist ein Verbrechen und als solches von der 
Rechtsordnung in Gänze kriminalisiert. 
 

 
kriminell 

 
 

6 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

auffällig, 
aber legal 

 

Prostitution ist ein besonderer Beruf und zudem sozialschäd-
lich, da nahezu alle Handlungen von prostitutionsspezifischer 
Kriminalität tangiert sind. (Prostitution = Zwangsprostitution) 
 

 
 
 
 

prostitutions- 
spezifische 
Kriminalität 

 
 

5 

 

Prostitution ist aufgrund der besonderen Häufigkeit besonderer 
Formen von Kriminalität ein besonderer Beruf mit besonderen 
Opferrisiken. 
 

 
4 

 

Die besonderen Formen von Kriminalität finden sich nur in der 
Prostitution und dort auch besonders häufig. 
 

 
3 

 

Neben allgemeinen gibt es besondere Formen von Kriminalität  
in besonderer Häufigkeit. 
 

 

besondere 
Kriminalität 

(mit oder ohne 
besondere 
Häufigkeit) 

 
2 

 

Neben allgemeinen gibt es auch besondere Formen von 
Kriminalität (ohne Hervorhebung besonderer Häufigkeit)  
 

 
 

1 

 

Prostitution ist normabweichendes soziales Verhalten mit 
besonderer Nähe zur Straffälligkeit: allgemeine Formen der 
Kriminalität finden sich in der Prostitution besonders oft.  
 

 
 

keine 
prostitutions- 
spezifische 
Kriminalität 

 
 

0 
 

unauffällig 
und legal 

 

Prostitution ist normabweichendes soziales Verhalten: nur allge-
meine Formen der Kriminalität in der Prostitution ohne besondere 
Häufung im Vergleich zu anderen gesellschaftlichen Bereichen. 
 

 
● Das ist erst dann der Fall, wenn die Aussage getroffen wird, diese besonderen Formen fänden sich 
ausschließlich in der Prostitution (Stufe 4). „Prostitutionsspezifische Prostitution“ liegt auch dann 
vor, wenn von den besonderen Formen der Kriminalität, die sich nur in der Prostitution finden, auf 
Prostitution als ein „besonderer Beruf“ geschlossen wird, der „kein Beruf wie jeder andere“ sei, da er 
besondere Opferrisiken insbesondere für die darin tätigen Sexarbeiter*innen berge (Stufe 5).70 

                                                           
70 So schrieben der Mitverfasser der Evaluation, Hauke Brettel u.a. 2023: „So kann es keinen Zweifel daran 
geben, dass in der Prostitution tätige Personen spezifische Opferrisiken ausgesetzt sind. Frauen in der 
Prostitution beispielsweise der erhöhten Gefahr von Gewalterfahrungen…“ (vgl. Brettel u.a., Prostitution und 
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Eine besondere Ausprägung erhält die Rede von „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ dann, wenn 
man davon ausgeht, sie tangiere mehr oder weniger alle Handlungen in diesem Bereich („90 % 
Zwangsprostituierte“), sodass von einer Sozialschädlichkeit der gesamten Prostitution gesprochen 
werden müsste (Stufe 6). 
    
● Mit der Einstufung von Prostitution als „Verbrechen“ (Stufe 7) wäre die Sinnhaftigkeit der Rede von 
„prostitutionsspezifischer Kriminalität“ überschritten. Es ginge dann nicht mehr um die Bekämpfung 
einzelner besonderer Formen dieser Kriminalität, sondern um die Bekämpfung der als kriminell 
eingestuften Prostitution als Ganzes. Es bedürfte dann auch keines prostitutionsspezifischen 
Strafrechts mehr als Regulierungsinstruments, sondern lediglich der gesetzgeberischen Feststellung, 
dass die Ausübung der Prostitution in jeder Form verboten sei    
 
2.3  Die Bedeutung von „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ in der KFN-Evaluation 
 
● Es stellt sich jetzt die Frage, welcher Bedeutungsgehalt der Rede von „prostitutionsspezifischer 
Kriminalität“ im Rahmen der Evaluation des ProstSchG vor dem Hintergrund des eben Ausgeführten 
zukommt. 
 
● Die Rede von „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ im Rahmen der Evaluation dürfte nicht rein 
deskriptiver Natur sein, sondern vielmehr zum Ausdruck bringen, dass die Besonderheit des Berufs 
Prostitution gerade in der Existenz dieser besonderen Formen „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ 
zu suchen sei. Damit entspräche der Bedeutungsgehalt der Stufe 5 in der hier vorgetragenen Skala 
unterschiedlicher Stufen. Nur durch eine nachträgliche Unterfütterung der Aussage, Prostitution sei 
„kein Beruf wie jeder andere“ durch die Annahme einer besonderen „prostitutionsspezifischen 
Kriminalität“ glaubte man offenbar, dem naheliegenden Einwand der Banalität entgegentreten zu 
können. Denn bekanntlich ist jeder Beruf ein besonderer und eben „kein Beruf wie jeder andere“. 
 
● Prostitution erscheint gerade deswegen als „kein Beruf wie jeder andere“, weil sich Prostitutions-
tätigkeit im Unterschied zu allen anderen Berufen durch besondere Formen der Kriminalität 
auszeichnet, die mit dieser Tätigkeit aufs engste verwoben sein sollen. Es gibt keinen anderen Beruf, 
der Gleiches von sich behaupten kann. Im Vokabular der Kriminologie wird man keine andere Form 
berufsspezifischer Kriminalität finden. Die Existenz einer berufsspezifischen Kriminalität bleibt somit 
einzig und allein das Privileg der Prostitution. Warum ausgerechnet Prostitution dieses 
Alleinstellungsmerkmal einer berufsspezifischen, nämlich „prostitutionsspezifischen“ Kriminalität 
haben soll, offenbart uns die Evaluation des ProstSchG freilich nicht. Sie postuliert lediglich diesen 
Sachverhalt, den sie ansonsten für geradezu selbstverständlich und für nicht erklärungsbedürftig 
ausgibt. Ein solches Vorgehen ist durch und durch ideologischer Natur und bar jeder Wissenschaft-
lichkeit.  
 

                                                           
Kriminologie, 2023, S. 273, vgl. https://link.springer.com/article/10.1007/s11757-023-00789-1) Die Aussage, 
man möchte doch bitte „keine Zweifel“ an der These der Verfasser haben, ist in aller Regel wenig hilfreich. 
Brettel stützt seine Überzeugung auf die Ergebnisse der Teilpopulationen-Erhebung von Schröttle/Müller 
(2004), deren Ergebnisse allerdings in der jetzt erschienenen und von Brettel mitverfassten Evaluation zum 
ProstSchG deutlich zurück-gewiesen wurden: „In Bezug auf die hier befragten Prostituierten kann insgesamt 
nicht von einer derart hochriskanten Arbeitssituation gesprochen werden.“ (Evaluation, S. 473) Zudem stützt 
sich Brettel dabei auf Ergebnisse einer amerikanischen Studie, dessen Autor von Brettel et. al. stets mit „Farey“ 
angegeben wird. Tatsächlich handelt es sich um einen berühmt-berüchtigten Text von Melissa Farley. Wer den 
Namen dieser Autorin nicht richtig ausbuchstabieren kann, weckt Zweifel an seiner Expertise bezüglich 
Prostitution. Wir empfehlen Herrn Brettel als Lektüre den Text von Gerhard Walentowitz (2019), Sind 
Prostituierte traumatisiert? Eine kritische Auseinandersetzung mit Melissa Farley. Die Ergebnisse der von 
Brettel als Beleg herangezogenen Studien sind vor allem auch deshalb nicht vertrauenswürdig, weil der Anteil 
drogensüchtiger, zumeist auf der Straße tätiger Frauen in den Stichproben dieser Studien sich bei 
Schröttle/Müller auf 41 % und bei Farley et. al. auf durchschnittlich 45 % belief. 
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2.4  Schillernde Begrifflichkeiten im Kontext des „prostitutionsspezifischen 
Strafrechts“ 
 
Werfen wir einen Blick auf die einschlägigen Strafrechts-Paragraphen, die „prostitutionsspezifische 
Kriminalität“ zum Gegenstand haben, so handelt es sich dabei um die so genannte „Zuhälterei“, um 
„Menschenhandel“ und „Zwangsprostitution“. Nicht fehlen darf in dieser Aufzählung auch die so 
genannte „sexuelle Ausbeutung“, die im deutschen Strafrecht zeitweilig, nämlich von 2005 bis 2016 
als „Menschenhandel zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung“ präsent war, aber heute als 
nichtssagende Floskel weiterhin in aller Munde ist. Es sind diese vagen und schillernden, stets sehr 
negativ konnotierten Bezeichnungen, die den (Buden-)Zauber ausmachen, der die „prostitutions-
spezifische Kriminalität“ regelmäßig umgibt. 
 
● „Zuhälterei“ ist undenkbar in anderen Bereichen als dem der Prostitution. Dieser Straftatbestand 
aus Kaisers Zeiten kriminalisiert das Binnenverhältnis von Anbieter*innen sexueller Dienstleistungen 
und dem sie unterstützenden Umfeld. Der strafrechtlich relevante Begriff des „Zuhälters“ gilt 
allenthalben als Inbegriff des rücksichtslosen, verschlagenen, möglicherweise unberechenbaren und 
ggf. gewalttätigen Straftäters. Demgegenüber ist der „Loverboy“ die geradezu harmlose 
Taschenspieler-Ausgabe des knallharten Zuhälters, ein eher in Not geratener, jämmerlicher Looser, 
der die emotionale Abhängigkeit einer anderen Person ausnutzt, um sie in die Prostitution zu schicken 
und für sich anschaffen zu lassen. 
 
● Der „Menschenhändler“ ist im Prinzip die über Grenzen hinweg operierende, globalisierte Variante 
des Zuhälters. Der Begriff „Menschenhandel“ (zuvor „Mädchen-“ bzw. „Frauenhandel“) war immer 
schon ein exklusiv auf Prostitution gemünzter Begriff und ist es im deutschen Strafrecht bis zum 
heutigen Tage. Prostitution ist der einzige Beruf, der im Strafrecht explizit mit Menschenhandel in 
Zusammenhang gebracht wird. Ansonsten sind es abstrakt-allgemein „Beschäftigungen“, auf die die 
Bezeichnung „Menschenhandel“ bezogen wird, Diese unterschiedliche Behandlung ist kein Zufall, 
sondern ein wohlüberlegt eingesetztes Mittel, um die durch engen Kriminalitäts-Bezug negativ 
aufgeladene Besonderheit von Prostitution zu markieren und sie auf diese Weise zu stigmatisieren. 
 
● „Zwangsprostitution“ ist eine neuere Wortschöpfung exklusiv für den Bereich des Kaufs und 
Verkauf sexueller Dienstleistungen. Es gibt keinen anderen Beruf, der so explizit mit Zwang assoziiert 
wird, wie das bei Prostitution der Fall ist. Der Zwillingsbegriff „Zwangsarbeit“ dagegen bezieht sich 
auf Arbeit schlechthin, nicht wie „Zwangsprostitution“ auf eine besondere Tätigkeit. Es ist absolut 
undenkbar, dass Wortschöpfungen wie „Zwangsreinigungskraft“, „Zwangsautomechaniker“ oder 
„Zwangsverkäuferin“ in den gängigen Sprachgebrauch Einzug halten werden. Solche Begrifflichkeiten 
sind nicht vorgesehen. Der Begriff „Zwangsprostitution“ hingegen scheint jeder*m unmittelbar 
einsichtig, auch wenn sie bzw. er noch nie in ihrem Leben eine „Zwangsprostituierte“ zu Gesicht 
bekommen haben. 
 
● Der Begriff „sexuelle Ausbeutung“ bezieht sich in aller Regel exklusiv auf Prostitution, gelegentlich 
auch auf damit in Zusammenhang gebrachte Aktivitäten wie Heiratshandel oder Pornografie. Es ist 
geradezu undenkbar und wäre provokant, die Bezeichnung „sexuelle Ausbeutung“ beispielsweise auf 
Ehen oder Partnerschaften zu beziehen, wo ja ebenfalls Sex praktiziert wird. Mit der begrifflichen 
Assoziation von „Ausbeutung“ und „Sexualität“ soll deutlich gemacht werden, dass Ausbeutung im 
Kontext sexueller Dienstleistungen eine „Menschenrechtsverletzung“ ist, also mehr als bloß eine 
schnöde ökonomische Ausbeutung. 
 
2.5  Tathandlungen im Prostitutions-Strafrecht sind nicht „prostitutionsspezifisch“ 
 
Nun ist es aber keineswegs so, dass diese schillernden Begrifflichkeiten tatsächlich die (kriminellen) 
Besonderheiten der Prostitution im Strafrecht widerspiegeln. Das zu glauben, wäre eine arge Selbst-
täuschung. Es ist vielmehr so, dass die genannten, oftmals Furcht einflößenden Begrifflichkeiten mehr 
versprechen, als die einschlägigen Straftatbestände tatsächlich hergeben. Ein Blick auf die strafbaren 
Handlungen, die den Inhalt der einschlägigen „prostitutionsspezifischen“ Strafrechts-Paragraphen 
darstellen, erweist sich daher regelmäßig als ernüchternd und desillusionierend. 
 
● Der Strafrechtsparagraf „Ausbeutung von Prostituierten“ (§ 180a StGB) gilt als eines der Delikte 
aus dem Bereich der „prostitutionsspezifischen Kriminalität“. Er bestraft das Halten „in persönlicher 
oder wirtschaftlicher Abhängigkeit“, das Gewähren einer Wohnung oder das gewerbsmäßige 



45 
 

Gewähren einer Unterkunft an Minderjährige sowie das Gewähren einer Wohnung an volljährige 
Personen, die man dabei „zur Prostitution anhält“ oder sie dabei „ausgebeutet“. 
 
● Um „Ausbeutung“ geht es dabei – wie man sieht – nur ganz am Rande. Doch was soll an all diesen 
inkriminierten Handlungen eigentlich „prostitutionsspezifisch“ sein, außer dass sie (auch) in der 
Prostitution stattfinden und dort mit einem speziellen Sonder-Strafrecht geahndet werden? All die 
genannten Handlungen finden bekanntlich ebenso in sonstigen gesellschaftlichen Bereichen statt, nur 
mit dem Unterschied, dass sie dort in aller Regel nicht strafbar sind. 
 
● Um es an einem Beispiel zu verdeutlichen: Der Einsatz von Dopingmitteln im Sport ist in 
Deutschland seit 2015 eine Straftat. Niemand käme deshalb auf die Schnapsidee von „sport-
spezifischer Kriminalität“ zu sprechen, da Dopingmittel bekanntlich auch in anderen gesellschaftlichen 
Bereichen zum Alltag gehören, wo sie straffrei konsumiert werden können.71 
 
● Die sagenhafte „Besonderheit“ der Prostitution verdankt sich – wie man leicht einsehen kann 
– in erheblichem Maße der Existenz eines besonderen „prostitutionsspezifischen Strafrechts“. 
Das Prostituiertenschutzgesetz, aber auch dessen Evaluation verdrehen diesen Zusammenhang und 
stellen die Sache so dar, als sei das „prostitutionsspezifische Strafrecht“ die notwendige Folge und 
Reaktion auf eine vorab existierende „prostitutionsspezifische Kriminalität“. Diese Verkehrung erlaubt 
es, das prostitutionsspezifische Strafrecht als großzügige staatliche Schutzmaßnahme gegenüber 
Sexarbeiter*innen zu verkaufen, obwohl es doch lediglich ein Mittel der Kriminalisierung und 
Stigmatisierung der Prostitutionsausübung ist.  
 
● Ob die Evaluation nun an die von ihr selbst mitvollzogene Verdrehung der Tatsachen glaubt oder 
nicht glaubt, ist unwichtig. Wichtig ist allein, dass sie sich deren Verfasser*innen als Verdreher der 
Tatsachen und damit als Ideologie-Produzent*innen betätigen. „Prostitutionsspezifische 
Kriminalität“ erweist sich als ein Phantom, dem durch die vorbenannte Verkehrung lediglich der 
Schein von Realität eingehaucht werden soll. 
 
● Der Straftatbestand der „Zuhälterei“ (§ 181a StGB) bestraft eine Person, die eine andere Person in 
der Prostitution „ausbeutet“, „seines Vermögensvorteils wegen bei der Ausübung der Prostitution 
überwacht, Ort, Zeit, Ausmaß oder andere Umstände der Prostitutionsausübung bestimmt oder 
Maßnahmen trifft, die sie davon abhalten sollen, die Prostitution aufzugeben.“ Ebenso wird bestraft, 
„wer die persönliche oder wirtschaftliche Unabhängigkeit einer anderen Person dadurch 
beeinträchtigt“ indem er gewerbsmäßig die „Vermittlung sexuellen Verkehrs“ fördert.  
 
● Auch hier werden Dinge für strafbar erklärt, die es in anderen gesellschaftlichen Bereichen nicht 
sind. „Überwachen und das Bestimmen der Umstände der Tätigkeit sind typisches Arbeitgeber-
handeln, ohne dass ein Betrieb mit abhängig Beschäftigten kaum zu führen sein dürfte“72, schrieb 
Margarete von Galen 2003 in ihrem Kommentar zum damaligen Prostitutionsgesetz. Weiter schrieb 
sie: „Alle Handlungen, die unterhalb der Schwelle der Nötigung liegen, müssen straffrei bleiben. 
Prostitution ist ein Beruf. Das Abhalten von der Aufgabe eines Berufes ist kein strafwürdiges 
Unrecht.“73 Dem kann man nur zustimmen. 
 
● Die gesamte kapitalistische Wirtschaftsordnung beruht bekanntlich auf ökonomischer Ausbeu-
tung abhängig beschäftigter Arbeitskräfte, ohne dass der Staat dort mittels Strafrecht einschreitet. Mit 
der Legaldefinition von Ausbeutung in § 232 StGB („Menschenhandel“) hat das Strafrecht längst eine 
bereichsübergreifende Definition von strafbarer „Ausbeutung“ formuliert, sodass es eines 
prostitutionsspezifischen Sonder-Strafrechts diesbezüglich gar nicht bräuchte.  
 

 „Ausbeutung durch eine Beschäftigung im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 Buchstabe b liegt 
 vor, wenn die Beschäftigung aus rücksichtslosem Gewinnstreben zu Arbeitsbedingungen 
 erfolgt, die in einem auffälligen Missverhältnis zu den Arbeitsbedingungen solcher 
 Arbeitnehmer stehen, welche der gleichen oder einer vergleichbaren Beschäftigung 
 nachgehen (ausbeuterische Beschäftigung).“74 

                                                           
71 Das fängt an mit „natürlichen Dopingmitteln“ wie Kürbiskernen, Kirschsaft, Rote Bete und dunkler 
Schokolade über Coffein (bis 2004) bis hin zu Ritalin, Captagon, Ecstasy, Speed und Kokain etc. 
72 von Galen (2004), S. 114 
73 ebenda, S. 118 
74 https://dejure.org/gesetze/StGB/232.html 
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● Der Staat hat also nur dann etwas gegen Ausbeutung, wenn es sich dabei um „rücksichtsloses 
Gewinnstreben“ handelt – als ob es ein „rücksichtsvolles“ Gewinnstreben geben könnte! – und wenn 
es sich um ein „auffälliges Missverhältnis“ bei den Arbeitsbedingungen handelt. Wie wäre es mit 
rechtlicher Gleichbehandlung? Was – außer dem krampfhaften Wunsch, an einem prostitutions-
spezifischen Sonderstrafrecht festzuhalten – spräche dagegen, auch Prostitution unter diese 
Definition einzuordnen und sie keinem darüber hinausgehenden Sonderstrafrecht zu unterwerfen? 
 
● Die rechtliche Ungleichbehandlung, die der Prostitution durch ihre Zuweisung zu einem 
prostitutionsspezifischen Sonderstrafrecht zuteilwird, ist auch nicht dadurch zu rechtfertigen, dass es 
sich dort um das besondere Rechtsgut der „sexuellen Selbstbestimmung“ handelt. Denn auch 
Sexarbeiter*innen haben das grundrechtlich geschützte Recht, über ihre Sexualität selbst zu 
bestimmen. 
 
Keine der inkriminierten Tathandlungen, die dem Straftatbestand der „Zuhälterei“ zugrunde liegen, 
erweisen sich als „prostitutionsspezifisch“. Auch im Falle von „Zuhälterei“ erweist sich die so 
genannte „prostitutionsspezifische Kriminalität“ als Produkt des prostitutionsspezifischen Sonder-
Strafrechts und nicht umgekehrt. 
 
● Der seit 2016 geltende Strafrechts-Paragraf zu „Menschenhandel“ (§ 232 StGB) unternimmt nicht 
einmal den Versuch, die dort inkriminierten Tathandlungen als „prostitutionsspezifisch“ erscheinen zu 
lassen. Die Tathandlungen der „Ausnutzung (einer) persönlichen oder wirtschaftlichen Zwangslage 
oder (einer) Hilflosigkeit, die mit dem Aufenthalt in einem fremden Land verbunden ist“ sowie das 
Anwerben, Befördern, Weitergeben, Beherbergen oder Aufnehmen einer Person, die in verschie-
densten Beschäftigungen oder unter verschiedensten strafwürdigen Umständen „ausgebeutet werden 
soll“, sind gleich so formuliert, dass sie nicht einmal im Ansatz als „prostitutionsspezifisch“ in 
Betracht kommen. 
 
● Auch erweist sich die Vorstellung, es gehe im aktuell geltenden „Menschenhandels“-Paragrafen um 
eine irgendwie geartete „prostitutionsspezifische“ Form der Ausbeutung, als komplett abwegig. 
Renzikowski, Mitautor der Evaluation des ProstSchG, schrieb zum Thema „Ausbeutung“ im 
„Menschenhandels“-Paragrafen bereits 2017:   

 „Nr. 1 lit. a betrifft die schon vom bisherigen Recht erfasste Ausbeutung der Sexualität, 
 namentlich durch Prostitution und durch sonstige sexuelle Handlungen. Anders als nach 
 dem früheren Recht] setzt der Wortlaut nun auch für die Prostitution eine ökonomische 
 Ausbeutung voraus. Geht man für die Arbeitsausbeutung von einer Unterschreitung des 
 üblichen Lohns um 50 % aus,] ist diese Schwelle auch hier anzusetzen. Die 50-%-Grenze 
 findet sich auch in der Rechtspraxis als Faustformel bei der ausbeuterischen Zuhälterei 
 nach § 181a Abs. 1 Nr. 1 StGB.75  
 

Damit erfolgt bereits die fortschreitende Erosion der Vorstellung von einer „prostitutions-
spezifischen Kriminalität“ in den engen Grenzen des prostitutionsspezifischen Strafrechts 
selbst. 
 
● Der gegenläufige Versuch, mittels Installation eines Strafrechts-Paragrafen zu „Zwangsprostitu-
tion“ (§ 232a StGB) diesen Prozess auszubremsen, erweist sich als wenig überzeugend. Unter der 
Überschrift „Zwangsprostitution“ wird die „Ausnutzung (einer) persönlichen oder wirtschaftlichen 
Zwangslage oder (einer) Hilflosigkeit, die mit dem Aufenthalt in einem fremden Land verbunden ist“ 
mit der Veranlassung gekoppelt, dadurch „die Prostitution aufzunehmen oder fortzusetzen“. 
 
● Zunächst ist nicht nachvollziehbar, warum die Veranlassung zur Aufnahme oder Fortsetzung 
einer legalen Berufstätigkeit überhaupt eine kriminelle Handlung, geschweige denn eine besondere 
Form „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ sein soll, zumal wenn die als Bedingung gesetzte 
„Ausnutzungs“-Handlung unterhalb der Schwelle von Nötigung, d, h, ohne Zwang, ohne Gewalt, ohne 
Drohung und ohne Ausbeutung erfolgt. 
 
● Auch hier erweist sich die Rede von einer „prostitutionsspezifischen Kriminalität“ als 
Versuch, die Tatsache zu verschleiern, dass es sich dabei um eine bloße, interessensgeleitete 

                                                           
Ähnlich auch bei § 291 StGB („Wucher“), https://dejure.org/gesetze/StGB/291.html 
75 Renzikowski (2017), S. 360 
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Konstruktion handelt, die sich der Existenz des prostitutionsspezifischen Strafrechts verdankt 
und nicht umgekehrt.  
 
● Dabei ist es bei Licht betrachtet so, dass die in den einschlägigen Strafrechtsbestimmungen 
inkriminierten Tathandlungen die schillernden Begrifflichkeiten wie „Zuhälterei“, „Menschenhandel“, 
„Zwangsprostitution“ oder „sexuelle Ausbeutung“ gar nicht substanziell mit Inhalt zu füllen vermögen. 
Vielmehr ist es umgekehrt, dass die interessiert gewählten Begrifflichkeiten eine völlig falsche 
Vorstellung vom eigentlichen Inhalt der einschlägigen Straftatbestände vermitteln. Der Eindruck, 
es existiere tatsächlich so etwas wie eine „prostitutionsspezifische Kriminalität“, erweist sich mithin als 
Fata Morgana. Dass die Verfasser*innen des Abschlussberichts zur Evaluation des ProstSchG sich 
nicht zu schade sind, derart windige ideologische Konstrukte zu verbreiten, wirft Fragen hinsichtlich 
ihrer wissenschaftlichen Qualifikation und Unabhängigkeit auf. 
 
2.6  Grundannahme im Widerspruch zu Ergebnissen der Evaluation 
 

Zweifel an der Aussagekraft der Rede von „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ bestehen auch vor 
dem Hintergrund des seit über einem Vierteljahrhundert andauernden, mittlerweile massiven 
Rückgangs von Kriminalität im Prostitutionsgewerbe.  
 
● Was soll an dieser Kriminalität im Prostitutionsgewerbe so „prostitutionsspezifisch“ sein, wenn ein 
breites Spektrum der dort Tätigen davon gar nicht betroffen ist? So waren nach der Befragungen von 
2.350 Sexarbeiter*innen im Zusammenhang der Evaluation des ProstSchG lediglich 3 % bis 7 % der 
befragten Sexarbeiter*innen von Formen so genannter „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ betrof-
fen.76 
 
● Die Ergebnisse der Cluster-Analyse im Rahmen der Evaluation bestätigen diese Feststellungen 
insofern, als es „resiliente Gruppen gegenüber potenziellen Risiken in der Prostitutionstätigkeit“ gibt.77 
Eine demgegenüber (zahlenmäßig kleinere) Gruppen erlebte Kriminalität, jedoch nicht wegen der 
Prostitutionstätigkeit als solcher, sondern aufgrund bestimmter Arbeits-Settings und bestimmter 
subjektiver Voraussetzungen der dort Tätigen. 
 
● Die Rede von „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ steht damit im Widerspruch zu den Ergeb-
nissen der Evaluation und damit kurioserweise auch zu von den Verfasser*innen vertretenen 
Grundannahmen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                           
76 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 448 ff. 
77 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 556 
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Grundannahme 3 
Defizit an behördlichen Aufsichtsinstrumenten maßgeblich für Kriminalität 
 

 
3.1  Die zentrale Hypothese des Prostituiertenschutzgesetzes 
 
 

Das Prostituiertenschutzgesetz sieht die Existenz „kriminogener Strukturen“ im Prostitutionsgewerbe 
sowie die Schwierigkeiten bei der Bekämpfung von „Menschenhandel“ in die Prostitution in einem 
ursächlichen Zusammenhang zum Mangel behördlicher Aufsichtsinstrumente, die auf die 
Besonderheiten des Prostitutionsgewerbes zugeschnitten sind: 
 

 „Die fehlenden gesetzlichen Maßstäbe für Prostitutionsstätten und andere Erscheinungs-
 formen des Prostitutionsgewerbes sowie das bestehende Defizit an behördlichen 
 Aufsichtsinstrumenten begünstigen insgesamt die Erhaltung intransparenter und 
 kriminogener Strukturen, sie erschweren die Bekämpfung von Menschenhandel und 
 behindern die Implementierung gesundheits-, arbeitsschutz- und sicherheitsbezogener 
 Mindestanforderungen.“78 
 

● Im Jahre 2016 handelte es sich dabei noch um eine Hypothese. Heute, acht Jahre später, wäre es 
für eine unabhängige Evaluation des ProstSchG darauf angekommen, diese Hypothese anhand der 
Erfahrungen mit der Umsetzung des Gesetzes und anhand der mittlerweile verfügbaren Daten auf ihre 
Richtigkeit zu überprüfen und daraus die entsprechenden Schlussfolgerungen zu ziehen.  
 
● Denn es handelt sich hier keineswegs um eine x-beliebige, sondern um eine für das ProstSchG 
zentrale Hypothese. Ihre Überprüfung eröffnet die Möglichkeit, die Frage zu beantworten, ob die mit 
dem Gesetz implementierten Aufsichtsinstrumente angemessen waren, oder ob die mit dem 
ProstSchG installierten Kontroll- und Überwachungsmechanismen ggf. überdimensioniert waren. 
 
● Angesichts der Bedeutsamkeit dieser Überprüfung muss es verwundern, dass die KFN-Evaluation 
diese Frage in der notwendigen Klarheit und Zuspitzung, die man von einer Evaluation erwarten darf, 
weder aufgeworfen, geschweige denn klar und eindeutig beantwortet hat. 
 
3.2  Kriminalitätsentwicklung vor und nach Inkrafttreten des ProstSchG 
 

● Wenn das Prostituiertenschutzgesetz erklärtermaßen davon ausgeht, dass die fortwährende 
Existenz und Erhaltung kriminogener Strukturen in der Prostitution sowie die Schwierigkeiten bei der 
Bekämpfung des „Menschenhandels“ auf ein Defizit behördlicher Aufsichtsinstrumente zurück-
zuführen seien, dann müsste sich die Einführung solcher Aufsichtsinstrumente im Umkehrschluss in 
der vermehrten Aufdeckung von Kriminalität in der Prostitution niederschlagen.  
 
● Die These, durch die neuen Aufsichtsinstrumente könne man „kriminogenen Strukturen“ besser 
entgegentreten, hätte also entweder erwarten lassen, dass nach dem Inkrafttreten des Prostituierten-
schutzgesetzes mehr Fälle von Kriminalität im Prostitutionsgewerbe aufgedeckt werden.79 Oder 
umgekehrt: Die Kriminalität eindämmende Effektivität der neuen Aufsichtsinstrumente müsste sich in 
einem messbaren Abschreckungseffekt ausdrücken, d. h. in einem entsprechenden Rückgang 
einschlägiger Kennziffern (Ermittlungsverfahren, Fälle, Tatverdächtige, Opfer) bei Straftaten des 
prostitutionsspezifischen Sonder-Strafrechts. 
 
● Um diese Fragen zu klären, ist eine Gegenüberstellung und ein Vergleich einschlägiger 
Kriminalitäts-Kennziffern für die letzten acht Jahre vor und nach Einführung des ProstSchG ein 
Indikator der Kriminalitätsentwicklung. Dies könnte erste Anhaltspunkte dafür liefern, ob und ggf. 
wie sich die dem ProstSchG zugrundeliegende Hypothese bestätigt hat oder auchnicht. 
 
 
 

                                                           
78 Drucksache 18/8556, S. 32 
79 Henning et. al. 2021), S. 359 ff 
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TABELLE 16: Entwicklung der „prostitutionsspezifischen Kriminalität“ im Prostitutionsgewerbe vor und 
                        nach Einführung des ProstSchG (2009 - 2024)80 
 

 

Nr. 
 

Jahr Ermittlungs-
verfahren 

 

Fälle 
 

Tatverdächtige mutmaßliche  
Opfer 

 

Verurteilungen 

08 2009 - 1.208 1.162 1.443 - 
07 2010 470 972 1.046 1.169 155 
06 2011 482 963 1.044 1.101 150 
05 2012 491 850 1.019 989 142 
04 2013 425 801 874 941 96 
03 2014 392 799 817 919 96 
02 2015 364 783 867 861 90 
01 2016 363 736 761 835 84 

SUMME 2.987 7.112 7.590 8.258 813 
pro Jahr 427 889 949 1.092 116 

Juli 2017:  Inkrafttreten des Prostituiertenschutzgesetzes 
01 2017 327 633 698 720 81 
02 2018 356 693 739 769 87 
03 2019 287 644 633 717 73 
04 2020 291 602 635 655 85 
05 2021 291 488 496 555 72 
06 2022 346 581 575 648 76 
07 2023 319 636 605 671 41 
08 2024 - 648 694 698 - 

SUMME 2.217 4.925 5.075 5.433 515 
pro Jahr 317 616 634 679 74 

 

Differenz 
 

 

 
 

- 31 % 
 

- 33 % 
 

- 32 % 
 

- 36 % 

 
Die vorliegenden Daten dazu ergeben folgendes Bild: 
 

● Nach Inkrafttreten des Prostituiertenschutzgesetzes sind alle einschlägigen Kennziffern zur Entwick-
lung der Rotlicht-Kriminalität um fast ein Drittel eingebrochen. Die Erwartung, dass aufgrund der 
neuen behördlichen Aufsichtsinstrumente mehr Fälle von Kriminalität im Prostitutionsgewerbe 
aufgedeckt werden konnten, hat sich damit nicht erfüllt. 
 
● Nun ließe sich die aufgezeigte rückläufige Entwicklung eventuell als Erfolg des Prostituierten-
schutzgesetzes deuten, insofern sie als Beleg für einen möglicherweise abschreckenden Effekt 
hinsichtlich der Begehung von Straftaten im Prostitutionsgewerbe gewertet werden könnten.  
 
● Dieser Deutung widerspricht jedoch die Tatsache, dass ein rückläufiger Trend auch für die Zeit 
vorher, nämlich bereits seit Mitte der 90er Jahre, zu verzeichnen war, ohne dass es zu jener Zeit die 
erst mit dem ProstSchG eingeführten Aufsichtsinstrumente gab. Auch angesichts der in der Evaluation 

                                                           
80 Die Daten zur Entwicklung der Ermittlungsverfahren sind dem „Bundeslagebild Menschenhandel und 
sexuelle Ausbeutung“ des BKA entnommen. Die Zahlen für den Zeitraum 2017 bis 2023 beziehen sich im 
Unterschied zu den Vergleichsdaten in der Zeit davor nicht allein auf Menschenhandel (§ 232 StGB) sondern 
darüber hinaus auch auf „Ausbeutung von Prostituierten“ (§ 180a StGB), Zuhälterei (§ 181a StGB), 
Zwangsprostitution (§ 232a StGB) sowie auf „Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung“ (§ 233a 
StGB). Sie sind also in der vorliegenden Form nicht miteinander vergleichbar. Zum Zwecke der Vergleichbarkeit 
sind in der Tabelle für die Zeit von 2017 bis 2023 die Ermittlungsverfahren zu §§ 180a und 181a StGB 
rausgerechnet worden.  
Die Angaben zu Fällen, Tatverdächtigen und mutmaßlichen Opfern entstammen allesamt der ebenfalls vom 
BKA herausgegebenen Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS). Der Rückgriff auf die Zahlen des „Bundeslagebilds 
Menschenhandel und sexuelle Ausbeutung“ hätte keine Vergleichbarkeit ermöglicht, da die Opferzahl der 
einzelnen Strafrechtsdelikte nicht getrennt ausgewiesen wurden. 
Die Gründe für die Änderung durch Einbeziehung neuer Straftatbestände wurden nicht erläutert. Vieles 
spricht dafür, dass allein die Daten für „Menschenhandel“ und „Zwangsprostitution“ für zu gering erachtet 
wurden. Die Krise des prostitutionsspezifischen Strafrechts wäre dadurch überdeutlich geworden. Daran schien 
das BKA offenbar kein Interesse gehabt zu haben.  



50 
 

berichteten Mängel hinsichtlich der Wahrnehmung und Bekämpfung von Rotlicht-Kriminalität dürfte es 
mit einem solchen Abschreckungseffekt eher nicht weit her sein. 
 
3.3  KFN blendet alternative Deutungen der Kriminalitätsentwicklung systematisch aus 
 

Es bedarf also einer anderen Erklärung dieses auffälligen Rückgangs registrierter Kriminalität seit 
Inkrafttreten des Prostitutionsschutzgesetzes. Von der KFN-Evaluation kam – außer launigem Behör-
den-Bashing – keine ernst zu nehmende Deutung des vorliegenden Phänomens. 
 
Eine naheliegende Schlussfolgerung wäre, dass das tatsächliche Ausmaß der legendären Rotlicht-
Kriminalität“ eben nicht so unermesslich groß ist, wie vielfach vermutet, sondern irgendwann auch 
einmal erschöpft ist. In diese Richtung deutet auch die Tatsache, dass die Zahl der Ermittlungs-
verfahren in der Zeit von 2017 bis 2023 niedriger ausfiel als im Vergleichszeitraum vorher, obwohl in 
die BKA-Statistik nach Inkrafttreten des Prostituiertenschutzgesetzes noch vier zusätzlich Straftat-
bestände in die Auswertung mit einbezogen wurden. 
 
Ein gewinnorientiertes Business wie die Prostitution lässt sich auf Dauer eben nicht auf kriminelle Art 
und Weise führen. Doch solchen Überlegungen verschließt sich die Evaluation weil ihr das Festhalten 
an althergebrachten, aber unbewiesenen Vorstellungen von einem „großen“ Dunkelfeld mehr bedeutet 
als die Abwägung unterschiedlicher Interpretationen der tatsächlich vorfindlichen Entwicklung. 
 
Daran scheint der KFN-Evaluation ganz offensichtlich nicht gelegen. Denn sollte sich der schon zuvor 
bestehende Rückgang registrierter Kriminalität im Prostitutionsgewerbe weiter fortsetzen, ohne dass 
dies kausal auf die Aufsichtsinstrumente des ProstSchG zurückzuführen ist, so wäre das ein weiterer 
Beleg für die überdimensionierte Überwachung, die mit dem ProstSchG überflüssigerweise erfolgt.   
 
In Anbetracht des seit mehr als 25 Jahren anhaltenden rückläufigen Trends bei registrierter 
Rotlicht-Kriminalität erweist sich die KFN-Haltung in dieser Frage als selbstgefällig und luxuriös. 
Die Wahrscheinlichkeit, diesen langanhaltenden, massiven Trend mit einer Reform des ProstSchG, 
mit noch mehr restriktiven Regelungen, noch mehr Überwachung, noch mehr Schulungen der 
Behörden-Mitarbeiter*innen etc. beeinflussen oder gar brechen zu können, tendiert gegen Null und 
dürfte wohl kaum gelingen. 
 
Die beharrliche Weigerung der Evaluation, sich mit der Entwicklung der registrierten Kriminalität 
im Prostitutionsgewerbe zu befassen und ergebnisoffen zu diskutieren, dient einzig und allein dem 
Zweck, diese Einsicht zu verhindern und von der Aussichtslosigkeit abzulenken, die Zahl der 
behördlich identifizierten Opfer „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ ließe sich mit einer Reform des 
ProstSchG wieder in die Höhe treiben. Das verzweifelte Festhalten an dieser Hoffnung kommt einer 
Täuschung der Öffentlichkeit und möglicherweise aber auch des Auftraggebers gleich. Aber die 
Hoffnung stirbt auch hier bekanntlich zuletzt. 
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Grundannahme 4 
200.000 Sexarbeiter*innen & 11.700 Prostitutionsgewerbe 
 

 
 
4.1  Das Ausgangsproblem 
 

Vorstellungen über die Zahl der in der Prostitution tätigen Sexarbeiter*innen sowie der bestehenden 
Prostitutionsbetriebe fließen notwendigerweise in die Überlegungen ein, wie das Prostitutionsgewerbe 
zu regulieren und zu kontrollieren ist. 
 
● Gäbe es in ganz Deutschland z. B. nur rund 2.500 Sexarbeiter*innen und eine Handvoll 
Prostitutions-Etablissements verteilt auf zwei oder drei größere Städte – wie es 1999 in Schweden der 
Fall war –, so wäre das „Nordische Modell“ der Nachfrage-Kriminalisierung u. U. praktikabel und 
dessen Einführung durchaus denkbar gewesen. Nun wissen wir aber, dass die Verhältnisse in 
Deutschland ganz andere sind. Hierzulande geht man von einer sechsstelligen Zahl von 
Sexarbeiter*innen aus, dazu von einigen tausend Prostitutionsbetrieben und einer entsprechend 
hohen Zahl an Prostitutionskunden. 
 
● Unter diesen Umständen wird man sich vorzugsweise für die Regulierung des Angebots, nicht 
aber für die Kriminalisierung der Nachfrage als Regulierungsmodell entscheiden – schlicht deshalb, 
weil in einem Land wie Deutschland die Überwachung und Kriminalisierung einer Kundschaft, die in 
die Hunderttausende geht, wenig aussichtsreich erscheint. 
 
● Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen dürfte es einleuchten, dass Annahmen zur Zahl der 
Sexarbeiter*innen und der Prostitutionsbetriebe einen Einfluss auf die Ausgestaltung der 
Aufsichtsmechanismen hatten, die man mit dem ProstSchG gesetzlich implementiert hat. 
 
● Es fragt sich daher: Mit welchen Größenordnungen rechnete der Entwurf des Prostituierten-
schutzgesetzes 2016 hinsichtlich der Zahl der Sexarbeiter*innen und der Prostitutionsgewerbe, die 
man dann einer „engmaschigen Kontrolle“ unterwerfen wollte. Die weitere Frage ist, ob die Ausgangs-
annahmen sich in acht Jahren Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes bestätigt haben und die 
Aufsichtsinstrumente dem angemessen sind, oder ob die Ausgangsannahmen sich nicht bestätigt 
haben und die Aufsichtsinstrumente demgegenüber entweder über- oder unterdimensioniert 
ausgefallen sind. 
 
4.2  Grundannahmen des ProstSchG zum Umfang des Prostitutionsgewerbes    

● Das Prostituiertenschutzgesetz ging 2016 – gestützt auf eine fragwürdige Hochrechnung der 
Zeitung ‚Die Welt‘ – von geschätzten 200.000 Prostituierten in Deutschland aus und bezog sich auf 
diese Zahl „als Grundlage zur Bestimmung der Zahl der in der Prostitution Tätigen“.81 Weiterhin 
ging man in den Gesetzesmaterialien von einer jährlichen Fluktuation unter den Sexarbeiter*innen von 
geschätzt 25 % aus. Bei einer Ausgangszahl von 200.000 Sexarbeiter*innen wechselten also in jedem 
Jahr ein Viertel von ihnen, sodass man es nach acht Jahren mit insgesamt 600.000 verschiedenen in 
der Prostitution tätigen Sexarbeiter*innen zu tun hat, die alle der Registrierung unterfallen. 
 
● Bei den Prostitutionsbetrieben gingen die Gesetzesmaterialien in Deutschland von geschätzt 10.000 
Prostitutionsbetrieben und 1.700 Prostitutionsfahrzeugen aus, was zusammengenommen 11.700 
konzessionspflichtige Prostitutionsgewerbe bedeutet. In diesem Falle schätzte der Gesetzgeber 
die jährliche Quote bei Neugründungen und Fluktuation auf 5 %. Dies bedeutete, dass jedes Jahr im 
Schnitt 585 neue Prostitutionsgewerbe hinzukommen und neu konzessioniert werden müssten, um 
dadurch größtenteils ältere, den Betrieb einstellende Prostitutionsgewerbe zu ersetzen. Ausgehend 
von dieser Größenordnung hätte man es nach acht Jahren, also bis heute, mit rund 16.400 
Erlaubnisanträgen zum Führen eines Prostitutionsgewerbes zu tun haben müssen. 
 
Es fragt sich also: Wie stellen sich anhand der heute verfügbaren Zahlen die tatsächlichen 
Verhältnisse dar? 
 

                                                           
81 vgl. Drucksache 18/8556, S. 32 
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4.3  Anmeldungen und Konzessionierungen seit 2017 
 

Die in den Gesetzesmaterialien genannten Größenordnungen – 200.000 Sexarbeiter*innen und 
11.700 Prostitutionsgewerbe – finden in der realen Welt der Registrierung und Konzessionierung 
keine Entsprechungen. Sie erweisen sich aus heutiger Perspektive als aus der Luft gegriffen und 
eindeutig zu hoch veranschlagt. Das verdeutlicht nachfolgende Tabelle. 
 
TABELLE 17: Zahl der Sexarbeiter*innen und Prostitutionsgewerbe: ProstSchG (2016) im Vergleich  
                       zur Zahl der jährlichen Registrierungen / Konzessionierungen (2017 - 2024)82 
 

 

Geschätzte Größen 
im ProstSchG (2016) 

 

Tatsächliche Registrierungen / Konzessionierungen nach Jahren 
 

2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 
  

Bundesstatistik Sexarbeiter*innen:  Gültige Anmeldungen zum 31.12. des jew. Jahres 
 

 

● Ausgangsbestand:200.000  
● jährliche Fluktuation: 25 % 
● nach 8 Jahren: 600.000  
   verschiedene Sexarbeiter 
 

 
 

6.959 
 
 

32.799 
 
 

40.369 
 
 

24.940 
 
 

23.743 
 
 

28.270 
 
 

30.636 
 
 

32.254 

  

Bundesstatistik Prostitutionsgewerbe Gültige Erlaubnisse 31.12. des jeweiligen Jahres 
 

 

● Ausgangsbestand: 11.700  
● jährliche Neugründungen  
   und Fluktuation: 5 % 
● nach 8 Jahren: 16.380  
   konzessionspflichtige  
   Prostitutionsgewerbe 
 

 
 
 

1.350 

 
 
 

1.600 

 
 
 

2.167 

 
 
 

2.285 

 
 
 

2.286 

 
 
 

2.314 

 
 
 

2.312 

 
 
 

2.253 

 

● Die Anmeldezahlen hatten 2019 mit 40.369 zum 31.12. gültigen Anmeldebescheinigungen ihren 
seitdem nicht wieder erreichten Höchststand. Die Konzessionierung von Prostitutionsgewerben 
erreichte zum 31.12. 2023 mit 2.312 gültigen Erlaubnissen ihren Höchststand. 
 
● Beide Zahlen reichen nicht entfernt an die 2016 unterstellten Größenordnungen hinsichtlich der zu 
registrierenden Sexarbeiter*innen bzw. der mutmaßlich konzessionspflichtigen Prostitutionsgewerbe 
heran. Dies gilt auch dann, wenn man die in dem dargestellten Zeitraum ausgesprochenen Ablehnun-
gen von Hurenpässen bzw. der Versagungen, Widerrufe und Rücknahmen von (bereits erteilten) 
Erlaubnissen berücksichtigt.  
 
● So waren im Zeitraum von 2018 bis 2023 nach Angaben der (unveröffentlichten) Statistik der im 
Laufe des Jahres durchgeführten Verfahren insgesamt 770 Ablehnungen von Hurenpässen83 und 
insgesamt 408 Versagungen sowie 169 Widerrufe / Rücknahmen von Erlaubnissen zur Führung 
eines Prostitutionsgewerbes84 zu verzeichnen. Das waren im Schnitt pro Jahr 128 Ablehnungen der 
Ausstellung eines Hurenpasses und 96 Versagungen / Widerrufe bei den Konzessionen für ein 
Prostitutionsgewerbe. 
 
Die Sache stellt sich nicht viel anders dar, wenn man auf die Angaben schaut, die sich im Kontext der 
Befragung von Behördenleitungen durch das KFN ergeben haben. 
 

● Dort war in der Zeit von 2018 bis 2023 zwischen 750 und 1.510 Ablehnungen von Hurenpässen 
bezogen auf insgesamt 52.210 Anmeldeverfahren zu verzeichnen, was einer Quote von rund 1,5 % 
bis 3 % entspricht.85   
 

                                                           
82 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 169 u. S. 186 
83 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 183 
84 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 189 
85 Die Evaluation verzichtet aus unerfindlichen Gründen auf die exakte Angabe der Ablehnungen und 
präsentiert stattdessen die Zahl von 1.510 angekreuzten Gründen für Ablehnungen. vgl. Evaluation 
Abschlussbericht, S. 216 
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● Wenn es allerdings um die Beantragung der Erlaubnisse für das Führen eines Prostitutions-
gewerbes geht, ergeben die Informationen der befragten Behördenleitungen, dass lediglich 57,5 % 
der begonnenen Antragsverfahren positiv beschieden werden. Das verdeutlicht, wie sehr die 
Eindämmung der Prostitution unter dem Vorzeichen des ProstSchG über die Reduzierung des 
Angebots, insbesondere mittels der Erlaubnispflicht in Bezug auf Prostitutionsgewerbe erfolgt.  
 

● Denn rund 10 % der begonnenen Antragsverfahren enden mit einer Versagung und bei einem 
Drittel (32,7 %) ist das Ergebnis ungewiss.  
 
TABELLE 18: Befragung von Behördenleitungen: Anmeldungen von Sexarbeiter*innen / Erlaubnisse  
                        für das Führen eines Prostitutionsgewerbes (2017 – 2023)86 
 

 
Nr 

 
Indikator 

 

Jahr 
 

 
Verfahren 
Gesamt  

2017 
 

2018 
 

2019 
 

2020 
 

2021 
 

2022 
 

2023 
01 Anmeldungen 

Sexarbeiter 

 

3.885 
 

11.791 
 

7.879 
 

5.763 
 

6.690 
 

8.185 
 

8.017 
 

52.210 

02 Ablehnungen Hurenpass 2018 - 2023: max. 1.510 / ca. zwischen 750 und 1.510) max.1.510 
  

 

Erlaubnisverfahren / 
Erlaubnisse 

 
 

Zahl der befragten 
Behördenleitungen 

 

 

Zahl der Prostitutionsgewerbe 
 

 

gesamt 
 

 

In % 
 

pro Jahr 

03 begonnene Erlaubnisverfahren n = 181 - 191 1.934 100 % 276 
04 erteilte Erlaubnisse n = 145 - 157 1.112 57,5 % 159 
05 Versagungen von Erlaubnissen n = 139 - 145 190 9,8 % 27 
 

06 
 

Differenz   

632 
 

32,7 % 
 

90 
 

 
● Dabei bleibt allerdings ein nicht unerheblicher, unaufgeklärter „Rest“ von rund einem Drittel aller 
ursprünglich begonnenen Verfahren (32,7 %), über die keine klaren Auskünfte seitens der Behörden-
leitungen bzw. seitens der Evaluation vorliegen. Es könnte sich bei diesem „Rest“ entweder um noch 
nicht beendete Verfahren oder um solche handeln, bei denen die Antragsteller*innen von sich aus das 
Handtuch geworfen haben (wegen absehbarer Aussichtslosigkeit, wegen zu hoher Kosten, wegen 
der Dauer des Verfahrens etc. etc.) und infolgedessen aus dem Verfahren ausgestiegen sind. Diese 
Verfahren werden in der Statistik weder als „erteilte“, noch als „versagte“ Erlaubnisse“ geführt und 
verschwinden damit gleichsam vom Radar. Maximal ein Drittel der gesamten Antragsverfahren 
könnte also auf diese Weise „verschwunden“ sein. 
 
● Nimmt man mit der Evaluation an, dass deren Daten „aussagekräftig“ sind und würde man die 
Ergebnisse der Befragung der Behördenleitungen auf die Bundesstatistik zu Prostitutions-
gewerbe-Erlaubnissen übertragen, so würden die rund 2.300 gültigen Erlaubnisse 57,5 % aller 
begonnenen Erlaubnis-Verfahren ausmachen. Man dürfte folglich von 4.000 begonnen Erlaubnis-
verfahren pro Jahr ausgehen, in denen jedes Mal rund 2.300 Erlaubnisse erteilt und rund 400 
Erlaubnisse versagt werden. Maximal 1.300 Anträge (die „Differenz“) wären dann entweder noch nicht 
bearbeitet worden oder aber die Antragsteller wären aus dem Verfahren „von sich aus“ ausgestiegen. 
Damit wäre man bei maximal 4.000 im Prinzip konzessionsfähigen Prostitutionsbetrieben hier-
zulande. Hinzu käme ggf. noch einen unbekannte Zahl an Prostitutionsbetrieben (möglicherweise 
Kleinstbetriebe87), die vor 2017 existierten und im Vorfeld des Inkrafttretens des ProstSchG und des 
damit verbundenen Konzessionsverfahren aufgegeben haben. Diese Zahl lässt sich nicht seriös 
berechnen. 
 
● Selbst wenn sich die tatsächlichen Abläufe weder durch die Evaluation, noch durch sonstige 
Untersuchungen im Nachhinein restlos aufklären lassen mögen, so bleibt doch unterm Strich ein 
Ergebnis nach wie vor bestehen: Die Annahme von 200.000 Sexarbeiter*innen bzw. 11.700 

                                                           
86 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 212 u. S. 294/95 
87 Die KFN-Evaluation äußert mehrfach die Vermutung, dass Kleinstbetrieb dem Erlaubnisverfahren zum Opfer 
gefallen sind. (vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 192, 279, 301, 526, 592) 
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Prostitutionsbetrieben war maßlos übertrieben, was die vorliegenden Zahlen zu Registrierungen und 
Konzessionierungen eindeutig belegen.  
 
4.4  Die KFN-Evaluation weicht brisanten Fragen aus 
 
Damit aber stellt sich eine Reihe von Fragen:  
 
● Warum wurden im ProstSchG die Ausgangsvoraussetzungen hinsichtlich der Zahl der Sex- 
   arbeiter*innen und der Prostitutionsbetriebe viel zu hoch kalkuliert?  
● Warum wurden – was ja auch eine Option gewesen wäre – die Ausgangsannahmen nicht niedriger  
   veranschlagt? 
● Wie erklären sich die für die Umsetzung des ProstSchG Verantwortlichen – sei es Behörden- 
   leitungen, Sachbearbeiter*innen, Polizei, Landesregierungen etc. etc.) – diese unübersehbaren  
   Differenzen zwischen vermuteten und tatsächlichen Größenordnungen?  
● Und was folgt daraus für die mit dem ProstSchG implementierte Überwachungsarchitektur? 
 
Man darf davon ausgehen, dass sich die Verfasser*innen des Abschlussberichts zur Evaluation des 
ProstSchG der Brisanz dieser Fragen durchaus bewusst waren. Jede gegenteilige Annahme würde 
nichts anderes bedeuten, als dass sich die Verantwortlichen für eine unabhängige, wissenschaftliche 
Durchführung der Evaluation disqualifiziert hätten. 
 
Des Weiteren stellen sich die Fragen:  
● Warum hat sich die Evaluation diesen zentralen Fragen nicht gestellt? 
● Warum hat sie nicht zumindest Hypothesen formuliert, um der Beantwortung der offenen Fragen  
   einen Schritt näher zu kommen? 
 
● Tatsache ist, dass die Verfasser*innen der Evaluation diesbezüglich einen schlanken Fuß machen. 
Sobald es um Zahlen zur Größenordnung von Prostitution geht, gehen die Verfasser*innen der 
Evaluation auf Tauchstation. Zwar monieren sie, dass die vom Gesetzgeber angenommene Zahl von 
200.000 Sexarbeiter*innen „nicht unproblematisch“ sei und vermuten hier eine „Überschätzung“.88  
 
● Dass sich das ProstSchG auf eine Schätzungen der Zeitung „Die Welt“ bezieht, die die Verhältnisse 
in Augsburg als Stadt mit der angeblich höchsten Prostitutions-Dichte auf ganz Deutschland überträgt, 
wird von der Evaluation zwar richtigerweise moniert. Es wird aber nicht die Frage beantwortet, 
warum jedes Mal – auch bei der Zahl der konzessionspflichtigen Betriebe sowie den Fluktuationsraten 
– eine Überschätzung, nicht aber eine Unterschätzung vorliegt. Warum war das so? Antwort: 
Fehlanzeige. Welche Folgen ergeben sich daraus? Antwort: Fehlanzeige. 
 
● Die Vermutung höherer Zahlen ist ausgesprochen vorteilhaft, weil sich mit ihnen stets leichter die 
Vorstellung von Kontrollverlust suggerieren und sich die Notwendigkeit strikterer, „engmaschiger 
Kontrollen“ natürlich wesentlich leichter kommunizieren lässt, als wenn man von niedrigeren Zahlen 
ausgehen würde. So liegt es zumindest nahe, dass die Fiktion eines schon wegen seiner schieren 
Ausmaße außer Kontrolle geratenen Prostitutions-Milieus mit der ihm angedichteten Kriminalitäts-
Belastung für die erforderliche Zustimmung zu einem Gesetz sorgt, die man sonst möglicherweise 
nicht bekommen hätte. 
 
● Die KFN-Evaluation hingegen begründet ihre Enthaltsamkeit hinsichtlich der Auseinandersetzung 
mit den völlig verfehlten quantitativen Grundannahmen des ProstSchG nicht etwa damit, dass man 
sich nicht auf derartige Vermutungen einlassen und aufs politische Glatteis begeben wolle, sondern 
ganz allgemein damit, dass man Schätzungen aufgrund damit verbundener Unsicherheiten stets nur 
für „bedingt belastbar“ halte.  
 

 „Denn Hochrechnungen, die auf den Einschätzungen von Behörden basieren, können 
 höchstens so verlässlich sein wie die (in puncto Belastbarkeit unklaren) Schätzungen der 
 Behörden selbst: Unterschätzungen der Anzahl der Prostituierten durch Behörden, aber 

                                                           
88 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 34 
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 auch Überschätzungen, wie sie bspw. in Untersuchungen aus der Schweiz nachgewiesen 
 werden konnten, werden mit dieser Methode auf die geschätzte Gesamtzahl übertragen.“89 
 

Das mag sein, spricht aber nicht gegen eine Befassung mit methodisch unterlegten Schätzungen und 
Schätzverfahren, die sich von freistilmäßig, aus dem Bauch heraus erfolgten Schätzungen 
unterscheiden. 
 
● Vor dem Hintergrund dieser zur Schau gestellten Skepsis gegenüber Schätzungen nimmt sich die 
Evaluation das Recht heraus, der misslichen Frage auszuweichen, warum die Grundannahmen zur 
Zahl der Sexarbeiter*innen und der Prostitutionsbetriebe so eklatant von den jetzt festgestell-
ten Größenordnungen abweichen. So heißt es in der Evaluation: 
 

 „Unbestritten ist, dass sich nicht alle Menschen, die in Deutschland der Prostitution 
 nachgehen, anmelden. Wie groß der Anteil der nicht angemeldeten Personen ist, lässt sich 
 nicht bestimmen, weil es bis lang lediglich Schätzungen zur Zahl der in Deutschland tätigen 
 Prostituierten gibt. Diese Schätzungen gehen weit auseinander und deren Aussagekraft ist 
 jeweils mindestens eingeschränkt (Teil 2). Zur Aufklärung dieser (wichtigen) Frage nach 
 der Zahl der in Deutschland aktiven Prostituierten kann auch die vorliegende Studie 
 keinen Beitrag leisten.90 
 

● Das ist eindeutig zu wenig. Wer die Frage der Akzeptanz und des Zielerreichungsgrades des 
ProstSchG in den Mittelpunkt der Bewertung stellt, kann die Frage der Größenordnungen, in denen 
die Grundannahmen von den tatsächlichen Zahlen eklatant abweichen, nicht einfach beiseite wischen. 
Damit disqualifiziert sich die Evaluation und eröffnet Raum für die Annahme, dass sie dem Auftrag-
geber ein wohlgefälliges Ergebnis bescheren und missliche Fragen außen vor lassen will. 
 
4.5  KFN-Evaluation leugnet überdimensionierte Überwachung 
 
In den öffentlichen Debatten im Vorfeld der Verabschiedung und des Inkrafttretens des ProstSchG 
spielte die Frage, zu welchem Zweck es eigentlich eine Anmeldepflicht für Sexarbeiter*innen geben 
solle, nachweislich eine zentrale Rolle. 
 
● Als Zweck der Anmeldepflicht wurde natürlich immer wieder betont, dass es ausschließlich um 
den Schutz von Prostituierten gehe. Tatsächlich aber spielten Fragen der Kontrolle und Überwachung 
des Prostitutionsgewerbes eine viel wesentlichere Rolle, da behauptet wurde, dass es ohne sie keinen 
wirklichen Schutz für Prostituierte geben könne. Dabei lastete man dem Prostitutionsgewerbe 
mangelnde Transparenz an und versprach, mit dieser Intransparenz ein Ende zu machen. Zur 
Transparenz aber gehörten auch verlässliche Informationen über das Ausmaß der Prostitution und 
der damit zusammenhängenden Umstände, hieß es.  
 
● Die Begründung des ProstSchG verwies auf „intransparente“ Strukturen im Prostitutionsgewerbe, 
die durch ein Defizit an Aufsichtsinstrumenten begünstigt würden.91 Dies wurde als Aufruf zu mehr 
Transparenz meist positiv gewertet.92 Die Hoffnung war: „Die Erhebung von statistischen Daten soll 
einen Beitrag zu einer weiteren Versachlichung der Diskussion leisten und dazu beisteuern, die 
notwendigen Unterstützungsangebote sachgerecht zu dimensionieren und planen zu können.“93  
 

                                                           
89 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 34; Das hinderte Tilmann Bartsch freilich nicht daran, sich bei der 
Evaluation der Strafrechtsbestimmungen zu Menschenhandel (2022) an (in der Tat problematischen) 
Hochrechnungen zum Kriminalitäts-Dunkelfelds bei Menschenhandel zu beteiligen. (vgl. Bartsch et.al., 2022, S. 
58) 
90 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 217 
91 Vgl. Drucksache 18/8556, S. 32  
92 „Des Weiteren soll so mehr Transparenz geschaffen werden, die zur Verringerung von Ausbeutung und 
Menschenhandel beitragen sowie zur Unterstützung und Aufklärung von Prostituierten über ihre Rechte 
erleichtern soll.“ (Stellungnahme des KOK e.V. zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend vom 29.07.2015, S. 6) 
93 ebenda, S. 40 
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● Die Erfassung der Daten von Sexarbeiter*innen verteidigte der Gesetzgeber mit Verweis auf ein 
„wichtiges öffentliches Interesse“, das die europäische Richtlinie 95/46/EG als notwendig voraus-
setzte, um eine ansonsten unzulässige Erfassung von Daten über das Sexualleben zu erlauben, die 
bei der Registrierung von Sexarbeiter*innen zwangsläufig anfallen. So heißt es in der Begründung des 
ProstSchG: 
 

 „Ein wichtiges öffentliches Interesse besteht vorliegend in den mit dem Prostituierten-
 schutzgesetz verfolgten Zielen der Regulierung des Prostitutionsgewerbes durch 
 Schaffung ordnungsrechtlicher Überwachungsinstrumentarien und der Verdrängung 
 gefährlicher, sozial unverträglicher oder krimineller Auswüchse der Prostitution. 
 Zugleich dient die Anmeldung wie auch die gesundheitliche Beratung dem Schutz der in der 
 Prostitution tätigen Personen. Diese Ziele lassen sich ohne eine namentliche Anmeldung der 
 Prostituierten und ohne eine eindeutige Zuordnung der Gesundheitsberatungsnachweise zu 
 einer bestimmten Person nicht erreichen; insbesondere kann die anonyme Bereitstellung 
 von Beratungs- und Untersuchungsangeboten nicht die erhofften Regelungserfolge 
 erreichen.“94 
 

● Frage: Was aber, wenn sich im Nachhinein herausstellt, dass sowohl das Ausmaß der Prostitution, 
als auch der Umfang sozial unverträglicher und krimineller Auswüchse wesentlich geringer ausfallen 
als ursprünglich erwartet und sich somit als überschaubar erweist? Würde sich dann das gesamte 
Anmeldeverfahren nicht als überdimensioniert und damit als tatsächlich unverhältnismäßig 
darstellen? Bemühte man sich möglicherweise deshalb, die Gefahren als größer darzustellen, als sie 
tatsächlich waren? 
 

Das mögen Spekulationen sein, aber ganz auszuschließen sind solche Überlegungen sicherlich nicht. 
Was vermag die KFN-Evaluation dagegen ins Feld zu führen, wenn sie sich vornehm eines Kommen-
tars zu dieser Problematik enthält und im gesamten Abschlussbericht z. B. nicht ein einziges Mal auf 
die ProstSchG-Ausgangsannahme der 11.700 konzessionsfähigen Prostitutionsgewerbe zu 
sprechen kommt. 
 
● Im Vorfeld der Verabschiedung des Prostituiertenschutzgesetzes verwiesen die Kommunalen 
Spitzen-verbände (Deutscher Städtetag, Deutscher Landkreistag, Deutscher Städte- und 
Gemeindebund) bei jeder sich bietenden Gelegenheit darauf hin, dass die Anmeldepflicht für 
Sexarbeiter*innen auch aus „statistischen Zwecken“ erforderlich sei.95 In diesem Sinne plädierte 
auch Prof. Dr. Joachim Renzikowski dafür, sich „einen Überblick über das Ausmaß der Prostitution 
und die Wanderungsströme“ zu verschaffen: 
 

 „Um einen Überblick über das Ausmaß der Prostitution und die Wanderungsströme zu 
 erhalten und um ferner die Einhaltung der Standards für die Ausübung der Prostitution zu 
 kontrollieren, ist die Einrichtung eines zentralen Prostitutionsregisters sinnvoll. Dieses 
 Register kann anders, als das Gewerberegister nicht von anderen Personen eingesehen 
 werden, sondern dient ausschließlich zu behördlichen Zwecken im Zusammenhang mit der 
 Überwachung der Prostitution.“96 
 

● Heute, wo die Registrierung der Sexarbeiter*innen bereits seit acht Jahren läuft und trotzdem keine 
Klarheit über das „Ausmaß der Prostitution“ besteht, will Prof. Dr. Renzikowski, der als 
Mitverfasser des Abschlussberichts der ProstSchG-Evaluation auftritt, von seinen damaligen 

                                                           
94 Drucksache 18/8556, S. 98 
95 So forderte man die Beschränkung auf eine bundesweite Anmeldung, nicht aber eine stets erneute 
Anmeldung an jedem einzelnen Ort mit der Begründung: „Für statistische Zwecke wären die aus den lokalen 
Anmeldungen zu gewinnenden Daten zudem nicht besser geeignet als bei einer bundesweiten Geltung.“  
Vgl. Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände, Stellungnahme zur Öffentlichen Anhörung zum 
Thema „Regulierung des Prostitutionsgewerbes“ am 6. Juni 2016, 30.05.2016, S. 3, siehe: 
https://www.bundestag.de/resource/blob/425134/75fb8f37d4972cee385c7dbde8f5e110/18-13-
76f_deutscher-staedtetag-data.pdf 
96 Joachim Renzikowski, Stellungnahme zur Anhörung „Regulierung des Prostitutionsgewerbes“ BMFSFJ, 
12.06.2014, S. 8, vgl. 
https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/83060/bde0ff08461c6f9d9c0c8dde8904cf20/anhoerung-
regulierung-prostitution-stellungnahme-panel-4-data.pdf 
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Einlassungen offenbar nichts mehr wissen. Und zum Umfang des Prostitutionsgewerbes wolle man 
sich schon gar nicht äußern, weshalb die vorliegende KFN-Studie dazu „keinen Beitrag leisten“ 
könne.97 So ziehen sich die Verfasser*innen der Evaluation aus der Affäre. Und Renzikowski mag sich 
denken: „Was schert mich mein Geschwätz von gestern?" 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                           
97 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 217 
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Grundannahme 5 
Prostitution als „gefahrgeneigte Tätigkeit“ 
 

 
 
5.1  Die Annahme „gefahrgeneigter Tätigkeit“ im ProstSchG 
 
Der hehre Anspruch, Sexarbeiter*innen schützen zu wollen, stützt sich im Prostituiertenschutzgesetz 
auf die dort eher beiläufig formulierte, aber im Gestus der Gewissheit vorgetragene Behauptung, 
Prostitution sei eine „gefahrgeneigte Tätigkeit“.98 
 
● Mit Verweis auf das mit der Prostitutionstätigkeit angeblich grundsätzlich verbundene 
Gefahrenpotenzial fokussierte man – in Anlehnung an die Strafrechtsreform von 1973 – nicht länger 
auf Prostituierte als Täter*innen. Diese galten nun vielmehr als Opfer ihrer eigenen Tätigkeit bzw. 
der „objektiven Umstände“, unter denen sie stattfindet. Das Prostituiertenschutzgesetz diente also 
seinem Selbstverständnis nach in erster Linie dem Eigenschutz der Sexarbeiter*innen, zu dem diese 
selbst angeblich außerstande seien. Die Legende vom Prostituiertenschutzgesetz als Opferschutz-
gesetz war geboren, allerdings mit dem Makel behaftet, dass ausgerechnet die Betroffenen selbst 
diesen Glauben bis heute nicht wirklich teilen möchten. Denn mit dem Prostituiertenschutzgesetz 
wurde der Schutz-Anspruch pervertiert in die Zumutung einer „Anmeldung sui generis“ mit besonders 
engmaschiger Kontrolle und Überwachung. 
 
● Die Prostitutionstätigkeit bedrohe das sexuelle Selbstbestimmungsrecht der Sexarbeiter*innen, heißt 
es im ProstSchG. Die mit der Prostitutionstätigkeit verbundenen Gefahren wurden formelhaft 
beschworen: sie bestünden „faktisch“, ergeben sich aus offenbar leicht nachprüfbaren „objektiven 
Umständen“ und es gäbe diesbezüglich einschlägige „empirische Befunde“.99 Dabei verwies das 
Prostituiertenschutzgesetz auf die vom Bundesfamilienministerium in Auftrag gegebene, 2004 
veröffentlichte „Teilerhebung bei Prostituierten“, die herausgefunden habe, dass „die in diesem 
Bereich Tätigen belegbar erheblichen psychischen und physischen Gefährdungen ausgesetzt sind.“100  
 
Der Haken an der Sache war freilich:  
 

● es handelte sich bei besagter Untersuchung um eine Auftragsstudie des gleichen Ministeriums, das  
   auch für das ProstSchG zuständig war; 
● die Untersuchung war aufgrund schwerwiegender methodischer Mängel in keiner Weise  
   repräsentativ; 
● und es handelte sich um die einzige empirische Studie, die die damalige Bundesregierung für ihre  
   Sicht der Dinge aufzubieten wusste. 
 

Mittlerweile wird diese Studie, nach immerhin 20 Jahren, im Abschlussbericht der KFN-Evaluation in 
ihrer zentralen und für das ProstSchG maßgeblichen Aussage als nicht valide eingestuft.101 
 

                                                           
98 Drs. 18/8556, S. 35 
99  „Zum anderen ist Prostitution ein Bereich, in dem Grundrechte wie die sexuelle Selbstbestimmung, 
persönliche Freiheit, Gesundheit sowie Persönlichkeitsrechte der Beteiligten faktisch in besonderer Weise 
gefährdet sind.“ Es gäbe Geschäftsmodelle in der Prostitution, „in denen die Ausübung des sexuellen 
Selbstbestimmungsrechts der Prostituierten durch objektive Umstände derart erschwert oder eingeschränkt 
wird, dass es faktisch nicht mehr wahrgenommen werden kann…“ (S. 78)  
100 Drucksache 18/8556, S. 33 
101 Die Studie von Schröttle/Müller – so die KFN-Evaluation – sei zu dem Ergebnis gekommen, dass bei der 
Befragtengruppe der Prostituierten „eine in Bezug auf die körperliche und sexuelle Gewalt hochriskante 
Arbeitssituation“ vorliege. „In Bezug auf die hier befragten Prostituierten kann insgesamt nicht von einer 
derart hochriskanten Arbeitssituation gesprochen werden“, heißt es hingegen im Abschlussbericht der 
ProstSchG-Evaluation. Die Unterschiede der jetzigen und der damaligen Studie „dürften im Wesentlichen 
daraus resultieren, dass Schröttle und Müller überwiegend Befragungsteilnehmer*innen über Hilfeeinrich- 
tungen und Gesundheitsämter rekrutiert haben, während hier auch über zahlreiche weitere Rekrutierungs-
wege Personen erreicht wurden.“ (vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 473/474) 
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Die damalige Bundesregierung war sich der misslichen Situation, in der sie sich befand, durchaus 
bewusst und versuchte, sie mit vagen Formulierungen zu überbrücken. Rituell-formelhaft hieß es, 
Prostitution werde „nicht selten“ von Personen ausgeübt, „die sich in einer besonders verletzlichen 
und belastenden Situation befinden“.102  
 
Im Hinblick auf die Frage der „Risiken“ der Prostitution finden sich im Prostituiertenschutzgesetz 
zwei einander ausschließende Perspektiven: 
 

● entweder resultieren Risiken aus bestimmten Arbeits-Settings103 in der Prostitution, was für eine  
   differenzierte rechtliche Behandlung solcher Bereiche gesprochen hätte; 
 
 

 „Nicht alle Prostituierten sind von Ausbeutung, Gewalt und unzumutbaren gesundheitlichen Bedingun- 
 gen tatsächlich betroffen. Die für sie bestehenden Risiken und Gefahren hängen jedoch in starkem 
 Maße von den Bedingungen ab, unter denen Prostitution ausgeübt wird und sind damit einer 
 Regulierung zugänglich…Es gilt, die problematischen Aspekte des Tätigkeitsfeldes dadurch zu 
 begrenzen, dass die Bedingungen, unter denen Prostitution praktiziert wird, in rechtsstaatlicher Weise 
 geregelt und kontrolliert werden.“104 Weiter heißt es: „Vor diesem Hintergrund ist ein differenzierter 
 rechtlicher Umgang mit Prostitution geboten, der die Spannbreite der verschiedenen 
 Erscheinungsformen der Prostitution berücksichtigt. Auch den Abstufungen von autonomer, 
 aufgeklärter Entscheidung für diese Tätigkeit über Fälle eines unreflektierten Abgleitens in die 
 Prostitution aufgrund mangelnder Lebenserfahrung, aufgrund bestehender Abhängigkeiten oder 
 fehlender Erwerbsalternativen bis hin zur Zwangsprostitution, bei der sich die betroffene Person aus 
 einer durch Gewalt, Drohung oder Ausbeutung geprägten Situation heraus in einer subjektiv 
 alternativlosen Lage befindet, gilt es gerecht zu werden.“105 Fremdbestimmt seien Prostituierte vor allem 
 „in besonders problematischen Segmenten der Prostitution“106 Es gehe um „die mit unterschied-
 lichen Tätigkeitsorten verbundenen Gesundheitsrisiken im Prostitutionsgewerbe“:107 Die 
 Gesundheitsgefahren und -risiken würden sich „je nach Tätigkeitsort“ im Prostitutionsgewerbe schnell 
 verändern.108  
 

● oder aber die Risiken resultieren letztlich aus der Prostitutionstätigkeit als solcher. 
 

 Prostitution sei „ein Bereich, in dem Grundrechte wie die sexuelle Selbstbestimmung, persönliche  
 Freiheit, Gesundheit sowie Persönlichkeitsrechte der Beteiligten faktisch in besonderer Weise 
 gefährdet sind.“109 Es seien folglich die „Besonderheiten des Prostitutionsgewerbes“, die die 
 eigentliche Herausforderung für dessen Regulierung darstellen.110So war die Rede vom „Schutz von 
 Personen vor den spezifischen Risiken des Prostitutionsgewerbes“.111 Es handele sich um „die 
 von diesem Wirtschaftszweig ausgehenden spezifischen Risiken.“112.Die Einführung einer 
 eigenständigen Anmeldepflicht trage den „Besonderheiten der Ausübung der Prostitution 
 Rechnung“.113 Die Rede war in diesem Zusammenhang von den „Eigenarten des Rotlicht-
 milieus“114 Junge Erwachsene müssten „durch eine besonders engmaschige Beratung besonders 

                                                           
102 „Zugleich muss berücksichtigt werden, dass Prostitution nicht selten von Personen ausgeübt wird, die sich in 
einer besonders verletzlichen oder belastenden Situation befinden…“ (S. 1) Aufgrund der empirischen Befunde 
von Schröttle/Müller sei es offensichtlich, „dass diese Tätigkeit nicht selten von Personen aus besonders 
vulnerablen Gruppen ausgeübt wird.“ (S. 33) „Da Personen, die sexuelle Dienstleistungen erbringen, aufgrund 
ihrer Tätigkeit nicht selten in hohem Maße psychischen und physischen Belastungen ausgesetzt sind, kommt 
der Erreichbarkeit von externen Beratungsangeboten des Gesundheitswesens und der psychosozialen 
Unterstützung besondere Bedeutung zu.“ (S. 89) 
103 „Nicht alle Prostituierten sind von Ausbeutung, Gewalt und unzumutbaren gesundheitlichen Bedingungen 
tatsächlich betroffen. Die für sie bestehenden Risiken und Gefahren hängen jedoch in starkem Maße von den 
Bedingungen ab, unter denen Prostitution ausgeübt wird und sind damit einer Regulierung zugänglich… Es gilt, 
die problematischen Aspekte des Tätigkeitsfeldes dadurch zu begrenzen, dass die Bedingungen, unter denen 
Prostitution praktiziert wird, in rechtsstaatlicher Weise geregelt und kontrolliert werden.“ (S. 32) 
104 Drs. 18/8556, S. 32 
105 Drs. 18/8556, S. 33 
106 Drs. 18/8556, S. 58 
107 Drs. 18/8556, S. 65 
108 Drs. 18/8556, S. 74 
109 Drs. 18/8556, S. 1 
110 Drs. 18/8556, S. 1 
111 Drs. 18/8556, S. 36 
112 Drs. 18/8556, S. 36 
113 Drs. 18/8556, S. 63 
114 Drs. 18/8556, S. 64 
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 vor den Gefahren der Prostitution geschützt werden“.115 Man war der Ansicht, dass „die 
 Arbeitsbedingungen und/oder prekären Lebensverhältnisse ein erhöhtes Risiko gesundheitlicher 
 Gefahren für Prostituierte mit sich bringen können.“116 Prostituierte seien „aufgrund ihrer Tätig-
 keit“ in hohem Maße psychischen und physischen Belastungen ausgesetzt.117 Es bestünden 
 „mit der Prostitution  generell verbundene Gefahren und Belästigungen“, womit man die 
 „Besonderheiten der Prostitution“ als Ganzes unterstrich.118   
 
● Für beide Sichtweisen lassen sich – wie zu sehen – im ProstSchG reichlich Belege finden. Doch die 
differenziertere Sichtweise auf „Risiken und Gefährdungen“ in der Prostitution war lediglich für die 
Galerie bestimmt. Durchgesetzt hat sich demgegenüber die ideologische Sichtweise, wonach 
Risiken immer der Prostitutionstätigkeit als solcher zuzuschreiben seien.  
 
Eine maßgebliche Rolle spielte dabei die Studie „Teilpopulationen-Erhebung Prostituierte“ von 
Schröttle/Müller. 
 
5.2  Exkurs: Die „Teilpopulationen-Erhebung Prostituierte“ von Schröttle / Müller 
 
 

● Im Rahmen eines im Jahre 1999 von der Bundesregierung vorgelegten „Aktionsplans zur 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen“ erschien 2004 die vom Bundesfamilienministerium in Auftrag 
gegebene Untersuchung „Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland“.119 
Dabei handelte es sich nach Angaben der Autorinnen um die erste repräsentative Untersuchung zu 
Gewalt gegen Frauen in Deutschland. In Kooperation mit Infas wurden in Deutschland auf Basis einer 
repräsentativen Gemeindestichprobe 10.264 Frauen im Alter von 16 bis 85 Jahren auf das Erleben 
von Gewalt seit ihrem 16. Lebensjahr befragt. Dies geschah mit Blick auf vier als zentral eingestufter 
Gewaltformen: „körperliche Gewalt“, „sexuelle Gewalt“, „psychische Gewalt“ sowie „sexuelle 
Belästigung“. Parallel zu dieser Hauptstudie wurden in drei zusätzlichen Erhebungen spezielle 
„Teilpopulationen“ von Frauen noch einmal gesondert betrachtet, darunter die lediglich 90 Seiten 
umfassende „Teilpopulationen-Erhebung bei Prostituierten“. 
 
● Die Autorinnen der Erhebung stellen eingangs fest, dass bisherige Abhandlungen zum Thema 
Prostitution sich vorzugsweise mit struktureller Gewalt „durch Diskriminierung und Ausgrenzung der 
Prostituierten“120 befasst hätten. Aufgrund dessen hätten sie „der latenten und manifesten Gewalt 
gegenüber Prostituierten“ wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Die Autorinnen bezeichneten es als 
„Forschungslücke“, dass die „Gewaltprävalenz vor und während der Berufsausübung“121 bislang 
nur am Rande erwähnt worden sei, wo doch ein „hohes Gewaltpotenzial“ im Kontext von 
Prostitution mittlerweile für viele als „Fakt“122 gelte. Zudem ging es den Autorinnen der Erhebung um 
die „Gewalt, die von Freiern/Kunden und Zuhältern ausgeübt wurde“.123 Denn es „liegt nahe“, die 
Gewaltbetroffenheit bei Prostituierten „mit der beruflichen Tätigkeit des Anbietens sexueller 
Dienstleistungen in Zusammenhang zu sehen.“124 
 
Schaut man sich das Fazit der 90-seitigen Untersuchung zur Situation von Prostituierten in 
Deutschland an, so liest sich das wie ein Bericht über Patient*innen einer psychiatrischen Einrichtung: 
 
● Sexarbeiter*innen hätten ein „erhöhtes Risiko, Opfer von Gewalt zu werden“. Denn: „Die Gewalt-
prävalenzen der Teilpopulation der Prostituierten liegen bei allen von uns erfassten Gewaltformen 
auffällig hoch und um ein Vielfaches höher als bei den Frauen der Hauptstudie, die den bundes-
weiten Bevölkerungsdurchschnitt repräsentieren. So hatten 92 % aller befragten Prostituierten 
                                                           
115 Drs. 18/8556, S. 65 
116 Drs. 18/8556, S. 73 
117 Drs. 18/8556, S. 89 
118 Drs. 18/8556, S. 104 
119 Diese Studie ist auch nach mittlerweile 20 Jahren auf der Website des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend nicht mehr abrufbar.  
120 Schröttle/Müller (2004), S. 4 
121 Schröttle/Müller (2004), S. 7 
122 Schröttle/Müller (2004), S. 6 
123 Vgl. Schröttle/Müller (2004), S. 9 
124 Schröttle/Müller (2004), S. 63 
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sexuelle Belästigung erlebt, 82 % psychische Gewalt, 87 % körperliche Gewalt und 59 % sexuelle 
Gewalt seit dem 16. Lebensjahr.“125Hinzu kam: Der „psychische Zustand vieler Prostituierter“ sei 
„problematisch“ und zeige die hohen Belastungen, denen diese Befragungsgruppe unterworfen sei.126 
Gewalt sei dabei im Arbeitskontext sexueller Dienstleistungen zu sehen: „Sowohl die Tatorte der 
Gewalt“ als auch die Tatsache, dass auffällig häufig „Personen aus der Arbeitssituation, insbesondere 
Freier, als Täter genannt“ worden seien, zeigen ein erhöhtes Risiko, Opfer von Gewalt „im Kontext 
der Ausübung  sexueller Dienstleistungen“ zu werden. 
 
● Eher beiläufig hieß es, dass es „auch Prostituierte zu geben scheint, die nicht oder kaum sucht-
gefährdet sind, die besser vor Gewalt geschützt sind und die weniger starke psychische und gesund-
heitliche Belastungen aufweisen.“127Mit diesem etwas verschämten Hinweis auf eine von den 
vorgenannten Charakterisierungen abweichende, nicht näher quantifizierte Restgruppe bleibt man 
jedoch im Vagen und sicherte sich und seine Auftraggeber damit gegenüber möglichen Vorwürfen 
einer willkürlichen und einseitigen Deutung der präsentierten Untersuchungsergebnisse ab. 
 
● Das spätere Prostituiertenschutzgesetz von 2017 bezog sich in der Gesetzesbegründung 
ausdrücklich und ausschließlich auf eben diese „Teilpopulatíonen-Erhebung bei Prostituierten“, um 
Sexarbeiter*innen den überaus fragwürdigen Status einer „besonders vulnerablen Gruppe“ 
zuzuschreiben. Damit wurden Sexarbeiter*innen erneut zum Objekt einer auf Kontrolle und 
Eindämmung zielenden repressiven Prostitutionspolitik.   
 
Allerdings schlug sich in den Ergebnissen der Studie die sehr spezielle Zusammensetzung der nicht-
repräsentativen Stichprobe nieder, die ihr zugrunde lag. 
 
● 110 statt 250 Befragte: Zu geringer Umfang der Stichprobe  
 

Statt der ursprünglich geplanten 250 Interviews gelang es den Forscher*innen lediglich, weniger als 
die Hälfte, nämlich 110 Frauen für die Teilnahme an der Befragung zu gewinnen.128 Viele der für die 
Befragung auserkorenen Frauen befürchteten bereits im Vorfeld, dass die Fokussierung der Studie 
auf „Gewalthandlungen“ in der Prostitution Klischees und damit ihre Stigmatisierung reproduziere, 
weshalb sie die Teilnahme an der Befragung zum Teil vehement ablehnten.129  
 

● Selektivität: Rekrutierung über Beratungsstellen & Gesundheitsämter  
 

Selbst um die schließlich verbliebenen 110 Frauen befragen zu können, bedurfte es einer 
„Kooperation mit Hilfeeinrichtungen“130, wozu neben den Beratungsstellen auch Gesundheitsämter 
zählten. Eine solche Vorgehensweise konnte freilich nicht ohne Folgen bleiben.131  
 

 
 

                                                           
125 Schröttle/Müller (2004), S. 85 Der Vergleich von Gewaltprävalenzen einer Teilpopulation (auf Basis von 110 
Befragten) mit denen der Gesamtpopulation (auf Basis von 10.64 Befragten) ist schon deshalb nur beschränkt 
aussagekräftig, weil der Durchschnittswert der Gesamtpopulation das Ergebnis von positiven wie negativen 
Abweichungen von eben diesem Durchschnitt ist. Es hätten sich – wenn man gewollt hätte – also durchaus 
noch andere Personengruppen finden lassen können mit Werten finden, die ebenfalls über dem Durchschnitt 
der weiblichen Gesamtbevölkerung liegen. 
126 Schröttle/Müller (2004), S. 87 
127 Schröttle/Müller (2004), S. 87; Diesbezüglich schreiben die Autorinnen: „Möglicherweise läge in der 
weitergehenden Analyse der Lebens- und Arbeitsbedingungen dieser Gruppe ein wichtiger Anknüpfungspunkt, 
um die konkreten Bedingungen für eine Verbesserung der Lebens- und Arbeitssituation von Prostituierten in 
Deutschland zu bestimmen.“ (S. 87) 
128 Schröttle/Müller (2004), S. 11 
129 Schröttle/Müller (2004), S. 13 
130 Schröttle/Müller (2004), S. 11 
131 Man stelle sich vor, ein Forscherteam würde ausschließlich in einem Frauenhaus untergekommene Frauen 
über Familienverhältnisse in Deutschland befragen und darin die Grundlage für verallgemeinerungsfähige Aus-
sagen sehen! Genauso gut könnte man Klientinnen einer Schuldnerberatung zum Thema Einkommens-
zufriedenheit in Deutschland befragen. Die Ergebnisse solcher Erhebungen wären vorprogrammiert. 
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● 77 %: Überwiegend deutsche Prostituierte in der Stichprobe  
 

77% der für die Teilpopulationen-Erhebung befragten Frauen waren deutscher Nationalität.132 Damit 
hatte man die Verhältnisse der Grundgesamtheit, über die man Aussagen treffen wollte, erfolgreich 
auf den Kopf gestellt. Auch die interessierte Schutzbehauptung der Autorinnen, über die Struktur der 
Grundgesamtheit der Prostituierten lägen keine genauen Informationen vor, vermochte diese 
offenkundige Verdrehung nicht zu rechtfertigen. 
 

● 32 %: Einbeziehung bereits ausgestiegener Prostituierter 
   

Gut ein Drittel der für die Untersuchung befragten Frauen arbeitete gar nicht mehr in der Prostitution, 
sondern war aus ihr bereits ausgestiegen (32 % von 105 = 34 Frauen).133 Allein dieser Aspekt der 
Stichprobenzusammensetzung hätte es verboten, die genannte Studie als eine „Teilpopulationen-
Erhebung bei Prostituierten“ zu bezeichnen. Der Titel kann also nur als bewusste Irreführung gewertet 
werden.134 
 

● 31 %: Überproportional viele Straßenprostituierte 
 

Schröttle/Müller gaben an, dass rund ein Drittel (35 % von 98 Frauen) der befragten Frauen in der 
Stichprobe Straßenprostituierte gewesen seien.135 Der tatsächliche Anteil der Straßenprostitution an 
der Gesamtprostitution dürfte im Bundesdurchschnitt dagegen weit unter der 10-%-Marke gelegen 
haben. Die höhere Gewaltbetroffenheit dieses speziellen Segments der Prostitution ist allenthalben 
bekannt und lag vor allem an der dort vorfindlichen, zumeist großstädtischen Beschaffungsprostitution. 
Die überproportionale Einbeziehung dieses Segments ließ die Berufsgruppe der Prostituierten quasi 
automatisch als insgesamt gewalt- und problembelastet erscheinen.  
 

● 41 %: Hoher Anteil drogengebrauchender Frauen  
 

Die Angabe, dass 41 % der in die Stichprobe einbezogenen Frauen in den zurückliegenden 12 
Monaten (bzw. 5 Jahren) Heroin, Ecstasy, LSD oder Haschisch konsumiert haben136, bestätigt die 
Vermutung, dass eine derart nicht-repräsentative Zusammensetzung der Grundgesamtheit im Sinne 
der Präsentation hoher Gewaltbetroffenheit und psychosozialer Belastung bewusst in Kauf genommen 
wurde.  
 
Das Bezeichnende an der hier vorliegenden Abweichung vom Ideal der Repräsentativität besteht 
darin, dass nahezu alle Faktoren nur in eine einzige Richtung zielen: In Richtung auf eine erhöhte 
Wahrnehmung und Registrierung von Gewaltprävalenzen bei Prostituierten. Dass die auf diese Weise 
methodisch produzierte „eingeschränkte Repräsentativität“ nach Auffassung von Schröttle/Müller 
gleichwohl „einen Einblick in die Lebens- und Arbeitsbedingungen“ von Prostituierten bieten 
sollte, sagt mehr aus über die Erwartungshaltung der Forschenden und ihrer Auftraggeber als über die 
tatsächliche Verfassung der in der Sexarbeit tätigen Frauen. 
 
● Erwartungsgemäß ermittelten die Autorinnen unter den Sexarbeiter*innen einen aus ihrer Sicht 
„alarmierend“137 schlechten Gesundheitszustand der befragten Frauen, die sie in Gänze ihrem Beruf 
als Sexarbeiter*in zuschrieben. 
 

 „Es liegt nahe“, all dies „mit der beruflichen Tätigkeit des Anbietens sexueller Dienst-
 leistungen in Zusammenhang zu sehen.“138Es handele sich um Gefährdungen und 

                                                           
132 Schröttle/Müller (2004), S. 17 
133 Schröttle/Müller (2004), S. 20 
134 Man stelle sich vor, ehemalige Studierende würden trotz Exmatrikulation weiterhin als Studenten*innen 

geführt oder ehemalige Mitglieder einer Kirche in einer Befragung weiterhin als Kirchenmitglieder eingestuft. 

Was andernorts als Täuschung und Irreführung klassifiziert worden wäre, galt im Falle von Prostitution – mit 

dem Segen der Bundesregierung – als angemessen.  
135 Vgl. Schröttle/Müller (2004),S. 58/59 
136 Vgl. Schröttle/Müller (2004), S. 65, 87 
137 Schröttle/Müller (2004), S. 64 
138 Schröttle/Müller (2004),  S. 63 
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 Schädigungen „die auch mit der beruflichen Situation in Zusammenhang stehen dürften“.139 
 Und: „Wir vermuten, dass hierbei die schwierige und belastende psychische, psychosoziale 
 und gesundheitliche Situation vieler Frauen in dieser Berufsgruppe eine wichtige Rolle 
 spielt“.140 „Möglichweise tragen sowohl die frühen und späteren sexualisierten und körper-
 lichen wie psychischen Gewalterfahrungen wie auch die belastende Arbeitssituation 
 dazu bei“141, dass Frauen der Befragungsgruppe so große gesundheitliche Beschwerden 
 hätten. 
 

Vieles blieb notgedrungen in bloßen Vermutungen stecken, da man kausale Zusammenhänge nicht 
belegen konnte. 
 
● Die „Teilpopulationen-Erhebung Prostituierte“ stand für ein durch und durch ideologisch 
motiviertes Unternehmen, dessen Unwissenschaftlichkeit sich nur schlecht hinter der dünnen 
Fassade einer seriös anmutenden empirisch fundierten Untersuchung verbergen ließ. Das Problem 
mit dieser Studie war nicht allein ihre mangelnde Repräsentativität und die daraus resultierenden 
Folgen hinsichtlich der Ergebnisse, wie auch die KFN-Evaluation einräumen muss. Das eigentliche 
Problem war vielmehr, dass das Prostituiertenschutzgesetz sich ausschließlich auf diese Pfusch-
Studie als empirisches Fundament gestützt hat, ohne dass ihm das angekreidet wurde. 
 
5.3  ProstSchG: „Gefahrgeneigte Tätigkeit“ & „kein Beruf wie jeder andere“ 
 
● Die ideologische Sichtweise, wonach Risiken in der Prostitutionsausübung der Prostitutions-
tätigkeit als solcher zuzuschreiben sind, fand ihren sichtbaren Niederschlag in der dem  Prosti-
tuiertenschutzgesetz zugrunde liegenden Auffassung, dass Prostitution „kein Beruf wie jeder 
andere“142 und auch „kein Gewerbe wie jedes andere“143 sei. 
 
● Was das Bild, Prostitution sei „kein Beruf wie jeder andere“ abrundet, ist die bequeme Annahme, 
aufgrund der vom Gesetzgeber in Gänze unterstellten „verletzlichen und belastenden Situation“ vieler 
Prostituierter seien sie „nicht in der Lage…, selbstbestimmt für ihre Rechte einzutreten.“144 Zur 
Stärkung ihres Selbstbestimmungsrechts, sei es daher notwendig, sie vor Kriminalität in der 
Prostitution und den dort vorfindlichen „kriminogenen Strukturen“ zu schützen: 
 

 „Deshalb müssen weitere gesetzliche Maßnahmen ergriffen werden, um die in der 
 Prostitution Tätigen besser zu schützen, ihr Selbstbestimmungsrecht zu stärken und um 
 Kriminalität in der Prostitution wie Menschenhandel, Gewalt gegen und Ausbeutung von 
 Prostituierten und Zuhälterei zu bekämpfen. Dies soll das Prostituiertenschutzgesetz 
 leisten.“145 
 

● Die These, Prostitution sei in Gänze eine „gefahrgeneigte Tätigkeit“, spielt in dieser Vorstellungs-
welt eine strategisch durchaus wichtige Rolle. Denn alles, was an negativen Befunden der Prostitution 
als Ganzes zugeschrieben werden kann, rechtfertigt aus Sicht des ProstSchG deren rechtliche 
Sonderbehandlung. Diese erscheint aus der Perspektive des Gesetzes logischerweise als „sach-
gerecht“, nicht aber als diskriminierend. 
 
5.4  Wie „gefahrgeneigt“ ist die Ausübung der Prostitution aus Sicht der Evaluation? 
 
Es stellt sich die Frage, ob und wie die empirischen Untersuchungen der nun vorliegenden KFN-
Evaluation dazu beitragen, die dem ProstSchG zugrunde liegende Prämisse von der 
grundsätzlichen Gefährlichkeit der Prostitutionstätigkeit zu hinterfragen. Um die Frage zu 
beantworten, beziehen wir uns auf die empirischen Untersuchungsergebnisse der KFN-Evaluation 
 

 ● zu Ausmaß und Umfang der „prostitutionsspezifischen Kriminalität“; 
 ● zur Betroffenheit von Sexarbeiter*innen durch „sonstige Kriminalität“; 
                                                           
139 Schröttle/Müller (2004), S. 65 
140 Schröttle/Müller (2004), S. 67 
141 Schröttle/Müller (2004), S. 86 
142 Vgl. Drs. 18/8556, S. 1, 33, 62, 104 
143 Vgl. Drs. 18/8556, S. 62, 104 
144 Drs. 18/8556, S. 1 
145 Drs. 18/8556, S. 32 
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 ● zur Selbstbestimmung innerhalb der Prostitution; 
 ● zum gesundheitlichen Wohlbefinden von Sexarbeiter*innen; 
 ● und zum Ausmaß der Vulnerabilität von Sexarbeiter*innen (Cluster-Analyse). 
 

(1) Indizien und empirische Ergebnisse zum Umfang „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ 
 

Zu Ausmaß und Umfang der so genannten „prostitutionsspezifischen Kriminalität“ 
(Menschenhandel, Zwangsprostitution, Ausbeutung) liefert die KFN-Evaluation nur indirekte Hinweise. 
Diese liegen in der Zahl der Verweigerungen einer Ausstellung von Anmeldebescheinigungen, in der 
Versagung von Erlaubnissen zur Führung eines Prostitutionsgewerbes bzw. der Ausübung von 
Prostitutionstätigkeit in einem Prostitutionsgewerbe, soweit sich daraus Rückschlüsse auf das 
Vorliegen dieser Kriminalitäts- formen ableiten lassen. 
 

     ● Ablehnung von Anmeldebescheinigungen (Bundesstatistik 2019 - 2023)146 
        (als Indiz dafür, dass mit Sexarbeiter*innen evtl. „etwas nicht stimmt“) 
 

 ♦ pro Jahr ca. 74 Ablehnungen; 
 ♦ auf 10.000 Anmeldungen kommen 49 Ablehnungen; 
 ♦ Ablehnungen aufgrund des Verdachts der Betroffenheit durch „prostitutionsspezifische  
    Kriminalität“ dürfte lediglich einen Bruchteil von 0,49 % ausmachen. 
 
 

     ● Befragung von 497 Sachbearbeiter*innen zu Fällen, in denen der Verdacht auf Menschen-   
        handel / Ausbeutung der Grund für die Ablehnung einer Bescheinigung war (2017 -   
        2023)147 (als Indiz dafür, dass mit Sexarbeiter*innen evtl. „etwas nicht stimmt“) 
 

 ♦ in 6 von 10.000 Fällen erfolgte die Nichtausstellung eines Hurenpasses (0,06 %); 
 ♦ in 7 von 10.000 Fällen erfolgte eine Nichtausstellung einer Bescheinigung über die  
               Teilnahme an der Gesundheitsberatung (0,07 %); 
 ♦ derartige Nichtausstellungen erfolgten von 2017 bis 2023 lediglich 12mal pro Jahr. 
 
     ● Behörden-Befragung: Versagung einer Erlaubnis zum Führen eines Prostitutions-  
        gewerbes (2017 - 2023)148 
 

 ♦ in 5 von 1.934 Fällen erfolgte die Versagung einer Erlaubnis wegen des Verdachts   
    mangelnder sexueller Selbstbestimmung im Betrieb bzw. wegen Vorschubleisten zur  
                Ausbeutung (0,3 %)             
 
 

     ● Befragung von Prostitutionsgewerbe-Betreiber*innen zu Gründen des Versagens von 
        Prostitutionstätigkeit in ihrem Betrieb (in den letzten 12 Monaten)149 
 

 ♦ 13 von 222 befragten Gewerbetreibenden (5,9 %) gaben an, einer Person in ihrem Betrieb  
    wegen Vermutung von Ausbeutung bzw. Menschenhandel die Ausübung der Prostitution 
    in den letzten 12 Monaten untersagt zu haben. 
 
 

     ● Befragungen zum Erkennen „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ in der Evaluation: 
 

 ♦ Die Befragung von 209 Sachbearbeiter*innen aus der gesundheitlichen Beratung ergab, 
    dass nur 46 von ihnen (22,0 %) der Auffassung sind, sie könnten eindeutig erkennen, ob 
    jemand unter Zwang steht oder unter Druck gesetzt wird.150 
 

 ♦ Die Befragung von 211 Sachbearbeiter*innen aus den Anmeldebehörden ergab, dass nur  
    48 von ihnen (22,8 %) der Auffassung sind, sie könnten eindeutig erkennen, ob jemand  
    unter Zwang steht oder unter Druck gesetzt wird.151 
 

 ♦ Nur 23,2 % von 444 befragten Sachbearbeiter*innen der Anmeldebehörden sind der 
    Auffassung, dass die Anmeldepflicht das Risiko von Sexarbeiter*innen verringert, von  

                                                           
146 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 179 ff. 
147 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 212 - 216 
148 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 174 u. 295 ff. 
149 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 444 
150 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 422 
151 ebenda 
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    Zwang oder Ausbeutung betroffen zu sein.152  
 

Der erkennbare Defätismus der Mitarbeiter*innen von Gesundheits- und Anmeldebehörden 
hinsichtlich der Tauglichkeit der Anmeldepflicht wird von der KFN-Evaluation dahingehend 
umgedeutet, als bestünden aus deren Sicht „in puncto Schutz vor prostitutionsspezifischer 
Kriminalität… noch Verbesserungspotenziale“.153  
 
Das offenkundige Schönreden der eigenen ernüchternden Befunde wird dadurch flankiert, dass man 
sich mit der Entwicklung der Zahlen zur registrierten Kriminalität nicht näher befassen möchte.154 
Daher sei an dieser Stelle daran erinnert: 
 

  ♦ seit dem Jahr 2000 ein kontinuierlicher Rückgang der registrierten Rotlicht-Kriminalität je  
               nach Kennziffer um 76 % bis 84 %; 
 ♦ In der Zeit von 2000 bis 2023 Rückgang der Verurteilungen bei registrierten Rotlicht- 
    Kriminalität um 91 %; 
 ♦ Zuletzt (2023) gab es in Bezug auf Rotlicht-Kriminalität 0,5 Verurteilungen auf 1 Million 
                Einwohner*innen in Deutschland;  
 ♦ Von 2000 bis 2023 gab es einen Rückgang von OK-Ermittlungsverfahren bei Rotlicht- 
    Kriminalität um 91 %. 
 

Angesichts dieser langfristigen Entwicklungstendenzen dürfte es mit Blick auf angebliche 
„Verbesserungspotenziale“ beim Aufspüren „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ nicht gut bestellt 
sein. 
 

(2) Empirische Ergebnisse zur Betroffenheit Prostituierter durch „sonstige Kriminalität“ 
 

     ● Befragung von 2.350 Prostituierten zum Erleben von „sonstiger Kriminalität“ in den  
        letzten 12 Monaten155 
 

 ♦ 1.446 Prostituierte (61,5 %) gaben an, in den letzten 12 Monaten keine Kriminalität   
    erfahren zu haben; 
  

 ♦ 668 (28,4 %) haben nach eigenen Angaben in den letzten 12 Monaten „sonstige Kriminalität“ 
               erfahren. 
 

 ♦ körperliche Gewalt: 158 von 2.292 befragten Sexarbeiter*innen (6,8 %) haben eine Körper- 
    verletzung erfahren (im Schnitt 3,7mal pro Person in den letzten 12 Monaten) 
 

 ♦ sexuelle Gewalt: 392 von 2.292 befragten Sexarbeiter*innen (17,1 %) haben sexuelle   
    Nötigung erfahren (im Schnitt 7,2 mal in den letzten 12 Monaten) 
 

(3) Empirische Ergebnisse zu sexueller Selbstbestimmung in der Prostitution 
 

     ● Prostituiertenbefragung zur Selbstbestimmung bei Aufnahme, Fortsetzung und Ausübung 
        der Prostitution (in den letzten 12 Monaten)156  
 

 ♦ 131 von 2.092 befragten Prostituierten gaben an, sich bei Aufnahme der Prostitution     
    gezwungen gefühlt zu haben oder (z.T. mit Gewalt) bedroht worden zu sein (6,3 %) 
 

 ♦ 76 von 2.092 befragten Prostituierten gaben an, sich bei der Fortsetzung der Prostitution    
    gezwungen gefühlt zu haben oder (z.T. mit Gewalt) bedroht worden zu sein (3,7 %) 
 

 ♦ zwischen 3,7 % und 11 % der befragten Prostituierten gaben an, über die Leistung, den  
    Preis der Leistung, die Auswahl der Kunden oder über den Abbruch eines Treffens nicht  
    selbstbestimmt entscheiden zu können 
 
 
 

                                                           
152 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 433 
153 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 433, S. 464 („noch erhebliche Potenziale“) 
154 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 571 
155 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 469 - 473 
156 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 448ff 
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(4) Empirische Ergebnisse zum gesundheitlichen Wohlbefinden von Sexarbeiter*innen 
 
   ● Befragung zum selbsteingeschätzten Gesundheitszustand157 
 

 ♦ In (sehr) schlechter körperlicher Verfassung befanden sich 7,2 % (35 Personen) der  
                befragten nie angemeldeten und 2,2 % (34 Personen) der befragten angemeldeten  
                Sexarbeiter*innen. Das waren 3,4 % aller dazu befragten Sexarbeiter*innen  
 

 ♦ Gelegentlicher Substanzkonsum: 26,3 % aller 2.350 befragten Sexarbeiter*innen  
   (617 Personen) berichteten über einen mindestens einmaligen Konsum von einer der 
   insgesamt acht genannten Drogen in den letzten 30 Tagen.. 
 

 ♦ Regelmäßiger Substanzkonsum: Die absolute Zahl der regelmäßig Drogen      
   gebrauchenden Personen wird von der KFN-Evaluation nicht genannt, sondern lediglich  
               deren Zahl bezogen auf einzelne Drogen. Bei vermutlich 200 Personen wären das in etwa 
   8,5 % der befragten Sexarbeiter*innen. 
 
 

TABELLE 19: Regelmäßiger Substanzkonsum (mehrmals die Woche / fast täglich) unter den 617 
                        Sexarbeiter*innen, die angaben, in den letzten 30 Tagen Drogen gebraucht zu haben 
 

 

Nr. 
 

 

Substanz 
 

Konsums dieser Substanz 
 

davon: „mehrfach die Woche“, „fast täglich“ 
in % absolut 

01 Anabolika n = 571 4,5 % 26 Personen 
02 Amphetamine n = 569 5,5 % 31 Personen 
03 Crack n = 578 10,4 % 60 Personen 
04 Crystal Meth n = 582 4,3 % 25 Personen 
05 Ecstasy n = 572 2,1 % 12 Personen 
06 Heroin n = 579 5,6 % 32 Personen 
07 Kokain n = 582 10,5 % 61 Personen 
08 Opiate n = 571 4,4 % 25 Personen 

 
Das Fazit der KFN-Evaluation zur gesundheitlichen Situation der befragten Sexarbeiter*innen lautet 
schließlich: 
 

 „Eine umfangreiche Bestandsaufnahme zur gesundheitlichen Situation der befragten 
 Prostituierten konnte im Rahmen der Befragung nicht erfolgen. Dafür war das Themen-
 spektrum zu breit. Die Antworten auf die hier gestellten Fragen zu Gesundheitsbewusstsein, 
 Selbsteinschätzung der psychischen und physischen Gesundheit und zum Substanzmittel-
 konsum zeichnen jedoch ein grundsätzlich positives Bild. Ein sehr geringes Gesundheits-
 bewusstsein, eine schlechte körperliche Verfassung und/oder ein hoher Substanzmittelkon-
 sum war jeweils nur bei einem geringen Teil der Befragten zu erkennen.“158 
 

● Darüber hinaus verweist KFN-Evaluation auf Feststellungen, wonach Sexarbeiter*innen ein höheres 
Risiko hätten, von STIs bzw. HIV betroffen zu sein.159 Man sollte allerdings, wie UNAIDS das macht,  
Sexarbeit mit anderen „Schlüssel-Gruppen“ („key populations“) hinsichtlich der Verbreitung von 
HIV/Aids vergleichen. Dabei hat Sexarbeit regelmäßig geringe Werte als die Vergleichsgruppen 
vorzuweisen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                           
157 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 496ff 
158 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 503 
159 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 36 
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TABELLE 20: Anteil von Sexarbeit und anderer „Schlüssel-Gruppen“ an jährlichen HIV-Neuinfektion – 
                        global und regional („West- und Zentraleuropa, Nordamerika“) – (2018 - 2021) 
 

 
 

Nr 
 
 

„key population“ 

 

Anteil an HIV-Neu-Infektionen  
 

„global“ 
 

 

Anteil an HIV-Neu-Infektionen 
 

„West- u. Zentraleuropa, Nordamerika“ 
 

2017
160 

 

 

2018161 
 

2019
162 

 

2020
163 

 

2017164 
 

2018165 
 

2019166 
 

2020167 

 

01 
 

 

Sexarbeit 
 

3 % 
 

6 % 
 

8 % 
 

11% 
 

0 % 
 

0,1 % 
 

0,4 % 
 

0,4 % 
 

02 intravenöser  
Drogenkonsum 

 

9 % 
 

12 % 
 

10 % 
 

9 % 
 

7 % 
 

11 % 
 

15 % 
 

12 % 
 

03 MSM („Männer, die Sex  
mit Männern haben“) 

 

18 % 
 

17 % 
 

23 % 
 

23 % 
 

57 % 
 

51 % 
 

64 % 
 

75 % 

04 Transgenderfrauen 1 % 1 % 2 % 2 % 2 % 4 % 1 % 2 % 
 
05 

Kunden von Sexarbeiter* 
innen & Sexpartner an-
derer Schlüsselgruppen 

 
19 % 

 
18 % 

 
19 % 

 
 20 % 

 
24 % 

 
22 % 

 
 16 % 

 
 7 % 

 

06 
 

 

Rest der Bevölkerung 
 

53 % 
 

46 % 
 

38 % 
 

35 % 
 

10 % 
 

12 % 
 

4 % 
 

4 % 
 
 
 

Noch deutlicher werden die Dimensionen und Relationen beim Vergleich der HIV-Prävalenzen, d. h. 
des Anteils der Infektionen von Angehörigen der Schlüsselgruppen an allen bekannten HIV-Infektio-
nen. Erst diese Zahlen erlauben einen Vergleich der Risiken unterschiedlicher „Schlüssel-Gruppen“: 
 
 
 

TABELLE 21: HIV-Prävalenz bei Schlüsselgruppen in den Ländern „West- u. Zentraleuropas sowie 
 Nordamerikas“ verglichen mit der erwachsenen Bevölkerung (15 - 49 Jahre) – 5-Jahreszeiträume 
 

 
 

Nr. 

 
 

Schlüsselgruppe bzw. 
Gesamtbevölkerung (15 - 49 Jahre) 

 

HIV-Prävalenz in West- und Zentraleuropa 
 

2021 
(2016 - 2020)168 

2022 
(2017 - 2021)169 

2023 
(2018 - 2023)170 

 

01 
 

Sexarbeit 
 

 

0,3 % 
 

6,3 % 
 

0,8 % 
 

02 
 

MSM („Männer, die Sex mit Männern haben“) 
 

 

5,5 % 
 

5,5 % 
 

5,5 % 
 

03 
 

intravenöser  Drogenkonsum 
 

 

2,0 % 
 

4,4 % 
 

5,0 % 
 

04 
 

Transgender 
 

 

13,7 % 
 

13,7 % 
 

7,6 % 
 

05 
 

Gefangene 
 

 

1,7 % 
 

1,7 % 
 

1,0 % 
 

06 
 

 

Erwachsene (15 - 49 J.) 
 

- 
 

0,3 % 
 

0,2 % 

                                                           
160 vgl. UNAIDS Data, 2018, S. 9 
161 vgl. UNAIDS Data, 2019, S. 10  
162 vgl. UNAIDS Data, 2020, S. 8 
163 vgl. UNAIDS Data, 2021, S. 12 
164 vgl. UNAIDS Data, 2018, S. 9 
165 vgl. UNAIDS Data, 2019, S. 381 
166 vgl. UNAIDS Data, 2020, S. 11 
167 vgl. UNAIDS Data, 2021, S. 392 
168 vgl. UNAIDS Global Aids update 2021, S. 353 
169 vgl. UNAIDS Global Aids update 2022, S. 345; Der Wert für 2022 ist außergewöhnlich hoch und vermut-

lich auf einen besonderen Umstand zurückzuführen: „Data for sex workers were not available from the ECDC 

report. New HIV infections in Canada, China, the Russian Federation and the United States were taken from the 

most recent available national reports of new diagnoses by population subgroup or other published sources.” 

(Vgl. UNAIDS Data 2022, S. 435) 
170 vgl. UNAIDS Global Aids update 2023, S. 161 
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Die 2023 getroffene Einschätzung von UNAIDS bezüglich Sexarbeit lautete schließlich:   

 “Sex workers are disproportionally affected by HIV. In 2022, HIV prevalence among sex 
 workers was four times higher than among adults in the general population (aged 15 - 49 
 years).”171  
 

● Diese Größenordnung rechtfertigt für sich genommen jedoch nicht die Einschätzung, Prostitution 
an sich sei eine „gefahrengeneigte Tätigkeit“, da die gegenüber der Allgemeinbevölkerung 
erhöhten Infektionszahlen eben auch auf spezielle Untergruppen der Prostitution zurückgeführt 
werden können. Diesen Schluss legt auch die vom RKI dokumentierte Entwicklung der HIV-
Neudiagnosen in Deutschland172 nahe. Sie ist kaum geeignet, Sexarbeit in dramatisierender Weise mit 
der Verbreitung von HIV in Verbindung zu bringen. 
 
TABELLE 22 HIV-Erstdiagnosen in Deutschland nach Geschlecht und Übertragungsweg173 
 

 
 

JAHR 

 

HIV-Erstdiagnosen 
 

 

HIV-Erstdiagnosen nach Übertragungsweg 
 

GESAMT Männer Frauen divers MSM HETERO  

PWID unbekannt 
+Sonstige abs. % abs. % abs. abs. % Frau Mann 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 
2013 3.245 2.664 82% 580 18% 1       
2020 2.468 1.906 77% 560 23% 2     171  
2021 2.258 1.799 80% 458 20% 0 998 44% 316 130 120 690 
2022 3.239 2.236 69% 997 31% 1 1.014 31% 372 166 151 820 

 

(Abkürzungen: MSM = „Männer, die Sex mit Männern haben“ / PWID = „Menschen, die Drogen injizieren“) 
 

Nach wie vor gilt in Bezug auf das HIV-Infektionsgeschehen: 
 

 „Das HIV-Infektionsgeschehen in Deutschland wird primär durch die Entwicklung der Gruppe 
 der MSM geprägt. Der größte Teil der Infektionen bei MSM wird in Deutschland erworben und 
 der größte Teil der infizierten Personen ist deutscher Herkunft.“174 
 

(5) Cluster-Analyse: Vulnerabilität unter Sexarbeiter*innen  
 
 

Mit dem methodischen Verfahren der K-Means-Clusteranalyse konnten insgesamt 1.706 Sexarbeiter-
*innen aufgrund der Ähnlichkeit ihres Antwortverhaltens vier Gruppen (Cluster) zugeordnet werden. 
Bei den fehlenden 644 befragten Sexarbeiter*innen erwiesen sich nach Angaben der Evaluation die 
Antworten als nicht hinreichend aussagekräftig, um sie in die Cluster-Analyse einbeziehen zu können.  
Die Ergebnisse der Cluster-Analyse sind aufschlussreich unter dem Gesichtspunkt der Bewertung 
der Vulnerabilität, die den in der Prostitution tätigen Personen allenthalben zugeschrieben wird. 
 
● Unter den vier Gruppen der in der Prostitution tätigen Personen ließen sich zwei Gruppen (Cluster 1 
und Cluster 3) „als resiliente Gruppen gegenüber potenziellen Risiken in der Prostitutions-
tätigkeit“175 ausmachen. Beide Gruppen ließen sich 1.456 der 1.706 hierzu befragten 

                                                           
171 vgl. UNAIDS, The path that ends Aids, 2023, S. 82  
172 „Bei der Bewertung der HIV-Meldezahlen ist zu berücksichtigen, dass die Zahl der HIV-Neudiagnosen nicht 
mit der tatsächlichen HIV-Inzidenz gleichgesetzt werden kann, da zwischen der HIV-Infektion und der HIV-
Diagnose ein individuell unterschiedlicher Zeitraum liegen kann und die Zahl der HIV-Neudiagnosen durch 
unterschiedliche Faktoren (Testangebote, Testverhalten etc.) beeinflusst wird.“ Vgl.: RKI, 2023, S. 9  
173 „Für das Meldejahr 2022 ist zu berücksichtigen, dass nach Februar 2022 in erheblichem Umfang HIV-
Meldungen von aus der Ukraine nach Deutschland geflüchteten Personen erfolgten. Bei den meisten dieser 
Geflüchteten erfolgten die HIV-Diagnosen und der Behandlungsbeginn bereits in der Ukraine. Deshalb handelt 
es sich bei den meisten dieser Fälle nicht um tatsächliche Neudiagnosen einer HIV-Infektion, sondern um einen 
erstmaligen Nachweis“ siehe: https://edoc.rki.de/bitstream/handle/176904/11260/EB-35-2023-
HIV.pdf?sequence=1&isAllowed=y 
in Deutschland. Quelle: RKI, 2023 
174 Robert-Koch-Institut (RKI), 2023, Epidemiologisches Bulletin 35/2023, S. 10  
175 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 556 
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Sexarbeiter*innen zuordnen, was 85,3 % aller dazu befragten Sexarbeiter*innen waren. Die 
Angehörigen dieser Cluster gelten als „unbelastete Gruppen“, deren Angehörige „unter kaum 
problematischen Bedingungen der Tätigkeit nachgehen“.176 
 
● Die verbleibenden zwei Gruppen (Cluster 2 und 4) umfassten mit zusammen 250 Sexarbeiter*innen 
14,7 % aller befragten Sexarbeiter*innen. Beide Cluster gelten der Evaluation als „vulnerable Clus-
ter“.177 Wenn man sich diese beiden Cluster näher anschaut, werden erneut Unterschiede sichtbar. 
 
TABELLE 23: Clusteranalyse zum Grad der Vulnerabilität in der Prostitution178 
 

 
 

Nr 

 
 

Indikator 

Befragte Personen 
Gesamt 

 

Cluster 1 
 

Cluster 2 
 

Cluster 3 
 

Cluster 4 

n = 1.706 
100 % 

n = 563 
33 % 

n = 121 
7 % 

n = 893 
52 % 

n = 129 
8 % 

n in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. in % abs. 
Soziodemographie            

1 Deutsch  

1.501 52,4% 818 73,3% 389 28,4% 31 39,5% 344 47,0% 54 
2 EU / Nicht-EU 47,6% 743 26,8% 77 71,6% 78 60,5% 527 53,0% 61 
3 18- bis 20-jährig   92 1,1 % 61 4,3 % 5 2,2 % 19 5,7 % 7 
Geschlechtsidentität            
4 Weiblich  

1.681 
82,5% 1.387 74,7% 416 64,1% 75 89,2% 783 87,6% 113 

5 Männlich 8,1 % 136 8,3 % 46 16,2% 19 7,5 % 66 3,9 % 5 
6 Trans / nonbinär 9,4 % 158 17,1% 95 19,7% 23 3,3 % 29 8,5 % 11 
Prostitutionstätigkeit            
7 „innerbetrieblich“   775 25,4% 143 35,8% 43 61,7% 550 30,2% 39 
8 Kontroll-Erleben   676 23,5% 131 27,4% 32 52,8% 464 38,3% 49 
 
9 

Prostitution so 
vorgestellt,  
wie sie jetzt ist 

   
946 

 
53,5% 

 
295 

 
39,8% 

 
47 

 
66,4% 

 
576 

 
22,1% 

 
28 

 

10 Anfragen: „Sex 
ohne Kondom“  

   

706 
 

39,0% 
 

182 
 

57,7% 
 

60 
 

49,0% 
 

371 
 

79,5% 
 

93 

11 krankenversichert.   1.395 92,5% 509 70,8% 75 85,4% 728 68,0% 83 
 

12 
regelmäßiger. 
Substanzkonsum 

   

29 
 

1,5 % 
 

7 
 

10,8% 
 

9 
 

0,2 % 
 

2 
 

13,9% 
 

11 
Rekrutierung            

13 Onlineplattform  
 
 
 

1.701 

35,5% 604 23,6% 133 31,4% 38 44,8% 400 25,6% 33 
14 Fachberatungsst. 29,8% 507 32,6% 184 48,8% 59 21,9% 196 52,8% 68 
15 Anmeldebehörde 7,0% 119 1,1% 62 3,3% 4 5,4% 48 3,9% 5 
16 Betriebe 1,6% 28 4,6% 26 0,0% 0 6,8% 61 0,8% 1 
17 IfSG-Beratung 5,3% 91 3,0% 17 5,0% 6 6,5% 58 7,8% 10 
 

18 
Selbstvertretungs- 
Organisationen 

 

14,1% 
 

239 
 

24,5% 
 

138 
 

7,4% 
 

9 
 

9,4% 
 

84 
 

6,2% 
 

8 
19 Einzelpersonen 3,8% 65 7,6% 43 0,8% 1 1,9% 17 3,1% 4 
20 Tantra-Massage 2,8% 48 2,7% 15 3,3% 4 3,2% 29 0,0% 0 

 
● Cluster 2 (n = 121) gilt der Evaluation „als eine der vulnerabelsten Gruppen in der Prostitution“.179 
Was sie auszeichnet, ist im Vergleich zu allen drei anderen Gruppen der höchste Anteil männlicher 
(16,2 %) sowie der höchste Anteil an Trans-Sexarbeiter*innen (19,7 %). Hinzu kommt, dass der 
regelmäßige Substanzkonsum mit 10,8 % um das 7- bis 54-fache über den Werten der resilienten 
Cluster 1 und 3 liegt. Nahezu die Hälfte der dieser Gruppe angehörigen Sexarbeiter*innen (48,8 %) 
hat die Evaluation über die Fachberatungsstellen erreicht. Die dieser Gruppe zugeordneten Sexarbei-
ter*innen weisen allerdings weniger Kriminalitäts-Erfahrungen auf als die in Cluster 4.  
 
● Die Angehörigen von Cluster 4 (n = 129) gilt der Evaluation als „eine vergleichsweise kleine 
Gruppe“180 Sie umfasst 7,6 % der befragten und in die Cluster-Analyse einbezogenen 
Sexarbeiter*innen und gilt als „potenziell gefährdeter als andere Gruppen“181, als „die am stärksten 
gefährdete Gruppe“.182 Die dieser Gruppe zugeordneten Sexarbeiter*innen weisen das höchste 
Kriminalitätserleben auf, die Erfahrungen mit Gewalt. Zwang und Drohungen sind dort „am stärksten 
                                                           
176 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 558 
177 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 557 
178 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 549 - 566 
179 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 562 
180 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 565 
181 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 563 
182 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 558 
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ausgeprägt“183, das Sicherheitsgefühl unter den Sexarbeiter*innen ist im Vergleich zu den anderen 
Gruppen am niedrigsten. Der regelmäßige Substanzkonsum liegt mit knapp 14 % hier am höchsten 
im Vergleich zu den anderen drei Gruppen. Nur 22 % sagen hier, dass Prostitutionstätigkeit nicht so 
ist, wie sie sich das vorgestellt haben. Was sie zudem auszeichnet, ist eine „häufig ausgesuchte 
unsicherere Arbeitsumgebung“. Rund 70 % von ihnen arbeiten in einem außerbetrieblichen Kontext. 
Die Evaluation spricht von einer „gewissen Heterogenität innerhalb dieser Gruppe“.184 Einiges 
spricht dafür, dass es sich dabei einerseits um drogenkranke deutsche wie migrantische Frauen auf 
dem Straßenstrich handelt und andererseits um Personen, die isoliert, auf sich gestellt der Prostitution 
nachgehen, sei es in der eigenen Wohnung oder in der des Kunden. 
 
● Die Evaluation plädiert vor dem Hintergrund dieser Analyse für „die Notwendigkeit einer differen-
zierten Betrachtung von Prostituierten und ihren Bedürfnissen“185 und steht damit – zumindest 
auf dem Papier – in direktem Widerspruch zur dominierenden Perspektive im Prostituiertenschutz-
gesetz, das diesen Aspekt lediglich am Rande erwähnt, ansonsten aber einer deutlich negativen 
Bewertung der Prostitution als Ganzes den Vorrang einräumt. 
 
In der KFN-Evaluation ist – wie zu zeigen sein wird – genau die gleiche Negativ-Bewertung angelegt 
und die Gefahr damit höchst real, dass die mit der Clusteranalyse präsentierten Einsichten ausgeblen-
det werden. 
 
5.5  Zwischenfazit zur Analyse des Gefahrenpotenzials in der Prostitution 
 
Eine Analyse vor allem der empirischen Befunde der KFN-Evaluation ergibt, dass Prostitution als 
solche keine „gefahrengeneigte Tätigkeit“ im Sinne des Prostituiertenschutzgesetzes ist. Dafür 
sprechen die nachfolgenden Gründe: 
 

● die von der Evaluation empirisch belegte minimale Ausprägung und Betroffenheit von Krimi- 
   nalität jeglicher Art im Prostitutionsgewerbe; 
 

● die belegbare Erkenntnis, dass es sich im Falle von Kriminalität im Prostitutionsgewerbe nicht um  
   eine der Prostitution eigentümliche, so genannte „prostitutionsspezifische“ Kriminalität handelt; 
 

● die von der Evaluation empirisch untermauerte Erkenntnis eines „grundsätzlich positiven Bilds“  
   hinsichtlich der gesundheitlichen Verfassung von Sexarbeiter*innen, insbesondere auch in Bezug  
   auf den nachweislich gering ausgeprägten regelmäßigen Substanzkonsum unter den befragten  
   Sexarbeiter*innen; 
 

● das mit der Clusteranalyse empirisch belegte begrenzte Ausmaß von Vulnerabilität unter 
   Sexarbeiter*innen. 
 
● Auch der Verweis auf eine „prekäre Lage“, die zur Aufnahme bzw. Fortsetzung der Prostitution 
ausschlaggebend sei, wurde als eher gering eingestuft. 186 Unter einer „prekären Situation“ versteht 
die KFN-Evaluation die Veranlassung einer Tätigkeit aufgrund von „Schulden“ oder aufgrund von 
„Sucht“. 25,8 % von 1.861 Befragten gaben an, die Tätigkeit der Prostitution begonnen zu haben, 
weil man Schulden hatte. Das ist für sich genommen nichts Ungewöhnliches und dürfte auch andere 
Tätigkeiten betreffen.  
 

 „Zum Stichtag 1. Oktober 2024 wurde für Deutschland eine Überschuldungsquote von rund 
 8,09 % gemessen. Damit sind etwa 5,56 Millionen Bürger:innen über 18 Jahre überschuldet 
 und weisen nachhaltige Zahlungsstörungen auf.  Rund 3,39 Millionen dieser überschuldeten 
 Personen sind Männer. Das bedeutet, dass etwa 10,09 Prozent der Männer über 18 Jahren in 
 Deutschland als überschuldet und zumindest nachhaltig zahlungsgestört angesehen werden 
 können.“187 

                                                           
183 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 557 
184 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 564 
185 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 565 
186 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 607 
187 Vgl. https://de.statista.com/statistik/daten/studie/166338/umfrage/anzahl-der-schuldner-in-deutschland-
seit-2004/ 
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● Aus Suchtgründen haben 13,1 % der Befragten laut KFN-Evaluation die Prostitutionstätigkeit 
aufgenommen.188 Hinsichtlich der Finanzierung von Sucht als Einstiegsgrund in die Prostitution gilt 
es zu erwägen, ob es überhaupt der Prostitution als berufliche Tätigkeit zugerechnet werden kann, 
wenn suchtkranke Menschen sexuelle Dienstleistungen anbieten. Denn zwischen ‚Beschaffungs-
prostituierten‘ und professionell tätigen Sexarbeiter*innen bestehen qualitative Unterschiede: 
 

(1) Drogen als Ausgangspunkt: Im Unterschied zur professionellen Prostitution ist bei Drogen 
gebrauchenden Personen in der Regel der Beschaffungsdruck in Bezug auf Drogen 
Ausgangspunkt der Prostitutionstätigkeit. Die Besonderheit: Prostitution ist ausschließlich ein 
Mittel zur Finanzierung von Drogenkonsums.  
 

(2) Suchtkranke statt Prostituierte: Regelmäßig Drogen gebrauchende Personen sind in erster 
Linie Suchtkranke, die unter Beschaffungsdruck arbeiten. Viele von denen, die von einer 
krankhaften Sucht getrieben werden, verstehen sich selbst oft gar nicht als Prostituierte. Es ist 
nicht mangelnde Berufserfahrung, die sie vom Status einer professionellen Prostituierten 
trennt, sondern die Sucht als Dreh- und Angelpunkt ihres Handelns. 
 

(3) Suchtabhängigkeit als Ausgangspunkt für Folgeschäden: Das überdurchschnittlich hohe 
Maß an Suchtmittelabhängigkeit unter Straßenprostituierten geht vielfach einher mit Alkohol-
abhängigkeit, körperlichen Krankheiten und einem hohen Risiko, obdachlos zu werden. 
 

(4) Hohes Maß an Gewaltbetroffenheit: Das Risiko von Gewaltbetroffenheit bei 
drogenabhängigen Straßenprostituierten gilt als extrem hoch und unterscheidet sie qualitativ 
von professionellen Prostituierten. Sie sind oftmals nicht in der Lage, potentiell gewalttätige 
Kunden in Ruhe abzuschätzen. Sie sind unter dem Einfluss sedierender Drogen oftmals 
physisch schlecht in der Lage, sich zur Wehr zu setzen. Das resultiert nicht aus der 
Prostitutionstätigkeit als solcher, sondern aus der subjektiven Verfassung suchtkranker 
Menschen. 
 

(5) Mehr Traumata aufgrund höherer Gewaltbetroffenheit: Nicht die Prostitutionstätigkeit, 
sondern die mit dem Drogenkonsum zusammenhängende höhere Gewaltbetroffenheit ist der 
eigentliche Grund dafür, dass Straßenprostituierte ein größeres Risiko für Traumatisierungen 
aufweisen als professionelle Prostituierte.189  
 

● Aus all den hier aufgeführten Gründen ist ersichtlich, dass die Annahme, Prostitution an sich sei 
eine „gefahrgeneigte Tätigkeit“ in völligem Gegensatz zu den empirischen Befunden der KFN-
Studie steht und deshalb nur als eine ideologische Sichtweise zu gelten hat. Das gleiche ist der Fall, 
wenn trotz der vorliegenden empirischen Befunde weiterhin davon gesprochen wird, Prostitution sei 
wegen des mit ihr verbundenen Gefahrenpotenzials „kein Beruf wie jeder andere“. 
 
● Beides finden wir aber in der KFN-Evaluation. Die KFN-Evaluation setzt sich damit zu Recht dem 
Vorwurf aus, nicht die folgerichtigen Schlüsse aus ihren eigenen empirischen Untersuchungen zu 
ziehen. Stattdessen gibt es in der Evaluation Ausführungen und Empfehlungen, die den eigenen 
empirischen Befunden diametral entgegenstehen und die stattdessen vor allem das eigene 
tradierte Weltbild und das des Auftraggebers zu bedienen.190 

                                                           
188 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 607 
189 Nicht jede Person, die gelegentlich etwas verkauft, ist deshalb Einzelhandelskauffrau. Nicht jede Person, die 

vor der eigenen Haustür fegt, ist Straßenkehrer von Beruf. Nicht jede Mutter, die ihre Kinder bespaßt, hat 

deshalb schon das Zeug zur Kindergärtnerin. Warum aber sollten drogenabhängige Menschen, die sich auf-

grund von Beschaffungsdruck zu prostitutivem Handeln genötigt sehen, als „Prostituierte“ gelten, zumal sie 

sich selbst so nicht bezeichnen würden? 
190 So heißt es prominent gleich in der Einführung der Evaluation (S. 9): „Die mit der Prostitution verbundenen 

Probleme sind unübersehbar. Schon allein aufgrund vieler Kontakte mit Kund*innen sind Prostituierte einer 

höheren Gefahr sexueller Übergriffe ausgesetzt. Hinzu kommt die mögliche Gefahr der sexuellen Ausbeutung 

durch die Hinterleute der Prostitution: Zuhälter*innen und Gewerbetreibende. Da die erzwungene Ausübung 

der Prostitution eine gravierende Menschenrechtsverletzung darstellt, hat der Staat gegenüber Personen in der 

Prostitution eine Schutzpflicht.“ Solche Ausführungen stehen mit dem empirischen Ergebnissen der Evaluation 

in keinerlei Zusammenhang und sind eher peinlich. Vermutlich stammt die Passage von Herrn Renzikowski, der 
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● Von einer ergebnisoffenen Unabhängigkeit der Evaluation gegenüber dem Auftraggeber kann 
daher keine Rede sein. Wahr ist ganz offensichtlich nur das, was dem Auftraggeber nutzt und sein 
Weltbild auf Kosten der betroffenen Sexarbeiter*innen, aber auch auf Kosten der gesamten 
Prostitutionsbranche bestätigt.  
 
5.6  Exkurs zum Begriff der „gefahrgeneigten Arbeit“  
 
Mit ihrem Rückgriff auf die im ProstSchG formulierte These, Prostitution sei eine „gefahrgeneigte 
Tätigkeit“, setzen sich die Verfasser*innen der KFN-Evaluation über ihre Ergebnisse ihrer eigenen 
empirischen Untersuchungen hinweg und verspielen damit den letzten Rest ihrer Glaubwürdigkeit. 
 
Mit der Bezugnahme auf die Annahme, Prostitution sei eine „gefahrgeneigte Tätigkeit“, greift die 
KFN-Evaluation auf einen gänzlich antiquierten Begriff aus der juristischen Mottenkiste zurück, 
dem selbst bei angestrengter Überlegung kein vernünftiger Sinngehalt mehr zuerkannt werden kann. 
Umso geeigneter scheint dieser Begriff aber offenbar für Absichten ideologischer Natur, um auf 
diesem Wege die diskriminierende rechtliche Sonderbehandlung in Form des Anmelderegimes „sui 
generis“ zu rechtfertigen und weiter zu verschärfen. 
 
Was aber hat es mit dem Begriff der „gefahrgeneigten Tätigkeit“ eigentlich auf sich? 
 
● Der Begriff der „gefahrgeneigten Arbeit“ kommt historisch gesehen aus dem Schadensersatzrecht 
und bezog sich dort auf den innerbetrieblichen Schadensausgleich im Verhältnis zwischen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Dabei ging es regelmäßig um Einzelfallentscheidungen. 
 
● Bedeutsam war in diesem Kontext die Entscheidung des Arbeitsgerichts Plauen aus dem Jahr 
1936, wonach die Haftung des Arbeitnehmers für eine von ihm verursachten Schaden grundsätzlich 
dann als begrenzt, anzusehen sei, wenn es sich dabei um eine grundsätzlich „gefahrgeneigte Arbeit“ 
handele.191 Dieser Rechtsauffassung schlossen sich das Reichsarbeitsgericht und später der 
Bundesgerichtshof und des Bundesarbeitsgericht an. Die Begrenzung der Arbeitnehmerhaftung bei 
„gefahrgeneigter Tätigkeit“ orientierte sich ursprünglich am Führen eines Kraftfahrzeugs, das im Falle 
eines LKWs als grundsätzlich „gefahrgeneigte Tätigkeit“ galt. 
 
● Doch bereits in den sechziger und siebziger Jahren des letzten Jahrhunderts nahm das Bundes-
arbeitsgericht in seinen Entscheidungen eine Abkehr von der Bedeutung der „gefahrgeneigten 
Arbeit“ vor und stellte die konkrete Gefahrenlage und die konkreten Umstände des Einzelfalls in den 
Vordergrund. Im Prinzip konnten gefährliche Situationen auch bei an sich nicht „gefahrgeneigten 
Tätigkeiten“ vorliegen und umgekehrt. Das Kriterium der „gefahrgeneigten Arbeit“ schien mehr und 
mehr ungeeignet, besondere Sachverhalte im Schuldrecht sinnvoll voneinander abzugrenzen. Das 
bedeutete, dass die Haftung des Arbeitnehmers bei einem innerbetrieblichen Schadensfall auch dann 
als beschränkt galt, wenn seine Tätigkeit als nicht „gefahrgeneigt“ galt. Ob ein Arbeitnehmer für einen 
innerbetrieblichen Schaden haften musste, hing fortan vom Grad der Fahrlässigkeit ab. 1993 hob 
schließlich das Bundesarbeitsgericht (BAG) die allein maßgebliche Rolle der „gefahrgeneigten 
Tätigkeit“ als Tatbestandsvoraussetzung für eine Arbeitnehmerhaftung gänzlich auf. 
 
● Dies beruhte auf der Einsicht, „dass es praktisch fast unmöglich ist, zuverlässig und vorhersehbar 
gefahrgeneigte und nicht gefahrgeneigte Tätigkeiten voneinander abzugrenzen“.192 Der Begriff 

                                                           
über sich selbst einmal sagte: „Ich bin ja Strafrechtler und Rechtsphilosoph. Also neben dem Protokoll: Meine 

Kollegen sagen immer: ‚Dem Philosoph ist nichts zu doof‘. Das heißt nur: Empirische Forschungen fehlen mir 

völlig. Da verlasse ich mich ganz auf meine Kolleginnen hier oben, die ich dann immer abschreibe – kritisch. 

Aber, da die alle das Gleiche sagen und das sehr überzeugend ist und ich vom Bundeskriminalamt zum Beispiel 

ähnliche Sachen erfahre, verlasse ich mich darauf.“ (Sitzung des Sozialausschusses der Bürgerschaft der Freien 

und Hansestadt Hamburg, 3. Juli 2007)  
191 Vgl. Ricardi (1994), S. 242 
192 Vgl. Brandt (1998), S. 60 
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der gefahrgeneigten Tätigkeit schien zunehmend „überflüssig“ und es als geradezu „überholt, eine 
Differenzierung in gefahrgeneigte und nicht gefahrgeneigte Tätigkeiten vorzunehmen“.193 
 
Es blieb dem Prostituiertenschutzgesetz vorbehalten, diese Entwicklung zu ignorieren und den 
verstaubten Begriff der „gefahrgeneigten Tätigkeit“ wieder salonfähig zu machen. Ziel war es, 
Prostitution als einen „Beruf wie keinen anderen“ zu stigmatisieren und dessen diskriminierende 
rechtliche Sonderbehandlung damit zu zementieren und mittels einer „Anmeldung sui generis“ 
fortzusetzen. Mit der Kennzeichnung von Prostitution als „gefahrgeneigter Tätigkeit“ geht es nicht 
mehr – wie noch im Schadensrecht – um die Klärung innerbetrieblicher Einzelfälle der Risikohaftung 
im Verhältnis von Arbeitnehmer und Arbeitgeber, sondern um die Ausgrenzung einer gesamten 
Branche, indem man sie unter Ausnahmerecht stellt. 
 
5.7  Die Rolle der „gefahrgeneigten Arbeit“ in der KFN-Evaluation  
 
● Obwohl das Prostituiertenschutzgesetz sich hinsichtlich der Vorstellung von Prostitution als 
„gefahrgeneigte Tätigkeit“ lediglich auf eine einzige, methodisch haarsträubende Studie stützte, deren 
Ergebnisse die Realität der Prostitution verzerrt darstellen und deren Schlussfolgerungen die KFN-
Evaluation mit Verweis auf die Befunde ihrer eigenen empirischen Untersuchungen ausdrücklich 
widerspricht, glaubt die Evaluation bruchlos an das ideologische Konzept von Prostitution als 
„gefahrgeneigte Tätigkeit“ anknüpfen zu können.194 Kommentar- und kritiklos wird konstatiert: 
 

 „Mit dem ProstSchG hat der Gesetzgeber die Ausübung der Prostitution als Ausdruck des 
 Rechts auf sexuelle Selbstbestimmung sowie des Rechts auf freie Entfaltung der Persönlich-
 keit anerkannt. Zu gleich hat er die Prostitution aber als gefahrgeneigte Tätigkeit eingestuft 
 und – in Wahrnehmung seiner Schutzpflicht – zahlreichen einschränkenden Regelungen 
 unterworfen.“195 
  „Zugleich ist der Gesetzgeber jedoch der Auffassung, dass mit der Ausübung der Prostitution 
 bestimmte Risiken verbunden seien, es sich daher um eine gefahrgeneigte Tätigkeit 
 handele.“196  
 

● Der Zusammenhang zwischen der ideologischen Auffassung von Prostitution als „gefahrgeneigte 
Tätigkeit“ und den „zahlreichen einschränkenden Regelungen“, denen infolgedessen unterworfen 
wird, ist den Verfasser*innen des Evaluationsberichts voll und ganz bewusst. Die KFN-Evaluation 
knüpft nicht nur kritiklos daran an, sondern macht auf dieser Grundlage Vorschläge zur weiteren 
Verschärfung des Umgangs mit Sexarbeit in der Prostitution: 
 

 „Nach dem erkennbaren Willen des Gesetzgebers soll das Anmeldeverfahren zudem dazu 
 dienen, anmeldepflichtige Personen in die Lage zu versetzen, in die gefahrengeneigte 
 Tätigkeit als Prostituierte*r informiert einzuwilligen… Der Katalog der im Informations- und 
 Beratungsgespräch zu thematisierenden Umstände ist aber noch unzureichend auf das Ziel 
 informierte Einwilligung ausgerichtet. Diesbezüglich müsste in § 7 ProstSchG festgeschrie-
 ben werden, dass in diesem Gespräch auch über alle tatsächlich relevanten Umstände der 
 Prostitutionstätigkeit in einer Weise informiert wird, dass die anmeldepflichtigen  Personen sich 
 ein realistisches Bild über Wesen, Risiken sowie Vor- und Nachteile der Prostitution 
 machen können (Empfehlung 13).“197 
 

● Dass es sich dabei nicht um ein unverbindliches Informationsangebot handelt, sondern um 
einen Test der Einsichtsfähigkeit von Sexarbeiter*innen zeigen die Ausführungen hinsichtlich der 
Auswirkungen auf Heranwachsende: 
 

  „Heranwachsende, die in der Prostitution tätig sind oder tätig werden wollen, sind mit Blick auf 
 spezifische Schutzbedürfnisse vor Erteilung einer Anmeldebescheinigung besonders 

                                                           
193 Vgl. Brandt, S. 65; „Mit dem Verzicht auf das Merkmal der gefahrgeneigten Arbeit als Tatbestands-
voraussetzung für eine Einschränkung der Arbeitnehmerhaftung wird der Unterschied zwischen der 
gefahrgeneigten und der sonstigen betrieblichen Tätigkeit aufgehoben.“ (Brandt, S. 105) 
194 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 63 
195 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 22 
196 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 60 
197 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 276/77, 589 
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 umfassend aufzuklären. Insbesondere müssen sie in die Lage versetzt werden, Prostitution 
 als gefahrgeneigte Tätigkeit einzuordnen, die damit verbundenen Risiken richtig einzu-
 schätzen und den Gefahren einer Ausbeutung bzw. Ausnutzung von Naivität, von Täuschun- 
 gen oder einer Fremdbestimmung zu begegnen. Dazu bedarf es eines qualifizierten Auf-
 klärungsgesprächs mit einer besonders eindringlichen Risikoaufklärung, das auf dem 
 zuvor dargestellten ‚erweiterten‘ Informationsgespräch aufbaut. Auch ist das qualifizierte 
 Aufklärungsgespräch dafür zu nutzen, eventuell vorliegende Anhaltspunkte für einen unab-
 geschlossenen Reifeprozess zu erfassen. Dazu sind Screeningfragen zur allgemeinen 
 Lebensgestaltung, aber auch zur psychosexuellen Reife und zu materiellen Orientierung zu 
 stellen.“ 
 

● Fassen wir zusammen: Die Evaluation wähnt den Gesetzgeber mit Blick auf die Einschätzung von 
Prostitution als „gefahrgeneigte Tätigkeit“ im Besitz eines „realistischen Bildes“ von Prostitution. Die 
Anerkennung dieser Sichtweise gilt fortan – wenn es nach der KFN-Evaluation geht – als Kriterium für 
eine „informierte Einwilligung“ in die Prostitutionstätigkeit, ohne die von Freiwilligkeit ansonsten 
nicht gesprochen werden kann. Das allerdings wäre zumindest bei 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter-
*innen im Zweifel ein Indiz für einen „unabgeschlossenen Reifeprozess“ und damit ein Grund für 
die Ablehnung der Erteilung eines Hurenpasses. 
 
● Die Bezugnahme auf die Vorstellung von Prostitution als „gefahrgeneigte Tätigkeit“ widerspricht 
nicht nur den eigenen empirischen Befunden – was zu ignorieren den Verfasser*innen der KFN-
Evaluation offenbar keine Kopfschmerzen bereitet. Sie dient nicht nur der allgemeinen Stigmatisierung 
von Prostitution als „kein Beruf wie jeder andere“. Sie dient auch der weiteren Erschwerung des 
Zugangs zur Ausübung eines grundrechtlich anerkannten Berufs, ohne dass diese 
Vorgehensweise für sich in Anspruch nehmen kann, empirisch begründet und damit sachgerecht zu 
sein. 
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Grundannahme 6 
18- bis 21-jährige Sexarbeiter*innen sind besonders schutzbedürftig    

 
 
6.1  Wie viele 18- bis 21-jährige arbeiten in der Prostitution?  
 

Die Auseinandersetzung um die „besondere Schutzbedüftigkeit“ 18- bis 21-jähriger Sexarbeiter*innen 
tut gut daran, sich zunächst ein Bild vom Anteil dieser Altersgruppe an der Gesamtzahl aller Sex-
arbeiter*innen zu machen. 
 
Die genaue Zahl der 18- bis 21-Jähren in der Prostitution kennt man genauso wenig wie die Gesamt-
zahl der hierzulande tätigen Sexarbeiter*innen. Allerdings gibt es relativ verlässliche Anhaltspunkte 
in den Daten der Bundesstatistik, die sich allerdings nur auf angemeldete Sexarbeiter*innen 
beziehen. Dabei unterscheidet das Statistische Bundesamt zwei unterschiedliche Statistiken: die 
(veröffentlichte) Stichtagsstatistik mit Daten jeweils zum 31.12. jeden Jahres und die (unveröffent-
lichte) Statistik der Anmeldevorgänge im laufenden Jahr (siehe TAB. 01). Nach beiden Statistiken 
ist der Anteil der 18- bis 21-Jährigen in der Prostitution gemessen an den öffentlich in Umlauf befind-
lichen Vermutungen recht gering. 
 

 ● laut Stichtags-Statistik lag der Anteil der 18- bis 21-jährigen registrierten Sexarbeiter*innen 
    in den letzten sieben Jahren im Schnitt bei gerade einmal 4,1 % pro Jahr.  
 

 ● laut der Statistik des laufenden Jahres ergibt sich für den 5-Jahres-Zeitraum von 2019 bis  
    2023 ein Wert von 8,5 % bei Neu-Anmeldungen und von 2,7 % bei  Verlängerungen. 
 

Absolut lag die Zahl der 18- bis 21-Jährigen in der Prostitution unmittelbar vor der Corona-Krise um 
die 2.000, nach der Corona-Krise bewegte sie sich zwischen 700 und 1.000.  
 
TABELLE 24: Anteil der Heranwachsenden (18- bis 21-Jährigen) unter den registrierten 
                        Sexarbeiter*innen nach Bundesstatistik (2017 - 2024)198 
 

 
Nr. 

 
Indikator 

 
2017 

 

 
2018 

 
2019 

 
2020 

 
2021 

 
2022 

 
2023 

 
2024 

 

Gesamt-
zeitraum 

 

  

Stichtags-Statistik zum 31.12. 
 

01 Anmeldungen  6.959 32.799 40.369 24.940 23.743 28.270 30.636 32.254 219.970 
02 davon: 18-21 262 2.030 2.100 700 743 1.050 1.100 1.000 8.985 
03 in % 3,8 % 6,2 % 5,2 % 2,8 % 3,1 % 3,7 % 3,6 % 3,1 % 4,1 % 
  

Erhebung der Anmeldevorgänge im laufenden Jahr 
 

04 Neu-Anmeldung  22.472 13.934 7.932 9.824 12.631 12.011  56.332 
05 davon: 18-21   1.735 554 641 937 924  4.791 
06 in %   13,0 % 7,0 % 6,5 % 7,4 % 7,7 %  8,5 % 
07 Verlängerung   143 1.014 4.106 3.191 4.338 4.999  17.648 
08 davon: 18-21   186 104 35 57 86  468 
09 in %   18,3 % 2,5 % 1,1 % 1,3 % 1,7 %  2,7 % 

 
Nicht viel anders sieht es aus, wenn man die nicht-repräsentative, aufgrund ihrer Größe und Zusam-
mensetzung aber durchaus aussagekräftige Prostituierten-Stichprobe heranzieht, die dem Evalua-
tionsbericht zugrunde liegt. Sie berücksichtigt im Unterschied zur Bundesstatistik auch nicht-
angemeldete Sexarbeiter*innen, Von den insgesamt 2.350 befragten Sexarbeiter*innen waren 1.901 
von ihnen angemeldete und gut ein Fünftel von ihnen (449) nichtangemeldete Sexarbeiter*innen (19,1 

                                                           
198 Vgl. https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Prostituiertenschutz/_inhalt.html; 
Zwischenbericht der Bundesregierung; Evaluationsbericht, S. 181. 
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%).199 Unter den 2.350 Sexarbeiter*innen zählten 57 Befragte zur Gruppe der 18- bis 21-jährigen 
Sexarbeiter*innen200, was einem 2,4-%-Anteil entspricht. 
 
Der hier zum Vorschein kommende, recht geringe Anteil „heranwachsender“ Sexarbeiter*innen ist in 
zweierlei Hinsicht bemerkenswert:  
 
● Zum einen widerspricht er dezidiert der vielfach vorgetragenen Behauptung eines angeblich hohen 
Anteils junger, unerfahrener und somit in erheblichem Maße gefährdeter Frauen in der Sexarbeit. Der 
angeblich hohe Anteil junger Sexarbeiter*innen sei auf die Nachfrage unverantwortlicher Prostitutions-
Kunden nach „Frischfleisch“ zurückzuführen, wie es in der unnachahmlich objektifizierenden 
Sprache der Prostitutionsgegner*innen gerne heißt.201 
 

● Zum anderen steht der tatsächlich geringe Anteil der 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen in 
auffälligem Kontrast zum Aufwand, den der Evaluationsbericht unter Bezugnahme auf diese spezielle 
Untergruppe von Sexarbeiter*innen betreibt. Ihre ostentative Hervorhebung als „besonderes 
Schutzobjekt“ entspricht unverkennbar dem Bestreben, Prostitution in Gänze durch Bezugnahme auf 
anteilsmäßig kleine Untergruppen als eine in Gänze möglichst „gefahrengeneigte Tätigkeit“ zu 
präsentieren. 
 
6.2  18- bis 21-Jährige im Anmeldeverfahren nach ProstSchG 
 
 

● Sowohl die Bescheinigung über die Teilnahme an einer Gesundheitsberatung als auch der Huren-
pass sind für 18- bis 21-jährige Sexarbeiter*innen nur halb so lange gültig wie entsprechenden 
Bescheinigungen der Sexarbeiter*innen, die 21 Jahre und älter sind. Die 18- bis 21-jährigen 
Sexarbeiter*innen („Heranwachsende“) müssen daher im Falle der Verlängerung doppelt so häufig 
die entsprechenden Bescheinigungen beantragen, doppelt so oft persönlich bei den zuständigen 
Behörden vorsprechen und in (acht) Bundesländern bei kostenpflichtiger Beratung doppelt so viel 
Geld dafür ausgeben wie ältere Kollegen*innen. Letzteres darf man mit Fug und Recht als moderne 
Form der Schutzgelderpressung bezeichnen. 
 
● Damit unterscheidet sich die Praxis unter dem ProstSchG von der unter dem Prostitutionsgesetz 
von 2002 (ProstG): Beide Gesetze erlauben die Ausübung der Prostitution – ausgehend von der seit 
1975 geltenden zivilrechtlichen Volljährigkeits-Altersgrenze ab 18 Jahren. Doch die Bewertung, dass 
18- bis 21-jährige Sexarbeiter*innen als „besonders schutzbedürftig“ gelten und deshalb besonders 
restriktiven, altersspezifischen Zugangsregelungen unterworfen werden, unterscheidet das ProstSchG 
vom Prostituiertengesetz von 2002.202 Zur Begründung für diese restriktive Praxis heißt es,  
 

 (1) Heranwachsende zeichnen sich gegenüber Erwachsenen durch eine besondere  
      „Vulnerabilität“ (Verletzlichkeit) aus und  
 (2) diese Vulnerabilität manifestiere sich insbesondere im Falle gefahrgeneigter  
      Tätigkeiten wie der Prostitution.203  

                                                           
199 Diese relative hohe Zahl nicht angemeldeter Sexarbeiter*innen in der Prostituierten-Stichprobe des 
Evaluationsberichts wird auf S. 408 eher verschämt und beiläufig erwähnt. Sie deutet auf die geringe Akzeptanz 
des Gesetzes unter den betroffenen Sexarbeiter*innen, deren beachtliche Größenordnung von 19,1 % zu den 
Schlussfolgerungen der Evaluation nicht recht passen will.   
200 Vgl. Evaluationsbericht, S. 529 
201 Vgl.: „Der Anteil der unter 21-Jährigen Frauen in der Prostitution stieg in den letzten Jahren konstant an und 
hat sich auf dem Markt als klarer Wettbewerbsvorteil etabliert. Sehr junge, kindlich aussehende Frauen, so 
genanntes „Frischfleisch“ sind bei Freiern besonders beliebt. Die sehr jungen Frauen in der Prostitution sind oft 
Opfer von sogenannten Loverboys. Sie wissen, dass mittlerweile diese Art der Anwerbung nicht nur für die 
jungen deutschen Frauen, sondern insbesondere auch in Osteuropa üblich geworden ist.“ (vgl. Leni Breymaier 
(Sisters e.V.), Stellungnahme zur Anhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Prostitutions-
gewerbes sowie zu Schutz von in der Prostitution tätigen Personen im Familienausschuss des Deutschen 
Bundestages am 6. Juni 2016, 18-13-76i_leni-breymaier-data.pdf 
202 Allein sieben der insgesamt 38 Paragrafen des ProstSchG nehmen explizit Bezug auf diese Regelung. 
203 „Für Personen in der Altersgruppe zwischen dem vollendeten 18. und 21. Lebensjahr enthält das Gesetz 
einige Sondervorschriften, die der besonderen Vulnerabilität Heranwachsender Rechnung tragen.“ (Drs. 
18/8556, S. 59) „Um der Tatsache Rechnung zu tragen, dass Heranwachsende aufgrund ihrer noch geringen 
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Damit bezog sich das ProstSchG auf spezielle Regelungen im prostitutionsspezifischen Sonderstraf-
recht zu 18- bis 21-jährigen Opfern bei „Menschenhandel“ (§ 232 StGB) und „Zwangsprostitution“ (§ 
232a StGB). Entsprechend dem „Gesetzesziel eines verbesserten Schutzes von Heranwachsen-
den in der Prostitution“204 hätten Betreiber und Behörden „bei Personen unter 21 Jahren stärker auf 
Hinweise einer Fremdbestimmtheit zu achten“.205 
 
6.3  Evaluation des ProstSchG fordert weitergehende Verschärfungen   
 

Mit den bisherigen Vorgaben zur Sonderbehandlung 18- bis 21-jähriger Sexarbeiter*innen will sich die 
Evaluation des ProstSchG nicht zufriedengeben. Ausgehend von der Vermutung einer „möglicher-
weise noch fehlenden bzw. nicht ausreichend ausgeprägten Reife“206, bemängelt man, dass § 5 Abs. 
2 Nr. 4 ProstSchG nicht ausreichend sei, um einen „verbesserten Schutz“ von 18- bis 21-jährigen 
Sexarbeiter*innen zu gewährleisten. 
 

 „Eine Möglichkeit, die Anmeldebescheinigung auch bei fehlender Reife von heranwach-
 senden Personen zu versagen, hat der Gesetzgeber hingegen nicht vorgesehen. Bei den  
  Personen im Alter von 18 bis 20 Jahren besteht lediglich die spezielle Möglichkeit der Ver-
 sagung nach § 5 Abs. 2 Nr. 4 ProstSchG. Das wird… den Anforderungen, die die Rechts-
 ordnung sonst bei Heranwachsenden häufig stellt, nicht gerecht.“207 
 

Die Evaluation des ProstSchG schlägt demgegenüber eine andere Gangart gegenüber heran-
wachsenden Sexarbeiter*innen vor: 
 

 „Heranwachsende, die in der Prostitution tätig sind oder tätig werden wollen, sind mit Blick 
 auf spezifische Schutzbedürfnisse vor Erteilung einer Anmeldebescheinigung besonders 
 umfassend aufzuklären. Insbesondere müssen sie in die Lage versetzt werden, Prostitu-
 tion als gefahrgeneigte Tätigkeit einzuordnen, die damit verbundenen Risiken richtig 
 einzuschätzen und den Gefahren einer Ausbeutung bzw. Ausnutzung von Naivität, von 
 Täuschungen oder einer Fremdbestimmung zu begegnen. Dazu bedarf es eines qualifi-
 zierten Aufklärungsgesprächs mit einer besonders eindringlichen Risikoaufklärung, 
 das auf dem zuvor dargestellten ‚erweiterten‘ Informationsgespräch aufbaut. Auch ist das 
 qualifizierte Aufklärungsgespräch dafür zu nutzen, eventuell vorliegende Anhaltspunkte für 
 einen unabgeschlossenen Reifeprozess zu erfassen. Dazu sind Screeningfragen zur 
 allgemeinen Lebensgestaltung, aber auch zur psychosexuellen Reife und zur materiel-
 len Orientierung zu stellen.“208 
 

Darüber hinaus empfiehlt man:  
 

 „Auch sollte die gesetzliche Möglichkeit geschaffen werden, den Zeitraum bis zur nächsten 
 gesundheitlichen Beratung und Anmeldung individuell zu verkürzen.209 
 

Darin erblickt man offenbar eine effektive Möglichkeit, den betroffenen Personenkreis durch eng-
maschige Überwachung vollständig zu zermürben und dessen Recht auf Berufsausübung maximal 
einzuschränken.  
 

                                                           
Lebenser-fahrung und der in der Regel noch in der Entwicklung befindlichen persönlichen Reife besonders 
schutzbedürftig sind, wenn es um die Ausübung gefahrgeneigter Tätigkeiten wie der Prostitution geht, sieht 
Artikel 1 des Entwurfs eine Reihe besonderer Vorschriften für die Altersgruppe der 18- bis 21-Jährigen vor. 
Heranwachsende sind in der entwicklungspsychologisch beschriebenen „Zwischenphase“ von der Jugend zum 
Erwachsenwerden vielfach noch nicht in der Lage, die Tragweite einer Tätigkeit als Prostituierte und die damit 
verbundenen Risi-ken einer solchen Tätigkeit richtig einzuschätzen. Bei Heranwachsenden besteht nicht zuletzt 
ein gesteigertes Risiko, dass sie als Prostituierte ausgebeutet oder durch Ausnutzung von Naivität, durch 
Täuschung oder Fremd-bestimmung in eine subjektiv ausweglose Lage geraten, in der scheinbar keine 
Alternative zur Prostitution besteht. Die besonderen Schutzvorschriften sind daher notwendig, um dieser 
besonderen Lebensphase unter Abwägung aller möglichen Risiken und Gefahren ausreichend Rechnung zu 
tragen.“ (Drs. 18/8556, S. 35) 
204 Drs. 18/8556, S. 64 
205 Drs. 18/8556, S. 69 
206 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 201 
207 ebenda. S. 203 
208 Brettel (2025), S. 76 
209 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 590 
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Anzunehmen, besagte Empfehlungen dienten dem Schutz der Betroffenen, wäre blauäugig. Vielmehr 
müssen sie vor dem Hintergrund der bislang ausgesprochen geringen Zahl der Ablehnungen von 
Anmeldebescheinigungen („Hurenpässen“) in den vergangenen Jahren gesehen werden. 
 
6.4  Die Ablehnung von Hurenpässen bei 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen 
 
 

● Die Ablehnung der Erteilung eines Hurenpasses kann sich nach § 5 Abs.2 auf ganz 
unterschiedliche Gründe beziehen, darunter auf den Grund, dass bei Personen unter 21 Jahren 
Anhaltspunkte vorliegen, dass sie von Dritten zur Prostitution veranlasst wurden, was gemäß dem 
prostitutionsspezifischen Sonderstrafrecht ( § 232a StGB) als Straftat gilt. 
 

● Die bei 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen unterstellte „besondere Schutzbedürftigkeit“ hätte sich 
also in den Jahren seit der Einführung des ProstSchG zumindest in einer hinreichend auffälligen 
Anzahl von Ablehnungen des Hurenpasses bei ihnen niederschlagen müssen – so zumindest die 
Erwartung seitens des Gesetzgebers als auch der Evaluation. 
 

● Ein Blick auf die Daten der (unveröffentlichten) Prostitutions-Statistik des laufenden Jahres unter-
stützt diese Erwartung jedoch nicht, sondern lässt die rechtliche Sonderbehandlung der 18- bis 21-
jährigen Sexarbeiter*innen eher fragwürdig erscheinen. 
 
TABELLE 25: Ablehnung von Hurenpässen („Anmeldebescheinigungen“) nach Altersgruppen gemäß  
                        Prostitutionsstatistik des laufenden Jahres (2018 - 2023)210 
 

 

Ablehnungen 
Hurenpass 

 

2018 
 

 

2019 
 

2020 
 

2021 
 

2022 
 

2023 
 

Gesamt 

abs. abs. abs. abs. abs. abs. abs. in % 
Insgesamt 402 78 149 44 63 34 770 100 % 
- unter 21 Jahre 27 4 40 0 6 0 77 10 % 
- über 21 Jahre 369 63 80 33 52 25 622 80 % 
- Alter unbekannt 6 11 29 11 5 9 71 9 % 

 
● Ausweislich der Daten der Prostitutions-Statistik des laufenden Jahres wurden in der Zeit von 2018 
bis 2023 insgesamt 770 Ablehnungen der Erteilung eines Hurenpasses ausgesprochen. Bezogen auf 
insgesamt 74.980 Anmeldevorgängen in diesem Zeitraum (ohne Ablehnungen, siehe TAB. 24) ergibt 
sich damit eine generelle Ablehnungsquote von gerade einmal 1 %. Mit anderen Worten: Nur einer 
Person unter 100 sich anmeldenden Sexarbeiter*innen wird der Hurenpass verweigert.  
 

● Wie aber sieht die Zahl der Ablehnungen differenziert nach den Altersgruppen der 18- bis 21-
jährigen bzw. der 21-jährigen und älteren Sexarbeiter*innen aus?  
 

Bezogen auf den 5-Jahres-Zeitraum von 2019 - 2023211 ergibt sich aus den in TAB 01 und TAB 02. 
vorliegenden Daten folgendes Bild (TAB. 26): 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                           
210 Vgl. Abschlussbericht Evaluation ProstSchG, S. 184. Die Vom Statistischen Bundesamt zu Ablehnungen von 
Hurenpässen präsentierten Daten sind wegen Nichtmeldung der Landesstatistikbehörden und aus Gründen 
einer übertrieben Geheimhaltung bei kleinen Zahlenangaben unvollständig. Sie ergeben aber in Gänze 
gleichwohl ein erstes Bild über maßgebliche Größenordnungen im Zusammenhang mit Ablehnungen.  
211 Nur für diesen Zeitraum lassen sich anhand der vorliegenden Daten altersgruppenspezifische Aussagen 
treffen. 
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TABELLE 26: Ablehnungen & Ablehnungsquoten bei Hurenpässen nach Altersgruppen (2019 - 2023) 
 
 

 
 

Nr. 
 
 

Indikator 

 
Gesamt-

wert 

 

21 Jahre / Ü 21 
 

18 bis unter 21 Jahre Alter 
unbekannt 

Anmelde-
vorgänge 
21 J. + 

Ablehnung Anmelde-
vorgänge 
18 - 21 J. 

Ablehnung Ablehnung 
 

abs. 
 

in % 
 

abs 
 

in % 
 

abs 
 

% 

01 Anmeldevorgänge 
gesamt 

 

74.348 
 

69.039    

5.309     

02 davon:: 
Neuanmeldungen 

 

56.332  

03 davon: 
Verlängerungen 

 

17.648 

04 davon: 
Ablehnungen 

 

368   

253 
 

0,4 %   

50 
 

0,9 % 
 

65 
 

- 

05 Anmeldevorgänge 
im Schnitt pro Jahr 

 

14.870 
 

13.808    

1.062     

06 Ablehnungen 
im Schnitt pro Jahr 

 

74   

51    

10   

13  

07 Ablehnungsquote 
bezogen auf alle 
Anmeldevorgänge 
pro Jahr 

 
 

0,5 % 
 
 

 
  

 

0,34% 
   

 

0,07% 
 
 

0,09 % 
 

 
Aus den Daten ergibt sich: 
 

 ● Von 2019 bis 2023 gab es laut offizieller Prostitutions-Statistik 74.348 Anmelde- 
                    vorgänge. Davon entfielen 5.309 (7,1 %) auf 18- bis 21-jährige Sexarbeiter*innen. 
 

 ● Im Schnitt der fünf Jahre waren es pro Jahr 14.870 Anmeldevorgänge, darunter 1.062  
       Anmeldevorgänge bei 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen 
 

 ● Insgesamt gab es 368 Ablehnungen der Erteilung eines Hurenpasses in diesem Zeit- 
    raum. Davon entfielen 50 Ablehnungen auf die Gruppe der 18- bis 21.jährigen Sexarbei- 
         ter*innen. Das sind im Schnitt pro Jahr 10 Ablehnungen.  
 

 ● Die Zahl der Ablehnungen pro Altersgruppe bezogen auf die Zahl der dort getätigten 
    Anmeldungen lag bei der Altersgruppe der (über) 21-jährigen Sexarbeiter*innen bei 0,4 %  
    und bei den 18- bis unter 21-jährigen Sexarbeiter*innen mit 0,9 % etwas mehr als doppelt       
    so hoch. 
 
● Verweist diese doppelt so hohe Ablehnungsquote bei 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen auf 
eine doppelt so hohe Gefährdung? Keineswegs. Denn ob Ablehnungen auf die als unzulässig 
klassifizierte Fremdeinwirkung Dritter zurückzuführen sind, weiß man nicht, da die Bundesstatistik die 
Gründe für Ablehnungen nicht benennt. Es könnten also auch schlicht die „erforderlichen Angaben 
und Nachweise“ nicht erbracht worden sein. 
 
● Doch selbst wenn man die Vermutung des Vorliegens einer schädigenden Fremdeinwirkung unter-
stellen würde, so stellt sich doch die Frage: Warum unterwirft man eine ganze Altersgruppe von 
Sexarbeiter*innen aufgrund des Generalverdachts, sie sei altersbedingt unfähig, sich gegen 
Übergriffe zu erwehren, einer rechtlichen Sonderbehandlung, wenn doch erwiesenermaßen nur 
weniger als 1 % – 50 Ablehnungen auf 5.309 Anmeldevorgänge – dieser Altersgruppe den aufgrund 
fragwürdiger Strafrechtskriterien erfundenen „besonderen Schutz“ benötigen? 
 
● Noch absurder erscheint die diskriminierende Sonderbehandlung der 18- bis 21-jährigen Sex-
arbeiter*innen, wenn man die Zahl der abgelehnten Hurenpässe in dieser Altersgruppe auf die 
Gesamtzahl aller Anmeldevorgänge bezieht. Dann sind es gerade einmal 0,07 % aller Anmelde-
vorgänge, bei denen einer 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*in der Hurenpass verweigert wird. In 
Worten: Auf 10.000 Anmeldevorgänge käme nach offiziellen Angaben gerade einmal 7 (!) 
Hurenpass-Ablehnungen bei 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen. 
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● Fazit: Diese Größenordnung verdeutlicht, dass die 2017 mit dem ProstSchG eingeführte rechtliche 
Ungleichbehandlung 18- bis 21-jähriger Sexarbeiter*innen empirisch völlig substanzlos ist und nur 
aus rein ideologischen Motiven praktiziert wird. 
 
● Hinzu kommt: Die Evaluation verschleiert diesen für ihre Auftraggeber und sie selbst misslichen 
Sachverhalt. Sie jongliert ausschließlich mit Prozentangaben, achtet peinlichst darauf, alle absoluten 
Größenordnungen unter den Teppich zu kehren und unterlässt es, die Zahl der Ablehnungen auf die 
Zahl der insgesamt getätigten Anmeldevorgänge zu beziehen.212 Mit einem derart fragwürdigen 
methodischen Vorgehen verscherbelt man seinen wissenschaftlichen Ruf an den Höchstbietenden. 
 
6.5  Woher die rechtliche Ungleichbehandlung „Heranwachsender“ kommt 
 

Bei der rechtlichen Ungleichbehandlung 18- bis 21-jähriger Sexarbeiter*innen gegenüber älteren 
Sexarbeiter*innen – Stichwort: verkürzte Gültigkeit des Hurenpasses – verweist man auf deren 
Sonderbehandlung im Strafrecht (vgl. § 232 StGB („Menschenhandel“) und 232a StGB 
(Zwangsprostitution“)). Diese Sonderbehandlung stützt sich wiederum auf eine Änderung des 
Jugendgerichtsgesetzes (JGG) von 1953, wo es in dem bis heute geltenden § 105 JGG heißt:   
  § 105 Anwendung des Jugendstrafrechts auf Heranwachsende 
 (1) Begeht ein Heranwachsender eine Verfehlung, die nach den allgemeinen Vorschriften 
 mit Strafe bedroht ist, so wendet der Richter die für einen Jugendlichen geltenden 
 Vorschriften der §§ 4 bis 8, 9 Nr. 1, §§ 10, 11 und 13 bis 32 entsprechend an, wenn 1. die 
 Gesamtwürdigung der Persönlichkeit des Täters bei Berücksichtigung auch der 
 Umweltbedingungen ergibt, daß er zur Zeit der Tat nach seiner sittlichen und geistigen 
 Entwicklung noch einem Jugendlichen gleichstand, oder 2. es sich nach der Art, den 
 Umständen oder den Beweggründen der Tat um eine Jugendverfehlung handelt… 
 

Die damit gegebene Möglichkeit der Anwendung des Jugendstrafrechts auf Heranwachsende (18- bis 
21-Jährige) war nur unter der Voraussetzung möglich, dass zuvor die Prüfung der „sittlichen und 
geistigen Entwicklung“ eines angeklagten 18- bis 21-jährigen Straftäters erfolgt ist. An diese Über-
prüfung der „sittlichen und geistigen Entwicklung“ knüpfen nun die Vorschläge der Evaluation 
des ProstSchG an, ohne mit einer einzigen Silbe auf die Problematiken einzugehen, die sich aus der 
Übertragung dieser Regelungen (a) auf das prostitutionsspezifische Strafrecht und (b) auf das 
Prostituiertenschutzgesetz ergeben. 
 
6.6  Exkurs: „Heranwachsende“ im Jugendgerichtsgesetz (JGG) 
 

Seit 1953 eröffnet Paragraf 105 JGG die Möglichkeit einer Sonderbehandlung 18- bis 21-jähriger 
Straftäter („Heranwachsende“). Die seit 1975 als volljährig geltenden jungen Erwachsenen mussten 
gemäß diesem Paragrafen nicht mehr automatisch nach allgemein geltendem Strafrecht abgeurteilt 
werden. Wenn eine Überprüfung ihrer „sittlichen und geistigen Entwicklung“ ergab, dass sie in 
ihrer Entwicklung einem Jugendlichen gleichgestellt sind, konnten sie fortan nach Jugendstrafrecht 
verurteilt werden. 
 
● Diese Abweichung vom allgemeinen Strafrecht war ursprünglich als „Übergangsregelung“ 
gedacht, die sich auf die besonders schwierigen Umstände der Erziehung Jugendlicher im Nach-
kriegsdeutschland bezog. Nun besteht diese „Übergangsregelung“ allerdings seit mittlerweile 72 
Jahren und gilt als grundsätzlich progressiv, weil sie dem Erziehungs- und Resozialisierungsgedanken 
im Strafprozess Raum gibt.  
 
● Zugleich hat diese Regelung in vielerlei Hinsicht Kritik auf sich gezogen. Von konservativer Seite 
wird die Regelung des § 105 JGG so interpretiert, dass die Anwendung des allgemeinen Strafrechts 
nach wie vor die Regel, die Anwendung des Jugendstrafrechts auf Heranwachsende hingegen 
möglichst nur als Ausnahme von der Regel zum Zuge kommen sollte. Doch die Realität sieht anders 
aus, da – mit Schwankungen – stets rund 60 % aller Heranwachsenden nach Jugendstrafrecht 
verurteilt werden. 
 
● Dabei hat sich herausgestellt, dass die Rechtsprechung in Deutschland diesbezüglich sehr 
uneinheitlich ist, da sich das maßgebliche Kriterium der „geistigen und sittlichen Entwicklung“ 
als wenig eindeutig und schwer greifbar erwies. Zudem war dessen Auslegung moralischen 

                                                           
212 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 184 
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Bewertungen zugänglich. Da es offenbar an einem objektiven Maßstab der Reifebeurteilung fehlt und 
es wenig sinnvoll erscheint, dieses Kriterium nach mehr als 70 Jahren inhaltlich konkretisieren und 
sinnvoll operationalisieren zu wollen, steht die Forderung nach einer Neufassung dieses Kriteriums im 
Raum, was aber bislang unterblieb.213 
 
● Die Kritik am Kriterium der erforderlichen Reifebeurteilung von Straftäter*innen dehnte sich alsbald 
auf die dem Paragrafen zugrunde liegenden Modellannahmen aus, deren Sinnhaftigkeit ebenfalls in 
Zweifel gezogen wurden. Die Unterscheidung einer Jugend- und Erwachsenenreife sei nicht 
überzeugend, da sie den „Normaltyp“ eines Jugendlichen als Vergleichsmaßstab unterstelle, der so 
nicht (mehr) existiere. Die Vorstellung einer „Normalbiographie“ mit aufeinander abfolgenden, 
festgeschriebenen Lebensphasen mochte für die Zeit der frühen 50er Jahre passend gewesen sein, 
sei aber heute obsolet. 
 
● In die Kritik geriet vor allem, dass die Reifeentwicklung des Einzelnen durch das JGG an feste 
Altersgrenzen (18 bzw. 21 Jahre) gekoppelt wurde. Die Koppelung unterschiedlicher Reifezustände 
an bestimmte Altersgrenzen sei empirisch nicht belegbar. Weder stelle das Erreichen des 18. Lebens-
jahres eine relevante Schwelle der Persönlichkeitsentwicklung dar, noch gebe es eine empirisch 
tragfähige Begründung dafür, dass die Reifeentwicklung mit 21 Jahren zu einem relativen Abschluss 
gekommen sei. Die Obergrenze 21 Jahre für „Heranwachsende“ sei schlicht auf das damalige Voll-
jährigkeitsalter gelegt worden, Mit 21 Jahren ende keine Entwicklung und diese Altersangabe erkläre 
auch nicht, ab wann eine Person voll verantwortlich handeln könne. Die Altersgrenzen 18 bzw. 21 
Jahre für eine Entwicklungsphase, nach der man „erwachsen“ sei, seien das Ergebnis eines gesell-
schaftspolitischer Aushandlungsprozesse, nicht aber eine wissenschaftlich begründbare Festlegung. 
 
● Aus einer solchen Kritik folgte das Plädoyer für eine strafrechtliche Regelung unabhängig von 
festen Altersgrenzen, das Plädoyer für ein flexibles Sanktionssystem für alle Altersgruppen, ohne 
dadurch die Möglichkeit einer Zuordnung junger Erwachsener zum Jugendstrafrecht gänzlich fallen 
lassen zu müssen. Gefordert wurde, dass eine vom Einzelfall abhängige Entscheidung auf der 
Grundlage einer Neufassung der dafür maßgeblichen Kriterien erfolgen müsse. Zu bedenken sei 
dabei auch, dass eine Reifebeurteilung nach § 105 JGG stets ein erheblicher Eingriff in die 
grundrechtlich geschützte Persönlichkeitssphäre eines Angeklagten darstelle.   
 
6.7  Die Sonderbehandlung 18- bis 21-jähriger Sexarbeiter*innen im Strafrecht 
 

● Anstatt eine solche, durchaus als sinnvoll erscheinende Reform des JGG in Angriff zu nehmen, hat 
der Gesetzgeber alles beim Alten belassen und stattdessen damit begonnen, in Anlehnung an die 
Regelungen in § 105 Jugendgerichtsgesetz die Sonderbehandlung der Altersgruppe der 18- bis 21-
Jährigen in problematischer Weise in das Sonderstrafrecht zu Prostitution zu integrieren. 
 
● So weit aber kann es mit der Sorge um das Wohl der 18- bis 21-Jährigen nicht her gewesen sein, 
dass man weitere zwanzig Jahre hat verstreichen lassen, bis man im Zuge der Großen Strafrechts-
reform die angebliche „besondere Schutzbedürftigkeit“ 18- bis 21-jähriger Sexarbeiter*innen erstmals 
erkannte. Denn im Jahre 1973 fügte man einen speziellen Passus zum Umgang mit 18- bis 21-
Jährigen in den neu geschaffenen § 180a StGB („Förderung der Prostitution“) ein, dessen Absatz 
4 wie folgt lautete:  
 

 „(4) Wer eine Person unter einundzwanzig Jahren der Prostitutionsausübung zuführt 
       oder auf sie einwirkt, um sie zur Aufnahme oder Fortsetzung der Prostitution zu 
       bestimmen, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft.“ 
 

Lässt man die oben dargestellten Bedenken gegenüber untauglichen festen Altersgrenzen und 
gegenüber den ihnen zugrundeliegenden, nicht minder untauglichen Modellannahmen zur Reife-
entwicklung einstweilen beiseite, so ließe sich prinzipiell wie folgt argumentieren:  
 
● Warum sollte Angehörigen dieser Altersgruppe nur im Hinblick auf ihre Rolle als Straftäter eine 
ihnen wohlgesonnene Sonderbehandlung zuteilwerden? Es läge doch zumindest in der Logik der 
Sonderbehandlung Heranwachsender – wenn auch im JGG so (noch) nicht vorgesehen –, die 
Angehörigen dieser Altersgruppe nicht nur als Straftäter*innen, sondern auch als Opfer einer 
Straftat herausgehoben zu behandeln, z. B. durch Gewährung eines „besonderen Schutzes“. 

                                                           
213 Die hier und im Folgenden dargestellten kritischen Anmerkungen zum JGG stützen sich maßgeblich auf die 
Ausführungen von Prein (2007). 
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Diese Argumentation wäre formal nachvollziehbar, wenn sich der Gesetzgeber mit § 180a StGB die 
Idee eines strafrechtlichen Sonderschutzes für 18- bis 21-Jährige tatsächlich zu Eigen gemacht hätte. 
Doch davon kann angesichts auffälliger Unterschiede besagter Strafrechtsbestimmung zu den 
Regelungen des JGG keine Rede sein: 
 
● die Neuregelung des § 180a StGB betraf 18- bis 21-Jährige in ihrer Eigenschaft als „Opfer“ von  
   Straftaten214, nicht aber als Straftäter, wie dies im JGG der Fall ist; 
 

● die Neuregelung des § 180a StGB betraf ausschließlich in der Sexarbeit tätige Heranwachsende,     
   nicht aber alle anderen von Straftaten betroffenen, angeblich besonders schutzwürdigen  
   Heranwachsenden;    

● die Neuregelung des § 180a StGB beinhaltete eine generelle, allein an die Zugehörigkeit zur  
   Altersgruppe ‚18 bis 21 Jahre‘ anknüpfende Sonderbehandlung, die auf eine im JGG geforderte  
   Einzelfallprüfung der „sittlichen und geistigen Reife“ des Opfers verzichtete.  
 
Entscheidend aber war, das bei unter 21-Jährigen im Unterschied zu 21-jährigen und älteren 
Sexarbeiter*innen eine Person fortan wegen des bloßen „Einwirkens“ auf sie zwecks Aufnahme oder 
Fortsetzung der Prostitution als „Straftäter“ galt und als solcher verurteilt werden konnte. Das 
Anknüpfen an die Zugehörigkeit zur Altersgruppe ‚18 bis 21 Jahre‘ ermöglichte damit vor allem die 
Kriminalisierung des Umfelds von Prostitution.  
 
● Mit der Fokussierung auf das bloße „Einwirken“ auf Personen zwecks Aufnahme oder Fortsetzung 
der Prostitution war aber die Schwelle der Nötigung weit unterschritten. Das hieß: Drohung, Zwang 
oder Gewaltanwendung waren nicht mehr erforderlich, um fortan als „Straftäter“ kriminalisiert oder als 
„Opfer“ einer vermeintlich „prostitutionsspezifischen Kriminalität“ präsentiert zu werden. 
 
● Da sich vergleichbare Regelungen in Bezug auf Heranwachsende in anderen Strafrechtsparagrafen 
nicht finden, kann von einem Schutz Heranwachsender, um die es hier angeblich gehen sollte, keine 
Rede sein. Vielmehr handelte es sich hierbei um einen Fall von Missbrauch des Strafrechts zwecks 
rechtlicher Diskriminierung von Prostitution. Den Nebeneffekt einer damit einhergehenden 
künstlichen Steigerung von Opferzahlen im Bereich Prostitution nahm man selbstverständlich billigend 
in Kauf.  
 
6.8  Rechtliche Ungleichbehandlung von Prostitution als Folge 
 

Die Übertragung der Regelungen des JGG auf das allgemeine Strafrecht hatte mithin eine Auswei-
tung von Strafbarkeit exklusiv im Bereich der Prostitution zur Folge. Die ursprünglich progressive 
Intention von § 105 JGG wurde damit in ihr repressives Gegenteil verkehrt. Mit Fug und Recht kann 
man daher von einer Perversion der ursprünglichen Regelungen des JGG im prostitutions-
spezifischen Sonderstrafrecht sprechen. 
 
● Ergebnis der Sonderbehandlung 18- bis 21-jähriger Sexarbeiter*innen im prostitutionsspezifischen 
Strafrecht ist die seit nunmehr einem halben Jahrhundert andauernde rechtliche Ungleichbehand-
lung von Prostitution in Gänze, an die die Evaluation des ProstSchG interessiert anknüpft, um den 
rechtlichen Umgang mit ihr noch weiter zu verschärfen. Eine sachlich nicht gerechtfertigte rechtliche 
Ungleichbehandlung von Sexarbeit liegt vor, 
 

                                                           
214 Die Zugehörigkeit zur Altersgruppe der „Personen unter 21 Jahren“ mochte in der seit November 1973 
bestehenden Regelung des § 180a StGB („Förderung der Prostitution“) als unproblematisch gelten, weil es sich 
bei den „Heranwachsenden“ seinerzeit zivilrechtlich noch um den Schutz Minderjähriger handelte. Die 
Absenkung des Volljährigkeitsalters von 21 auf 18 Jahre erfolgte allerdings bereits ein Jahr später, zum 1. 
Januar 1975.  
Im Unterschied zu bereits in der Prostitution tätiger Sexarbeiter*innen, die bis 21 Jahre besonders geschützt 
wurden,  galt bereits im November 1973 im Falle des strafrechtlichen Schutzes Minderjähriger nach § 180 StGB 
(„Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger“) ein Schutz nur bis „unter 18 Jahren“. Daran ist deutlich zu 
erkennen, dass der selektive Schutz der 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen nichts mit einem Schutz 
„Heranwachsender“, sondern mit einer diskriminierenden Sonderbehandlung von Prostitution zu tun hat. 
Zu § 180 a.F. StGB vgl.: https://lexetius.com/StGB/180,2 
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● durch die Übertragung der im JGG verankerten rechtlichen Sonderbehandlung 18- bis 21-Jähriger         
   ausschließlich auf Prostitution;  
 

● aufgrund der Tatsache, dass Prostitution in großer Mehrheit ein von Frauen ausgeübter  
   Beruf ist, während die tendenziell progressive Regelung des § 105 JGG sowohl Männer  
   als auch Frauen betrifft215, Dies geschah, obwohl seinerzeit bereits bekannt war, dass  
   junge erwachsene Frauen im Vergleich zu Männern eine größere „Reife“ aufwiesen.216  
 
Mit der Übertragung der rechtlichen Sonderbehandlung 18- bis 21-Jähriger exklusiv auf Prostitution 
geht der stigmatisierende Generalverdacht einher, Sexarbeiter*innen in dieser Altersgruppe seien 
grundsätzlich widerstandsunfähiger gegenüber Straftaten als ältere Sexarbeiter*innen, weshalb sie 
bereits vor einem bloßen kommunikativen „Einwirken“ Dritter geschützt werden müssten. 
 
6.9  Sonderbehandlung 18- bis 21-Jähriger im Prostitutions-Strafrecht und darüber 
       hinaus 
 

● Rund 20 Jahre bestand die Sonderregelung zu den unter 21-jährigen Sexarbeiter*innen, bis sie 
1992 im Zuge einer Strafrechtsreform aus dem § 180a („Förderung der Prostitution) in den ebenfalls 
seit 1973 existierenden, nun aber neu formulierten Strafrechtsparagrafen zu „Menschenhandel“ 
verschoben wurde.  
 
● Damit sollte die Heranwachsenden-Sonderregelung im Prostitutionsrecht in einen engeren 
Zusammenhang mit der Abwehr der seit der Grenzöffnung von 1989 verstärkt einsetzenden 
Prostitutionsmigration gebracht werden. Absatz 2 des nunmehr neu formulierten Paragrafen § 180b 
StGB zu „Menschenhandel“, der von 1992 bis 2005 in Kraft war, lautete wie folgt: 
 

 „(2) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren wird bestraft, wer  
      1. auf eine andere Person in Kenntnis der Hilflosigkeit, die mit ihrem Aufenthalt in einem  
          fremden Land verbunden ist, oder  
      2. auf eine Person unter einundzwanzig Jahren einwirkt, um sie zur Aufnahme oder 
          Fortsetzung der Prostitution zu bestimmen, oder sie dazu bringt, diese aufzunehmen 
          oder fortzusetzen.“  
 

● Was auf den ersten Blick wie eine Fortsetzung der bis dahin geltenden Gesetzeslage unter neuer 
Überschrift anmutet, stellt sich in Anbetracht der am 1. Januar 1975 erfolgten Änderung des 
Volljährigkeitsalters – Absenkung der Volljährigkeit von 21 Jahre auf 18 Jahre – als offenkundige 
Entmündigung volljähriger Sexarbeiter*innen dar. Bis auf den heutigen Tag wird ohne empirisch 
belastbare Begründung im Falle von Prostitution am Schutzalter von 21 Jahren festgehalten. Zu den 
bisher genannten Ungleichbehandlungen kommt damit die Ungleichbehandlung erwachsener, 
mündiger und volljähriger Sexarbeiter*innen gegenüber mündigen Personen in anderen Beschäfti-
gungen hinzu. 
 
● Die „Menschenhandels“-Gesetzgebung erfuhr im Anschluss an die Änderung von 1992 noch zwei 
weitere Änderungen. Im Jahre 2005 erfolgte im Einklang mit europäischen Vorgaben eine 
Ausweitung des Begriffs „Menschenhandel“ auf Zwecke auch außerhalb der Prostitution, vor allem auf 
einen „Menschenhandel zum Zwecke der Ausbeutung der Arbeitskraft“. Damit einher ging auch die 
Ausdehnung des Schutzes der 18- bis 21-jährigen Heranwachsenden.  
 
Die Annahme, die bis dahin seit 32 Jahren ausschließlich für Prostitution geltende Sonderbehandlung 
der 18- bis 21-Jährigen sei damit auf andere relevante Bereiche des gesellschaftlichen Lebens 
ausgeweitet worden, erweist sich jedoch mit Blick auf die quantitative Dimension als trügerisch. 
Bezieht man die 2016 neu geschaffenen Straftatbestände § 232a StGB („Zwangsprostitution“) und § 
232b („Zwangsarbeit“) mit ein, so ergibt sich folgendes Bild:  
 
 
 
 
 

                                                           
215 Dabei übertrifft der Männer-Anteil den der Frauen stets um rund 10 %. 
216 Weibliche Heranwachsende wurden in einer Untersuchung von Xanke im Vergleich zu Männern deutlich 
häufiger als „reif“ angesehen. Vgl. Xanke (1979)   



84 
 

 
TABELLE 27: Mutmaßliche Opfer von „Menschenhandel“, „Zwangsprostitution“ und „Zwangsarbeit“  
                        (18 - 21 Jahre) und nach Geschlecht in und jenseits der Prostitution (2006 - 2024)217  
 

  
Strafrechtsdelikt 

 

Opfer 
 
 

davon: 
weibliche Opfer 

davon: 
18- bis 21-Jährige 

Gesamt abs. in % pro Jahr abs. in % pro Jahr 
 
 
 

Prosti-
tution 

„Menschenhandel“ 
(Prostitution) 
(2006 - 2024) 

 
9.380 

 
8.304 

 
88,5 % 

 
437,1 

 
3.512 

 
37,4 % 

 
184,8 

Zwangsprostitution 
(2018 - 2024) 

 

1.915 
 

1.727 
 

90,0 % 
 

273,6 
 

441 
 

23,0 % 
 

63,0 
 

SUMME 
 

 

11.295 
 

10.031 
 

88,8 % 
 

 

385,8 
 

3.953 
 

35,0 % 
 

152,0 

 
jen-
seits 

Prosti- 
tution 

„Menschenhandel“ 
(Beschäftigung) 
(2006 - 2024) 

 
1.203 

 
396 

 
32,9 % 

 
20,8 

 
223 

 
18,5 % 

 
11,7 

Zwangsarbeit 
(2018 - 2024) 

 

40 
 

10 
 

25,0 % 
 

1,4 
 

1 
 

2,5 % 
 

0,2 

Ausbeutung der 
Arbeitskraft 

(2017 – 2024) 

 
306 

 
61 

 
19,9 % 

 
7,6 

 
26 

 
8,5 % 

 
3,3 

 

SUMME 
 

 

1.549 
 

467 
 

30.1 % 
 

45,6 
 

250 
 

16,1 % 
 

7,4 

 
● Im Zeitraum von 2006 bis 2024 wurden im Bereich ‚Menschenhandel in die Prostitution / 
   Zwangsprostitution‘ insgesamt 11.295 Opfer registriert, von denen 89 % Frauen waren. 
 

● Im gleichen Zeitraum erfassen die Statistiken für Menschenhandel zum Zwecke der Beschäftigung /  
   Ausbeutung der Arbeitskraft‘ zusammengenommen lediglich 1.549 Opfer.  
 

● Die Zahl der 18- bis 21-jährigen Opfer im Bereich der Prostitution lag in diesem Zeitraum bei 
   3.953, mithin ein Anteil von 35 % aller Opfer.  
 

● Im Bereich aller übrigen Beschäftigungen wurden in der Zeit von 2006 bis 2024 jedoch nur 250  
   Opfer in der Altersgruppe der 18- bis 21-Jährigen ermittelt, was einem Anteil von 16 % entspricht. 
 
Fazit: Die Sonderbehandlung der 18 bis 21-jährigen betraf also weiterhin absolut und relativ in 
weitaus höherem Maße die Prostitution. Dort war die absolute Zahl polizeilich ermittelter Opfer um 
das 16-fache höher als bei Beschäftigungen jenseits der Prostitution. 
 
6.10  Auffällige Unterschiede im strafrechtlichen Umgang mit 18- bis 21-Jährigen218  
 

 
Die Schlussfolgerung, man habe es im Bereich Prostitution mit einer höheren Gefährlichkeit als in 
anderen Bereichen der Erwerbstätigkeit zu tun, wäre jedoch ein Fehlschluss. Denn bezeichnender-
weise unterscheiden sich die Sonderregelungen für 18- bis 21-Jährige im Bereich der Prostitution 
deutlich von denen im Bereich der Beschäftigung, wie TAB. 28 zeigt. 
 

 
 
 
 
 
 
 

                                                           
217 Nach Zahlenangaben des BKA in der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) berücksichtigte 
Strafrechtsparagrafen: § 232 StGB („Menschenhandel zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung“), § 232 Satz 1, 1a 
(„Menschenhandel“ in die Prostitution); § 232a StGB („Zwangsprostitution“),  § 233 StGB („Menschenhandel 
zum Zwecke der Ausbeutung der Arbeitskraft“), § 232 Satz 1, 1b („Menschenhandel“ in Beschäftigung); § 232b 
(„Zwangsarbeit“) 

218  Hinweis für die Leser*innen: Die Abschnitte 6.10 bis 6.12 sind lediglich Hintergrundwissen für die 
Auseinandersetzung mit dem Brettel-Gutachten beginnend mit ab Abschnitt 6.13 ff. 
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TABELLE 28: Unterschiedliche Regelungen bei 18- bis 21-Jährigen in der Prostitution  
                        und jenseits der Prostitution (2006 - 2024) 
 

 

Zeit-
raum 

 

Regelungen zu 18- bis 21-Jährigen 
im Bereich Prostitution 

 

Regelungen zu 18- bis 21-Jährigen 
Beschäftigungen jenseits von Prostitution 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

2006 
- 

2016 

 

§ 232 Menschenhandel zum Zweck  
          sexuellen Ausbeutung 
 

[2] Ebenso wird bestraft, wer eine Person unter 
einundzwanzig Jahren zur Aufnahme oder Fort-
setzung der Prostitution oder zu den sonst in 
Satz 1 bezeichneten sexuellen Handlungen 
bringt. 
 

 

§ 233 Menschenhandel zum Zweck der 
           Ausbeutung der Arbeitskraft.  
 

(1) [1] Wer eine andere Person unter Ausnut-
zung einer Zwangslage oder der Hilflosigkeit, 
die mit ihrem Aufenthalt in einem fremden 
Land verbunden ist, in Sklaverei, Leibeigens-
chaft oder Schuldknechtschaft oder zur Auf-
nahme oder Fortsetzung einer Beschäftigung 
bei ihm oder einem Dritten zu Arbeitsbedin-
gungen, die in einem auffälligen Missverhält-
nis zu den Arbeitsbedingungen anderer Arbeit-
nehmerinnen oder Arbeitnehmer stehen, wel-
che die gleiche oder eine vergleichbare Tätig-
keit ausüben, bringt, wird mit Freiheitsstrafe 
von 6 Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. 
 

[2] Ebenso wird bestraft, wer eine Person 
unter einundzwanzig Jahren in Sklaverei, 
Leibeigenschaft oder Schuldknechtschaft oder 
zur Aufnahme oder Fortsetzung einer in Satz 
1 bezeichneten Beschäftigung bringt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2017  
-  

2024 

§ 232. Menschenhandel.  
(1) [1] Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer … 
eine andere Person unter einundzwanzig Jahren anwirbt, befördert, weitergibt, beherbergt 
oder aufnimmt, wenn 1. diese Person ausgebeutet werden soll 

o a) bei der Ausübung der Prostitution oder bei 
der Vornahme sexueller Handlungen an oder 
vor dem Täter oder einer dritten Person oder bei 
der Duldung sexueller Handlungen an sich 
selbst durch den Täter oder eine dritte Person,  
 
 
 
 

o b) durch eine Beschäftigung 
o … 
o [2] Ausbeutung durch eine Beschäftigung 

im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 Buchstabe 
b liegt vor, wenn die Beschäftigung aus 
rücksichtslosem Gewinnstreben zu 
Arbeitsbedingungen erfolgt, die in einem 
auffälligen Missverhältnis zu den 
Arbeitsbedingungen solcher Arbeitnehmer 
stehen, welche der gleichen oder einer 
vergleichbaren Beschäftigung nachgehen 
(ausbeuterische Beschäftigung). 
 

§ 232a. Zwangsprostitution.  
(1) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren wird bestraft, wer eine andere Per-
son unter Ausnutzung ihrer persönlichen oder 
wirtschaftlichen Zwangslage oder ihrer Hilflosig-
keit, die mit dem Aufenthalt in einem fremden 
Land verbunden ist, oder wer eine andere 
Person unter einundzwanzig Jahren 
veranlasst,  

 1. die Prostitution aufzunehmen oder fortzu- 
    setzen oder…  

 

§ 232b. Zwangsarbeit.  
(1) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 
zu zehn Jahren wird bestraft, wer eine andere 
Person unter Ausnutzung ihrer persönlichen 
oder wirtschaftlichen Zwangslage oder ihrer 
Hilflosigkeit, die mit dem Aufenthalt in einem 
fremden Land verbunden ist, oder wer eine 
andere Person unter einundzwanzig Jahren 
veranlasst,  

 1. eine ausbeuterische Beschäftigung (§ 
232 Absatz 1 Satz 2) aufzunehmen oder 
fortzusetzen,  
 

 § 233. Ausbeutung der Arbeitskraft.  
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer … 
eine andere Person unter einundzwanzig 
Jahren ausbeutet  

 1. durch eine Beschäftigung nach § 232 
Absatz 1 Satz 2,  
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Die rechtliche Sonderbehandlung bei 18- bis 21-Jährigen im Bereich der Prostitution setzt – im 
Unterschied zu 21-jährigen und älteren Sexarbeiter*innen – nicht voraus, dass Täter*innen 
 

 ● zum eigenen wirtschaftlichen Vorteil handeln;  
 ● eine Zwangslage ausnutzen; 
 ● eine auslandspezifische Hilflosigkeit ausnutzen; 
 ● Drohungen, Zwang oder Gewaltanwendung einsetzen oder 
 ● die Opfer ausbeuten. 
 

Auch ohne diese Tatmittel liegt ein strafbares Verhalten der als „Täter“ markierten Personen vor. Es 
reicht dazu aus, wenn sie auf Prostituierte (kommunikativ) „einwirken“, sie „dazu bringen“ oder 
„veranlassen“, die Prostitution aufzunehmen, fortzusetzen oder wenn sie andere Personen zum 
Zwecke der Prostitutionsausübung „anwerben, befördern, weiter-geben, beherbergen oder 
aufnehmen“. Ausbeutung kommt hier lediglich als eine von anderen begangene Tat bzw. als eine in 
der Zukunft liegende, möglicherweise eintretende Tat in Betracht. 
 
● Das macht den Unterschied in der Sonderbehandlung der 18- bis 21-jährigen in Beschäftigun-   
gen jenseits der Prostitution aus. Auch dort müssen die oben genannten Tatmittel nicht eingesetzt 
werden. Was hier aber in der Regel vorliegen muss, ist die nachzuweisende Tatsache, dass die Opfer 
in ihrer Beschäftigung ausgebeutet werden – ein Nachweis, den sich das Strafrecht im Falle der 
Prostituierten schenkt.  
  
● Daher kommt es, dass die Zahl der Opfer im Bereich der Prostitution aufgrund der speziellen 
Konstruktion der Sonderregelung für 18- bis 21-Jährige stets höher ausfallen als in anderen 
Bereichen der Beschäftigung. Im Verhältnis zu Umfang und Ausmaß anderer Beschäftigungen sind 
die Zahlen der Opfer von Menschenhandel in Beschäftigung, Arbeitsausbeutung und Zwangsarbeit 
jenseits der Prostitution stets lächerlich gering. 
 
6.11  Anteil der 18- bis 21-Jährigen treibt Opferzahlen in die Höhe 
 
 

Dass die Zahl der mutmaßlicher Opfer so genannter „prostitutionsspezifischer Kriminalität sich zu 
einem erheblichen Teil der Sonderregelung hinsichtlich der 18- bis 21 jährigen Sexarbeiter*innen 
verdankt, zeigt TAB. 05.  
 
● Dort sieht man, dass bis 1992 pro Jahr lediglich 48,6 mutmaßliche Menschenhandels-Opfer erfasst    
   wurden. In dieser Zeit gab es die Sonderregelung im Hinblick auf 18- bis 21-Jährige nur im § 180a  
   („Förderung der Prostitution“).  
 
● Nach der Verschiebung dieser Regelung in den „Menschenhandels“-Paragrafen stieg diese Zahl in  
   den folgenden 13 Jahren geradezu explosionsartig an. Parallel zur absoluten Zahl stieg auch  
   deren relativer Anteil von 27,6 % (1973 - 1992) an allen mutmaßlichen Opfern auf danach 35,5 %  
   (1993 - 2005) und in der Zeit von 2006 - 2016 nochmal auf 39,9 %  an. 
 
Die Sonderregelung für die 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen erwies sich als Booster im Hinblick 
auf die Zahl der öffentlich präsentierten Opfer von „Menschenhandel“. Ohne die Sonderregelung in 
Bezug auf die 18- bis 21-Jährigen wäre der damalige mediale Hype um „Menschenhandel“ gar 
nicht denkbar gewesen.219 

                                                           
219 Dass sich die Menschenhandels-Ideologie zu einem erheblichen Teil der Aufbauschung der Zahl der 
mutmaßlichen Opfer verdankt, verdeutlicht ein Vergleich der Anteile der 18- bis 21-Jährigen in Strafrechts-
paragrafen mit und ohne einer Sonderregelung zu 18- bis 21-Jährigen. So entfielen in der Zeit von 1993 bis 
2024 insgesamt 3.326 Opfer (21,2 %) im Alter von 18- bis 21 Jahre auf 15.669 mutmaßliche Opfer bei 
„Förderung der Prostitution“ (§ 180a StGB).  
Im selben Zeitraum entfielen 3.288 Opfer der Altersgruppe der 18- bis 21-Jährigen (22,9 %) auf insgesamt 
14.334 mutmaßliche Opfer von „Zuhälterei“. Beide Strafrechtsparagrafen hatten in diesem Zeitraum keine 
Sonderregelung für die 18- bis 21-Jährigen.  
Anders bei den „Menschenhandels“-Paragrafen, die eine solche Sonderregelung beinhaltete. Hier kamen in 
dem genannten Zeitraum auf insgesamt 25.809 mutmaßliche Opfer allein 9.057 Opfer (35,1 %) der 
Altersgruppe 18- bis 25 Jahre. Der quantitative Unterschied ist erheblich und verdeutlicht die bedeutende Rolle 
der Sonderregelung für 18- bis 21-Jähre im Hinblick auf die Opferzahlen bei „Rotlicht-Kriminalität“. Diese 
verdanken sich in hohem Maße der rechtlichen Konstruktionen des Strafrechts.  
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● Doch nichts bleibt, wie es war. Ab 2006 begann die absolute Zahl der jährlich ermittelten Opfer 
dieser Altersklasse zu sinken. Seit 2017 lag deren relativer Anteil sogar unter dem der Anfangsphase, 
als der „Menschenhandels“-Paragraf noch gar keine Sonderregelung zu 18- bis 21-Jährigen kannte.  
 
● Diese Entwicklung wird sich absehbar auch in den kommenden Jahren fortsetzen. Sie ist darauf 
zurückzuführen, dass die auf unhaltbaren rechtlichen Konstruktionen gegründete Einstufung 
volljähriger, 18- bis 21-jähriger Sexarbeiter*innen als desorientierte und unmündige „Opfer“ von 
„Rotlicht-Kriminalität“ nicht mehr verfängt.  
 
TABELLE 29: Mutmaßliche Opfer von Menschenhandel (in die Prostitution) / Zwangsprostitution  
                        unter Berücksichtigung der 18- bis 21-jährigen Opfer (1974 - 2024)220 
 

 
 

Nr. 
 
 

Zeitraum 

 
 
 

Dauer 

 

Mutmaßliche Opfer von  
Menschenhandel / Zwangsprostitution 

 

 

davon: 
18 - 21 Jahre 

Gesamt pro Jahr gesamt in % pro Jahr 
 
01 

 

1974 - 1992 
(ohne 18 - 21) 

 

 
19 Jahre 

 
2.466 

 
164,4 

 
680 

 
27,6 % 

 
48,6 

 
02 

 

1993 - 2005 
(mit 18 - 21) 

 

 
13 Jahre 

 
13.793 

 
1.061,0 

 
4.891 

 
35,5 % 

 
326,2 

 
03 

 

2006 - 2016 
(mit 18 - 21) 

 

 
11 Jahre 

 
8.122 

 
738,4 

 
3.242 

 
39,9 % 

 
294,7 

 
04 

 

2017 - 2024 
(mit 18 - 21) 

 

 
8 Jahre 

 
3.894 

 
486,8 

 
924 

 
23,7 % 

 
115,5 

 

Summe: 
 

 

51 Jahre 
 

28.275 
 

534,4 
 

9.737 
 

34,4 
 

190,9 

 
 
6. 12  Unzulässiger Vergleich 18- bis 21-jähriger und älterer Sexarbeiter*innen  
 

 
Für die Behauptung, Prostitution sei eine „gefahrgeneigte Tätigkeit“, spielt der Verweis auf die Zahl 
der Opfer so genannter „prostitutionsspezifischer Kriminalität“, insbesondere aber der Verweis auf die 
Zahl der 18- bis 21-jährigen Opfer eine herausragende Rolle.  
 
So verweist der Evaluationsbericht zum ProstSchG auf das 2022 von Bartsch u. a. veröffentlichte 
Gutachten zu den 2016 neu formulierten „Menschenhandels“-Paragraphen.221 Die auf den Zeitraum 
von 2017 bis 2019 bezogene Analyse dieser Paragrafen habe ergeben: 
 

 „Nur die Hälfte der Opfer sexueller Ausbeutung war zum Zeitpunkt der Tat 21 Jahre oder 
 älter (50 % n = 212).“222 
 

● Für eine strafrechtliche Analyse mag es bedeutsam sein, dass im Umkehrschluss die Hälfte der 
Opfer „sexueller Ausbeutung“ jünger als 21 Jahre waren, für die Einschätzung des ProstSchG ist die 
Zahl der minderjährigen Opfer jedoch irrelevant, weil ihnen die Ausübung der Prostitution untersagt ist 
und sie deshalb nicht in den Regelungsbereich des ProstSchG fallen. Die Minderjährigen-Problema-
tik mag eine Frage der Jugend- und Familienpolitik sein, nicht aber eine Frage, die die rechtliche 

                                                           
220 Nach Zahlenangaben des BKA in der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS), vgl.: 

https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/pks_node.ht

ml; berücksichtigte Strafrechtsparagrafen: 1974 - 1992: § 181 StGB („Menschenhandel“); 1993 - 2005: § 180b 

StGB („Menschenhandel“), § 181 StGB („Schwerer Menschenhandel“); 2006 - 2016: § 232 StGB („Menschen-

handel zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung“), § 233a StGB („Förderung des Menschenhandels“); 2017 - 

2024: § 232 Satz 1, 1a („Menschenhandel“ in die Prostitution); § 232a StGB („Zwangsprostitution“), § 233a 

StGB 1, Nr. 1 („Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung“ in der Prostitution) 
221 Bartsch et. al. (2022), S. 68 
222 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 40 
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Regelung der Berufsausübung der Prostitution berührt. Für letzteres ist lediglich der Anteil der 
volljährigen 18- bis 21-jährigen Sexarbeiterinnen unter den strafrechtlichen Opfern von Interesse. 
 
● Aus der Bartsch-Studie von 2022 ergab sich ein 29,2-%-Anteil der 18- bis 21-jährigen Opfer. Auf 
den ersten Blick scheint dieser Anteil die These zu bestätigen, dass die Altersgruppe der 18- bis 21-
jährigen als „besonders schutzbedürftig“ einzustufen ist. Denn in Anbetracht eines Anteils dieser 
Altersgruppe an der Zahl aller registrierten Sexarbeiter*innen in Höhe von rund 5 % erscheint ein 30-
%-Anteil an den Opfern von „Menschenhandel / Zwangsprostitution“ auf eine überproportionale 
Belastung hinzudeuten. 
 
● Unterschlagen wird bei einer solchen Betrachtung jedoch, dass sich die auf den ersten Blick hoch 
anmutende Größenordnung der besonderen Konstruktion der Strafrechtsparagrafen zu 
„Menschenhandel / Zwangsprostitution“ verdankt. Denn die dort vorliegenden besonderen 
Regelungen zu 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen besagen, dass bei ihnen weder eine Nötigung 
(d. h. Drohung, Zwang und Gewalt) noch die Ausnutzung von auslandsspezifischer Hilflosigkeit oder 
wirtschaftlicher bzw. persönlicher Zwangslagen gegeben sein muss, um als „Opfer“ bzw. „Täter*innen“ 
dieser Delikten eingestuft zu werden. Genau das aber gilt für 21-jährige und ältere Sexarbeiter*innen 
im Unterschied zu den 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen gerade nicht. 
 
● Vor diesem Hintergrund verbietet sich jeglicher Vergleich der Zahl 18- bis 21- jähriger und über 21-
jähriger Sexarbeiter*innen, der den Unterschied in der rechtlichen Behandlung beider Alters-
gruppen unerwähnt lässt. Ein solches Verfahren grenzt an Manipulation und verlässt den Boden 
seriöser Wissenschaft.223 
 
6.13  Grundannahmen des Brettel-Gutachtens224 
 
 

Der Gesetzgeber – und ihm folgend auch Prof. Brettel – begegnet Sexarbeiterinnen der Altersgruppe 
der 18- bis 21-Jährigen mit dem Generalverdacht, sie könnten sich in diesem Alter möglicherweise 
den Verlockung der Prostitution aufgrund mangelnder Einsichtsfähigkeit und mangelnder Wider-
standsfähigkeit nicht wirklich erwehren. Daher – so die Schlussfolgerung – seien sie „besonders 
schutzbedürftig“. 
 
● Dass diese Grundannahme vorurteilsbehaftet ist, liegt schon darin begründet, dass sie aus-
schließlich defizit-orientiert ist und sich als Generalverdacht unterschiedslos auf alle Angehörigen der 
Altersgruppe der 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen bezieht. 
 
● Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass Brettels Gutachten den Diskurs vom (sexuellen) 
Selbstbestimmungsrecht hin zur „Selbstbestimmungs(un)fähigkeit“225 verschiebt. Sein erklärtes 
Ziel ist es, in § 5 ProstSchG einen neuen Versagungsgrund bezüglich der Teilnahme an der 
Prostitutionsausübung aufzunehmen: 
 

 „Fehlt es an der Fähigkeit zur Selbstbestimmung, kommt eine Teilnahme an der Prostitution    
                  nicht in Betracht.“226 
 

● Der Begriff der Selbstbestimmungs(un)fähigkeit wird von Brettel „im Rahmen einer Reifeentwick-
lung“ diskutiert, die alle Menschen zu durchlaufen haben. Der mit der Geburt beginnende Reife-

                                                           
223 Unerwähnt lässt der Evaluationsbericht zum ProstSchG zudem, „dass die Ergebnisse der Studie (von 2020 
DC)) nicht repräsentativ für die Gesamtheit der Verfahren zum Menschenhandel“ waren. (vgl. Bartsch-
Gutachten 2020, S. 51) Das hinderte deren Autoren jedoch nicht daran, die Ergebnisse schwuppdiwupp auf den 
gesamten „Ausbeutungsbereich“ der „sexuellen Ausbeutung“ zu beziehen: „Jede*r zweite Geschädigte in 
diesem Ausbeutungsbereich gehörte demnach der Gruppe der besonders schutzwürdigen Personen, bei denen 
das Vorhandensein einer Schwächesituation unwiderleglich vermutet wird, an.“ (Barsch, 2020, S. 68). Zur 
Vollständigkeit sei daran erinnert: Die absolute Zahl der durch Menschenhandel / Zwangsprostitution 
geschädigten Sexarbeiter*innen im Alter von 18- bis 21 Jahren betrug in der Bartsch-Studie von 2020 für den 
Zeitraum von drei Jahren (2017 - 2019) insgesamt 62 Personen, d. h. rund 21 Personen pro Jahr. Für 2019 
zählte das Statistische Bundesamt allein 40.000 registrierte Sexarbeiter*innen. Das entspricht einem Anteil von 
0,05 % und liegt im absoluten Promillebereich. 
224 Brettel (2025)  
225 vgl. Brettel (2025), S. 79 
226 vgl. Brettel (2025), S. 77 



89 
 

prozess komme an einem von Brettel nicht näher bestimmten Zeitpunkt zum Abschluss, Er weiß 
lediglich: 18- bis 21-Jährige befinden sich in einer „Übergangsphase“, in der der Reifeprozess noch 
nicht abgeschlossen sei.227 Obwohl der Reifeprozess keinen festen, an Altersgrenzen gebundenen 
Zäsuren folge228, vermag Brettel sich nicht von der Vorstellung zu lösen, dass sich Personen im Alter 
von 18 bis 21 Jahren grundsätzlich unterscheiden von „Personen, „die das 21. Lebensjahr bereits 
vollendet haben.“ 229  
 
● Vor Abschluss des Reifeprozesses bestehe auf alle Fälle ein „besonderer Schutz- und Fürsorge-
bedarf“.230 Dies betreffe insbesondere die heranwachsenden 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen, 
bei denen das Vorhandensein hinreichenden „Einsichtsfähigkeit“ und „realitätsadäquater Entschei-
dungen“ für Brettel mehr als fraglich sei. 
 

 „Ein besonderes Schutzbedürfnis ergibt sich auch daraus, dass sich Menschen bei 
 Sexualkontakten (in der Regel) unter Ausschluss Dritter sehr nahekommen. In direkten 
 Begegnungen werden Verhaltensregeln und -grenzen ausgehandelt, wobei es auf die 
 Definitionsmacht und damit das psychische Funktionsniveau der Beteiligten ankommt. 
 Schon kleine Asymmetrien haben große Auswirkungen…  
 Zudem steht die Reifeentwicklung im Bereich der Sexualität vor besonderen Heraus-
 forderungen: So hängen soziale Lernprozesse vor allem von der Möglichkeit ab, 
 Erfahrungen mit Handlungsfolgen im sozialen Miteinander (und sei es über das Modell bzw. 
 Vorbild anderer) zu sammeln. Entwicklungen finden in Lern- und Erprobungsfeldern statt, 
 sodass ein fehlender Zugang dazu sich als Entwicklungshindernis auswirkt. Die Lern- und 
 Erprobungsfelder für die Sexualität aber werden im Reifeprozess vergleichsweise spät 
 zugänglich. Auch ist Sexualität generell ein – schon über die Intimität – abgeschirmter 
 Bereich, in dem für die kommerzialisierte Sexualität noch zusätzliche Zugangsbarrieren 
 bestehen. Deshalb steht der Reifevorgang im Bereich der Sexualität vor besonderen 
 Herausforderungen, die noch größer werden, wenn es um sexuelle Handlungen gegen 
 Entgelt geht. Darauf bezogen ist es in der Entwicklungsphase kaum möglich, realis-
 tische Vorstellungen im Hinblick auf die maßgeblichen Aspekte zu entwickeln.“231 
 

● Brettels Blick auf die defizitären Heranwachsenden orientiert sich am Maßstab der nicht 
unproblematischen Kunstfigur des „reifen sowie psychisch gesunden Erwachsenen“232, dessen 
Reifeentwicklung im Unterschied zu den 18- bis 21-Jährigen angeblich abgeschlossen sein soll. Die 
Beeinträchtigung der Selbstbestimmungsfähigkeit der Heranwachsenden hingegen legitimiere deren 
Überprüfung, die sich konsequenterweise als Suche nach „Defiziten“ gestalten soll.233    
 
6.14  Gehirnwäsche als Mittel zum Zweck 
 
 

Das ausdrückliche Ziel des von Brettel den 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen in Aussicht 
gestellten „qualifizierten Aufklärungsgesprächs“ besteht darin, dass Sexarbeiter*innen die offizielle 
Sicht auf Prostitution übernehmen und sie fortan als eine „gefahrgeneigte Tätigkeit“ anerkennen. 
Andernfalls riskieren Sie, dass ihre Einsichtsfähigkeit infrage gestellt, ihre Beratungsintervalle noch 
weiter verkürzt oder ihnen die Ausübung ihrer Berufstätigkeit untersagt wird:   
 

 „Insbesondere müssen sie in die Lage versetzt werden, Prostitution als gefahrgeneigte 
 Tätigkeit einzuordnen, die damit verbundenen Risiken richtig einzuschätzen und den 
 Gefahren  einer Ausbeutung bzw. Ausnutzung von Naivität, von Täuschungen oder einer 
 Fremdbestimmung zu begegnen.“234 

                                                           
227 vgl. Brettel (2025), S. 80/81 
228 vgl. Brettel (2025), S. 36 
229 vgl. Brettel (2025), S. 80 
230 vgl. Brettel (2025), S, 36 
231 vgl. Brettel (2025), S. 82 
232 vgl. Brettel (2025), S. 76, 91 
233 „Auch im Zusammenhang mit der Abgabe von Cannabis durch Anbauvereinigungen weist der Gesetzgeber 
zum Beispiel ausdrücklich darauf hin, dass die Gehirnentwicklung bei Heranwachsenden noch nicht vollständig 
abgeschlossen ist.“ (vgl. Brettel (2025), S. 81) „Solche Defizite sind – im Rahmen einer anlassspezifischen 
Gesamtbetrachtung – im Einzelfall konkret festzustellen.“ (S. 78) Die Überarbeitung des ProstSchG erfordere 
die „Erfassung von Hinweisen auf einen unabgeschlossenen Reifeprozesses“ (S. 90), d. h. von „Fähigkeits-
defiziten“. (S. 92) 
234 vgl. Brettel (2025), S. 85 
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● Von 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen die 1:1-Übernahme des offiziellen Weltbilds zu verlangen, 
wonach Sexarbeit in der Prostitution per se eine durch und durch gefährliche Angelegenheit sei, 
kommt einer als Prüfung der persönlichen Reife getarnten und zynischer Weise als „Aufklärung“ 
bezeichneten Gehirnwäsche gleich.  
 
● Ein derartiges Verfahren ist ein Ticket für abolitionistische Organisationen, um in die Zwangs-
beratungen im Anmeldeprozess von Sexarbeiter*innen einzusteigen in der trügerischen Hoffnung, auf 
diese Weise die bislang wenig erfreulichen Ausstiegsquoten aus der Prostitution doch noch einmal in 
die Höhe treiben zu können. 
 
6.15  Rückgriff auf Neurowissenschaften  
 

Die Ausführungen zur Reifeentwicklung und der darauf basierten (mangelnden) „Einsichtsfähigkeit“ 
versucht Brettel auf einige allgemeine Befunde der Hirnforschung zu stützen. Allerdings vermitteln sie 
den Eindruck, als hätte sie der Autor nicht wirklich durchdrungen: 
 

 Die Fähigkeit zur Selbstbestimmung gründe „auf der „Normalfunktion“ hirnphysiolo-
 gischer Vorgänge, die es Menschen ermöglicht, relevante Aspekte (wie Situationen oder 
 die Konsequenzen ihres Verhaltens) zu erkennen und zu bewerten.“235 Gerade in der 
 Adoleszenz „unterliegt das Gehirn – im Rahmen einer asynchronen Entwicklung von 
 subkortikalen und kortikalen Regionen – einer umfassenden Reorganisation. Die früher 
 ausreifenden subkortikalen Strukturen (wie das limbische System und das Belohnungs-
 system) fördern emotionale Reaktionen und die Suche nach unmittelbarer Bedürfnis-
 befriedigung. Diese Entwicklung wird erst spät durch den präfrontalen Kortex moderiert, 
 der für eine kognitive Kontrolle und das langfristige Denken zuständig ist.“236Die „Fähigkeit 
 zur Modulation von Stimmungen“ erfolge „im Rahmen der Hirnentwicklung erst im frühen 
 Erwachsenenalter“237 Dass bei Heranwachsenden der „Prozess der Reifeentwicklung noch 
 nicht abgeschlossen“ sein müsse, habe den Befund zur Grundlage, „dass sich über das 18. 
 Lebensjahr hinaus insbesondere noch das Gehirnareal (die „kortikale Region“), das für 
 das Zusammenspiel von kognitiven und emotionalen Prozessen zuständig ist, in der 
 Entwicklung befinden kann…“238  
 

● Brettel muss einräumen, dass die Frage der Dauer des Reifeprozesses des Menschen ungeklärt 
sei und auch seine eigenen Erkenntnisse diesbezüglich beschränkt seien. Er selbst sei auftrags-
gemäß jedoch nicht damit befasst gewesen, sich um Tatsachen zu kümmern: 
 

 „Auch sind im Zusammenhang mit der Reifeentwicklung eine Reihe von Tatsachen 
 ungeklärt. Offen ist beispielsweise, wie lange der Prozess dauert, der als Reifeprozess 
 angesehen wird. Klärungen dazu sind allerdings (ebenso wie andere Tatsachenfest-
 stellungen) nicht Gegenstand dieses Gutachtens, das sich vielmehr auf den Rechts-
 begriff der Freiwilligkeit beschränkt.“ (36) In diesem Zusammenhang erwähnt er auch, 
 „dass der  rechtliche Begriff der Freiwilligkeit auf tatsachenunabhängigen Wertungen 
 beruht“239 
 
6.16  Neurowissenschaften und rechtliche Altersgrenzen 
 
 

● Dass die Bezugnahme Brettels auf Erkenntnisse die Hirnforschung nachträglich und 
substanzielletwas zur Legitimation der rechtlichen Sonderbehandlung 18- bis 21-jähriger 
Sexarbeiter*innen hergibt, darf bezweifelt werden. Dass sich mit Rückgriff auf neurobiologische 
Faktoren das Verhalten von Menschen, wie z. B. deren Risikoverhalten, prognostizieren lasse, wird 
mit Verweis auf fehlende Langzeitstudien und repräsentative Stichproben jedenfalls widersprochen.240 
In einer Befassung mit dem niederländischen Jugendstrafrecht setzte sich der Philosoph und 
Psychologe Stephan Schleim kritisch mit der Vorstellung „unreifes Gehirn = unreife Persönlichkeit 
= geringere Verantwortung vor dem Recht“ (bei Täter*innen) auseinander und kam dabei zu dem 
Schluss: 
                                                           
235 vgl. Brettel (2025), S. 29 
236 vgl. Brettel (2025), S. 34/35 
237 vgl. Brettel (2025), S. 35 
238 vgl. Brettel (2025), S. 81 
239 vgl. Brettel (2025), S. 70 
240 vgl. Schleim (2008)  
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 „Die Gehirnentwicklung vollzieht sich individuell unterschiedlich und gemäß einem 
 Kontinuum, nicht stufenmäßig, wie das Strafrecht es beschreibt. Insofern ist es illusorisch, 
 eine klare Entsprechung unserer Normen im Gehirn zu finden. Das gilt übrigens auch für die 
 (seit über 170 Jahren sehr erfolglose) Suche nach neuronalen Entsprechungen psychiatri-
 scher Störungskategorien, seien es Aufmerksamkeits- oder Angststörungen, Autismus oder 
 Depressionen…“241  
 
Für Schleim hat Verhaltenswissen allemal Vorrang vor einer Fetischisierung der Neurowissenschaf-
ten. Was er über Jugendliche schreibt, lässt sich auch auf Heranwachsende übertragen: 
 

 „Aufgrund des Verhaltens von Jugendlichen wissen wir schon mehr als genug, um eine 
 andere (straf-)rechtliche Behandlung zu rechtfertigen. Und wenn diese Verhaltens-
 beobachtungen deutlich genug sind, ist es völlig egal, wie die Gehirne von Jugendlichen 
 aussehen. Es wäre allenfalls ein Problem für die Hirnforscher, wenn sie diese deutlichen 
 Verhaltensunterschiede nicht erklären könnten, nicht aber für den Gesetzgeber. Verboten 
 sind ja nicht bestimmte Gehirnprozesse, sondern nur bestimmte Taten.“242 
 

● Die von Brettel auf die Hirnentwicklung zurückgeführte Prozess der Reifeentwicklung manifestiert 
sich für ihn in drei Dimensionen der „persönlichen Reife“: (1) die „sittliche Reife“243, (2) die 
„psychosexuelle Reife“244 und (3) die „geistige Reife“. Dass Brettel in diesem Zusammenhang völlig 
unbefangen und unreflektiert an den vor mehr als 70 Jahren ins Jugendgerichtsgesetz (JGG) 
eingeführten Begriff der „sittlichen Reife“ anknüpft, zeigt die problematische Faszination, die die 
frühen 50er Jahre auf den Autor offenbar ausüben.245 
 
 

6.17  Gescheiterter Versuch einer empirischen Ehrenrettung Brettels 
 
 

Um das auf jeden Tatsachenbezug verzichtende, blutleere Begleitgutachten Brettels schon einmal 
präventiv aus der Schusslinie zu nehmen, hat der Evaluationsbericht dessen Empfehlungen „auf den 
Prüfstand gestellt“.246 Zu diesem Zweck hat man aus der Prostituierten-Stichprobe zwei Befragungs-
gruppen gebildet und einander gegenübergestellt: die Gruppe der über 21-Jährigen (n = max. 
2.156)247 und die Gruppe der 18 bis 21-Jährigen und dabei die jeweiligen Prozentangaben der 
Antworten auf selbstbestimmungsrelevante Fragen miteinander verglichen. Die Ergebnisse sind in 
TAB. 30 zusammengefasst. 
 
Die Ergebnisse der Gegenüberstellung zeigen nach Ansicht der Evaluateure,  
 

 „dass die hier befragten heranwachsenden Prostituierten in allen relevanten Bereichen 
 jedenfalls etwas schlechter abschneiden als die erwachsenen Prostituierten“.248 Daher sei 
 es erforderlich, „das Anmeldeverfahren künftig stärker auf die Bedürfnisse von Heranwach- 
 senden auszurichten.“249 Allerdings räumte man mit Verweis auf die sehr unterschiedliche 
 Größe der beiden miteinander verglichenen Gruppen einschränkend ein: „Die erzielten 
 empirischen Erkenntnisse könnten die gegebene Empfehlung … alleine nicht tragen.“250 
 Zugleich antwortete man auf die sich selbst gestellte Frage, „ob die in dem Gutachten von 
 Brettel erzielten Erkenntnisse“ trotzdem „in Frage gestellt werden könnten“: „Das ist nicht der  
 Fall.“251 
 

                                                           
241 vgl. Schleim (2020)  
242 ebenda 
243 vgl. Brettel, S. 34, 36, 77 
244 vgl. Brettel, S. 79 
245 So verweist Brettel allen Ernstes u. a. auf die „Marburger Richtlinien“ von 1954 als Orientierungshilfe für 
eine Reifebeurteilung. Denn: „…verbindliche Maßgaben mit allgemeiner Geltung zur Reifebeurteilung stehen 
nicht zur Verfügung“. (vgl. Brettel, S. 37) 
246 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 529 ff. 
247 Die Prostituierten-Stichprobe des Evaluationsberichts mit n = 2.350 enthielt 137 Minderjährige und 57 
Befragte aus der Altersgruppe der Heranwachsenden. 
248 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 548 
249 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 547/48 
250 ebenda 
251 ebenda 
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Man merkt an diesem Eiertanz, dass hier etwas nicht stimmt. Doch bekanntlich hackt eine Krähe der 
anderen kein Auge aus. 
 

● Natürlich ist die extrem unterschiedliche Größe der miteinander verglichenen Altersgruppen 
ein Problem. Um eine 10-%-Änderung eines jeweiligen Werts zu erreichen, bedarf es bei den 18- bis 
21-jährigen Sexarbeiter*innen lediglich fünf anderer Antworten, bei den 21-jährigen und älteren 
Sexarbeiter*innen hingegen bedarf es für eine gleich große Veränderung der Prozentangabe mehr als 
210 andersgelagerte Antworten. Verlässliche Angaben liefert der Vergleich also nicht.  
 
TABELLE 30: Vergleich der Gruppe der 18- bis unter 21-jährigen mit der Gruppe der über 21-jährigen  
                      Befragten der Prostitutionsstichprobe im Abschlussbericht zur Evaluation des ProstSchG  
                      (Ausgewählte Items)252 
 

 
 

Nr. 

 

Evalua
tions- 

Bericht 

 
 

Item 

 

Befragte Sexarbeiter*innen 
 

21 Jahre u. älter 18 - 20 Jahre 
Wert n Wert n 

01 S. 531 Fühle mich bei Prostitutionstätigkeit (eher) wohl 72,0 % 2.149 50,9 % 53 
02 S. 531 Arbeitsbedingungen eher schlecht bis sehr schlecht 7,7 % 2.149 19,2 % 52 
03 S. 532 (Sehr) schlechter Gesundheitszustand (körperlich) 3,0 % k. A. 16,0 % 50 
04 S. 532 (Sehr) schlechter Gesundheitszustand (psychisch) 6,9 % k. A.  22,6 % 50 
05 S. 532 Habe keine Krankenversicherung. 14,8 % 2.152 27,7 % 55 

  Rechtswissen     
06 S. 533 Einkünfte aus Prostitution werden besteuert.  92,7 % 2.173 78,6 % 56 
07 S. 533 In Deutschland braucht man grundsätzlich eine KV 90,8 % 2.165 82,0 % 50 
08 S. 533 Bei GV in Prost. muss man ein Kondom verwenden. 94,3 % 2.176 80,4 % 56 
09 S. 533 Nur Prostituierte bestimmen Leistung in Prostitution 92,9 % 2.176 87,3 % 55 
10 S. 535 Weiß, wo ich mir Hilfe holen kann. 70,8 % 1.985 52,8 % 43 
11 S. 535 Ich brauche Unterstützung von Beratungsstelle. 64,4 % 1.984 57,8 % 45 
12 S. 538 Benötige verdientes Geld auch für Suchtmittel. k. A. k. A. 19,6 % 51 
13 S. 538 Kann nicht sagen, wie ich in Prost. gekommen bin. 13,9 % 2.794 12,5 % 40 

  Sexuelle Selbstbestimmung     
14 S. 541 Einstieg: Eindruck, ich wurde in Prost. gezwungen. 3,3 % 1.847 10,8 % 46 
15 S. 541 Einstieg: Mir ist mit Gewalt gedroht worden. 2,7 % 1.924 7,6 % 53 
16 S. 541 Einstieg: Mir ist gedroht worden. 3,0 % 1.876 6,3 % 48 
17 S. 541 Fortführung: Eindruck, ich bin in Prost. Gezwungen. 1,0 % 1.862 8,5 % 47 
18 S. 541 Fortführung: Mir ist mit Gewalt gedroht worden. 1,5 % 1.912 7,6 % 53 
19 S. 541 Fortführung: Bin getäuscht worden. 2,6 % 1.904 11,8 % 51 
20 S. 543 Ich entscheide selbst über meine Leistung. 92,9 % 2.146 71,7 % 46 
21 S. 543 Ich verhandele mit Kunden über den Preis. 86,4 % 2.093 76,0 % 46 
22 S. 543 Ich lehne Kunden ab, wenn ich sie nicht mag. 79,9 % 2.109 70,9 % 55 
23 S. 543 Treffen mit Kunden kann abgebrochen werden. 89,1 % 2.097 70,0 % 50 

  Physisches Gesundheitsbewusstsein:     
24 S. 546 Gesundheit ist mir wichtig. 95,9 % 2.104 85,1 % 47 
25 S. 546 Ich kann selbst was tun, um gesund zu bleiben. 92,1 % 2.087 77,4 % 53 
26 S. 546 Ich achte auf meine Gesundheit. 87,4 % 2.124 64,6 % 48 

  Situatives Gesundheitsbewusstsein:     
27 S. 546 Ich arbeite an Orten, an denen ich sicher bin. 86,6 % 2.101 62,7 % 51 
28 S. 546 Sicherheit ist mir wichtig. 94,5 % 2.107 80,8 % 52 
29 S. 547 Ich benutze immer ein Kondom. 88,0 % 1.764 70,6 % 51 

 
● Dass aber die Differenzen in der Größenordnung der jeweiligen Prozentangaben ausschließlich 
etwas mit der Zugehörigkeit der Sexarbeiter*innen zu unterschiedlichen Altersgruppen zu tun haben, 
wie die Evaluation unterstellt, ist mit dem Blick auf die unterschiedliche Zusammensetzung der 
beiden verglichenen Altersgruppen höchst unwahrscheinlich. 
 
 
 
 

                                                           
252 Hinweise entnommen aus Abschlussbericht zur Evaluation des ProstSchG, S. 529 - 548 
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TABELLE 31: Vergleich der Stichproben-Eigenschaften bei der Gruppe der 18- bis 21-jährigen und  
                        der Gruppe der 21-jährigen und älteren Sexarbeiter*innen 
 

 
 
 

Stichproben-Eigenschaft 

 

21 Jahre und älter 
(n = max. 2.156) 

 

 

18-  bis 21 Jahre 
(n = max. 57) 

Seite % n Seite % n 
Anteil Miganten*innen S. 120 55,4 % n = 2.350 S. 529 77,2 % n = 57 
kein schul./ berufl. Abschluss S. 125 9 % n = 2.350 S. 530 19,6 % n = 51 
Geschlecht männlich S. 120 7,4 % n = 2.350 S. 530 9,1 % n = 57 
Geschlecht trans* S. 120 4,9 % n = 2.350 S. 530 5,4 % n = 57 
Drogenkonsum S. 536 12,6 % n = 1. 891 S. 536 19,6 % n = 51 

 
● Wie TAB. 31 verdeutlicht, dürfte das unterschiedliche Antwortverhalten in beiden Altersgruppen 
mehr mit der unterschiedlichen nationalen Zusammensetzung beider Gruppen, mehr mit ihrem 
unterschiedlichen Bildungsgrad, ihrer unterschiedlichen Geschlechter-zusammensetzung und auch 
dem unterschiedlich ausgeprägten Einfluss des Faktors Drogenkonsum zu tun haben. Denn über-
durchschnittlich mehr Migranten*innen und eine geringere schulische und berufliche Bildung sowie 
mehr männliche bzw. trans*Personen in der Gruppe der jüngeren Sexarbeiter*innen lassen zusam-
men mit einem höheren Drogenkonsum die Antworten – ganz unabhängig von der Altersgruppen-
Zugehörigkeit – von vornherein problematischer ausfallen. 
 
● Die Aussage, „dass die hier befragten heranwachsenden Prostituierten in allen relevanten 
Bereichen jedenfalls etwas schlechter abschneiden als die erwachsenen Prostituierten“,253 ist daher 
alles, nur kein Beleg für die Grundannahmen und Schlussfolgerungen des Gutachtens von Brettel. 
Der Abschlussbericht der ProstSchG-Evaluation versucht, mit billigen Ausflüchten darüber 
hinwegzutäuschen, was aber nicht verfängt. Diese Vorgehensweise ist grenzwertig. 
 
6.18  Abschließende Bewertung des Brettel-Gutachtens 
 
Das Gutachten Brettels und die darauf basierenden Empfehlungen zur Reform des ProstSchG 
markieren einen weiteren Tiefpunkt hinsichtlich der diskriminierenden Sonderbehandlung 18- bis 
21-jähriger Sexarbeiter*innen:  
 
● Täter-Opfer-Umkehr: Während gemäß § 105 Jugendgerichtsgesetz lediglich Jugendliche bzw. 
Heranwachsende in ihrer Eigenschaft als Täter*innen zum Objekt einer Überprüfung ihrer 
persönlichen Reife werden, sind es im Falle der 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen plötzlich die 
potenziellen Opfer einer möglicherweise in der Zukunft sich ereignenden Straftat, die sich einer 
demütigenden Reifeprüfung unterziehen müssen. Das verkehrt dir ursprüngliche Gesetzesabsicht des 
JGG in ihr genaues Gegenteil. Es handelt sich dabei um eine rechtliche Ungleichbehandlung, die vor 
allem Frauen und insbesondere Sexarbeiter*innen trifft.  
 
● Überprüfung aller statt nur der Täter*innen: Beim JGG werden lediglich die Täter*innen unter 
den 18- bis 21-jährigen Heranwachsenden auf ihre persönliche Reife hin überprüft. Und dabei geht es 
nur um solche Täter*innen, bei denen das Gericht dies für erforderlich hält. Im Falle von Sexarbeit 
hingegen sollen - wenn es nach den Empfehlungen von Brettel geht – sich künftig alle 18- bis 21-
Jährigen obligatorisch dieser Prüfung unterziehen müssen, unabhängig davon, ob sie jemals 
Täter*innen oder Opfer gewesen sind oder sein werden. Eine solche stigmatisierende Praxis gäbe es 
damit bei keiner anderen Berufsgruppe außer bei Sexarbeiter*innen in der Prostitution. 
 
● Generalverdacht statt konkrete Taten maßgeblich: Unter dem Jugendgerichtsgesetz (JGG) geht 
es um die Beurteilung der Schuldfähigkeit 18- bis 21-jähriger Täter*innen. Bei Sexarbeiter*innen 
hingegen geht es um die Beurteilung der auf einem Generalverdacht beruhenden, angeblichen 
„Widerstandsunfähigkeit“ gegenüber möglichen Übergriffen im Prostitutions-Kontext.254 
 

                                                           
253 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 548 
254 „Dem liegt die Annahme zugrunde, dass unter 21-Jährige im Fall einer Veranlassung i. S. d. § 232a StGB nicht 
dazu in der Lage sind, die Tragweite und Bedeutung ihrer Entscheidung für sexuelle Handlungen einzusehen und 
nach dieser Einsicht zu handeln.“ (zit. nach Brettel-Gutachten, S. 80) 
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● Beweislastumkehr: Im Rahmen des JGG muss das Gericht dem gesetzlichen Auftrag einer 
Prüfung der persönlichen Reife im Sinne der geforderten Einzelfallprüfung nachkommen. Dabei liegt 
die Beweislast auf Seiten des Gerichts. Nicht so im Falle der 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen. 
Im Unterschied zur Situation vor dem Jugendgericht sind 18- bis 21-jährige Sexarbeiter*innen mit dem 
Generalverdacht konfrontiert, grundsätzlich außerstande zu sein, sich den (unterstellten) Gefahren 
der Prostitution angemessen erwehren zu können. In diesem speziellen Kontext liegt die Beweislast  
ganz auf ihrer Seite, deutlich zu machen, dass sie angemessen zu urteilen und zu handeln in der 
Lage sind. Andernfalls kann ihnen ihre Berufsausübung durch Verkürzung der Beratungsintervalle 
erschwert oder aber ganz untersagt werden. 
 
● Entscheidungsgrundlage: Kann man sich bei heranwachsenden Täter*innen im Kontext des JGG 
auf aktenkundige Taten und konkrete Tatmotivationen als Grundlage für eine Prüfung der 
persönlichen Reife stützen, so erfolgt die Überprüfung der persönlichen Reife 18- bis 21-jähriger 
Sexarbeiter*innen allein auf der Grundlage vermuteter Einsichtsfähigkeit und auf Basis von Prognosen 
zukünftiger Gefährdung. Im Falle von JGG-Verfahren befassen sich Richter bzw. auf Anordnung von 
ihnen beauftragte Sachverständige mit der Überprüfung der Reifeentwicklung. Im Falle des 
Anmeldeverfahrens zur Ausübung der Prostitution sollen damit Sachbearbeiter und Verwaltungs-
angestellte beauftragt werden, ohne dass eine einschlägige Kompetenz zwingend vorausgesetzt 
werden darf.    
 
● Schutz besonders sensibler Daten: Während es im JGG-Verfahren um schützenswerte 
personenbezogene Daten geht, handelt es sich im Anmeldeverfahren für Prostitutionstätigkeit um 
besonders sensible Daten zum Sexualleben bzw. der sexuellen Orientierung, die gemäß Art. 9 
DSGVO einem besonderen Schutz unterliegen. Dieser Schutz wird im Rahmen einer obligatorischen 
Überprüfung der „psychosexuellen Reife“255 ausgehebelt.  
 
Man kann die von Brettel vorgelegten Empfehlungen zur Reform des ProstSchG mit Fug und Recht 
als systematische Perversion der ursprünglich progressiv motivierten rechtlichen Sonderbehandlung 
Heranwachsender im Jugendgerichtsgesetz (JGG) bezeichnen. Brettels Empfehlungen zielen auf eine 
Psychiatrisierung im Umgang mit jungen Sexarbeiter*innen. Sie bedeuten massive Eingriffe in die 
Persönlichkeitsrechte der davon betroffenen Sexarbeiter*innen, der weder erforderlich, noch 
verhältnismäßig, noch zu ihrem Schutz geeignet ist und daher als eindeutig verfassungswidrig zu 
bezeichnen ist. 
 
6.19  Von Cesare Lombroso zu Hauke Brettel    

● Die Faszination, die für Brettel im Zusammenhang der Frage nach der Freiwilligkeit in der 
Prostitution ganz offensichtlich von der Hirnforschung ausgeht, erweist sich als irritierend. Sie 
erinnert an die angestrengten Bemühungen eines Cesare Lombroso, der 1894 in seinem Buch „Das 
Weib als Verbrecherin und Prostituierte“ 256 die als Prostituierte tätige Frau gestützt auf „anthropo-
metrische“ Vermessungen ihres Gehirns als „geborene Verbrecherin“ einstufte. 
 
● Während die Hirnforschung Ende des 19. Jahrhunderts zur Legitimation der Kriminalisierung von 
Prostituierten diente, begnügt sich Brettel unter Rückgriff auf Ergebnisse der gegenwärtigen 
Hirnforschung mit der Behauptung einer besonderen Dämlichkeit heranwachsender Sex-
arbeiter*innen, die sich deshalb zukünftig einer obligatorischen Überprüfung ihrer „psychosexuelle 
Reife“ unterziehen sollen. Im Zweifel sollte bei ihnen dann das Intervall ihrer Zwangsberatungen 
entweder verkürzt oder die Ausübung der Prostitutionstätigkeit gleich ganz untersagt werden können. 
Welch ein bedeutender Fortschritt gegenüber Cesare Lombroso! 
 
 
 

                                                           
255 „Auch ist das qualifizierte Aufklärungsgespräch dafür zu nutzen, eventuell vorliegende Anhaltspunkte für 
einen unabgeschlossenen Reifeprozess zu erfassen. Dazu sind Screening-Fragen zur allgemeinen Lebens-
gestaltung, aber auch zur psychosexuellen Reife und zur materiellen Orientierung zu stellen.“ (Brettel, S. 85) 
256 Vgl. Cesare Lombroso, G. Ferrero, 1894, Das Weib als Verbrecherin und Prostituirte. Anthropologische 

Studien gegründet auf eine Darstellung der Biologie und Psychologie des normalen Weibes, 3. Kapitel: Das 

Gehirn, S. 321 ff, siehe:  https://digital.staatsbibliothek-

berlin.de/werkansicht?PPN=PPN1826585524&PHYSID=PHYS_0591&DMDID=DMDLOG_0030 
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6.20  Handlungsoptionen der Bundesregierung 
 

● In Anbetracht des relativ geringen Anteils Heranwachsender in der Prostitution hierzulande, der 
bestenfalls bei 5 % liegen dürfte, stellt sich Frage nach dem Sinn des Aufwands, der im Rahmen 
der Evaluation des ProstSchG in Bezug auf die Befassung mit den 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter-
*innen betrieben wird. 
 
● Es ist anzunehmen, dass sich das Auftrag gebende Bundesfamilienministerium verschiedene 
Optionen vorbehalten wird. Diese könnten  
 
(1) in der Beibehaltung der bisherigen diskriminierenden Sonderbehandlung 18- bis 21-jähriger 
     Sexarbeiter*innen bestehen;  
(2) in der Übernahme der Vorschläge Brettels bestehen;  
(3) im gänzlichen Verbot der Prostitutionsausübung 18- bis 21-jähriger Sexarbeiter*innen 
     bestehen;257  
(4) oder in der Ausweitung der Reifeprüfung auf sämtliche Sexarbeiter*innen bestehen, 
     da es sich ja bei Prostitution angeblich in Gänze um eine „gefahrgeneigte Tätigkeit“  
     handeln soll. 
 
Das wäre eine Wahl zwischen Cholera und Pest. Die Evaluation des ProstSchG hat mit ihrer hane-
büchenen Empfehlung für einen Psycho-Check bei 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter-*innen – einer 
Mischung aus Idiotentest und Gesinnungs-TÜV – den Weg dafür geebnet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                           
257 Dabei handelt es sich um eine alte Forderung der CDU/CSU aus dem Jahre 2014, die seinerzeit auch vom 
Wissenschaftlichen Dienst des Deutschen Bundestages für legitim und verfassungskonform erachtet wurde. 
Vgl. Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestags (2014), Heraufsetzen des Schutzalters für Prostitution 
auf 21 Jahre  
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Grundannahme 7 
„Kein Beruf wie jeder andere“ 
 

 
 
7.1  KFN-Evaluation bedient Vorstellung „Prostitution ist kein Beruf wie jeder andere“  
 
Das Prostituiertenschutzgesetz hat die abgedroschene Phrase, wonach Prostitution „kein Beruf wie 
jeder andere“ sei, gleichsam zur Staatsphilosophie erhoben. Wer diese Sichtweise nicht teilte, galt 
automatisch als jemand, der die vermeintlich dominierenden problematischen Aspekte der Prostitution 
verharmlost und bagatellisiert. 
 
● Man rechtfertigte diese Sichtweise mit Verweis auf Behauptungen hinsichtlich hoher Risiken, 
entweder Opfer von Kriminalität und gewaltsamer Übergriffe zu werden, oder aber durch die Tätigkeit 
an sich gesundheitlichen Schaden zu nehmen. Da man aber tatsächlich für die Behauptung, Prostitu-
tion sei als einziger unter allen Berufen dieser Welt „kein Beruf wie jeder andere“, gar keine belast-
baren Belege vorzuweisen hat, versicherte man sich und anderen, man befände sich diesbezüglich in 
Übereinstimmung mit der „überwiegenden Auffassung“ der Gesellschaft.  
 

 „Nach wohl überwiegender Auffassung ist die selbständige persönliche Ausübung der 
 Prostitution kein Beruf wie jeder andere und kein Gewerbe im Sinne der Gewerbe-
 ordnung.“258 
 

Derartige öffentlichen Selbstvergewisserungen haben nicht mehr als Bekenntnischarakter, aber 
keinen gesteigerten Erkenntniswert, da die Mehrheit bekanntlich für die Richtigkeit der von ihr 
vertretenen Auffassungen nicht garantieren kann. 
 
● Obwohl es sich bei der Aussage, Prostitution sei „kein Beruf wie jeder andere“, um eine gedanken-
lose Leerformel handelt, mit der heute kein Hund mehr hinter dem Ofen hervorzulocken ist, hat sich 
die KFN-Evaluation auch diesbezüglich dem Credo des Prostituiertenschutzgesetzes angeschlos-
sen.259 So erklärt sie: 
 

 „Das Meinungsspektrum bewegt sich – im Groben – zwischen zwei Polen: Den einen Pol 
 bildet die Auffassung, dass die Ausübung der Prostitution ein grundrechtlich geschütztes 
 Verhalten sei, das der Gesetzgeber zu tolerieren habe. Die Prostitution sei auch kein 
 besonders gefährlicher Beruf, sondern letztlich ein Beruf wie jeder andere, der keiner 
 speziellen Regulierung bedürfe. Den anderen Pol bilden – wie bereits in Kapitel 1 aufge-
 zeigt – Auffassungen, die in dem Verkauf menschlicher Sexualität stets ein unter dem 
 Gesichtspunkt der Menschenwürde problematisches Verhalten sehen… Mit dem ProstSchG 
 hat der Gesetzgeber“ sich „in gewisser Weise“ „für eine Art Mittelweg entschieden“.260 
 

Wenn „ein Beruf wie jeder andere“ keiner speziellen Regulierung bedarf, dann ist die Befürwortung 
des Anmelderegimes „sui generis“ im Falle von Prostitution ein klares Indiz dafür, dass aus Sicht der 
Evaluation Prostitution nach wie vor „kein Beruf wie jeder andere“ ist und mit ihr entsprechend 
umzugehen ist. Dafür sprechen auch die von der Evaluation vertretenen Konzepte einer „prostitutions-
spezifischen Kriminalität“ und das Konzept von Prostitution als in Gänze „gefahrgeneigte Tätigkeit“. 
 
● Auch in der KFN-Evaluation bezieht sich die Vorstellung von Prostitution als ein besonderer Beruf 
ausschließlich auf negative Besonderheiten, an die angeknüpft wird und die instrumentalisiert 
werden zum Zwecke einer diskriminierenden Sonderbehandlung, die regelmäßig in eine rechtliche 
Ungleichbehandlung von Prostitution gegenüber anderen Erwerbstätigkeiten mündet. Ihren 

                                                           
258 Vgl. Drs. 18/8556, S. 104, 62 
259 „Denn bei der Prostitution handelt es sich – was in der Gesetzesbegründung wieder und wieder hervorge-
hoben wird (Teil 3, Kapitel 1) – gerade nicht um einen Beruf, der ist wie jeder andere. Dieses viel betonte 
Anderssein der Prostitution rechtfertigt es, auch die Datenübermittlung an Finanzämter anders zu handhaben, 
als dies bei sonstigen Berufen der Fall sein mag.“ (vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 273) 
260 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 22 
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augenfälligsten Niederschlag findet diese rechtliche Sonderbehandlung von Prostitution in der 
Existenz eines prostitutionsspezifischen Strafrechts – ein zweifelhaftes Privileg, das ansonsten keiner 
anderen Berufsgruppe im Strafrecht zuteilwird. Auch daran rührt die KFN-Evaluation nicht.   
 
● Es scheint allerdings an der Zeit zu sein, sich von diesen ideologischen Restbeständen im 
Umgang mit Prostitution loszusagen, zumal sie nun auch von den empirischen Befunden der 
Untersuchungen, die die Evaluation des ProstSchG vorgelegt hat, nicht gedeckt werden. Der 
kriminalisierende Blick auf Prostitution ist ein Auslaufmodell. Die Vorstellung, Sexarbeiter*innen 
seien in ihre Mehrheit hilflose Opfer und müssten eingriffsintensiv geschützt werden, findet immer 
weniger Anhaltspunkte in den Fakten. Das schlägt sich seit Jahrzehnten als kontinuierlicher Rückgang 
entsprechender Verfahrenszahlen in der Kriminal- und Verurteilten-Statistik nieder. 
 
Es wäre also an der Zeit, sich von einem ideologisch verengten Blick auf die Besonderheiten der 
Prostitution zu lösen. Dazu möchten wir nachfolgend einige Denkanstöße geben. 
 
7.2  Was macht die Besonderheit von Prostitution aus?  
 

Die Besonderheiten, denen auch im rechtlichen Umgang mit dem Beruf Prostitution Rechnung 
getragen werden sollte, ergeben sich aus nachfolgend genannten Punkten: 
 
1 Höchstpersönliche Dienstleistung zur Befriedigung sexueller Bedürfnisse 
 

Im Zentrum sexueller Dienstleistungen steht die Befriedigung der sexuellen Bedürfnisse von Kunden-
*innen der Sexarbeiter*innen. In patriarchal verfassten Gesellschaften sind das in der Regel 
Männer.261 Sexarbeit steht für eine körpernahe, intime, diskrete und insofern höchstpersönliche 
Dienstleistung, die als freiberufliche Tätigkeit anerkannt werden muss. 
  
2 Trennung von Sexualität und Liebe 
 

Sexarbeit in der Prostitution steht für die Trennung von Sexualität und Liebe. Dieses Moment ist 
zentral und bedeutet zweierlei: (1) Eine vorgängige oder auf Dauer angelegte emotionale Bindung 
zwischen Sexarbeiter*in und Kunde*in ist weder Voraussetzung für ein Zustandekommen sexueller 
Kontakte, noch ihr angestrebtes Ziel. Es geht rein um die Befriedigung sexueller Bedürfnisse als 
solcher. (2) Einvernehmlicher Sex in der Prostitution verpflichtet nicht zu wechselseitiger sozialer 
Verantwortung im Anschluss an gemeinsamen Sex. Dieser beschränkt sich auf eine vereinbarte 
Dienstleistung in einer vereinbarten Zeitspanne. Soziale Verbindlichkeiten wie etwa sexuelle Treue 
oder sonstige Sorgearbeiten sind nicht Gegenstand der Vereinbarung und werden nicht angestrebt.262 

                                                           
261 Der kritisch gemeinte Hinweis, Prostitution sei von einer gleichstellungspolitisch fragwürdigen 
„Geschlechterasymmetrie“ geprägt, läuft ins Leere. Die Geschlechtsidentität der dort tätigen Akteure ist dem 
Recht voraus-gesetzt und lässt sich durch rechtliche Intervention nicht ändern. Daraus kann man folglich 
keinem der dort tätigen Akteure einen Vorwurf machen. Stattdessen sollten diejenigen, die vorgeben, es mit 
Gleichstellung ernst zu meinen, sich doch mal um die rechtliche Gleichstellung von Prostitution mit anderen 
Erwerbs-tätigkeiten kümmern. Das wäre in der Tat ein nachhaltiger Schritt in Richtung der Abschaffung eines 
diskriminierenden Umgangs mit Frauen. 
262 Gelegentlich finden sich auch in der KFN-Evaluation erhellende Überlegungen: „Eine Vorstellung von 
Sexualität, die ausschließlich auf wechselseitige sexuelle Beglückung gerichtet ist, erscheint indes reichlich 
lebensfremd… Davon abgesehen ist die Kommerzialisierung von Sexualität weit verbreitet, wie diverse 
Verkuppelungsshows (z. B. „Love Island“) oder (vor allem früher) Erotikfilme im Privatfernsehen belegen. 
Handelte es sich allesamt um Verletzungen der Menschenwürde, müsste wesentlich mehr verboten werden als 
der in § 2 Abs. 1 ProstSchG beschriebene Ausschnitt aus dem weiten Feld entgeltlicher sexueller Handlungen. 
Auch in der Ehe oder in Partnerschaften sind Tauschbeziehungen denkbar, etwa, wenn eine an sich uner- 
wünschte sexuelle Beziehung nur noch deshalb aufrechterhalten wird, um materielle Vorteile zu erlangen oder 
ihre Absicherung zu bewahren. Tauschbeziehungen ohne Absicht zu irgendeiner Bindung gibt es, wenn jemand 
die Sexualität einsetzt, um berufliche Vorteile zu erlangen – oder wenn das vom anderen erwartet wird. Das 
Sexualstrafrecht greift hier nicht ein. Davon abgesehen mag das Argument, die Auflösung der Bindung 
zwischen Liebe und Sexualität mache die Sexualität zu einem reinen Selbstzweck, moralisch beachtlich sein…. 
Für das Recht kommt es aber nicht darauf an. Denn die Voraussetzung einer eigentlich persönlichen Beziehung 
zwischen zwei Individuen betrifft die innere Haltung der Sexualpartner*innen. Aufgabe des Rechts ist es nicht, 
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3 Prostitution als Form nicht-reproduktiver Sexualität  
 

Es versteht sich von selbst, dass eine geschlechtliche Reproduktion im Kontext der „Trennung von 
Sexualität und Liebe“ nicht vorgesehen ist. Das aber macht Sexarbeiterinnen und ihr Gewerbe 
verdächtig. Daher werden sie vom Staat argwöhnisch beäugt. Denn die geschlechtliche Reproduktion 
wird in bürgerlichen Gesellschaften nicht sich selbst überlassen. Die diesbezüglich maßgebende 
Gebärfähigkeit der Frau unterliegt auf gesamtgesellschaftlicher Ebene einer permanenten 
Beobachtung und Kontrolle, von der Männer mangels Gebärfähigkeit in aller Regel verschont bleiben.  
 
Die Gebärfähigkeit der Frau ist die stoffliche Grundlage des Reservoirs der Arbeitskräfte, der Zahl der 
Konsumenten (mit möglichst zahlungsfähiger Nachfrage) als auch des Fußvolks der Armeen. Die 
Institution der bürgerlichen Ehe und Kleinfamilie und die sie kennzeichnende „Einheit von Sexualität 
und Liebe“ bilden erfahrungsgemäß den verlässlichsten Garanten dafür, dass sich die potenzielle 
Gebärfähigkeit der Frau auch in einer konkreten, als gesellschaftlich ausreichend befundenen Zahl 
von Kindern niederschlägt. Die im Rahmen von Ehe und Familie erfolgende Kontrolle der 
Gebärfähigkeit der Frau ermöglicht zudem die (relativ) eindeutige Zuordnung der Kinder zu ihren 
leiblichen Eltern und garantiert so eine entsprechend geregelte Vererbung des akkumulierten 
Reichtums. 
 
Im Kontext der „Trennung von Sexualität und Liebe“, wie sie in der Prostitution praktiziert wird, 
entziehen Sexarbeiter*innen der Gesellschaft die durchgängige Kontrolle ihrer Gebärfähigkeit. 
Prostitution gilt der bürgerlichen Gesellschaft daher als Inbegriff einer Sphäre unkontrollierter 
geschlechtlicher Reproduktion. Deshalb wurde und wird sie vielfach als eine die Grundfesten der 
bürgerlichen Gesellschaft in Frage stellende Form „außerehelicher Sexualität“ kriminalisiert und die 
dort tätigen Sexarbeiter*innen bis heute durch Entrechtung diskriminiert.  
 
4 Prostitution als gesellschaftliche Institution 
 

Als Summe unterschiedlicher Arrangements und Locations, als arbeitsteiliges Handeln unterschied-
licher Akteure innerhalb einer Wirtschaftsbranche war und ist Prostitution stets mehr als nur die 
Tätigkeit der einzelnen Sexarbeiter*innen für sich genommen. Ja, Sexarbeit ist Arbeit. Sie ist aber 
auch mehr als das. Was Prostitution aber nicht nur zu einem „besonderen Beruf“, sondern darüber 
hinaus zu einer gesellschaftlichen Institution macht, ist die Tatsache, dass die in ihr praktizierte 
„Trennung von Sexualität und Liebe“ sie von der gesellschaftlichen Institution der Ehe, die auf der 
„Einheit von Sexualität und Liebe“ basiert, grundsätzlich unter-scheidet. Es ist genau dieser – oft als 
Gegensatz wahrgenommene – Unterschied, der Sexarbeit in der Prostitution zum umstrittenen Objekt 
gesellschaftlicher Ausgrenzung macht. 
 
5 Prostitution als Form sexueller Selbstbestimmung 
 

Sowohl die in der Prostitution praktizierte „Trennung von Sexualität und Liebe“ als auch die in Ehe 
oder Partnerschaft praktizierte „Einheit von Sexualität und Liebe“ sind Formen gelebter Sexualität. Es 
gehört zum aufgeklärten Verständnis sexueller Selbstbestimmung dazu, dass Menschen das 
unveräußerliche Recht haben, selbst zu entscheiden, ob sie ihre Sexualität in Form der Trennung oder 
der Einheit von Sexualität und Liebe praktizieren. Die vollständige rechtliche Anerkennung von 
Prostitution als Beruf trägt der Tatsache Rechnung, dass die „Institution Prostitution“ eine Form der 
sexuellen Selbstbestimmung repräsentiert. Ob Sexarbeiter*innen im Einzelfall einvernehmlich, 
selbstverantwortlich und unter weitgehend selbst gewählten Umständen der Prostitution nachgehen, 
ist eine von der grundsätzlichen Feststellung – Prostitution als Form sexueller Selbstbestimmung – 
unabhängig zu behandelnde Frage. 
 
6 Diskriminierendes Sonder-Strafrecht exklusiv für Prostitution  
 

Seit Jahrhunderten wird die Ausübung der Prostitution in bürgerlichen Gesellschaften rechtlich diskri-
miniert, kriminalisiert und ausgegrenzt. Markanter und zentraler Knotenpunkt dieser gesellschaftlichen 
Entwicklung war dabei die Mitte des 19. Jahrhundert erfolgte Einführung eines bis heute bestehenden 
prostitutionsspezifischen Sonder-Strafrechts.  

                                                           
Einstellungen zu kontrollieren, sondern die Unverletzlichkeit einer Rechtssphäre durch äußerliches Handeln zu 
garantieren.“ (vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 4) 
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Die bloße Existenz des prostitutionsspezifischen Sonder-Strafrechts ist – ganz unabhängig von der 
Kritik seiner einzelnen Paragrafen – bereits für sich genommen eine rechtliche Diskriminierung. Kein 
anderer Beruf wird hierzulande in einer Weise per Strafrecht reglementiert, wie es bei Prostitution der 
Fall ist. Dieses Sonder-Strafrecht bildet den Ausgangspunkt für zahlreiche Formen rechtlicher Diskri-
minierung und Ungleichbehandlung von Prostitution auch in anderen Rechtsbereichen. 
 
7 Prostitution als Negativfolie 
 

Die rechtliche Diskriminierung und Kriminalisierung, die Sexarbeiter*innen in der Prostitution erfahren, 
ist kein Selbstzweck. Sie dient vielmehr als Mittel zur Erreichung eines Ziels, das außerhalb der 
Prostitution liegt.  
Die Stigmatisierung der dort tätigen Frauen als zur Wahrung ihrer Selbstbestimmung unfähige, hilflose 
Opfer, die des staatlichen Schutzes durch permanente Kontrolle und Überwachung bedürfen, sendet 
eine Botschaft aus, die sich insbesondere an die Frauen jenseits der Prostitution, an die Frauen der 
Mehrheitsgesellschaft richtet. Die Botschaft lautet: Ein solch geringschätziger Umgang wie mit 
Sexarbeiter-*innen steht auch all jenen bevor, die sich auf Dauer mit der „Einheit von Sexualität und 
Liebe“ in Ehe, Partnerschaft und bürgerlicher Kleinfamilie schwertun und für sich persönlich in der 
„Trennung von Sexualität und Liebe“ eine alternative Lebensform sehen. 
 
Der abschätzige Umgang mit Prostitution und Sexarbeit dient dabei als willkommene Negativfolie, als 
Mittel, um das Sexualverhalten von Frauen jenseits der Prostitution zu konditionieren. Die Entrechtung 
und Stigmatisierung von Sexarbeit in der Prostitution ist durchaus kein anachronistisches Überbleibsel 
aus längst vergangenen Zeiten. Es ist vielmehr funktional und wird bis auf den heutigen Tag instru-
mentalisiert, um Frauen der Mehrheitsgesellschaft am klassischen Konzept der „Einheit von Sexualität 
und Liebe“ zu orientieren. Die rechtliche Diskriminierung von Sexarbeit richtet sich also gar nicht in 
erster Linie gegen die Sexarbeiter*innen selbst. Sie sind dem Staat vielmehr herzlich egal, wovon die 
ständige Unterfinanzierung der einschlägigen Beratungsstellen zeugt. Sie richtet sich gegen alle 
Frauen, die staatlichen Einflussnahmen auf ihre Gebärfähigkeit und ihr geschlechtliches Reproduk-
tionsverhalten für keine Selbstverständlichkeit halten, sondern ihnen kritisch gegenüberstehen. 
 
8 Hohe Mobilität in der Prostitution 
 

Die jahrhundertelange rechtliche Diskriminierung und Stigmatisierung von Sexarbeit in der Prostitution 
ist der entscheidende Hintergrund dafür, dass Sexarbeiter*innen ihrem Beruf nicht zu Hause oder im 
nächsten Wohnblock um die Ecke nachgehen. Sexarbeit in der Prostitution erfolgt bevorzugt anonym, 
stets „in einer anderen Stadt“, und im Zeitalter der Globalisierung auch in einem anderen Land, auf 
einem anderen Kontinent. Die gern als Form von „Menschenhandel“ diskreditierte und als Indiz für 
„Sklaverei“ und „Verschleppung“ angesehene Mobilität und Migration unter Sexarbeiter*innen sind der 
rechtlich diskriminierten Prostitution inhärent und zeichnen sie mehr als andere berufliche Betätigun-
gen aus. Mobilität und Migration in die Prostitution sind in hohem Maß das Produkt eines problema-
tischen gesellschaftlichen Umgangs mit Prostitution. 
 
● Wer über die hier dargestellten Besonderheiten der Prostitution nachdenkt, wird schnell erkennen, 
wie absurd und lächerlich das Zerrbild all jener negativ konnotierten „Besonderheiten“ ist, die von 
interessierter Seite der Prostitution gerne nachgesagt und zugeschrieben werden. 
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Das KFN  
und die  
„Anmeldung sui generis“ 
bei Prostitution 
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B 01  Elemente der „Anmeldung sui generis“ 
 
Die Anmeldung zu Sexarbeit in der Prostitution ist kein einmaliger Akt, sondern ein umfängliches 
Procedere, dem Sexarbeiter*innen sich nach den Vorgaben des ProstSchG unterwerfen müssen. Es 
ist mit keinen Regularien bei sonstigen Berufsausübungen vergleichbar, weshalb das ProstSchG zu 
Recht von einer „Anmeldung sui generis“ spricht, d. h. von einer Anmeldung der besonderen Art.  
 
● Wir befassen uns nachfolgend mit den acht zentralen Elementen dieses Anmeldeverfahrens. 
Diese sind: 
 
1.  Erfordernis einer berufsspezifischen Anmeldung als „Prostituierte“  
       

2.  Pflicht zum persönlichen Erscheinen bei Anmeldung und Beratungen 
       

3.  Zwang zur Teilnahme an „gesundheitlichen Beratungen“  
 

4.  Zwang zur Teilnahme an zusätzlichen „Informations- und Beratungsgesprächen“ 
 

5.  Zwang zum Besitz und zum Mitführen eines Hurenpasses und einer Bescheinigung über die      
     Teilnahme an einer gesundheitlichen Beratung 
       

6.  Zwang zu regelmäßig wiederholter Beratung und Anmeldung 
      

7.  Zwang durch Ungleichbehandlung Heranwachsender (18- bis 21-Jährige)  
        

8.  Zwang durch Sanktionen zur Einhaltung der Anmeldepflicht  
 
Jedes dieser acht Elemente des Anmeldeverfahrens betrachten wir unter fünf Gesichtspunkten: 
(1) Ausgangslage im ProstSchG, (2) Bewertung der Regelungen, (3) Folgen der Regelungen (4) .  
KFN-Empfehlungen & Bewertung (5) Alternativen 
 
 
B 02  Erfordernis einer berufsspezifischen Anmeldung als „Prostituierte“ 
 
02.1  Ausgangslage im ProstSchG 
 

Die Anmeldepflicht als „Prostituierte“ ist festgelegt in § 3 Abs. 1 ProstSchG. 
 
02.2  Bewertung der Regelungen 
 

● Die Pflicht zur Anmeldung einer Prostitutionstätigkeit muss zusätzlich zur ohnehin obligatorischen 
steuerlichen Anmeldung bzw. zur Anmeldung bei der Sozialversicherung erfolgen. Es handelt sich 
mithin um eine auf Sonderbehandlung basierende berufsspezifische Zwangsregistrierung von 
Sexarbeiter*innen.263  
 

● Da es sich explizit um eine Anmeldung als „Prostituierte“ handelt, sind die im Zusammenhang mit 
dem Anmeldeprozess erhobenen Daten als „besonders sensible Daten“ zu werten. Sie 
beschränken sich nicht auf die Ausübung eines Berufs, sondern beziehen sich auf das Intim- und 
Sexualleben allgemein und fallen insofern in den Anwendungsbereich von Art. 9 Abs. 1 DS-GVO. Dort 
heißt es: „Die Verarbeitung personenbezogener Daten, aus denen die rassische und ethnische 
Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen oder die Gewerk-
schaftszugehörigkeit hervorgehen, sowie die Verarbeitung von genetischen Daten, biometrischen 
Daten zur eindeutigen Identifizierung einer natürlichen Person, Gesundheitsdaten oder Daten zum 
Sexualleben oder der sexuellen Orientierung einer natürlichen Person ist untersagt.“264 Hinzu kommt 
die Weitergabe der Daten insbesondere an die Finanzbehörden, wodurch die Einhaltung der in § 34 

                                                           
263 „§ 4 Abs. 1 legt die Abgabe von zwei Lichtbildern und die Angabe von personenbezogenen Daten bei der 
Anmeldung fest. Zweck der Regelung ist die zweifelsfreie Zuordnung und die Erstellung einer Datenbank für 
die Verarbeitung und Nutzung.“ (zit. nach Demir, in: von Galen, Prostituiertenschutzgesetz Kommentar, S. 50) 
264 vgl. https://dsgvo-gesetz.de/art-9-dsgvo/ 
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Abs.3 vorgesehene Löschungsfrist von „drei Monaten“ nicht mehr gewährleistet ist. Der in Art. 9 
Abs.2g DS GVO formulierte Ausnahmetatbestand, die Erhebung und Verarbeitung „aus Gründen 
eines erheblichen öffentlichen Interesses“ unterstellt jedoch nur, was im Falle von Prostitution gerade 
strittig ist. 
 

● Die eigenständige Anmeldepflicht für Prostituierte beansprucht, einen „eigenen Status ‚sui 
generis‘“265 entsprechend den besonderen Bedingungen in der Prostitution geschaffen zu haben. 
Doch diese „Anmeldung sui generis“ entspricht keinesfalls den „Besonderheiten der Aus-übung der 
Prostitution“, sondern vielmehr der besonderen, Interesse geleiteten Sichtweise des Gesetzgebers. 
Sie anerkennt Prostitution weder als Gewerbe noch als freiberufliche Tätigkeit, sondern belässt sie 
im Niemandsland jenseits rechtlicher Gleichbehandlung.  
 

● Unter Missachtung gewerberechtlicher Standards wie etwa dem Ausschluss nur „gelegentlicher 
Tätigkeit“ aus dem Gewerbebegriff wird mit dem ProstSchG eine ganze Berufsgruppe wie Aussätzige 
behandelt. Ihnen wird ein Sonderstatus zuerkannt – kommuniziert als „kein Beruf wie jeder andere“ –, 
der damit die tradierte staatliche Ausgrenzungspolitik gegenüber Prostitution fortschreibt. Ein solches 
Verfahren begründet prostitutionsspezifisches Ausnahmerecht. 
 

● Der Meldepflicht im Zusammenhang mit Prostitution liegt ein weit gefasstes Verständnis von 
„sexueller Dienstleistung“ zu Grunde. Sexuelle Dienstleistungen erfolgen unabhängig von 
körperlicher Berührung, unabhängig vom von der Durchführung des Geschlechtsverkehrs. Es reicht, 
dass eine Person sich dazu „bereithält“. Es muss kein Geld fließen, es genügen „geldwerte 
Gegenleistungen“, um von Prostitution zu sprechen. Maßgeblich für Prostitution ist die „gezielte 
Gewinnorientierung“ zum Zweck des Erhalts und der Steigerung des eigenen Lebensunterhalts, um 
als anmeldepflichtige Prostituierte zu gelten. Diese mutwillige Ausweitung des Kreises der mittels 
Anmeldung überwachungsbedürftigen Personen setzt sich darin fort, dass auch die „nur 
gelegentlich“ ausgeübte Prostitution unter die Anmeldepflicht fällt.266 Damit sind unterhalb der 
Schwelle gewerblichen Handelns liegende Tätigkeiten miteinbezogen und die entsprechenden 
Personen anmeldepflichtig. Die Bestimmtheit, die gesetzlichen Vorgaben laut Grundgesetz eigen 
sein soll, ist damit aufgehoben.  
 

● Die Anmeldung einer reglementierten Tätigkeit erfolgt in aller Regel zum Schutz der Kunden*innen, 
aber auch der Allgemeinheit vor unsachgemäß ausgeführter Arbeit durch Gewerbetreibende bzw. 
freiberuflich Tätige. Der Schutz geschieht auch durch Professionalisierung und Fortbildung sowie 
durch von Zeit zu Zeit erfolgende fachliche Kontrollen. Durch die Anmeldung von Prostituierten im 
Rahmen des ProstSchG wird diese Praxis in ihr genaues Gegenteil verkehrt. Hier sollen Sexarbeiter-
*innen vor ihren Kunden und vor vermeintlichen Zumutungen ihres beruflichen Umfelds mittels 
polizeilicher und ordnungsbehördlicher Überwachung geschützt werden. Eine Professionalisierung 
durch Ausbildung und Fortbildungen bzw. eine qualifizierte Arbeitsvermittlung in ihr berufliches Umfeld 
ist nicht vorgesehen und der Bundesagentur für Arbeit ausdrücklich untersagt. 
 

● Während am Zwang zur Anmeldung keine Zweifel bestehen, gibt es im Rahmen des ProstSchG 
keine explizite rechtliche Regelung, wie eine Abmeldung von der Prostitutionstätigkeit erfolgen 
kann. Die Konsequenz ist, dass eine „Abmeldung“ de facto nur in Form des Auslaufens der Gültigkeit 
der bislang geltenden Anmeldebescheinigung geschehen kann, was die gesetzlich eingeräumte Frist 
zur Löschung der sensiblen persönlichen Daten auf jeden Fall verzögern wird.  
 

● Die Prostitutionsausübung ist unabhängig vom ProstSchG bereits durch die bloße Existenz des 
prostitutionsspezifischen Strafrechts, durch die bloße Existenz von Sonderbefugnissen der Polizei 
in den Landespolizeigesetzen, durch die Sperrgebietsregelungen nach Art. 297 Einführungsgesetz 
Strafgesetzbuch, durch § 104 Abs. 2 Strafprozessordnung etc. als grundsätzlich kriminalitätsaffine 
Tätigkeit stigmatisiert. Vor diesem Hintergrund verstärkt die berufsspezifische Anmeldepflicht als 
Prostituierte die durch den allgegenwärtigen Strafrechtsbezug bestehende Stigmatisierung und 
erweist sich durch das wechselseitige Ineinandergreifen diskriminierender Rechtsmaterien als 
prostitutionsspezifisches Ausnahmerecht.267 

                                                           
265 ProstSchG, Drs. 18/8556, S. 63 
266 ebenda, S. 60 
267 Vgl. „Die Anmeldepflicht ist letztlich eine staatliche Stigmatisierung der Prostituierten… Die Anmeldepflicht, 
die das Gesetz etabliert, verstärkt die Stigmatisierung noch erheblich.“ (zit. nach: Boehme-Neßler (2019), S. 14 
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02.3  Folgen der Regelungen 
 

● Die Missachtung gewerberechtlicher Standards ist konstitutiv für die Ausgestaltung des 
Anmeldeprocedere im Falle von Prostitutionstätigkeit. „Prostituierte“ werden dadurch weder als 
„Gewerbe“, noch als „freiberufliche Tätigkeit“ anerkannt. Diese Berufstätigkeit fällt damit durch alle 
Raster. Diese sachlich durch nichts gerechtfertigte Ungleichbehandlung schreibt die historisch 
tradierte rechtliche Sonderbehandlung von Prostitution und damit ihre Stigmatisierung fort.  
 
02.4  KFN-Empfehlungen & Bewertung 
 

Das KFN gibt der Bundesregierung insgesamt 28 (Prüf-)Empfehlungen zur Reform der im ProstSchG 
geregelten Anmeldepflicht. Davon beziehen sich 9 Empfehlungen auf das allgemeine Erfordernis der 
berufsspezifischen Anmeldung im Falle von Sexarbeit in der Prostitution. Die KFN-Empfehlungen 
justieren lediglich die Rahmenbedingungen des Anmeldeverfahrens im Sinne einer verbesserten 
Akzeptanz und einer verbesserten Praktikabilität. Das Verfahren selbst wird für ausbaufähig gehalten.   
 
 

Die neun KFN-Empfehlungen lauten: 
 
 

(1) Ausweitung des Anwendungsbereichs des ProstSchG auch auf minderjährige Prostituierte. 
(2) Herausnahme von Sexualassistenz und Tantra-Massage aus dem ProstSchG. 
(3) Überprüfung von § 5 Abs. 2 Nr. 3 (werdende Mütter) auf Verfassungskonformität. 
(4) Komplettverbot der Prostitution für Hochschwangere. 
(5) Überarbeitung der Bezugnahmen des ProstSchG auf strafrechtliche Regelungen. 
(6) Weitgehender Ausschluss der Übermittlung von Anmeldedaten an andere Stellen. 
(7) Verzicht auf die Nennung von Prostitutionstätigkeit in amtlichen Schreiben. 
(8) Klarstellende Regelung zur Möglichkeit der Abmeldung. 
(9) Überprüfen der Erforderlichkeit der Nennung von Ländern und Kommunen im Hurenpass. 
 

● Die Empfehlungen zeichnen sich dadurch aus, dass sie das ProstSchG lediglich im Detail neu 
justieren, dabei aber den rechtlichen Ausnahmecharakter des prostitutionsspezifischen 
Anmeldeverfahrens unangetastet lassen 
 

● Fünf Empfehlungen (Punkt 2, 6, 7, 8, 9) versuchen den Anschein einer Verbesserung der bisherigen 
Praxis zu erwecken. Sie dienen allerdings lediglich affirmativ der Akzeptanzbeschaffung bei gleich-
zeitiger Beibehaltung des gesamten Verfahrens. Punkt 9 ist praktisch bereits realisiert, Punkt 7 ist 
illusorisch und Punkt 6 wird mit Verweis auf die übliche Amtshilfe nicht realisiert werden.  
 

● Als hochproblematisch erweisen sich die verbleibenden Punkte: Punkt 1 („Ausweitung auf minder-
jährige Prostituierte“) bezieht auch noch die Jugendämter in die Umsetzung des ProstSchG ein und 
wird sich als Bumerang erweisen, da die Einbeziehung einer weiteren „vulnerablen Gruppe“, der die 
Ausübung der Prostitution ohnehin untersagt ist, sich negativ auf die Wahrnehmung des Berufs 
Prostitution auswirken wird. Die mögliche Einbeziehung Minderjähriger hat absehbar nichts mit der 
rechtlichen Regelung der Berufsausübung in der Prostitution zu tun und sollte daher unterbleiben  
 

● Punkt 3 und 4 beziehen sich auf ein angestrebtes Komplettverbot der Prostitution Hoch-
schwangerer, was praktisch keine Bedeutung hat, aber ebenfalls geeignet ist, schon durch die 
öffentliche Thematisierung ein negatives Bild auf Prostitution zu werfen. 
 

● Die Bezugnahme auf überarbeitete strafrechtliche Regelungen (Punkt 5) verstärkt lediglich die 
Ideologie der vermeintlich „kriminalitätsspezifischen Prostitution“ und zielt ebenfalls auf eine 
Verfestigung eines Negativ-Image von Prostitution. 
 
Fazit: Die KFN-Evaluation hat am diskriminierenden rechtlichen Umgang mit Prostitution durch die 
Praxis der „Anmeldung sui generis“ nichts auszusetzen. Seine Empfehlungen tragen zur Aufrecht-
erhaltung von stigmatisierendem Ausnahmerecht bei. Sie versuchen, den Anschein von Progres-
sivität zu erwecken. Doch die einzelnen „Optimierungen“ sind lediglich geringfügiger Natur und 
betreffen nur Details. Sie sind kalkuliert und zielen nur auf die Akzeptanzgewinnung für ein bereits 
gescheitertes Gesetz, das aufgrund seines verfehlten Ansatzes – rechtliche Regulierung auf der Basis 
der Ungleichbehandlung von Sexarbeit – nicht reformierbar, geschweige denn optimierbar ist.  
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02.5  Alternativen 
 

 

● Steuerliche Anmeldung nach § 138 Abgabenordnung. 
● Anerkennung von selbständig ausgeübter Prostitution als freiberufliche Tätigkeit. 
● Anerkennung von Prostitution als Ausbildungsberuf. 
● Professionalisierung durch Fortbildungsangebote statt Beratungsgespräche in  
   repressivem Kontext. 
 

 
 
B 03  Pflicht zum persönlichen Erscheinen bei Anmeldung und Beratungen 
 
03.1  Ausgangslage im ProstSchG 
 

Das persönliche Erscheinen der Sexarbeiter*innen zwecks Anmeldung einer Prostitutionstätigkeit ist 
geregelt in § 3 Abs.1 und § 8 Abs.1 ProstSchG. 
 
03.2  Bewertung der Regelungen 
 

● Die Pflicht zum persönlichen Erscheinen steht im Widerspruch zur europarechtlichen Vorgabe 
des Art. 8 Abs.1 der Dienstleistungsrichtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates (Richt-
linie 2006/123/EG) zur Möglichkeit der „elektronischen Verfahrensabwicklung“ bei der Aufnahme einer 
Dienstleistungstätigkeit. Dort heißt es: „Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle Verfahren und 
Formalitäten, die die Aufnahme oder die Ausübung einer Dienstleistungstätigkeit betreffen, problemlos 
aus der Ferne und elektronisch über den betreffenden einheitlichen Ansprechpartner oder bei der be-
treffenden zuständigen Behörde abgewickelt werden können.“268 Eine elektronische Anmeldung muss 
für Sexarbeiter*innen in jedem Fall neben anderen Anmeldeverfahren möglich sein.269 Die EU-Richt-
linie ist mit § 71e VwVfG längst in deutsches Recht übernommen: „Das Verfahren nach diesem 
Abschnitt wird auf Verlangen in elektronischer Form abgewickelt.“270  
 

● Entsprechend sieht auch die Gewerbeanzeigeverordnung in § 2 die „Elektronische Erstattung der 
Gewerbeanzeige“ vor. Bei der steuerlichen Anmeldung besteht sogar die Pflicht zur elektronischen 
Anmeldung nach § 138 1b AO.271 Nach Bundesmeldegesetz § 23 a kann inzwischen auch ein neuer 
Wohnsitz online angemeldet werden.272 
 

● Vor dem Hintergrund dieser rechtlichen Vorgaben und Entwicklungen erweist sich der Zwang zum 
persönlichen Erscheinen im Vorfeld einer beabsichtigten Aufnahme von Prostitutionstätigkeit als 
rechtswidrige und obendrein zunehmend anachronistische Sonderbehandlung von Sexarbeiter*innen.  
 

● Der Zwang zum persönlichen Erscheinen im Zusammenhang mit ständig wiederholten Beratungen 
sowie mit dem Erfordernis der Verlängerung der Anmeldebescheinigung wird zum Anknüpfungspunkt 
für eine behördliche Abzocke der Sexarbeiter*innen. Mittlerweile haben 8 von 16 Bundesländer die 
Durchführung der Beratungen und die Ausstellung von Anmeldebescheinigungen an Sexarbeiter-
*innen als Einnahmequelle für sich entdeckt. Sie haben die Tatsache, dass die Kostenfrage im 
ProstSchG nicht geregelt ist, in dem Sinne interpretiert, dass dabei anfallende Kosten auf die Sex-
arbeiter*innen abgewälzt werden können. Man könnte das als Schutzgelderpressung bezeichnen, 

                                                           
268 Vgl. https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:376:0036:0068:de:PDF, S. 19 
269 vgl. ebenda S. 8, Erwägungsgrund 52: „Diese Verpflichtung sollte die Mitgliedstaaten nicht daran hindern, 
neben dem elektronischen Weg auch andere Möglichkeiten zur Abwicklung der Verfahren und Formalitäten 
vorzusehen. Das Erfordernis, die Verfahren und Formalitäten auch aus der Ferne abwickeln zu können, verlangt 
von den Mitgliedstaaten insbesondere, eine grenzüberschreitende Abwicklung zu ermöglichen. Die Pflicht, das 
genannte Ergebnis zu erreichen, gilt nicht für Verfahren oder Formalitäten, die sich naturgemäß nicht aus der 
Ferne abwickeln lassen.“ Dass der letztgenannte Erwägungsgrund einen Ausnahmetatbestand hinsichtlich einer 
Anmeldung zur Aufnahme einer Prostitutionstätigkeit konstituiert, wird man nicht ernsthaft behaupten wollen.  
270 Vgl. § 71e Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) „Elektronisches Verfahren“,  

https://www.gesetze-im-internet.de/vwvfg/__71e.html 
271 Vgl. https://www.gesetze-im-internet.de/ao_1977/__138.html 
272 Vgl. https://www.gesetze-im-internet.de/bmg/__23a.html 
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wenn es denn wirklich um Schutz ginge. Nicht selten werden Sexarbeiter*innen auch für die bei ihrer 
Beratung anfallenden Dolmetscher-Dienstleistungen zur Kasse gebeten. Auch die für ihren Zweck 
gänzlich ungeeigneten Aliasbescheinigungen lassen sich Anmeldebehörden vergüten.273  
 
03.3  Folgen der Regelungen 
 

● Der Zwang zum persönlichen Erscheinen gilt sowohl im Falle der Aufnahme, als auch der Fort-
setzung der Prostitutionstätigkeit. Es handelt sich dabei um eine sachlich unbegründete rechtliche 
Ungleichbehandlung, die Sexarbeiter*innen diskriminiert, sie in der Praxis benachteiligt und ihre 
bestehende Stigmatisierung befestigt und fortschreibt. 
 
03.4  KFN-Empfehlungen & Bewertung 
 

Zwei KFN-Empfehlungen beziehen sich mittelbar auf die Pflicht zum persönlichen Erscheinen der 
Sexarbeiter*innen bei Anmeldung und Beratung.  
 
 

Die zwei KFN-Empfehlungen lauten: 
 

(1) Bundesweit kostenfreie Möglichkeit der Anmeldung zur Prostitutionstätigkeit. 
(2) Dolmetscherinnen sind im Bedarfsfall verpflichtend zu Beratungsgesprächen hinzuziehen. 
 
● Das persönliche Erscheinen wird befürwortet vor dem Hintergrund der Vorstellung, 
Sexarbeiter*innen seien schädigender fremder Beeinflussung ausgesetzt, könnten sich dem nicht 
widersetzen bzw. sich nicht daraus befreien. Die Möglichkeit der Kontaktaufnahme mit Personen 
außerhalb des „Milieus“ wird als Chance einer Offenbarung von Notlagen angesehen, nicht aber als 
diskriminierende Ungleichbehandlung, die sie tatsächlich ist. Das anachronistische und im 
Widerspruch zum europäischen Recht stehende persönliche Erscheinen bei der Anmeldung wird vom 
KFN unkritisch hingenommen und befürwortet. 
 

● Dass Sexarbeiter*innen für das persönliche Erscheinen zum Zwecke ihrer eigenen Überwachung 
auch noch zur Kasse gebeten werden, ist eine Schande. Der vom KFN jetzt empfohlene Verzicht 
einer Kostenabwälzung auf Sexarbeiter*innen dient jedoch allein der Schadensbegrenzung und der 
nachträglichen Akzeptanzbeschaffung für ein schikanöses und auf Ungleichbehandlung gegenüber 
anderen Berufen basierendes Anmeldeprocedere. Das System wird lediglich kritisiert, weil es einen 
„Anmeldetourismus“ in die nächstgelegenen, jeweils kostenfreien Kommunen zur Folge hat.  
 
● Nicht minder blamabel ist es, wenn nach acht Jahren Umsetzung des ProstSchG festgestellt wird, 
dass bei Bedarf Dolmetscher*innen verpflichtend zu Beratungsgesprächen hinzugezogen werden 
sollten. Man hat zwar das persönliche Erscheinen als Norm eingeführt, nicht aber in allen Fälle dafür 
Vorkehrungen getroffen, dass entsprechende Dolmetscherkapazitäten vorgehalten worden sind. 
 
Fazit: Der Zwang zum persönlichen Erscheinen ist Ausdruck des der Stigmatisierung nützlichen 
Vorurteils, Sexarbeiter*innen seien „fremdgesteuert“ und unfähig, ohne einen auf sie ausgeübten 
Zwang Beratungsangebote in Anspruch zu nehmen. Diese Vorstellungswelt von vorgestern macht 
sich das KFN zu Eigen und verdeutlicht damit seine Parteinahme gegen die Sexarbeiter*innen.  
Der Evaluation versucht, die schlimmsten Auswüchse in der Umsetzung des ProstSchG zu beseitigen 
und verlorengegangenes Vertrauen zurückzugewinnen. Durch bloße Kosmetik werden sich 
Sexarbeiter*innen nicht von der angeblich wohltuenden Wirkung der „Anmeldung sui generis“ nicht 
überzeugen lassen. 
 
Rechtliche Ungleichbehandlung kann niemals Grundlage für Schutz sein, den zu gewähren man 
reklamiert. Die Alternative zur Zwangsanmeldung – ob kostenpflichtig oder kostenlos – ist die 
freiwillige Beratung bei weltanschaulich neutralen, Sexarbeit akzeptierenden, niederschwellig 
arbeitenden und auskömmlich finanzierten Fachberatungsstellen bzw. ebenso aufgestellte staatliche 
Einrichtungen. 

                                                           
273 Kostenpflichtig ist die „Anmeldung sui generis“ in den Bundesländern Bayern, Bremen, Hessen, 
Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen und Sachsen-Anhalt. (vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 
209/10) 
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03.5  Alternativen 
 

 

● Steuerliche Anmeldung auf elektronischem Wege nach § 138 1b Abgabenordnung. 
 

 
 
B 04  Zwang zur Teilnahme an einer „gesundheitlicher Beratung“ 
 

 
04.1  Ausgangslage im ProstSchG 
 

Der Zwang zur Teilnahme an einer gesundheitlichen Beratung ist geregelt in § 10 ProstSchG. 
 
04.2  Bewertung der Regelungen 
 
 

● Die gesundheitliche Beratung nach § 10 ProstSchG wird vom Gesetz als „Beratungs-Angebot“ 
gepriesen. Da man dieses Angebot jedoch nicht – wie gemeinhin üblich – folgenlos ablehnen oder 
wahrnehmen kann, handelt es sich in Wirklichkeit nicht um ein „Angebot“, sondern um eine „Zwangs-
beratung“.274 Denn der schriftliche Nachweis der Teilnahme an der gesundheitlichen Beratung ist 
Voraussetzung für die Aufnahme der Prostitutionstätigkeit. Es gibt keine andere (frei)berufliche 
Tätigkeit, zu deren Ausübung eine zuvor erfolgte „gesundheitliche Beratung“ obligatorisch wäre. 
 

● Mit dem Erfordernis der Vorlage der Bescheinigung einer Teilnahme an der gesundheitlichen 
Beratung bei der ordnungsrechtlichen Anmeldung der Prostitutionstätigkeit erweist sich die gesund-
heitliche Beratung nicht nur als Zwang, sondern erscheint die behauptete „Anmeldepflicht“ von 
Prostitution de facto als Erlaubnispflicht mit der Möglichkeit einer Versagung. Ohne Bescheini-
gung der Teilnahme an der gesundheitlichen Beratung kann die Ausstellung einer Anmelde-
bescheinigung (Hurenpass) verweigert und damit die Tätigkeit als Prostituierte versagt werden. 
 

● Im Kontext der repressiven Anmeldepflicht erfolgt regelmäßig ein Missbrauch der gesundheit-
lichen Beratung zu anderen als gesundheitlichen Zwecken. Gesundheitsschutz wird gezielt 
instrumentalisiert zum Zwecke der Ausforschung der Sexarbeiter*innen, zu Zwecken der 
Kriminalitätsprävention sowie zu Zwecken der Strafverfolgung im Umfeld der Prostitution. All das hat 
mit Gesundheitsschutz nicht das Geringste zu tun. Gesundheitsschutz ist lediglich ein Vorwand, um 
im Kontext repressiver Anmeldepflicht immer weitere Kontrollanlässe zu schaffen – auch in Bezug 
auf die Sexarbeiter*innen selbst.   
 

● Die gesundheitliche Zwangsberatung stigmatisiert Sexarbeiter*innen als unwissende, hilf- und 
orientierungslose Personen. Ihre Hilfs- und Überwachungsbedürftigkeit wird durch die staatlich 
verfügte, regelmäßige Wiederholung der gesundheitlichen Beratung noch unterstrichen. Die Mitführ-
pflicht der Bescheinigung über die gesundheitliche Beratung stigmatisiert Sexarbeiter*innen zudem 
als mögliche Gefahrenquelle für die Volksgesundheit. 
 

● Die gesundheitliche Zwangsberatung erweist sich als bloße Karikatur auf wirklichen Gesund-
heitsschutz. Die Mitarbeiterinnen der Gesundheitsämter verfügen nur über eingeschränkte medizi-
nische Qualifikationen. Die Möglichkeit eines erleichterten Zugangs zur Sozialversicherung – etwa 
durch Anerkennung der Freiberuflichkeit in Bezug auf Sexarbeit und durch Öffnung des Zugangs zur 
Künstlersozialversicherung wird nicht in Erwägung gezogen. Es gibt bis heute unter den 85 anerkann-
ten Berufskrankheiten keine einzige mit Bezug auf die Ausübung der Prostitution, sodass die freiwillige 
Mitgliedschaft in einer gesetzlichen Unfallkasse keine Entschädigungszahlungen zur Folge hätte. 
 

● Grundsätzlich verhindert eine gesundheitliche Zwangsberatung die Akzeptanz präventiver 
Botschaften, erschwert die Herausbildung von Selbstwertgefühl und Durchsetzungsvermögen. Zwang 
im Kontext von Beratung, und speziell im Kontext von gesundheitlicher Beratung, ist stets 

                                                           
274 „Liest man nur § 10 Abs. 1 Satz 1 ProstSchG, auf den § 4 Abs. 3 S. 1 ProstSchG verweist, könnte der Eindruck 
entstehen, es gehe um ein Angebot (vgl. den Wortlaut: „Beratung (…)   angeboten“). Das ist bei erstmaliger 
Anmeldung nicht der Fall, sondern es handelt sich um eine Pflicht- bzw. Zwangsberatung (vgl. § 10 Abs. 3 S. 1 
ProstSchG: „… müssen (…) Beratung wahrnehmen).“ Vgl. Rixen (2018), S. 144 
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kontraproduktiv und dient im Zweifel nur der Generierung weiterer Zwänge – wie etwa in Bezug auf 
die Durchsetzung der Kondompflicht.275 
 
04.3  Folgen der Regelungen 
 

Die gesundheitliche Zwangsberatung von Sexarbeiter*innen ist nicht nur an und für sich ein Miss-
brauch des Gesundheitsschutzes zu anderen als gesundheitlichen Zwecken, sondern ist oben--
drein in sich selbst extrem missbrauchsanfällig. Das manifestiert sich nicht zuletzt 
 

● in der Durchführung gesundheitlicher Zwangsberatungen in der Regie des sozialpsychologischen 
Dienstes der Gesundheitsämter. Diese Zuordnung – so geschehen in Marburg, Offenbach und ehe-
mals in Gelnhausen – ist eine Form der institutionellen Diskriminierung von Sexarbeiter *innen, da die 
sozialpsychiatrischen Abteilungen der Gesundheitsbehörden laut Gesetz (HGöGD § 7) für „Menschen 
mit psychischen Krankheiten“ zuständig sind und sich folglich nicht als Anlaufstelle für Angehörige 
einer gesamten Berufsgruppe eignen, die zu den Gesundheitsberatungen gesetzlich zwangsverpflich-
tet wurden.276  
 

● in der unter dem Vorwand effektiver Sprachvermittlung erfolgenden Einbeziehung christlicher 
Beratungsstellen mit Fokus auf Ausstiegsprojekte in die Pflichtberatung von Sexarbeiter*innen – so 
geschehen in Gießen und Frankfurt. Und das, obwohl diese Beratungsgespräche nach den Vorgaben 
des Prostituiertenschutzgesetzes angeblich Vertraulichkeit und Neutralität garantieren sollen. 
 

● im Outsourcing von gesundheitlicher Zwangsberatung an private Träger wie pro familia – so 
geschehen in Solingen;277 
 

● in der finanziellen Abzocke auf Kosten von Sexarbeiter*innen, indem sie für ihre gesundheitliche 
Zwangsberatung auch noch hohe zweistellige Beträge entrichten und zum Teil auch noch die für diese 
Gespräche erforderlichen Dolmetscher*innen selbst bezahlen mussten; 
 

● Mitarbeiter*innen der Gesundheitsämter versagen Sexarbeiter*innen die Ausstellung von 
Bescheinigungen der Teilnahme an der gesundheitlichen Zwangsberatung, obwohl dies nach dem 
Wort-laut des ProstSchG gar nicht vorgesehen ist  
 

● Eine weitere fatale Folge der gesundheitlichen Zwangsberatung nach dem ProstSchG ist, dass es 
mittlerweile erhärtete Indizien gibt für eine Verdrängung der freiwilligen Gesundheitsberatung nach 
dem Infektionsschutzgesetz (§ 19 IfSG) durch die §-10 Zwangsberatung nach dem 
Prostituiertenschutzgesetz.278  
 
 
 

                                                           
275 Wie auch im Falle der seit 1995 institutionalisierten Schwangerschaftskonfliktberatung wird gesundheitliche 
Zwangsberatung immer gerne im Hinblick auf Frauen und mit Blick auf deren Umgang mit ihrer Gebärfähigkeit 
vorgenommen. Sofern es staatlich veranlasste, verpflichtende medizinische Untersuchungen im beruflichen 
Kontext gibt, handelt es sich meistens um Eignungsuntersuchungen (oft im öffentlichen Dienst), die nicht dem 
Schutz der betroffenen Person, sondern dem Schutz der Allgemeinheit dienen. Die auf abhängige 
Beschäftigungsverhältnisse zugeschnittene „Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge“ unterscheidet aus 
gutem Grund Maßnahmen der „Pflichtvorsorge“, der „Angebotsvorsorge“ und der „Wunschvorsorge“ (vgl. 
https://www.gesetze-im-internet.de/arbmedvv/index.html#BJNR276810008BJNE000501301). Der alleinige 
Fokus auf Zwangsberatung zeichnet hingegen das Prostituiertenschutzgesetz aus. 
276 Vgl. https://www.op-marburg.de/lokales/marburg-biedenkopf/marburg/kritik-von-dona-carmen-
sozialpsychiatrischer-dienst-beraet-sexarbeiter-U6JYZI2VKDGBTR5K7HRL7O65UE.html 
277 Vgl. https://www.profamilia.de/angebote-vor-ort/nordrhein-westfalen/beratungsstelle-
solingen/gesundheitsberatung-ird-prostituiertenschutzgesetzes 
278 Vgl. Körner (2020), S. 204 ff; vgl.: Prostituiertenschutzgesetz schlägt Infektionsschutzgesetz, Doña-Carmen-
Untersuchung belegt: Erschwerter Zugang von Sexarbeiter/innen zu freiwilliger, anonymer STI-Beratung in 
Gesundheitsämtern, https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/Prostituiertenschutzgesetz-
schl%C3%A4gt-Infektionsschutzgesetz.pdf 
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04.4  KFN-Empfehlungen & Bewertung 
 

Auf die Teilnahme an der „gesundheitlichen Zwangsberatung beziehen sich sechs KFN-Empfehlun-
gen, die sich zugleich auch auf den Zwang zur Absolvierung eines „Informations-und Beratungs-
gesprächs“ beziehen und dort bei der Nummerierung mit dem Buchstaben (b) versehen sind. 
 

Die sechs KFN-Empfehlungen lauten: 
 

(1a) Vermehrte Zentralisierung von Anmeldung und Beratung. 
(2a) Tausch der Reihung von ‚gesundheitlicher Beratung‘ und ‚Informationsgespräch.‘ 
(3a) Verpflichtende Aus- und Fortbildungsangebote für Behördenmitarbeitende. 
(4a) Bessere Vernetzung der Sachbearbeitenden von ProstSchG-Behörden. 
(5a)  Erweiterter Themenkatalog der Beratung: Berücksichtigung der „Feldheterogenität“. 
(6a)  Rechtliche Klarstellung: Beachtung der individuellen Bedürfnisse in der Anmeldung. 
 
● Das KFN befürwortet eine „Optimierung“ der gesundheitlichen Zwangsberatung, ohne die Frage 
aufzuwerfen, ob nicht der Zwang zur Beratung der eigentliche Grund für die „Mängel“ in diesem 
Anmeldeverfahren ist. Die Pflicht zur Teilnahme an der gesundheitlichen Beratung als Teil des 
Prozesses der Zwangsregistrierung von Sexarbeit wird von der Evaluation nicht in Frage gestellt.   
 

● Der im empirischen Teil der Evaluation festgestellte Rechtsbruch durch Versagung von Teilnahme-
bescheinigungen im Rahmen der Gesundheitsberatung wird vom KFN lediglich zur Kenntnis genom-
men, nicht aber gerügt oder gar als Indiz für die Untauglichkeit von Zwangsberatungen gewertet. Das 
belegt das grundsätzliche Einverständnis des KFN mit der Instrumentalisierung der gesund-
heitlichen Beratung für andere als gesundheitliche Zwecke. Der KFN-Vorschlag einer „vermehrten 
Zentralisierung von Anmeldung und Beratung“ unterstreicht die weitere Entwicklung in diese Richtung. 
Der Vorschlag, die ordnungsamtliche Registrierung vor der gesundheitlichen Beratung vorzunehmen, 
ist in sich logisch: Die Registrierung hat allemal Priorität vor Schutz. 
 

● Dass die gesundheitliche Zwangsberatung die auf Freiwilligkeit basierenden Beratungsstrukturen 
nach § 19 Infektionsschutzgesetz verdrängt, wird vom KFN kleingeredet. Eindeutig missbräuch-
liche Verfahren wie die gut dokumentierte stigmatisierende Durchführung der Zwangsgesundheits-
beratung unter der Regie eines „Sozialpsychiatrischen Dienstes“ oder in privater Trägerschaft werden 
gar nicht erst zur Kenntnis genommen. 
 

● Vorschläge zu verpflichtenden Aus- und Fortbildungsangeboten und nachhaltigerer Vernetzung von 
Behördenmitarbeitenden verweisen auf die Ineffektivität bestehender Abläufe, verkennen aber die 
Fehlerhaftigkeit des Grundansatzes, Probleme im Prostitutionsgewerbe mit rechtlicher Ungleich-
behandlung und immer mehr Überwachung lösen zu wollen. Der Vorschlag eines „erweiterten 
Themenkatalogs“ aufgrund der „Feldheterogenität“ verweist auf die beabsichtigte Ausdehnung der 
Überwachung auf Internet gestützte Prostitutionsplattformen.   
 
Fazit: Der KFN-Evaluationsbericht hält am Beratungszwang im Kontext der Anmeldung von Sexarbeit 
fest in der törichten Hoffnung, fieberhaft gesuchte Opfer von Menschenhandel / Ausbeutung zu finden, 
um damit die „Schutzbedürftigkeit“ von Sexarbeiter*innen belegen und den Ansatz des ProstSchG 
retten zu können. Der Berufsalltag von Sexarbeiter*innen wird damit zum Exerzierplatz von zweifel-
haften Praktiken und Flausen, die nicht einmal durch die Untersuchungs-Ergebnisse des 
Evaluationsberichts gestützt werden. 
 
04.5  Alternativen 
 

 

● Anonyme, niedrigschwellige und kostenlose Gesundheitsberatung von Sexarbeiter*innen  
   bei Gesundheitsämtern. 
● Die ‘Kann-Bestimmungen‘ des §19 IfSG hinsichtlich aufsuchender Arbeit müssen in Groß- 
   städten mit mehr als 100.000 Einwohnern zugunsten einer verbindlichen Institutionali- 
   sierung aufsuchender Arbeit im Prostitutionsgewerbe seitens der zuständigen Gesund-  
   heitsämter geändert werden. 
 

 
 
 



109 
 

 
B 05  Zwang zur Teilnahme an einem „Informations- und Beratungsgespräch“ 
 
05.1  Ausgangslage im ProstSchG 
 

Der Zwang zur Teilnahme an einem „Informations- und Beratungsgespräch“ ist geregelt in § 7 u. 8 
ProstSchG. 
 
05.2  Bewertung der Regelungen 
 

● Die Doppelung der Beratung im Zuge der Anmeldung einer Prostitutionstätigkeit ist für die Be-
troffenen zeitaufwändig, kostspielig und schikanös. Die angebliche Notwendigkeit eines zusätzlichen 
Beratungsgesprächs ist verbunden mit einer Streuung sensibler Daten, deren Erhebung im 
Widerspruch zur DSGVO steht. Wenn die Doppelung der Beratung einen Sinn haben soll, dann den, 
dass sie die wechselseitige Kontrolle von Gesundheits- und Ordnungsbehörde ermöglicht. Dass in § 3 
Abs. 2 ProstSchG zudem die Möglichkeit eines zusätzlichen Anmeldeverfahrens auf Ebene der 
Bundesländer vorgesehen – wenn auch bislang nicht realisiert wurde –, unterstreicht, dass es sich 
bei der Anmeldung von Prostitution um Schikane durch Verfahren handelt. 
 

● Wie die Gesundheitsberatung geht auch das „Informations- und Beratungsgespräch“ von der 
Vorstellung der „fremdgesteuerten“279 Prostituierten aus, denen ein Kontakt mit „milieufernen Dritten“ 
ein besonderes Bedürfnis sei. Daher versteht sich die Anmeldepflicht im Falle von Prostitution als 
„Teil eines Schutzkonzepts“280, dem es um „weitergehende Zwecke“ geht als bloß um die 
Entgegennahme einer Gewerbeanzeige.281 Schließlich gehe es um „Gefahren der Prostitution“, nicht 
etwa um Gefahren „in der Prostitution“. Daher sei die Behörde verpflichtet, „entsprechenden kon-
kreten tatsächlichen Anhaltspunkten nachtzugehen“.282 „Umfassende Ausforschung“ sei gleich-
wohl nicht beabsichtigt, wird blauäugig versichert.283 Wenn es aber bereits um „fremdgesteuerte Ein-
flussnahme“ unterhalb der Schwelle strafrechtlicher Relevanz geht und den Behörden aufgegeben ist, 
Anhaltspunkten nachzugehen bei der Vermutung, „dass mit einer konkreten Person oder mit 
Verhältnissen an deren Arbeitsort ‚etwas nicht stimmt‘“, dann kann man diesen Beratungsformaten 
durchaus einen investigativen und einen entsprechend übergriffigen Charakter attestieren. 
 

● Am Ende der Beratung wird eine Anmeldebescheinigung ausgestellt, die allerdings bei Vorliegen 
von „Versagungsgründen“ verweigert werden kann. Damit aber ist Prostitutionstätigkeit definitiv 
erlaubnispflichtig und nicht etwa nur anmeldepflichtig, wie beschönigend behauptet wird.284  
 

● In Anbetracht der Tatsache, dass in der Zeit von 2018 bis 2023 auf bundesweit 95.995 Anmelde-
vorgänge nur 770 Versagungen (= 0,8 %) entfielen285, dürften Zweifel an der Sinnhaftigkeit des 
Anmeldeverfahrens begründet sein. Laut der im Evaluationsbericht erfolgten Befragung von 
Behördenleitern und Sachbearbeiter*innen bei der ordnungsbehördlichen Anmeldung von 
Sexarbeiter*innen, wussten nur 265 Sachbearbeiter (= 39,6 %) überhaupt von Versagungen zu 
berichten, bei denen lediglich in 29 von 1.510 genannten Gründe die Vermutung (!) „Menschenhandel 
/ Ausbeutung“ zutraf. Bezogen auf die insgesamt von den befragten Behörden erteilten 53.720 
Anmeldungen handelt es sich damit um einen kriminalitätsaffinen Anteil in der Größenordnung von 
0,05 %.286 Mit anderen Worten: Auf 10.000 Sexarbeiter*innen entfallen gerade einmal rund 5 vermu-
tete (!) Opfer von Menschenhandel – eine Größenordnung, die weder ein prostitutionsspezifisches 
Strafrecht, noch eine „Anmeldung sui generis“ nach Art des ProstSchG rechtfertigt.  

                                                           
279 Vgl. ProstSchG, DRs. 18/8556, S. 63 
280 ebenda, S. 64 
281 ebenda, S. 65 
282 ebenda, S. 66 
283 ebenda, S. 66 
284 „Die Rede von der ‚erlaubnisfreien‘ Prostitution verharmlost die Hürden, die die Anmeldepflicht errichtet 
und die in Kombination mit der gesundheitlichen Beratung deutlich über das Eingriffsniveau einer Anzeige-
pflicht gemäß § 14 GewO hinausgeht.“ (zit. nach: Rixen (2018), S. 146/47) 
285 Vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 183 
286 ebenda, S. 212, 216 
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05.3  Folgen der Regelungen 
 

● Die Überfrachtung und Instrumentalisierung der rechtlichen Regulierung von Prostitution mit dem 
Anliegen, eine ganze Berufsgruppe unter den Generalverdacht der Fremdsteuerung zu stellen und sie 
zum behördlichen Ausforschungsobjekt zu degradieren, wird notwendigerweise zur Folge haben, dass 
die Akzeptanz des ProstSchG noch weiter abnehmen wird.  
 

● Anstatt als Mittel der Kriminalitätseindämmung erweisen sich die Beratungsformate im Kontext der 
Zwangsregistrierung von Prostitution als ineffektives Mittel zur Kontrolle der Unterschichts-
migration. Wenn die Mehrzahl der „Versagungen“ von Hurenpässen - wie durch die Evaluation er-
wiesen – ausländerrechtliche Ursachen hat, dann löst sich das Schutzversprechen gegenüber den 
angeblich mehrheitlich von Kriminalität und Fremdbestimmung betroffenen Prostituierten in Luft auf.  
 
05.4  KFN-Empfehlungen & Bewertung 
 

Auf den Zwang zur Teilnahme an einem „Informations- und Beratungsgespräch“ beziehen sich sieben 
KFN-Empfehlungen. Sechs von ihnen beziehen sich auch auf den Zwang zur gesundheitlichen 
Beratung und sind bereits unter Punkt 3 behandelt worden. Neu an dieser Stelle ist lediglich die 
Empfehlung einer „informierten Einwilligung“ (Nr. 7).  
 

Die sieben KFN-Empfehlungen lauten: 
 

(1b) Vermehrte Zentralisierung von Anmeldung und Beratung. 
(2b) Tauch der Reihung von ‚gesundheitlicher Beratung‘ und ‚Informationsberatungsgespräch‘.  
(3b) Verpflichtende Aus- und Fortbildungsangebote für Behördenmitarbeitende. 
(4b) Verbesserte Vernetzung der Sachbearbeitenden von ProstSchG-Behörden. 
(5b)  Erweiterter Themenkatalog der Beratung: Berücksichtigung der „Feldheterogenität“. 
(6b)  Rechtliche Klarstellung: Beachtung der individuellen Bedürfnisse in der Anmeldung. 
(7)   „Informierte Einwilligung“: Erweiterung des Katalogs der Beratungsthemen um eine  
        realistische und umfassende Aufklärung über die Prostitutionstätigkeit. 
 
● Das zentrale Problem mit dem ProstSchG ist für das KFN (und seine Auftraggeber) die durch den 
Evaluationsbericht erneut unterstrichene Tatsache, dass auch die Einführung engmaschiger Kontroll- 
und Überwachungsmaßnahmen in der Prostitution es nicht geschafft hat, mehr mutmaßliche Opfer 
von Menschenhandel / Ausbeutung zu identifizieren. Noch so viele neue „Leitfäden“, noch so viele 
qualifizierte Fortbildungen und noch so viele unterschwelligen Drohungen gegenüber Sachbearbei-
ter*innen der zuständigen Anmeldebehörden werden nicht dazu führen, dass sich der seit über einem 
Vierteljahrhundert anhaltende Trend des stetigen Rückgangs angeblich „prostitutionsspezifischer“ 
Kriminalität in sein Gegenteil umkehren wird. Die Umsetzung des ProstSchG binnen der letzten acht 
Jahre hat bereits zur Genüge unter Beweis gestellt, dass das nicht funktioniert. Es gibt nicht die 
geringsten Anzeichen dafür, dass es in Zukunft funktionieren könnte.    
 

● Die KFN-Empfehlung der Einführung einer „informierten Einwilligung“ knüpft am altherge-
brachten Vorurteil an, es fehle Sexarbeiter*innen wenn schon nicht an „Einsichtsfähigkeit“, so doch 
grundsätzlich an Risikobewusstsein und Kenntnis der tatsächlichen Umstände der Prostitutions-
ausübung. Die dagegen sich richtende KFN-Empfehlung, Sexarbeiter*innen im Rahmen einer 
„informierten Einwilligung“ zukünftig die Akzeptanz einer für verbindlich erklärten „realistischen 
Vorstellung“ von Prostitution abzuverlangen, zeugt von machtversessener Arroganz, Verblendung 
und maßloser Selbstüberschätzung. Die Umsetzung einer solchen Empfehlung käme einer 
Gehirnwäsche der Betroffenen gleich, was jedem ethisch fundierten wissenschaftlichen Anspruch 
diametral zuwiderläuft. Mit der Umsetzung dieser Empfehlung wäre freilich das Vorhaben, behördliche 
Überwachung von Sexarbeit auf der Grundlage von Vertrauen zu organisieren, endgültig an die Wand 
gefahren. 
 

● Fazit: Das KFN weigert sich beharrlich, den offenkundigen Tatsachen ins Gesicht zu schauen: Das 
diskriminierende prostitutionsspezifische Sonder-Strafrecht erweist sich mehr und mehr als eine 
interessierte ideologische Konstruktion. Es wird auf Dauer nicht herhalten können als Recht- 
fertigung für eine rechtliche Regulierung von Prostitution, die auf der Grundlage von sachlich nicht 
gerechtfertigter Ungleichbehandlung Sexarbeiter*innen mit Kontrolle, Überwachung und Repression 
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demütigt. Die Empfehlungen des KFN wirken hilf- und ziellos, verzetteln sich im Detail und verschär-
fen die Stigmatisierung von Sexarbeit in der Prostitution. 
 
05.5  Alternativen 
 

● Ersatzlose Streichung aller Beratungsformate im Kontext einer Zwangsregistrierung von 
   Prostitution! 
● Auskömmliche Finanzierung von Beratungsstellen, die ohne konfessionelle Ausrichtung  
   auf Grundlage weltanschaulicher Neutralität und Akzeptanz von Sexarbeit tätig sind. 
 

 
 
B 06  Zwang zum Besitz und Mitführen von Hurenpass & Bescheinigung über      
         die Teilnahme an einer gesundheitlichen Beratung 
 
 
06.1  Ausgangslage im ProstSchG 
 

Der Zwang zum Besitz und Mitführen von Hurenpass und Bescheinigung über die Teilnahme an einer 
gesundheitlichen Beratung ist geregelt in § 5 Abs. 7 und § 10 Abs. 6 ProstSchG. 
 
06.2  Bewertung der Regelungen 
 

● Die Anmeldebescheinigung („Hurenpass“) mit Lichtbild und Angabe personenbezogener Daten, 
die es erlauben, die Inhaberin zu identifizieren, ist ein Nachweis, dass die Inhaberin das reguläre 
Anmeldeprocedere durchlaufen hat. Eine Sexarbeiter*in hat nicht nur die Pflicht, ein solches 
Nachweisdokument zu besitzen, sondern unterliegt darüber hinaus dem Zwang, es bei der Ausübung 
der Prostitutionstätigkeit (die das „Bereithalten“ einschließt) mit sich zu führen. Die Mitführpflicht für 
den Hurenpass ist in § 5 Abs.7 ProstSchG, die Mitführpflicht für die Bescheinigung der Teilnahme 
an der Gesundheitsberatung ist in § 10 Abs.6 ProstSchG geregelt. 
 

● Die Mitführpflicht von Berechtigungsnachweisen im Zusammenhang der Berufsausübung ist in 
Deutschland unüblich. Sie findet sich nur beim Führen von privat, vor allem aber von gewerblich 
genutzten Kraftfahrzeugen (z.B. Führerschein, Fahrzeugschein, Personenbeförderungsschein etc.). 
Die Mitführpflicht von Hurenpass und Gesundheitsbescheinigung ist daher diskriminierendes 
Sonderrecht.  
 

● So gibt es im Hinblick auf den Personalausweis nur die Pflicht ihn zu besitzen, nicht aber eine 
Mitführpflicht. Doch auch das ist mit dem ProstSchG für Sexarbeiter*innen geändert worden. Mit Art. 
3 des „Gesetzes zur Regulierung des Prostitutionsgewerbes sowie zum Schutz der in der Prostitution 
tätigen Personen“ gilt nun auch für Menschen im Prostitutionsgewerbe nach § 2a des Schwarz-
arbeiterbekämpfungsgesetzes eine Mitführ- und Vorzeigepflicht hinsichtlich des Personal-
ausweises.287 Mussten Sexarbeiter*innen bei der Ausübung ihrer Tätigkeit vor Inkrafttreten des 
ProstSchG kein offizielles Dokument mit sich führen, so sind es seit dem ProstSchG gleich drei 
Dokumente: der Hurenpass, die Bescheinigung zur Teilnahme an der Gesundheitsberatung sowie 
der Personalausweis. Ein klassischer Fall rechtlicher Ungleichbehandlung durch overpolicing.288  
 

● Doch diese Praxis generiert weitere Kontroll- und im Zweifel auch Sanktionsanlässe. So besteht 
für Sexarbeiter*innen, die in Prostitutionsgewerben (z. B. Bordellen) tätig sind, nach § 27 Abs. 2 
ProstSchG die bußgeldbewehrte Pflicht, „vor Aufnahme der Tätigkeit“ dort sowohl den Hurenpass als 
auch die Bescheinigung über die Teilnahme an der Gesundheitsberatung vorzulegen. Damit werden 
Hurenpass wie Gesundheitsbescheinigungen auch von privaten Akteuren auf ihre Gültigkeit kontrol-
liert. 

                                                           
287 Vgl. https://www.gesetze-im-internet.de/schwarzarbg_2004/__2a.html 
288 Die Kontrolle der Gesundheitsbescheinigung kann bei Ablauf der Gültigkeit ergeben, dass auch der 
vorhandene und mitgeführte Hurenpass nicht mehr gültig ist. Die Kontrolle des Hurenpasses ergibt, ob die 
Besitzerin angemeldet und somit rechtmäßig in der Prostitution tätig ist. Die Kontrolle des Personalausweises 
kann ergeben, ob die Person, die den Hurenpass vorzeigt, auch tatsächlich die rechtmäßige Besitzerin dieses 
Dokuments ist und ihn nicht vorübergehend „ausgeliehen“ hat.    
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● Laut § 6 Abs.1 Satz 4 ProstSchG berechtigt der Hurenpass nur zur Ausübung der Prostitution in 
bestimmten, nämlich den „bei der Anmeldung angegeben Ländern und Kommunen“. Obwohl 
Sexarbeit in der Prostitution offiziell nur als „anmeldepflichtig“, nicht aber als „erlaubnispflichtig“ 
eingestuft wird, unterliegt sie damit schärferen Bestimmungen als das nach § 55 GewO als erlaubnis-
pflichtig eingestufte Reisegewerbe. Zukünftige Tätigkeitsorte sind in einer Reisegewerbekarte nicht 
explizit einzutragen, die Karte gilt für das gesamte Bundesgebiet. Faktisch wird dies mittlerweile auch 
im Falle von Sexarbeit so gehandhabt. Gleichwohl sieht das ProstSchG auch weiterhin die örtliche 
Einschränkung der Sexarbeit durch entsprechende Eintragungen im Hurenpass vor, was eine 
Schlechterstellung selbst gegenüber dem Reisegewerbe darstellt. 
 

● Eine zusätzliche Möglichkeit der örtlichen Einschränkung der Prostitutionsausübung ist durch 
das (bislang noch nicht in Anspruch genommene) Recht der jeweiligen Landesregierungen gegeben, 
„abweichende Regelungen zur räumlichen Geltung“ der Anmeldebescheinigung zu treffen (vgl. § 5 
Abs. 3 ProstSchG). 
 

● Angeblich um dem Datenschutz Rechnung zu tragen, hat man mit in das ProstSchG die Möglichkeit 
einer so genannten „Aliasbescheinigung“ eingeführt. Dabei handelt es sich um eine anonymisierte 
Anmeldebescheinigung. Aber auch sie enthält ein Lichtbild, die personenbezogenen Daten der 
Sexarbeiter*in, zusammen mit dem Aliasnamen. Ein solcher Ausweis ist bislang einmalig in Deutsch-
land. Die Bescheinigung hält jedoch nicht, was sie verspricht. Den Anmeldebehörden verwahren eine 
Kopie der Aliasbescheinigung bei den Anmeldeunterlagen für den Fall möglicher Strafverfolgung. 
Alias- und Klarnamen sind miteinander abgleichbar auch im Zusammenhang der obligatorischen 
Angabe einer Melde- bzw. Zustelladresse. Betreiber*innen von Prostitutionsgewerben erfahren 
spätestens im Zusammenhang mit steuerlich relevanten Rechnungsstellungen den Klarnamen der bei 
ihnen tätigen Sexarbeiter*innen Und bei Polizeikontrollen im Zusammenhang mit Prostitution besteht 
grundsätzlich eine Ausweispflicht (Mitführ- und Vorzeigepflicht von Personalausweisdokumenten).289 
Der Hurenpass bietet – ganz gleich ob mit Klar- oder Aliasname – reichlich Erpressungspotenzial. Das 
garantiert schon die allenthalben bestehende gesellschaftliche Stigmatisierung von Prostitution. 
Nichtsdestotrotz lassen sich Anmeldebehörden die mit der Ausstellung einer Aliasbescheinigung 
verbundenen Unkosten in neun Bundesländern von den Sexarbeiter*innen ersetzen. 
 

● Es wird gerne unterschlagen, dass der Hurenpass keine Erfindung des Prostituiertenschutz-
gesetzes ist, sondern auf eine Praxis unter den Nationalsozialisten zurückgeht. Im August 1933 
führte der damalige Essener Polizeipräsident, NSDAP-Mitglied und SS-Mann Karl Zach mittels 
Dienstanweisung für „Dirnen“ die Mitführpflicht eines Merkbuches ein. Es enthielt Angaben zur 
Person, ein Lichtbild, Vermerke über die genehmigten Orte zur Ausübung der Prostitution und Raum 
für die Eintragung der Gesundheitsbehörde. Was damals ein einziges Nachweisdokument war, sind 
heute zwei Bescheinigungen. Ansonsten erweist sich der Essener Ausweis als Blaupause für den 
heutigen Hurenpass. Er diente seinerzeit der „Beschränkung der Freiheitsrechte der Dirnen“.290 Mit 
Verweis auf die am 28.2.1933 erlassene Reichstagsbrandverordnung sah man sich zu diesem 
Vorgehen legitimiert. Die Reichstagsbrandverordnung setzte die § 114 und § 115 der Weimarer 
Reichsverfassung außer Kraft. § 114 regelte: „Die Freiheit der Person ist unverletzlich. Ausnahmen 
sind nur aufgrund von Gesetzen zulässig“. Und § 115 regelte: „Die Wohnung eines jeden Deutschen 
ist für ihn eine Freistätte und unverletzlich. Ausnahmen sind nur aufgrund von Gesetzen zulässig.“ Mit 
der Außerkraftsetzung dieser demokratischen Grundrechte sah man in Essen die Grundlagen 
gegeben „für den rein verwaltungsmäßigen Zwang gegen die Dirnen“. 
 

● Die Mitführpflicht eines Anmelde-Nachweisdokuments wurde erst 2014 mit dem Referenten-
entwurf für ein ProstSchG seitens des SPD-geführten BMFSFJ wieder ins Spiel gebracht. In einer 
2014 vom Bundesfamilienministerium organisierten Anhörung von 40 Verbänden, Ministerien und 
Experten stimmten lediglich 6 von 40 an der Anhörung Beteiligten für einen „Hurenpass“, darunter der 
auch an der jetzigen Evaluation beteiligte Prof. Joachim Renzikowski. Er schrieb seinerzeit: 

                                                           
289 „Daher ist äußerst fraglich, ob die Aliasbescheinigung in ihrer derzeitigen Ausgestaltung den Gesetzeszweck 
der Anonymisierung tatsächlich erreichen kann.“ (zit. nach Demir, in: von Galen, ProstSchG Kommentar, S. 68) 
290 Es galt für Polizeibeamte, dass sie „die Einzelfälle restlos und rücksichtslos zu erfassen haben mit dem 

Endziel, die Öffentlichkeit unter allen Umständen von den Dirnen zu säubern, ganz so, wie die SA und SS allein 

schon durch ihr Dasein und die Kundgabe ihres Willens, Dirnen nicht mehr in der Öffentlichkeit zu dulden, mit 

bestem Erfolg gewirkt haben.“ Zit. nach:  Sellmann (1935) S. 38 
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„Eine indirekte Sanktionierung (der Prostituierten, DC) ist mittels der Prostitutionskarte möglich. Auf 
diese Weise können etwa diejenigen, die eine ungemeldete Prostituierte beschäftigen oder ihre 
Dienste nachfragen, zur Verantwortung gezogen werden.“ Aus der Antwort Renzikowskis ging 
hervor, dass Sexarbeiter*innen sich auch ihren Kunden gegenüber mit diesem Nachweisdokument 
ausweisen sollen. Der Respekt vor dem informationellen Selbstbestimmungsrecht von Sexarbeiter-
*innen sinkt damit auf den absoluten Nullpunkt.  
 

● Die Mitführpflicht des Hurenpasses als auch die Mitführpflicht der Bescheinigung über die Teil-
nahme an der Gesundheitsberatung stehen grundsätzlich im Widerspruch zur europäischen 
Dienstleistungsfreiheit. In Art. 16 Abs. 2e der auch in Deutschland geltenden EU-Dienstleistungs-
richtlinie von 2006 heißt es: 
 

     „(2) Die Mitgliedstaaten dürfen die Dienstleistungsfreiheit eines in einem anderen Mitgliedstaat 
           niedergelassenen Dienstleistungserbringers nicht einschränken, indem sie diesen einer  
           der folgenden Anforderungen unterwerfen: … 
           e) der Pflicht, sich von ihren zuständigen Behörden einen besonderen Ausweis für die  
               Ausübung einer Dienstleistungstätigkeit ausstellen zu lassen.“291 
 

Nach Art. 16 Abs.3 dieser EU-Richtlinie sind Einschränkungen dieses Rechts jedoch „aus Gründen 
der öffentlichen Ordnung, der öffentlichen Sicherheit, der öffentlichen Gesundheit oder des 
Schutzes der Umwelt gerechtfertigt“. Darauf kann sich das ProstSchG beziehen. Doch ob die 
Ausübung der Prostitution hierzulande tatsächlich die öffentliche Ordnung, die öffentliche Sicherheit 
oder die öffentliche Gesundheit gefährdet, kann mit Fug und Recht bestritten werden. 
 
06.3  Folgen der Regelungen 
 

● Der Zwang zum Besitz und zum Mitführen eines Hurenpasses ist diskriminierendes Sonderrecht und 
verstärkt die bestehende Stigmatisierung von Prostitution. Er ist darüber hinaus ein Mittel der Durch-
setzung und Effektivierung der Kontrolle von Sexarbeit. Beides zusammen hat abschreckende 
Wirkung – sei es, dass auf Sexarbeit verzichtet wird, oder sei es, dass ohne Einhalten der gesetz-
lichen Vorgaben im informellen Sektor der Sexarbeit nachgegangen wird. 
 

● Die geringe Akzeptanz der Sexarbeit, die sich in den insgesamt niedrigen Anmeldezahlen zeigt, ist 
auch eine Folge überdimensionierter Überwachung, wie sie in der Mitführpflicht von Hurenpass, 
Gesundheitsbescheinigung und Personalausweisdokumenten zum Ausdruck kommt. Die Folgen sind 
eine schleichende Illegalisierung und Kriminalisierung, die wiederum mit geringerer Sicherheit und 
vermindertem Gesundheitsschutz der Sexarbeiter*innen einhergehen. 
 
06.4  KFN-Empfehlungen & Bewertung 
 

Auf den Hurenpass und die Bescheinigung zur Teilnahme an der gesundheitlichen Zwangsberatung 
beziehen sich vier KFN-Empfehlungen.  
 
Die vier KFN-Empfehlungen lauten: 
 

(1) Verzicht auf abweichende Landesregelungen zur räumlichen Gültigkeit des Hurenpasses. 
(2) Verzicht auf die Angabe im Hurenpass, in welchen Ländern und Kommunen zukünftig die 
     Prostitutionstätigkeit beabsichtigt ist. 
(3) Schaffung eines einheitlichen, handlichen Ausweises, der die Anmeldung und die gesund- 
     heitliche Beratung zusammen dokumentiert. 
(4) Digitalisierung des Hurenpasses als Voraussetzung der Einbeziehung Internet gestützter  
     Prostitutionsplattformen in die Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe. 
 
● Die KFN-Empfehlungen beziehen sich lediglich auf Inhalt und Form von Hurenpass bzw. 
Bescheinigung zur Gesundheitsberatung. Damit verfehlen sie die grundsätzliche Dimension der 
Problematik, die in dem Zwang besteht, derartige Dokumente zwecks Überwachung besitzen und mit 
sich führen zu müssen. 
 

                                                           
291 Vgl.  https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32006L0123&qid=1752135431003 
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● So dokumentiert die Evaluation schlagend, dass sie außerstande ist, sich auch nur ansatzweise in 
die besondere Problematik der Stigmatisierung von Prostitutionstätigkeit hineinzuversetzen. So 
verwundert es auch nicht, dass in der Online-Befragung der Sexarbeiter*innen durch das KFN keine 
Frage hinsichtlich der Akzeptanz solcher Dokumente gestellt wurde, die offenbar schlicht unterstellt 
oder deren Beantwortung nicht dokumentiert wurde. Ein solches Vorgehen lässt die allenthalben zur 
Schau gestellte Akzeptanz von Sexarbeiter*innen als bloße Attitüde erscheinen, hilfreich zur Akquise 
von Befragungsteilnehmer*innen. 
 

● Damit geht einher, dass die KFN-Evaluateure es offenbar für lässlich erachteten, sich mit den 
historischen Bezügen dieser gerade im deutschen Kontext sehr speziellen und fragwürdigen 
Überwachungsinstrumente zu befassen.  
 

● Befangen in der Auftraggeber-affinen Vorstellung, dass eine überdimensionierte Überwachung der 
Prostitution nichts schaden kann, steht bei der Empfehlung für einen einheitlichen und digitalen 
Hurenpass ausschließlich der Gedanke im Vordergrund, den zuständigen Kontrollbehörden ihre Arbeit 
zu erleichtern. Mit der Empfehlung einer Digitalisierung des Hurenpasses schafft man zugleich die 
logistische Voraussetzung für eine Ausdehnung der bisher schon engmaschigen Prostitutions-
Überwachung auf Internet gestützte Prostitutionsplattformen. Vor diesem Hintergrund ließen sich 
willige Fachberatungsstellen und auch Prostitutionskunden in die Überwachung von Sexarbeit ein-
spannen – womit man der Wunschvorstellung von Unterauftragnehmer Renzikowski entgegenkommt, 
der diese spezielle Überwachungsphantasie schon in einer Bundestagsanhörung 2014 vorgestellt hat. 
 

Fazit: Die KFN-Empfehlungen zum Hurenpass belegen erneut, dass die Evaluation die mangelnde 
Akzeptanz des ProstSchG auf die unzureichende Ausgestaltung einzelner, untergeordneter Details 
zurückführt, die sich beseitigen lassen, nicht aber auf den grundsätzlich verfehlten Ansatz des 
Gesetzes, der in der Regulierung von Prostitution auf Grundlage rechtlicher Ungleichbehandlung und 
fortgesetzter Stigmatisierung basiert. 
 
06.5  Alternativen 
 

Alternativen 
 

● Ersatzlose Streichung der Pflicht zum Besitz, zur Vorlage, zum Mitführen oder zur Angabe   
   eines Hurenpasses – ganz gleich, ob analoge oder digitale, einmalige oder wiederholte  
   Anmeldung von Sexarbeit in der Prostitution! 
 

 
 
B 07  Zwang zu regelmäßig wiederholter Beratung und Anmeldung 
 
07.1  Ausgangslage im ProstSchG 
 

Die regelmäßige Wiederholung der Beratungen und damit der Anmeldung zur Ausübung der 
Prostitution ist geregelt in § 4 Abs.3 u. 4, § 5 Abs.4 u. 5 sowie § 10 Abs.3 ProstSchG.    
 
 
07.2  Bewertung der Regelungen 
 

● Im Unterschied zur Anmeldung eines Gewerbes nach § 14 GewO ist die Gültigkeit der Anmeldung 
einer Prostitutionstätigkeit örtlich und vor allem zeitlich befristet. Die zeitliche Befristung – um die es 
hier geht – ist die Grundlage dafür, dass die Anmeldung samt den dazugehörigen Beratungsgesprä-
chen ständig wiederholt werden müssen  
 

● Die zeitliche Befristung der Gültigkeit der im Anmeldeprozess ausgestellten Nachweise verweist auf 
eine diesem Procedere innewohnende vierfache Schikane: 
  

(1) grundsätzlich ist die zeitliche Befristung der Nachweise eine schikanöse Ungleichbehandlung  
     gegenüber einer §-14-Anmeldung nach der Gewerbeordnung. 
 

(2) die kurze Dauer der zeitlichen Befristung – insbesondere mit Blick auf die gesundheitliche  
     Beratung (1 Jahr, 6 Monate) – ist eine weitere Schikane, die sich allein dem Glauben verdankt,  
     je „engmaschiger“ die Überwachung, desto höher der Schutz der Prostituierten, da eine höhere  
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     Kontrolldichte angeblich mehr Kriminalität aufdeckt. 
 

(3) Schließlich hat die unterschiedliche Dauer der zeitlichen Befristung von Hurenpass und der  
     Bescheinigung der Teilnahme an einer gesundheitlichen Beratung zur Folge, dass trotz gültigem  
     Hurenpass einen Prostitutionsausübung nicht möglich ist, wenn parallel dazu die Gültigkeit der  
     Gesundheitsbescheinigung abgelaufen ist und umgekehrt. Auch das kann nur als sachlich  
     unbegründete Schikane bezeichnet werden  
 

(4) Auch die kürzer getaktete Gültigkeitsdauer bei den 18- bis unter 21-jährigen gegenüber den 
     21-jährigen und älteren Sexarbeiter*innen entbehrt jeglicher sachlichen Grundlage, da beide  
     Untergruppen als volljährig gelten. Die geringeren Taktzeiten bei den 18- bis 21-jährigen  
     Sexarbeiter*innen können von ihnen nur als willkürliche Entmündigung, nicht aber 
     als Schutzmaßnahme verstanden werden. 
 
07.3  Folgen der Regelungen 
 

● Sexarbeiter*innen haben ein gutes Gespür für Schikane. Die Folge des Zwangs zur wiederholten 
Anmeldung ist die schwindende Akzeptanz der Anmeldepflicht. Das Arbeiten in informellen 
Bereichen (Hotels, Appartements, Kunden-Wohnungen oder eigene Privat-Wohnung) kann jedoch auf 
Kosten der eigenen Sicherheit und Gesundheit gehen.  
 
07.4  KFN-Empfehlungen & Bewertung 
 

Bezüglich des Zwangs für Sexarbeiter*innen, Anmeldung und Beratungen in regelmäßigen Abständen 
zu wiederholen, gibt es nur eine einzige spezielle Empfehlung des KFN.  
 

Die KFN-Empfehlung lautet: 
 

(1) Möglichkeit zur Verkürzung des Intervalls bis zur nächsten gesundheitlichen Beratung  
     und Anmeldung bei mangelnder persönlicher Reife von 18- 21-jährigen Sexarbeiter*innen 
 

Das zeigt: Die KFN-Evaluation hat an den wiederholten Anmeldungen und Beratungen und an den 
damit einhergehenden Schikanen für Sexarbeiter*innen nicht das Geringste auszusetzen. Im 
Gegenteil. Das KFN sieht durchaus Potenzial, die bestehenden Regelungen noch weiter zu 
verschärfen. Die KFN-Evaluation hat kein Gespür für die Anliegen von Sexarbeiter*innen, dafür aber 
ein ausgeprägtes Gespür für Empfehlungen, die den Auftraggeber der Evaluation erfreuen dürften. 
 
07.5  Alternativen 
 

 

► Abschaffung der „Anmeldung sui generis“.  
► Gleichbehandlung mit anderen selbständigen Tätigkeiten: Nur steuerliche Anmeldung 
nach § 138 AO. 
 

 
B 08  Zwang durch Ungleichbehandlung 18- bis 21-jähriger Sexarbeiter*innen 
 
 

08.1  Ausgangslage im ProstSchG 
 

§ 4 Abs. 4 ProstSchG und § 5 Abs. 4 u. 5 ProstSchG regeln, dass die Bescheinigung über die 
Teilnahme an einer Gesundheitsberatung sowie der Hurenpass („Anmeldebescheinigung“) bei 18- bis 
21-Jährigen im Unterschied zu den (über) 21-jährigen Sexarbeiter*innen eine um die Hälfte verkürzte 
Gültigkeitsdauer haben. Die Gültigkeitsdauer der Gesundheitsbescheinigung ist von 1 Jahr auf 6 
Monate, die Gültigkeit des Hurenpasses von 2 auf 1 Jahr verkürzt. Bei der Verlängerung des Huren-
passes muss der Nachweis über die zwischenzeitlich erfolgte Verlängerung der Gesundheitsbescheini-
gung vorgelegt werden. 
 
08.2  Bewertung der Regelungen 
 

● Das ProstSchG begründet die Sonderbehandlung der 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen damit, 
dass Heranwachsende wegen ihrer geringeren Lebenserfahrung und einer geringeren persönlichen 
Reife sich erst in einer „Zwischenphase“ zum Erwachsenwerden befinden. Da sie zudem einer 
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„gefahrgeneigten Tätigkeit“ seien sie besonders schutzbedürftig und daher anders zu behandelt als 
ältere Sexarbeiter*innen.292  
 

● Es handelt sich bei dieser Ungleichbehandlung 18- bis 21-jähriger Sexarbeiter*innen um eine 
Verschlechterung gegenüber dem Status vor 2017. Denn Regelungen speziell für 18- bis 21-Jährige 
in der Prostitution gab es unter dem Prostitutionsgesetz (2002) nicht, sondern erst seit dem 
Prostituiertenschutzgesetz im Jahre 2017. Mit dieser neuen Regelung knüpft man an die rechtliche 
Sonderbehandlung der 18 bis 21-Jährigen im Strafrecht an. Diese gibt es dort seit 1973, und zwar 
exklusiv in Bezug auf Prostitution. Seltsamerweise galt Prostitution in Deutschland als einzige 
„gefahrgeneigte Tätigkeit“, die deshalb einem speziellen strafrechtlichen Sonderschutz unterworfen 
wurde. 
 

● Via Strafrecht wurde damit ein ursprünglich progressives Anliegen – nämlich die im Einzelfall 
vermutete geringere Schuldfähigkeit von 18 bis 21-jährigen im Jugendgerichtsgesetz – ins ProstSchG 
übertragen und damit gänzlich pervertiert. Denn nun steht eine gesamte Altersgruppe aufgrund des 
Generalverdachts, sie könnten sich in der Sexarbeit keiner schädlichen Einflussnahme erwehren, 
unter besonderem staatlichen Schutz.  
 

● Dieser besondere Schutz soll ihnen nun in der Form zuteilwerden, dass ausnahmslos alle 18 bis 21-
jährigen Sexarbeiter*innen sich einem Psycho-Check unterziehen müssen, in dem sie unter 
Umkehrung der Beweislast gezwungen werden nachzuweisen, dass sie „die Realität der Prostitution“ 
genauso beurteilen wie die Regierung, nämlich als „gefährlich“ aufgrund der Tätigkeit als solcher. 
Mittels Screening-Fragen zu ihrer Lebensgestaltung soll ihre „geistige Reife“ und ihre „psycho-
sexuelle Reife“ durch Mitarbeitende staatlicher Behörden festgestellt und dokumentiert werden. Bei 
Zweifeln an ihrer geistigen und psychosexuellen Reife darf ihnen die Ausübung ihrer Berufstätigkeit 
untersagt werden. Spätestens an diesem Punkt dürften Zweifel daran aufkommen, ob es hier 
tatsächlich um den Schutz Heranwachsender oder aber um die gezielte Demütigung und 
Abschreckung mittels diskriminierender Sonderbehandlung handelt. 
 

● Der Generalverdacht der Widerstandsunfähigkeit ist stigmatisierend, weil er sich pauschal auf 
alle (volljährigen!) Angehörige dieser Altersgruppe bezieht und damit einer kollektiven Entmündigung 
gleichkommt. § 2 BGB wird damit in Bezug auf die Berufsausübung speziell in der Sexarbeit 
ausgehebelt. Als volljährige Person ist man mit 18 Jahren uneingeschränkt strafmündig und muss die 
strafrechtliche Verantwortung für sein Verhalten übernehmen. Nur in der Sexarbeit soll man angeblich 
nicht in der Lage sein, die Tragweite seiner Entscheidungen abschätzen zu können. 
 

● Als besonders verlogen darf es gelten, wenn selbst Minderjährigen in anderen Lebensbereichen 
verantwortliche Entscheidungen zugetraut und ihnen durchaus fragwürdige Betätigungen gestattet, 
werden, während gleichzeitig volljährige Sexarbeiter*innen bis zum 21. Lebensjahr als geistig 
minderbemittelt und besonders schutzbedürftig hingestellt werden. 
 

● So haben in elf deutschen Bundesländern bei Kommunalwahlen mittlerweile 16-Jährige das aktive 
Wahlrecht, in sechs Bundesländern können sie den Landtag mitwählen. Im November 2022 hat der 
Bundestag das Mindestwahlalter für das aktive Wahlrecht bei Wahlen zum Europäischen Parlament 
von 18 auf 16 Jahre gesenkt.293 Die Bundeswehr hat seit 2011 fast 20.000 17-jährige Jungen und 
Mädchen als Soldat*innen rekrutiert. Zuletzt (2024) lag die Zahl der minderjährigen Rekrut*innen 

                                                           
292 Vgl. Drs 18/8556: „Um der Tatsache Rechnung zu tragen, dass Heranwachsende aufgrund ihrer noch gerin-
gen Lebenserfahrung und der in der Regel noch in der Entwicklung befindlichen persönlichen Reife besonders 
schutz-bedürftig sind, wenn es um die Ausübung gefahrgeneigter Tätigkeiten wie der Prostitution geht, sieht 
Artikel 1 des Entwurfs eine Reihe besonderer Vorschriften für die Altersgruppe der 18- bis 21-Jährigen vor. 
Heranwachsende sind in der entwicklungspsychologisch beschriebenen „Zwischenphase“ von der Jugend zum 
Erwachsen-werden vielfach noch nicht in der Lage, die Tragweite einer Tätigkeit als Prostituierte und die damit 
verbundenen Risiken einer solchen Tätigkeit richtig einzuschätzen. Bei Heranwachsenden besteht nicht zuletzt 
ein gesteigertes Risiko, dass sie als Prostituierte ausgebeutet oder durch Ausnutzung von Naivität, durch 
Täuschung oder Fremdbestimmung in eine subjektiv ausweglose Lage geraten, in der scheinbar keine Alter-
native zur Prostitution besteht. Die besonderen Schutzvorschriften sind daher notwendig, um dieser beson-
deren Lebensphase unter Abwägung aller möglichen Risiken und Gefahren ausreichend Rechnung zu tragen.“ 
293 Das Deutsche Institut für Menschenrechte fordert die Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre auch für 

Bundestagswahlen. 
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mit 2.203 auf einem Rekordhoch. Musterungen und Vertragsgespräche über langjährige 
Soldatenverträge finden sogar schon mit 16-Jährigen statt, obwohl es sich bei diesen laut den 2007 
verabschiedeten und auch von Deutschland unterzeichneten Pariser Prinzipien um 
Kindersoldaten*innen handelt.294 
 

● Die Behauptung, dass Heranwachsende (18- bis 21- jährige) in der Sexarbeit als gesamte 
Altersgruppe im Vergleich zu älteren Sexarbeiter*innen bzw. im Unterschied zu Heranwachsenden in 
anderen Betätigungen mehr Ausbeutung und Fremdbestimmung ausgesetzt seien, ist empirisch 
nicht belegt.  
 

● Mit der seit 2017 erfolgenden rechtlichen Sonderbehandlung 18- bis 21-jähriger Sexarbeiter*innen 
hat der Staat diese Altersgruppe unter den Sexarbeiter*innen einer mehrfach diskriminierenden 
Ungleichbehandlung unterworfen, der es im Namen der rechtlichen Gleichbehandlung 
entgegenzutreten gilt: 
 

- Ungleichbehandlung Nr. 1: Angesichts der Existenz eines stigmatisierenden Generalverdachts 
haben die 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen die Beweislast zu tragen und den Beleg dafür zu 
erbringen, dass sie fähig und in der Lage sind, in ihrem Beruf tätig zu werden. Das unterscheidet diese 
Konstellation von Überprüfungen in Jugendgerichtsverfahren. 
- Ungleichbehandlung Nr. 2: Anstatt um die Schuldfähigkeit polizeilich erwiesener Täter geht es im 
Falle von Prostitution um eine ominöse Unfähigkeit potenzieller Opfer, sich zukünftigen Übergriffen 
gegenüber erwehren zu können.   
- Ungleichbehandlung Nr. 3: Es ist eine Ungleichbehandlung gegenüber Männern, wenn ausgerech-
net in einem Beruf, der in übergroßer Mehrzahl von Frauen ausgeübt wird, eine obligatorische Über-
prüfung der persönlichen Reife zur Voraussetzung der Berufsausübung gemacht wird. 
- Ungleichbehandlung Nr. 4: Statt einer Einzelfallprüfung wie im JGG sollen alle 18- bis 21-jährigen 
Sexarbeiter*innen einer Prüfung ihrer Reife unterzogen werden. 
- Ungleichbehandlung Nr. 5: Anstatt dass ein Gericht oder von diesem bestellte Sachverständige die 
persönliche Reife beurteilen, werden damit behördliche Sachbearbeiter beauftragt, die nicht dafür 
qualifiziert sein müssen. 
- Ungleichbehandlung Nr. 6: Es handelt sich um eine Ungleichbehandlung gegenüber Sexarbeiter-
*innen anderer europäischer Länder, in denen es nach verbindlichen europarechtlichen Richtlinien, 
die auch für Deutschland gelten, keine rechtliche Sonderbehandlung für 18- bis 21-jährige Sexarbei-
ter*innen vorgesehen ist. 
 

 
08.3  Folgen der Regelungen 
 

● Sowohl die Bescheinigung über die Teilnahme an einer Gesundheitsberatung als auch der Huren-
pass sind für 18- bis 21-jährige Sexarbeiter*innen nur halb so lange gültig wie entsprechenden 
Bescheinigungen der Sexarbeiter*innen, die 21 Jahre und älter sind. Die 18- bis 21-jährigen Sex- 
arbeiter*innen („Heranwachsende“) müssen daher im Falle der Verlängerung doppelt so häufig die 
entsprechenden Bescheinigungen beantragen, doppelt so oft persönlich bei den zuständigen 
Behörden vorsprechen und in (acht) Bundesländern bei kostenpflichtiger Beratung doppelt so viel 
Geld dafür ausgeben wie ältere Kollegen-*innen. Das ist eine moderne Form der Schutzgeld-
erpressung. 
 

● Die obligatorische Überprüfung der geistigen und psychosexuellen Reife als Voraussetzung der 
Aufnahme einer Prostitutionstätigkeit bei 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen ist unter der Vorgabe, 
dass sich die Reife einer zu überprüfenden Person darin niederschlagen müsse, die „Realität der 
Prostitution“ ebenso zu bewerten wie der Gesetzgeber, ein demütigendes Unterwerfungsritual. Es 
dient einzig der Abschreckung und der Eindämmung von Prostitution unter dem Vorwand des 
Schutzes von Prostituierten. 
 

● Die Zahl der Untersagungen von Prostitutionstätigkeit wird zunehmen, wenn die „psychosexuelle 
Reife“ von 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen behördlicherseits für nicht ausreichend befunden wird 
für die Aufnahme der Prostitutionstätigkeit. 
 

                                                           
294 Vgl. https://www.humanium.org/de/wp-content/uploads/2013/10/Paris-Principles.pdf 
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● Mit der behördlichen Erfassung von Daten zur „psychosexuellen Reife“ volljähriger, 18- bis 21-
jähriger Sexarbeiter*innen wird deren in Art. 9 DSGVO verbrieftes Recht auf Schutz besonders 
sensibler personenbezogener Daten wie der zum Sexualleben und zur sexuellen Orientierung 
ausgehebelt. 
 
08.4  KFN-Empfehlungen & Bewertung 
 

Die Evaluation des ProstSchG plädiert für die Beibehaltung der 2017 eingeführten unterschiedlichen 
Zugangsvoraussetzungen für 18- bis 21-jährige Sexarbeiter*innen einerseits und den (über) 21-
jährigen Sexarbeiter*innen andererseits. Gleichzeitig geben sie Empfehlungen, die auf eine Verschär-
fung der bisherigen Regelungen in diesem Zusammenhang hinauslaufen. 
 
Die KFN-Empfehlungen lauten: 
 
 

(1) Obligatorisches „qualifiziertes Aufklärungsgespräch“ für alle 18- bis 21-jährigen Sex- 
      arbeiter*innen zur Feststellung ihres geistigen und psychosexuellen Entwicklungsstands. 
 

(2) Festlegung geeigneter Screening-Fragen zu Lebensgestaltung, psychosexueller Reife und 
      materieller Orientierung bei 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen. 
 

(3) Möglichkeit zur Verkürzung des Intervalls bis zur nächsten gesundheitlichen Beratung und  
     Anmeldung im Falle mangelnder geistiger und/oder psychosexueller Reife. 
 

(4) Schaffung einer neuen Untersagungsmöglichkeit in § 5 ProstSchG im Falle bei Anzeichen  
     mangelnder persönlicher Reife bei 18- bis 21-jährigen Sexarbeiter*innen. 
 
Bei der Empfehlung einer für 18- bis 21-jährige Sexarbeiter*innen obligatorischen Überprüfung ihrer 
persönlichen Reife handelt es sich um einen stigmatisierenden Psycho-Check, der eine Mischung 
aus Idiotentest und Gesinnungs-TÜV darstellt. Die KFN-Empfehlungen laufen auf eine hochproble-
matische Psychiatrisierung im Umgang mit Prostitution hinaus, die abolitionistische Vorbehalte 
bedienen und sich gegen Prostitution als Ganzes richten. 
 
08.5  Alternativen 
 

 

► Kein Aushebeln der Volljährigkeit nach § 2 BGB295 im Falle von Sexarbeit: Abschaffung 
    der diskriminierenden Sonder- und Ungleichbehandlung jüngerer und älterer volljähriger  
    Sexarbeiter*innen im Straf- und Prostitutionsrecht.  
 

► Professionalisierung von Sexarbeit durch Anerkennung von Prostitution als  
     Ausbildungsberuf. 
 

 
 
B 09  Zwang durch Sanktionen zur Einhaltung der Anmeldepflicht 
 
 

09.1  Ausgangslage im ProstSchG 
 

Die Regelungen zu den Möglichkeiten von Sanktionierung im Kontext der Anmeldung und 
Prostitutionsausübung finden sich in § 11 ProstSchG u. § 33 ProstSchG. 
 
09.2  Bewertung der Regelungen 
 

● Das ProstSchG sieht in § 11 Sanktionen gegenüber Sexarbeiter*innen vor für den Fall, dass sie der  
Prostitution nachgehen, ohne zuvor der Anmeldepflicht nachgekommen zu sein. Sofern Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, dass keine Anmeldebescheinigung und/oder keine Bescheinigung zur 
Gesundheitsberatung existiert, kann gemäß § 11 Abs.1 u. 2 ProstSchG 
  

(1) eine erstmalige Aufforderung (bußgeldfreie Verwarnung) ergehen, sich die fehlenden Bescheini- 
     gungen nachträglich ausstellen zu lassen und diese anschließend der zuständigen Behörde vor- 

                                                           
295 Vgl.: § 2 BGB Eintritt der Volljährigkeit. „Die Volljährigkeit tritt mit der Vollendung des 18. Lebensjahres ein.“ 
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     zulegen.     
(2) Wiederholt ausgesprochene, aber nicht befolgte Anordnungen hingegen sind nach § 33 Abs.1  
      Satz 2 bußgeldbewehrt und können nach § 33 Abs.3 „mit einer Geldbuße bis zu tausend Euro  
      geahndet werden“.    
(3) Sollten sich diese Anordnungen als wirkungslos erweisen, können „weitere Maßnahmen“ in  
      Betracht gezogen werden. Als „letztes Mittel“ gelten hier vorübergehende Tätigkeitsverbote  
      durch Untersagung bis hin zu einem vollständigen Berufsverbot.296  
 

● Bei § 11 ProstSchG handelt es sich um eine spezielle Ermächtigungsgrundlage zusätzlich zu den 
ansonsten bereits bestehenden Regelungen im Ordnungswidrigkeitengesetz und in den Landes-
polizeigesetzen. Die „Anordnungen gegenüber Prostituierten“ beziehen sich in § 11 Abs. 1 u. 2 aus-
schließlich und explizit auf die Einhaltung des Anmeldeverfahrens, während sich § 11 Abs. 3 
speziell auf die Ausübung der Prostitution in erlaubnisfreien Kleinstbetrieben wie Wohnungsbordellen 
und Studios bezieht, wobei es ausdrücklich nicht um den Schutz der dort tätigen Sexarbeiter*innen, 
sondern um den Schutz Dritter vor Prostitution geht.297 Dass sich Sanktionen unmittelbar und in der 
praktischen Umsetzung in abgestufter Form auf das Anmeldeverfahren beziehen, verdeutlicht die von 
Anfang an bestehenden Befürchtungen hinsichtlich mangelnder Akzeptanz der Zwangsregistrie-
rung unter den Sexarbeiter*innen. 
 

● Im Zusammenhang der Anordnungen / Sanktionen gegenüber Sexarbeiter*innen (aber auch 
gegenüber Betreiber*innen von Prostitutionsetablissements) wird eine weitere Ungleichbehandlung 
der Prostitution im Unterschied zu anderen gewerblichen Tätigkeiten deutlich. Denn die „zuständige 
Behörde“ ist nicht immer ausschließlich die kommunale Ordnungsbehörde. Vielmehr liegt diese 
Zuständigkeit teilweise oder ausschließlich bei der Polizei. So ist in den Bundesländern Baden-
Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern und im Saarland zusätzlich zu den kommunalen 
Ordnungsbehörden auch die Polizei in der Überwachung der Prostitutionsausübung mit 
einbezogen. Im Bundesland Berlin und in der Stadtgemeinde Bremerhaven liegt diese Zuständigkeit 
ausschließlich bei der Polizei. 
 
09.3  Folgen der Regelungen 
 

● Spätestens im Zusammenhang mit den Anordnungen und Sanktionen zwecks Einhaltung der 
„Anmeldung sui generis“ wird deutlich, dass Sexarbeiter*innen erneut wieder als Täter*innen 
wahrgenommen und behandelt werden, die mutwillig Recht brechen und die ihnen gewährte 
Chance der legalen Prostitutionsausübung nicht zu schätzen wissen. Gerade im Zusammenhang mit 
den gegenüber den Erwartungen zu gering ausgefallenen Anmeldezahlen in der Bundesstatistik zu 
Prostitution wird Sexarbeiter*innen ein geradezu notorischer Hang zur Illegalität nachgesagt, was 
gerne als ein Argument unter anderen für die Abschaffung der bestehenden Legalisierung von 
Prostitution ins Feld geführt wird.298 
 

● Die seit Jahren im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit stehende Wahrnehmung von Sexarbeiter-
*innen als Opfer wird dadurch zurechtgerückt und relativiert. Dieser Perspektivwandel wird zwar mit 
dem Prostituiertenschutzgesetz forciert, ist aber nur scheinbar ein neues Phänomen. Tatsächlich 

                                                           
296 „…kann die zuständige Behörde als letztes Mittel die Fortsetzung der Ausübung der Prostitution ganz oder 

teilweise untersagen…“ (vgl. ProstSchG, Drs. 18/8556, S. 75) 
297 Mit dem Rückgriff auf unbestimmte Rechtsbergriffe wie „Beeinträchtigung“ oder „sonstige Belange“ sieht 
von Galen „(erhebliche) Bestimmtheitsprobleme“ und hält die Regelungen daher für „verfassungsrechtlich 
problematisch“. Weiter schreibt von Galen: „Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, dass der 
Gesetzgeber hier von einer Gefährlichkeit der Prostitution ausgeht, die der Realität nicht entspricht.“  
(vgl. von Galen, ProstSchG  Kommentar, S. 95, 99) 
298 Es ist noch einmal deutlich zu machen, dass Personen, die ohne Anmeldebescheinigung und gesundheitliche 

Bescheinigung der Prostitution nachgehen, weder mit einer Strafanzeige zu rechnen haben, noch eine 

Ordnungswidrigkeit begehen, wenn dies zum ersten Mal bei einer Kontrolle aktenkundig wird. Die Folge ist 

dann lediglich die Aufforderung zu einer nachträglichen Anmeldung und die nachträgliche Vorlage der 

entsprechenden Bescheinigungen. Die Rede von „Illegalität“ in diesem Zusammenhang ist daher gänzlich 

unangemessen und die Konstellation ist in keiner Weise auf eine Stufe zu stellen mit ausländerrechtlicher 

Illegalität oder mit strafrechtlich zu ahndenden Verstößen der Rechtsordnung.  
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werden Sexarbeiter*innen im Bereich des Ordnungswidrigkeiten- wie des Strafrechts nach wie vor qua 
ihrer Tätigkeit als Täter*innen geführt, wenn es um die „Ausübung der verbotenen Prostitution“ (§ 184 
f StGB, § 120 OWiG) oder um „Jugendgefährdende Prostitution“ geht (§ 184g StGB). 
 
09.4  KFN-Empfehlungen & Bewertung 
 

Die Evaluation enthält zwei Empfehlungen, die sich auf die Sanktionsmöglichkeiten des ProstSchG 
gegenüber Sexarbeiter*innen beziehen. 
  

Die KFN-Empfehlungen lauten: 
 

(1) Einführung eines gestuften OWIG-Verfahrens gegenüber Sexarbeiter*innen in 
Anlehnung an § 34 Referentenentwurf für ein Prostituiertenschutzgesetz. 

(2) Bereits die Anfrage nach „Sex ohne Kondom“ sollte mit Sanktionen bedroht werden. 
 
● Die Empfehlungen verdeutlichen wie unter einem Brennglas das ganze Elend der ProstSchG-
Evaluation. Zunächst vertritt man die Auffassung, dass die Sanktionierungsmöglichkeiten gegenüber 
Prostituierten „aus rechtstheoretischer Sicht“ eigentlich abgeschafft werden müssten.299 Die 
Argumentation ist schlüssig, doch das KFN bekommt kalte Füße und getraut sich nicht, diese 
„rechtstheoretisch“ wohlbegründete Empfehlung auch wirklich auszusprechen.  
 

● Also beschränkt man sich darauf, lediglich „von einer Erweiterung der Sanktionsmöglichkeiten 
gegenüber Prostituierten“ abzuraten.300 Der (faule) Kompromiss besteht dann darin, für ein gestuftes 
OWIG-Verfahren zu plädieren, bei dem geringe Verwarngelder verhängt werden, bevor es finanziell 
ans Eingemachte geht. Als Vorbild dient dabei § 34 des Referentenentwurfs für ein 
Prostituiertenschutzgesetz von 2015.301  
 
● Dann aber entdeckt man schließlich doch noch eine Möglichkeit, die bestehenden Sanktionen zu 
verschärfen, indem nach Auffassung der Evaluation als Flankierung der Kondompflicht bereits die 
Anfrage nach „Sex ohne Kondom“ sanktioniert werden sollte. Das dürfte ganz nach dem 
Geschmack der Abolitionisten sein, denen die Nachfrage der Kunden – ob mit oder ohne Kondom – 
immer schon ein Dorn im Auge war. 
 

● Fazit: Das Argumentieren und Räsonieren der ProstSchG-Evaluation ist wachsweich und 
prinzipienlos. Wahr ist am Ende, was dem Auftraggeber nützt. Für die Wissenschaft ein Armuts-
zeugnis. 
 
 
                                                           
299 „Wer sich nicht anmeldet, verstößt daher zuvorderst gegen eine ihn selbst schützende Pflicht. Das ist eine 

Ungereimtheit: Die Sanktionierung von Personen zu ihrem eigenen Schutz ist aus rechtstheoretischer Sicht ein 

Selbstwiderspruch. Im Strafrecht ist nämlich allgemein anerkannt, dass nach den Grundsätzen über die notwen-

dige Teilnahme diejenige Person, deren Schutz die Strafvorschrift bezweckt, straflos bleibt, auch wenn ihre 

Beteiligung an der Tat vom Gesetzeswortlaut erfasst wird. Der materielle, allgemein geltende Rechtsgrund liegt 

darin, dass niemand zum Schutz seiner eigenen Rechte verpflichtet ist und sich daher auch nicht normwidrig 

verhält. Aus rechtstheoretischer Sicht müsste die Sanktionierungsmöglichkeit für Prostituierte daher an sich 

ab geschafft werden.“ (vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 600) 
300 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 599/600 
301 Dieser Paragraf lautete: „§ 34 Verwarnung durch die Behörde 
(1) Bei Ordnungswidrigkeiten nach § 33 Absatz 1 Nummer 1 hat die zuständige Behörde eine Verwarnung 
auszusprechen. Sie kann die Verwarnung mit einem Verwarnungsgeld belegen. 
(2) Der Regelsatz kann bis zu fünfzehn Euro betragen. Er geht von gewöhnlichen Tatumständen aus. 
(3) Hat die betroffene Person dieselbe Ordnungswidrigkeit mehrfach begangen, so soll ein entsprechend 
erhöhtes Verwarnungsgeld erhoben werden. Der Regelsatz kann bis zu fünfundfünfzig Euro betragen. 
(4) Bei offenkundig schlechten wirtschaftlichen Verhältnissen der betroffenen Person soll eine Verwarnung 
ohne Verwarnungsgeld erteilt werden.“ Vgl.: 
https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/119060/d1c54ba07845c6af4bb2f19791fcc71b/prostituiertensch
utzgesetz-data.pdf 
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09.5  Alternativen 
 

 

● Abschaffung sämtlicher bußgeldbewehrter Sanktionen gegenüber Sexarbeiter*innen.  
● Keine Anordnungen gegenüber Sexarbeiter*innen auf Basis unbestimmter Rechtsbegriffe. 
● Kein Sonder-Bußgeldkatalog für Sexarbeiter*innen und das Prostitutionsgewerbe. 
● Keine rechtliche Ungleichbehandlung durch Polizei-Überwachung. 
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C 01  Warum Erlaubnispflicht? 
 
Weder im ProstSchG noch in der KFN-Evaluation wird der eigentliche Grund benannt, warum man die 
Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe eingeführt hat. Stattdessen ergeht man sich in der 
Benennung von Absichten und Ziele, die man zukünftig damit erreichen will. Die Erlaubnispflicht sei 
kein Selbstweck, erklärt die Evaluation, sie diene selbstredend dem Schutz der Prostituierten.302  
 
● Dieser Schutz sei mangelhaft und das folge allein aus dem „Defizit an behördlichen Aufsichts-
instrumenten“, derer es bedarf, um kriminogene Strukturen wie Menschenhandel zu bekämpfen. Erst 
sie ermöglichen die Implementierung gesundheits-, arbeitsschutz- und sicherheitsbezogener 
Anforderungen, die das Gesetz anstrebe.  
 
● Buchstabengläubig und beflissen folgt die KFN-Evaluation dem Wortlaut des ProstSchG. Dass die 
Kriminalitätsbekämpfung im Prostitutionsgewerbe aus dem Grund erfolgt, das organisierte Angebot 
von Prostitution und mit ihr die in diesem Bereich sich erstreckende Unterschichtsmigration 
einzudämmen, bleibt in der beschränkten Sicht der KFN-Evaluation gänzlich außen vor. Steht ja auch 
nicht im Gesetz. Die Frage nach dem ‚Warum?‘ geht völlig unter in der Auflistung der Ziele, denen 
sich der Gesetzgeber eigenem Bekunden nach verpflichtet sieht. 
 
● Dabei hätte ein Blick in die vom BKA in Auftrag gegebene, 1993 veröffentlichte  Studie „Logistik 
der Organisierten Kriminalität“ weiterhelfen können, in der erstmals die Forderung nach einer 
Genehmi-gungspflicht für Bordelle in den Zusammenhang von Schleusung und illegaler Migration 
gestellt wurde.303 Dort hieß es: 
 

 „Um der Organisierten Kriminalität ihre finanzielle Grundlage im Bereich der Prostitution zu 
 nehmen und um den Frauen menschenwürdige Arbeitsbedingungen zu schaffen, sollte an 
 eine gewerberechtliche Genehmigung der Bordelle gedacht werden... Eine  gewerbe-
 rechtliche Genehmigung für Bordelle würde den Ordnungsämtern nicht nur die Möglichkeit 
 geben, nicht genehmigte Bordelle zu schließen und gegen die Prostitution im an sich 
 legalen  Nebengewerbe (z.B. in Restaurants oder in Spielhallen) entschiedener vorzugehen, 
 sondern auch die Kompetenz, genehmigte Bordelle auf die Einhaltung gewisser Auflagen hin 
 zu überprüfen, was bisher nur in bau- und sicherheitspolizeilicher Hinsicht möglich ist. 
 Gewerberechtliche Genehmigungen könnten zudem gewisse Anforderungen an die Aus-
 stattung von Bordellen stellen und sie nach der BauNutzVO nur in bestimmten Gebieten 
 der Städte zulassen. Auch wären persönliche Integritätsprüfungen möglich, die nicht 
 nur für den Betreiber, sondern auch für Mitarbeiter vorgesehen werden könnten.“304   
 

● Das war die durch und durch kriminalpolitische Agenda, dem das ProstSchG ein 
Vierteljahrhundert später mit der Einführung des „Kernelements“ Erlaubnispflicht gefolgt ist. Die 
Verfolgung organisierter Straftäter mache unter dem Gesichtspunkt der Prävention nur Sinn, hieß es 
seinerzeit in der vom BKA initiierten Studie, wenn dabei „auch die genutzten (insb. Logistik-
)Strukturen und Märkte besei- tigt werden“. Ineffektive Verbotsstrategien müssten durch 
„effektivere Kontrollstrategien“ ersetzt werden, was bedeutet, „dass der Gesetzgeber auch auf der 
Grundlage der moralischen Ablehnung von Prostitution… deren Konzessionierung (d.h. sowohl 
Legalisierung als auch stärkere Kontrolle) prüfen muss. Die „Beseitigung kriminogener Logistik- 
und Marktstrukturen… muss vielmehr neben eine Erhöhung des Strafverfolgungsdrucks treten, um 
deren Erfolge langfristig zu sichern.“305  
 
Hier wird das Thema „Erlaubnispflicht“ schnörkellos auf der Basis handfester Interessen verhandelt, 
und nicht in den abstrakten Sphären des Schutzes sensibler Rechtsgüter verortet.  
 
● Die „Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe“, die nie eine Forderung von Sexarbeiter/innen oder 
ihnen nahestehender Organisationen war, wurde 2007 im Zuge der Evaluation des Prostitutions-
                                                           
302 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 65 
303 vgl. Sieber (1993), S. 200ff. 
304 ebenda, S. 308/09 
305 ebenda, S. 290/91 



124 

gesetzes seitens der damaligen großen Koalition aus CDU/CSU und SPD, namentlich von der damal-
igen Bundesfamilienministerin Ursula von der Leyen (CDU), direkt vom BKA übernommen und seit-
dem als aktuelle politische Forderung salonfähig gemacht. 

● Wer die „Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe“ ausschließlich vor dem Hintergrund
„hochrangiger Rechtsgüter wie die sexuelle Selbstbestimmung“ diskutiert, sie aus dem historischen 
Entstehungskontext löst und die kriminalstatistisch hinterlegte, tatsächliche Bedrohungslage dieser 
Rechtsgüter par tout nicht zur Kenntnis nehmen will, sondern sie interessiert ausblendet, der gelangt 
schnell zu dem Fehlschluss, die Erlaubnispflicht sei „nicht unangemessen“.306 So verfährt auch die 
durch und durch affirmative Methode der KFN-Evaluation, die den kriminalpolitischen 
Entstehungshintergrund der Erlaubnispflicht ausblendet und einer Instrumentalisierung des 
Gewerberechts für strafrechtliche Zwecke völlig unkritisch gegenübersteht.

C 02  Zentrale Elemente der Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe 

Zu den zentralen Elementen der Erlaubnispflicht zum Führen eines Prostitutionsgewerbes gehören 

(1) der umfassende Erlaubnisvorbehalt in Bezug auf Prostitutionsgewerbe
(2) die Möglichkeit der Versagung, der Rücknahme und des Widerrufs einer Erlaubnis
(3) die Prüfung personen- und betriebsbezogener Versagungsgründe im Zuge einer Antragstellung
(4) die Notwendigkeit der Erstellung eines Betriebskonzepts
(5) die Notwendigkeit, betriebliche Mindestanforderungen einzuhalten
(6) die Notwendigkeit, die „örtliche Lage“ zu berücksichtigen
(7) die Notwendigkeit, Auflagen und Anordnungen zu befolgen
(8) sowie die Einhaltung von Betreiber*innen-Pflichten bezüglich Gesundheitsschutz, bezüglich

Beschäftigungsverboten, bezüglich der Einschränkung von Weisunden und Vorgaben sowie
hinsichtlich von Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten.

C 03  Der umfassende Erlaubnisvorbehalt im ProstSchG 

● Der Umgang des Prostituiertenschutzgesetzes mit Prostitutionsgewerben basiert auf einem
„nahezu ausnahmslosen Erlaubnisvorbehalt“.307 Als „Prostitutionsgewerbe“ gelten alle Tätigkeiten,
die darauf ausgerichtet sind, aus der Prostitution anderer einen Nutzen zu ziehen.308 Darunter fallen
ortsfeste Produktionsstätten, Prostitutionsfahrzeuge, Prostitutionsveranstaltungen und Prostitutions-
vermittlungen.309

Die Erlaubnispflicht erstreckt sich damit unterschiedslos auf kleine wie große Prostitutionsbetriebe, 
wobei laut BKA die übergreifende Zielsetzung der Bekämpfung des Menschenhandels maßgebend 
sei. Auch Tätigkeiten im organisatorischen Umfeld, insbesondere „im Bereich der Anbahnung der 
Prostitution“ sind unter Umständen konzessionspflichtig. Darunter fallen verschiedene Tätigkeiten der 
Kundenakquise, Veranstaltertätigkeiten und Begleitdienste sowie das Bereitstellen einer räumlichen 
Infrastruktur einschließlich von Nebenleistungen.“310  

306 Lange in von Galen, ProstSchG Kommentar, S. 106 
307 ebenda 
308 Drucksache 18/8556, S. 60 
309 Auch Tantra-Massagestudios fallen unter Prostitutionsgewerbe, was der KFN-Evaluation missfällt, zumal 

dort kaum Menschenhandel und Zwangsprostitution zu vermuten sein dürften und die Zwecke des 
Prostituierten-schutzgesetzes dort regelmäßig ins Leere laufen dürften. 
310 Drucksache 18/8656, S. 60. Der umfassende Erlaubnisvorbehalt erweist sich damit als Pendant zum nicht 

minder umfassenden Prostitutionsbegriff, der den Austausch sexueller Dienstleistung auch ohne körperliche 
Berührung einschließt, sexuelle Dienstleistungen, die ohne den Austausch gegen Geld auskommen oder auch 
jede Form nur gelegentlicher Prostitutionstätigkeit. Ein Bagatellvorbehalt wie im Gewerberecht ist im 
Prostituiertenschutzgesetz nicht vorgesehen. 
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● Erlaubnisfrei bleibt nach diesem umfassenden Erlaubnisvorbehalt nur noch die eigentliche
Prostitutionstätigkeit, wobei nach Rixen selbst hier von einer „verkappten Erlaubnispflicht“
gesprochen werden müsse:

„Die Rede von der erlaubnisfreien Prostitution verharmlost die Hürden, die die 
Anmeldepflicht errichtet und die in Kombination mit der gesundheitlichen Beratung deutlich 
über das Eingriffsniveau einer Anzeigepflicht gemäß Paragraph 14 Gewerbeordnung 
hinausgehen.“311  

● Nach der maßgeblichen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts liegt ein Gewerbe dann
vor, wenn es sich um eine „nicht sozial unwertige“, „auf Gewinnerzielung gerichtete“ und zugleich „auf
Dauer angelegte selbständige Tätigkeit“ handelt. Davon ausgenommen sind Urproduktion, freie
Berufe und bloße Verwaltung eigenen Vermögens (Vermietungen).

● Abweichend von dieser allgemein geltenden qualitativen Definition des Gewerbes macht das
„Prostituiertenschutzgesetz“ im Falle von Prostitution nunmehr ein quantitatives Kriterium geltend,
nämlich die Zahl der Personen, die ihren wirtschaftlichen Nutzen durch Zusammenwirken maximieren
und damit zum neuen, ausschlaggebenden Kriterium für das Vorliegen eines Gewerbes wird. So heißt
es in § 2 Abs. 3 ProstSchG:

„Ein Prostitutionsgewerbe betreibt, wer gewerbsmäßig Leistungen im Zusammenhang mit 
der Erbringung sexueller Dienstleistungen durch mindestens eine andere Person anbietet 
oder Räumlichkeiten hierfür bereitstellt...“.312 

● Diese exklusiv für Prostitution entwickelte quantitative Gewerbe-Definition hat zur Folge, dass 
durch die bloße Kooperation von zwei, drei oder mehreren an sich nicht als Gewerbetreibende 
eingestuften Sexarbeiter/innen – etwa im Rahmen von Wohnungsprostitution – nunmehr plötzlich ein 
„erlaubnispflichtiges Gewerbe“ entsteht, nur weil hier die Zahl 1 der zusammenwirkenden Personen 
überschritten wird. Das bloße Zusammenwirken zweier Hebammen, dreier Therapeuten oder von vier 
Rechtsanwälten macht aus freiberuflich Tätigen noch lange keine Gewerbetreibenden. Nicht so im 
Falle von Prostitution. Die Erlaubnispflicht mit all ihren überwachungstechnischen Konsequenzen 
beginnt hier exakt ab zwei zusammen arbeitenden Sexarbeiter/innen, was eine Prostitutions-
bekämpfung durch flächendeckende Totalüberwachung nahezu sämtlicher Sexarbeiter/innen, mithin 
prostitutionsspezifisches Ausnahmerecht zur Folge hat. Die Ausweitung der Erlaubnispflicht für 
Prostitutionsgewerbe erweist sich als Voraussetzung einer Entgrenzung von Prostitutionskontrolle. 
Rixen spricht in diesem Zusammenhang von einem

„bewussten Verzicht auf den sonst in der GewO üblichen Begriff des Gewerbes“.313 

● Der umfassende Erlaubnisvorbehalt im Prostituiertenschutzgesetz stützt sich also auf eine ganz
grundsätzliche Ungleichbehandlung gemessen an den in der Gewerbeordnung verankerten
gewerberechtlichen Standards. Da es sich bei Prostitution um den Schutz des „strukturell dauer-
gefährdeten“314 sensiblen Rechtsguts der sexuellen Selbstbestimmung handelt, wobei dieses
Selbstbestimmungsrecht „aufgrund der strukturell (potenziell) gewalttätigen Zusammenhänge, in
denen sich Prostitution vollzieht, immer gefährdet und insofern fragil“315 sein soll, heiligt der Zweck die
gewählten Mittel und wird in fahrlässiger Weise ungeprüft keine unverhältnismäßige Einschränkung
der Berufsfreiheit angenommen.316

● Auf eine verfassungsrechtliche Abwägung wird diesbezüglich auch seitens der KFN-Evaluation
verzichtet. Sie sieht in völlig naiver Pose lediglich

„besondere gewerberechtliche Vorschriften, also um Normen, die über die allgemeinen 
gewerberechtlichen Regelungen in der Gewerbeordnung (GewO) hinausgehen.“317 

311 Rixen (2018), S. 146/47 
312 Drucksache 18/8556, S. 58 
313 Rixen (2018), S. 140 
314 Rixen (2018), 129 
315 Rixen (2018), S. 128 
316 Vgl. Rixen (2018), S. 130 
317 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 65 
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C 04  Vermieter*innen als konzessionspflichtige Bordellbetreiber*innen 
 
● Nachdem in der KFN-Evaluation die Besonderheit der Normen des Prostituiertenschutzgesetzes 
und ihre Abweichung von üblichen gewerberechtlichen Standards von der KFN-Evaluation 
kommentarlos hingenommen werden, bereitet auch die durchgehende gewerberechtliche 
Ungleichbehandlung von Prostitution im Prostituiertenschutzgesetz den Verfasser*innen der 
Evaluation kein Kopfzerbrechen mehr. 
 
● So können im Unterschied zum allgemein gültigen Gewerberecht gemäß Prostituiertenschutzgesetz 
auch Wohnungsvermieter*innen als potenziell konzessionspflichtige Bordellbetreiber*innen ins 
Visier der Kontrollbehörden geraten. 
 
Aus der Definition des Prostitutionsgewerbes gemäß § 2 Abs. 3 ProstSchG geht hervor, dass ein 
solches Gewerbe auch dann vorliegt, wenn jemand – bezogen auf Sexdienstleistungen – „Räumlich-
keiten hierfür bereitstellt“ und in diesem Zusammenhang „aus der Prostitution anderer wirtschaft-
lichen Nutzen“ zieht. Es müssen also gar nicht einmal zwei Sexdienstleistende zusammenkommen, es 
reicht bereits eine einzige Sexarbeiterin, die durch Anmietung einer Wohnung zum Zwecke der 
Prostitutionsausübung durch entsprechende Mietzahlungen ihrem Vermieter einen „wirtschaftlichen 
Nutzen“ verschafft, insbesondere dann, wann dieser „eine oder mehrere Wohnungen gezielt an eine 
oder mehrere Personen zum Zwecke der Ausübung der Prostitution“ zur Verfügung stellt.318  
 
● Während die höchstrichterliche Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts den Status des 
Gewerbetreibenden nicht an den „wirtschaftlichen Nutzen“ als solchen, sondern erst an eine gewisse 
Intensität desselben knüpft und vor diesem Hintergrund die „Verwaltung eigenen Vermögens“, d.h. 
Vermietungen und Verpachtungen regelmäßig von der gewerberechtlichen Überwachung ausnimmt, 
setzt das „Prostituiertenschutzgesetz“ diesen allgemeingeltenden Grundsatz außer Kraft. 
 
● Die Folge dürfte sein, dass Sexarbeiter/innen es zukünftig noch schwerer haben werden, 
Wohnraum zur selbständigen Ausübung ihrer Tätigkeit anmieten zu können, wenn Vermieter*innen 
Gefahr laufen, als konzessionspflichtige Betreiber eines Prostitutionsgewerbes eingestuft zu werden. 
So verdrängt man Sexarbeiter/innen die Grauzone der heimlichen Prostitution und verkauft das 
anschließend als Schutz ihres sexuellen Selbstbestimmungsrechts. 
 
● Parallel dazu ermöglicht das Prostituiertenschutzgesetz massive Eingriffe in das durch Grundgesetz 
Art. 13 geschützte Recht auf „Unverletzlichkeit der Wohnung“. Das wird exklusiv im Falle von 
Sexarbeit außer Kraft gesetzt, wenn Wohnungen, in denen sexuelle Dienstleistungen angeboten 
werden, bei bloßem Verdacht auf das Betreiben einer nicht-konzessionierten erlaubnispflichtigen 
Prostitutionsstätte“ nach § 29 ProstSchG jederzeit betreten werden können. Damit wird zugleich der 
Wohnungscharakter dieser Räumlichkeiten in Abrede gestellt und der in Art. 13 GG garantierte Schutz 
der Unverletzlichkeit der Wohnung de facto ausgehebelt.  
 
Anstelle eines bislang für das Betreten einer Wohnung erforderlichen richterlichen Durchsuchungs-
beschlusses tritt nunmehr die unterhalb der Schwelle eines solchen Beschlusses liegende „behörd-
liche Nachschau und Überwachung“ als gesetzlich verankerte Regelaufgabe. Grundrechte von 
Sexarbeiter/innen werden damit massiv beeinträchtigt. 
 
● Die unverhältnismäßige Einschränkung der Grundrechte ist eine direkte Folge der 
gewerberechtlichen Ungleichbehandlung von Prostitution im Rahmen des Prostituiertenschutz-
gesetzes, wird aber von der KFN-Evaluation ausgeblendet und nicht moniert. 
 
 
 
 

                                                           
318 Drucksache 18/8556, S. 59/60 



127 
 

C 05  Möglichkeit abhängiger Beschäftigungsverhältnisse weiter eingeschränkt 
 
● Die Erteilung einer Erlaubnis für Prostitutionsgewerbe ist gemäß § 26 Abs. 2 ProstSchG gekoppelt 
an eine „Einschränkung von Weisungen und Vorgaben“. Das „Prostituiertenschutzgesetz“ nimmt dabei 
gegenüber dem Prostitutionsgesetz von 2002 eine noch weitergehende Einschränkung des 
Weisungsrechts vor, auch wenn dies in der Gesetzesbegründung lediglich als „Präzisierung“ 
bezeichnet wird.  
 
● Explizit gelten nunmehr Weisungen als unzulässig, die sich auf Art bzw. Ausmaß sexueller 
Dienstleistungen beziehen. Das gilt fortan auch „ohne dass ein Dienstvertrag oder ein Beschäfti-
gungsverhältnis“ besteht.319 Unzulässig sind zudem „Vorgaben durch Hausordnungen oder ähnliches 
sowie verbale Einzelanweisungen“, sofern sie sich auf Art und Weise oder Ausmaß der Erbringung 
sexueller Dienstleistungen beziehen, sowie Weisungen, die „in ihrer Ausrichtung und Intensität“ einen 
„Eingriff in die geschützte Intimsphäre der Prostituierten bewirken“.320  
 
● Die „Präzisierungen“ schränken „das Direktionsrecht nach § 106 der Gewerbeordnung für 
Arbeitsverhältnisse ein“321, wo es heißt:  
 

 „Der Arbeitgeber kann Inhalt, Ort und Zeit der Arbeitsleistung nach billigem Ermessen näher 
 bestimmen, soweit diese Arbeitsbedingungen nicht durch den Arbeitsvertrag, Bestimmungen 
 einer Betriebsvereinbarung, eines anwendbaren Tarifvertrages oder gesetzliche Vorschriften 
 festgelegt sind…“ 
 

De facto sind damit der § 106 GewO und die Möglichkeit eines abhängigen Beschäftigungsverhältnis-
ses mit dazugehörigem Sozialversicherungsschutz für Sexarbeiter*innen weiter ausgehebelt worden. 
 
C 06  Prostitutionsgewerbe: Auskunftspflicht auch für Nicht-Gewerbetreibende 
 
Nach § 29 Gewerbeordnung („Auskunft und Nachschau“) haben 
 

 „Gewerbetreibende oder sonstige Personen,  
 1. die einer Erlaubnis nach den §§…  bedürfen… ,  
 2. die … öffentlich bestellt sind,  
 3. die ein überwachungsbedürftiges Gewerbe im Sinne des § 38 Abs. 1 betreiben,  
 4. gegen die ein Untersagungsverfahren nach § 35 oder § 59 eröffnet oder abgeschlossen  
                wurde,  
 5. die ein Gewerbe nach § 18 Abs. 1 Satz 1 des Kulturgüterrückgabegesetzes betreiben  
 (Betroffene) … den Beauftragten der zuständigen öffentlichen Stelle auf Verlangen die für die 
 Überwachung des Geschäftsbetriebs erforderlichen mündlichen und schriftlichen Aus- 
 künfte unentgeltlich zu erteilen.“322 
 

Während sich die Auskunftspflicht im Zuge der Überwachung erlaubnispflichtiger Gewerbe 
gemeinhin nur auf die Person des Gewerbetreibenden bezieht, wird im Falle des 
Prostitutionsgewerbes von § 29 Abs.1 GewO bezeichnenderweise abgewichen. So heißt es in § 30 
ProstSchG („Auskunftspflicht im Rahmen der Überwachung“):  
 

 „Betreiber eines Prostitutionsgewerbes, als Stellvertretung oder als Betriebsleitung eingesetz-
 te Personen sowie Prostituierte sind verpflichtet, der zuständigen Behörde und den von ihr 
 Beauftragten auf deren Verlangen die für die Überwachung des Geschäftsbetriebes erforder-
 lichen mündlichen und schriftlichen Auskünfte zu erteilen.“   
 

Man sieht: Die Ungleichbehandlung gegenüber den gewerberechtlichen Standards wird im 
Prostituiertenschutzgesetz zum durchgängigen Prinzip erhoben. Der behauptete „Schutz der 
Prostituierten“ als Ziel des Prostituiertenschutzgesetzes rechtfertigt alles.  
                                                           
319 Drucksache 18/8556, S. 96 
320 Ebenda, S. 97 
321 Ebenda, S. 112 
322 https://www.gesetze-im-internet.de/gewo/__29.html 
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C 07 Auffällige Abweichungen vom sonst üblichen Umgang mit  
         erlaubnispflichtigen Gewerben 
 
● Die Entscheidung für die intensivste Variante gewerberechtlicher Kontrolle von Prostitution in 
Form der „Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe“ hat keine Veranlassung, die aus der 
spezifischen Kriminalitätsentwicklung innerhalb des Prostitutionsgewerbes resultiert. Sie verdankt sich 
vielmehr politischen Vorgaben, die von außen an die Prostitution herangetragen werden. 
 
Im Kontext des Prostituiertenschutzgesetzes wird die Erlaubnispflicht aus einem originär gewerbe-
rechtlichen Instrument zu einem Mittel vermeintlich effektiverer polizeilicher Strafverfolgung. 
Damit aber wandelt sich ihr Charakter. Die konkrete Ausgestaltung der Erlaubnispflicht erfolgt nicht 
mehr in Anlehnung an das geltende Gewerberecht, sondern Abweichung von ihm. Die Erlaubnispflicht 
wird zum „Kernelement“ einer fortgesetzten polizeilichen Reglementierung von Prostitution. 
 
Das dokumentieren nicht nur die systematischen Abweichungen von der allgemein geltenden 
Prinzipien der Gewerbeordnung, sondern auch zahlreiche Abweichungen vom Umgang mit 
sonstigen erlaubnispflichtigen Gewerbearten jenseits der Prostitution. Das belegen folgende 
ausgewählte Aspekte der Regulierung erlaubnispflichtiger Gewerbe in Deutschland:323 

 
● ein Absprechen der Zuverlässigkeit bei rechtskräftiger Verurteilung gibt es nur bei einer 
   Minderheit erlaubnispflichtiger Gewerbe, nämlich bei nur etwa 20 % dieser Gewerbearten; 
 

● ein Absprechen der Zuverlässigkeit in Fällen (früherer) Mitgliedschaft bei einem in den letzten 10  
   Jahren verbotenen Verein gibt es nur bei einer Minderheit erlaubnispflichtiger Gewerbe, nämlich     
   bei nur etwa 6 % dieser Gewerbearten; 
 

● die Überprüfung der Zuverlässigkeit eines Antragstellers durch die (Orts-)Polizei bzw. das BKA  
   gibt es nur bei einer Minderheit erlaubnispflichtiger Gewerbe, nämlich bei nur etwa 6 % dieser  
   Gewerbearten; 
 

● die zeitliche Befristung der Erlaubnis durch eine erneute Zuverlässigkeitsprüfung gibt es nur bei  
   einer Minderheit erlaubnispflichtiger Gewerbe, nämlich bei nur etwa 30 % dieser Gewerbearten; 
 

● eine Ausdehnung der Zuverlässigkeitsüberprüfung auf mögliche Stellvertreter des  
   Gewerbetreibenden gibt es nur bei einer Minderheit erlaubnispflichtiger Gewerbe, nämlich bei nur  
   etwa 6 % dieser Gewerbearten; 
 

● ein behördliches Eingriffsrecht im Sinne einer Untersagung des Tätigwerdens abhängig  
   beschäftigter Personen gibt es nur bei einer Minderheit erlaubnispflichtiger Gewerbe, nämlich bei  
   nur etwa 16 % dieser Gewerbearten; 
 

● ein behördliches Eingriffsrecht im Sinne einer Untersagung von „Tätigkeiten“ ohne Vorliegen  
   eines Beschäftigungsverhältnisses gibt es nur bei einer Minderheit erlaubnispflichtiger Gewerbe,  
   nämlich bei nur 2 % dieser Gewerbearten; 
 

● das Erfordernis der Vorlage eines „Konzepts“ bzw. „Geschäftsplans“ im Zuge der  
   Erlaubniserteilung gibt es nur bei einer Minderheit erlaubnispflichtiger Gewerbe, nämlich bei nur  
   etwa 16 % dieser Gewerbearten; 
 

                                                           
323 Zu den wichtigeren erlaubnispflichtigen Gewerben gehören: Apotheken, Arbeitnehmerüberlassung, Bank- 
und Finanzdienstleistungsgeschäfte, Bauträger/Baubetreuer, Bewachungsgewerbe, Handel mit Arzneimitteln, 
Handel mit Schusswaffen und Munition, Finanzanlagenvermittler, Finanzdienstleistungen, Gaststättengewerbe 
und Hotelgewerbe, Handel mit Chemikalien und Sprengstoffen, Güterkraftverkehr, zulassungspflichtige 
Handwerke, Honorar-Finanzanlageberater, Immobiliardarlehensvermittler, Inkasso-Unternehmen, 
Privatkrankenanstalt, Maklergewerbe, Personenbeförderung, Ausübung eines Reisegewerbes, 
Sachverständigentätigkeit, Schaustellung von Personen (Varieté, Cabaret-, Tanz- oder Striptease-
Vorführungen), Aufstellung von Spielgeräten, Betrieb von Spielhallen, Versteigerergewerbe, 
Versicherungsberatern Versicherungsvermittler und Wohnimmobilienverwalter. 
 
 



129 

● die Möglichkeit „nachträglicher Auflagen“ seitens der Behörden gibt es nur bei einer Minderheit
erlaubnispflichtiger Gewerbe, nämlich bei nur etwa 36 % dieser Gewerbearten;

● die Existenz eines speziellen Bußgeldkatalogs gibt es nur bei einer Minderheit
erlaubnispflichtiger Gewerbe, nämlich bei nur etwa 4 % dieser Gewerbearten;

Es ist also festzustellen: Ausgerechnet im Umgang mit Prostitution erfolgt eine auffällige Häufung 
ansonsten eher wenig praktizierter behördlicher Kontroll- und Interventionsmöglichkeiten. In 
Anbetracht dessen lässt sich von einer gezielten, diskriminierenden Sonderbehandlung des 
Prostitutionsgewerbes und einem prostitutionsspezifischen Ausnahmerecht zu sprechen. 

Ein derart konzentriertes Ausnahmerecht mit dem stereotypen Verweis auf die „Besonderheiten des 
Prostitutionsgewerbes“ zu rechtfertigen, ist weder begründet noch nachvollziehbar.  

C 08  Schätzungen & Realität hinsichtlich konzessionspflichtiger 
 Prostitutionsgewerben 

● Das Prostituiertenschutzgesetz ging für die Zeit vor seinem Inkrafttreten nicht nur von 200.000 in 
Deutschland tätigen Sexarbeiter*innen, sondern zudem von insgesamt 11.700 konzessionspflichtigen 
Prostitutionsgewerben aus.324

● Die Zahl der aktuell (2024) registrierten Sexarbeiter*innen beträgt 32.254, die Zahl der aktuell 
konzessionierten, d. h. mit gültiger Erlaubnis ausgestatteten Prostitutionsgewerbe liegt bei 2.253 Das 
heißt: Nur 16,2 % der ursprünglich geschätzten Zahl an Sexarbeiter*innen sind heute vom 
Anmelderegime erfasst und nur 19,2 % der seinerzeit geschätzten Prostitutionsgewerbe sind heute 
konzessioniert. An diesen Größenordnungen und Differenzen hat sich im Verlauf der letzten acht Jahre 
nichts Wesentliches geändert.

● Erstaunlich ist, dass sich die öffentliche Aufmerksamkeit ausschließlich mit der vergleichsweise 
geringen Zahl registrierter Sexarbeiter*innen beschäftigt, die im Vergleich zur Ursprungsschätzung 
nicht minder geringe Zahl konzessionierter Prostitutionsgewerbe aber in keiner Weise zum Thema 
macht.

● Darüber wird hartnäckig der Mantel des Schweigens ausgebreitet. Und die KFN-Evaluation schließt 
sich aus wohl kalkuliertem Eigeninteresse dieser Kopf-in-den-Sand-Haltung an. So schafft es die 
Evaluation auf achthundert Seiten kein einziges Mal zu erwähnen, dass es diesbezüglich überhaupt 
eine Ausgangsschätzung gegeben hat. Die KFN-Evaluation hätte ja auch hier ihre grundsätzliche 
Abneigung gegenüber Schätzungen zum Besten geben können.325 Doch zog sie es vor, die Differenz 
zwischen Ausgangsschätzung und Realität mit Schweigen zu übergehen, was erneut ein 
bezeichnendes Licht auf den bescheidenen wissenschaftlichen Anspruch des KFN wirft.326

● Die Schätzung der Zahl der Prostitutionsgewerbe mag (wie auch die der Zahl der Sexarbeiter*innen) 
in vielerlei Hinsicht kritikwürdig sein und aus heutiger Sicht für zu hoch gehalten werden. Aber genau 
das ist der Punkt, mit dem sich die Befürworter*innen des Prostituiertenschutzgesetzes hätten 
auseinandersetzen müssen. Denn beide übertrieben hoch angesetzten Ursprungsschätzungen 
belegen,

● dass der gesamte Kontroll- und Überwachungsansatz des Prostituiertenschutzgesetzes komplett 
überdimensioniert und schon deshalb verfehlt war;

324 Drucksache 18/8556, S. 38/39 
325 Mit Ausnahme der Schätzung des Dunkelfelds bei Menschenhandel, wo sich Tilmann Bartsch et. al. eine 
solche Zurückhaltung nicht auferlegt haben. (vgl. Bartsch et. al., 2022, S. 58) 
326 „Insgesamt kann man mithin feststellen, dass das Erlaubnisverfahren in Gang gekommen ist“, lautet die im 
Prinzip nichtssagende Erkenntnis (Evaluation, S. 298), wobei es Prostitutionsgewerbetreibende gebe, „die sich 
dem Erlaubnisverfahren entziehen“. Ihre Zahl ließe sich mit den Mitteln der Evaluation allerdings nicht 
quantifizieren. (ebenda) 
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● und dass die Öffentlichkeit in Bezug auf die Notwendigkeit eines engmaschigen Kontrollansatzes mit  
   überzogenen Zahlenangaben gezielt getäuscht und hinter die Fichte geführt wurde327, um einer  
   Kritik an dem umstrittenen Gesetz im Vorfeld schon möglichst den Wind aus den Segeln zu nehmen. 
 

Es war mitnichten Zufall, dass beide Schätzungen unisono nur in eine Richtung wiesen, nämlich in 
Richtung maßlos überhöhter Ausgangsannahmen. So ließ sich die Notwendigkeit des Prostituierten-
schutzgesetzes – fernab empirisch belastbarer und überprüfbarer Angaben – unterstreichen und dafür 
die nötigen politischen Mehrheiten beschaffen.  
 
● Politik war schon immer dreckig, wenn es um die Durchsetzung illegitimer Partialinteressen ging. 
Aber solche krummen Touren acht Jahre später zu beschweigen und einen Bogen darum zu 
schlagen, wie es die KFN-Evaluation nach Kräften tut, ist wissenschaftlich weit unter der Gürtellinie.   
 
C 09  Alarmismus und moralische Stigmatisierung von Prostitution 
 
● Ein über Jahre hinweg anhaltender, schriller Gefahren-Diskurs in den öffentlichen Debatten rund 
um das Prostituiertenschutzgesetzes trug seinerzeit wesentlich mit dazu bei, den Boden zu bereiten 
für ein günstiges gesellschaftliches Klima hinsichtlich der Einführung einer Erlaubnispflicht für 
Prostitutionsgewerbe. Prostitution sollte als grundsätzlich „risikobehaftete Tätigkeit“ stigmatisiert und 
damit die Anwendung gewerberechtlicher Sonderregelungen legitimiert werden. 
 
● Gefahren in diesem Bereich seien allgegenwärtig und scheinen den Alltag aller Sexarbeiter/innen zu 
bestimmen. Im Gesetzentwurf der damaligen Bundesregierung war allenthalben die Rede von 
„Risiken und Gefahren“, von „gefährlichen Erscheinungsformen“ der Prostitution, von „physischen 
und psychischen Gefährdungen“, von „Gefahren für wichtige Individualrechtsgüter“, von „gesundheit-
lichen Gefahren“ bis hin zu einer „dringenden Gefahr für Leib und Leben“ der Sexarbeiter/innen. Die 
Häufigkeit dieser Zuschreibungen stand in umgekehrtem Verhältnis zu wissenschaftlich nachprüfbaren 
Belegen für solche Behauptungen. Die einzige Studie von Schröttle/Müller zu diesem Thema erhob 
keinen „Anspruch auf Repräsentativität“. 
 
● Naheliegenderweise versuchte man den Mangel an sachlichen Argumenten hinsichtlich der 
Einführung einer Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe mit Verweis auf moralische Erwägungen 
zu kompensieren. Schon die vom BKA in Auftrag gegeben Studie von Sieber 1993, die erstmals die 
Erlaubnispflicht für Prostitutionsstätten ins Spiel brachte, gründete brachte diese Forderung in 
Zusammenhang mit einer „moralischen Ablehnung der Prostitution“.328 Im „Bericht der 
Bundesregierung“ zur Evaluation des Prostitutionsgesetzes von 2007 erklärte Ursula von der Leyen:  

 „Das Gebot der staatlichen Zurückhaltung in weltanschaulichen Fragen, bedeutet andererseits 
 nicht, dass Prostitution von staatlicher Seite als erwünschte Form wirtschaftlicher Betätigung 
 und in jeder Hinsicht neutral behandelt werden muss.329 
 

Im Jahr 2010 erklärte Bremens Innensenator Ulrich Mäurer (SPD) in einem für die damalige 
Beschlussfassung der Innenministerkonferenz maßgeblichen Positionspapier, dass „nicht zuletzt 

                                                           
327 Die damalige politische Koalition der ProstSchG-Befürworter*innen machte sich einen Spaß daraus, die 
maßlos übertriebene Zahl der auf Basis von Polizeiangaben geschätzten 11.700 Prostitutionsgewerben in 
Deutschland auch noch haargenau nach Prozentangaben aufzuschlüsseln: „62 Prozent Wohnungsbordelle,  
14 Prozent Clubs, Bars und Saunen, 12 Prozent Bordellbetriebe, 1 Prozent Sonstige und weniger als 1 Prozent 
Escort-Agenturen“. (Drs. 18/8556, S. 39) Mit derart kleinteiligen, Vertrauen erweckenden Angaben täuschte 
man ein auf Insiderkenntnis beruhendes Wissen vor, was Außenstehende verstummen ließ.   
328 Sieber, S. 291 
329 Bericht der Bundesregierung zu den Auswirkungen des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
Prostituierten (Prostitutionsgesetz – ProstG), 2007, S. 10, vgl. 
https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/93344/372c03e643f7d775b8953c773dcec8b5/bericht-der-br-
zum-prostg-broschuere-deutsch-data.pdf 
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moralische Besonderheiten“ zu berücksichtigen seien, wenn es um „eine bundesgesetzliche 
Regelung sui generis“ von Prostitution gehe.330  

● Obgleich moralische Erwägungen für die Einführung einer Erlaubnispflicht für Prostitutions-
gewerbe nicht ursächlich waren, ist doch unübersehbar, dass die Erlaubnispflicht umgehend für die
Implementierung bestimmter Moralvorstellungen genutzt wurde. So wurde in der Gesetzesbegründung
ständig auf „unzuträgliche Auswüchse des Gewerbes“, auf „das vermehrte Auftreten neuer und
problematischer Erscheinungsformen und Auswüchse“331, auf „sozial unverträgliche oder jugend-
gefährdende Auswirkungen der Prostitutionsausübung“ etc. hingewiesen, die es „auszuschließen bzw.
zu verdrängen“ gelte.332

● Örtlichen Behördenvertreter wurde aufgegeben, Formen der Prostitutionsausübung zu verbieten,
„die unter keinen Umständen als tolerabel angesehen werden können, weil sie in ihrer Ausgestaltung
so angelegt sind, dass sie einer schweren Verletzung der Rechte der beteiligten Individuen Vorschub
leisten.“333 Es sei auch nicht erlaubt, „dass jedwede beliebige vorstellbare sexuelle Aktivität
zwischen mündigen Individuen, solange zwischen allen Beteiligten Konsens über Preis und Gegen-
leistung herrscht, rechtswirksam vereinbart werden können.“334 Dass einzelne Prostituierte „mit
diesen Rahmenbedingungen zufrieden wären oder …aufgrund ihrer selbstbewussten Persönlichkeit in
der Lage wären, solche Gefährdungen abzuwehren“, spiele „keine Rolle“.335 Denn: „Generell gilt,
dass die Beurteilung der Zulässigkeit gewerbsmäßiger Angebote nicht vollständig wertneutral
erfolgt, sondern anhand des grundgesetzlich gebotenen Vorverständnisses und im Lichte der
Schutzpflichten des Staates…“.336 Den Behörden wurde zugestanden, zwischen „tolerablen“ und
„nicht-tolerablen“ Formen sexueller Dienstleistungen zu unterscheiden. Dem Rückgriff auf außer-
rechtliche moralische Maßstäbe steht fortan nichts mehr im Wege.

C 10  Zuverlässigkeitsprüfung: Polizeiliche Einflussnahme auf 
  Personalentscheidungen in Prostitutionsgewerben 

● Die im Rahmen der Erlaubnispflicht erforderliche „Zuverlässigkeit“-Prüfung von Betreiber*innen
eines Prostitutionsgewerbes soll Kriminalität reduzieren und wird als mehr Sicherheit für
Sexarbeiter/innen angepriesen. Bereits durch vielfältige Vorgaben für den laufenden Betrieb eines
Prostitutionsgewerbes werden die Anforderungen an Zuverlässigkeit in die Höhe geschraubt, wodurch
umgekehrt auch die Möglichkeit, als „unzuverlässig“ zu gelten, wächst.337

● Wer die erforderliche Zuverlässigkeit zum Führen eines Prostitutionsgewerbes nicht besitzt, ist in §
15 Abs. 1 ProstSchG geregelt. Während es das allgemeine Gewerberecht zur Bedingung macht, dass
nur „einschlägige“ rechtskräftige Verurteilungen auf eine fehlende Zuverlässigkeit schließen lassen,
reicht im Falle des Antrags auf Erlaubnis zum Führen eines Prostitutionsgewerbes jede in den letzten
fünf Jahren zuvor erfolgte Verurteilung „wegen eines Verbrechens“, um die erforderliche Zuver-
lässigkeit auszuschließen. Auf die gewerberechtlich übliche „Einschlägigkeit“ wird damit verzichtet,
was auch die KFN-Evaluation moniert.338

● Die Fünf-Jahres-Regel wird allerdings bei Vorliegen „sonstiger Erkenntnisse“ wieder relativiert:
„Bei Verurteilungen, die länger als fünf Jahre zurückliegen, oder bei Vorliegen sonstiger Erkenntnisse

330 Ulrich Mäurer, Regulierungsbedarfe im Zusammenhang mit der Prostitutionsausübung zur Bekämpfung des 

Menschenhandels und der Zwangsprostitution, Bremen, 11.10.2010 
331 Drs. 18/8556, S. 32 
332 ebenda, S. 33 
333 ebenda, S. 78 
334 ebenda, S. 78 
335 ebenda, S. 78 
336 ebenda, S. 78 
337 „Angesichts des dichten Netzes an Pflichten, die den Gewerbetreibenden treffen, ist die Gefahr nicht 
ordnungsgemäßen Verhaltens, also der Unzuverlässigkeit, vergleichsweise groß.“ (Rixen,2018, S. 149) 
338 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 282 
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ist im konkreten Einzelfall zu prüfen, ob sich daraus Zweifel an der Zuverlässigkeit der Person 
ergeben.“ (§ 15 Abs. 2 ProstSchG) 
 
● Hinzu kommt: Potenzielle Betreiber*innen eines Prostitutionsgewerbes müssen sich noch nicht 
einmal persönlich etwas haben zuschulden kommen lassen, um ihnen die erforderliche Zuverlässig-
keit für das Führen eines Prostitutionsgewerbes abzusprechen. Ihnen kann eine frühere, weniger als 
10 Jahre zurückliegende Mitgliedschaft in einem Verein zum Verhängnis werden, der zu einem 
Zeitpunkt verboten wurde, als der Antragsteller möglicherweise gar nicht mehr Mitglied des betreffen-
den Vereins war. Ein persönlich zurechenbares strafrechtlich relevantes Verhalten muss nicht 
vorliegen.  
 
● Dass die Feststellung mangelnder Zuverlässigkeit in der Vergangenheit automatisch erlaubt, für 
weitere fünf Jahre von mangelnder Zuverlässigkeit auszugehen (§ 15 Abs. 2 ProstSchG), rundet das 
Bild ab, dass hier verschärfte Überwachungs-Kriterien angelegt werden. 
 
● Abweichend vom allgemein geltenden Gewerberecht kann zudem die zuständige Behörde der 
Landespolizei „Bedenken gegen die Zuverlässigkeit“ vortragen. Dies erstreckt sich z. B. auf eine 
vermutete „Nähe zu kriminellen Gruppierungen“. Damit ist nicht ausgeschlossen, dass zukünftig die 
Polizei über die Zuverlässigkeit von Antragsteller*innen für eine Erlaubnis zum Führen eines 
Prostitutionsgewerbes entscheidet. Dieser Einwand wurde jüngst zurückgewiesen mit der 
Begründung: 
 

 „Sofern man der zuständigen Behörde jedoch trotz der verpflichtenden Einholung einer 
 polizeilichen Auskunft weiterhin einen eigenständigen Entscheidungsspielraum in Bezug auf 
 die Feststellung der Unzuverlässigkeit innerhalb des Erlaubnisverfahrens zubilligt, ist die Kritik 
 unberechtigt. IdS kann die Polizei zwar durch ihre Stellungnahme die Entscheidungsfindung 
 der zuständigen Behörde beeinflussen, sie aber nicht vorwegnehmen.“339 
 

Dass die Zuverlässigkeitsprüfung im Kontext der Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe als Mittel 
dient, um bei Bedarf eine rechtsstaatlich fragwürdige Verdachtskultur gegenüber dem Prostitutions-
gewerbe zu kultivieren, dürfte damit außer Frage stehen. 
 
● Nun hätte es der KFN-Evaluation frei gestanden zu versuchen, die Berechtigung der hier 
vorgetrage-nen Kritik durch eine entsprechende Frage im Fragebogen an Behörden-Mitarbeiter*innen 
zu klären und ihr ggf. begründet zu widersprechen. Das hat die Evaluation allerdings unterlassen, 
denn sie bekennt: 
 

 „Inwieweit die im Hinblick auf die verpflichtend einzuholende polizeiliche Stellungnahme 
 geäußerte Sorge, dass faktisch die Polizei und nicht die Erlaubnisbehörde über die 
 Zuverlässigkeit entscheide (s. dazu oben B.I.2.a.), berechtigt ist, kann auf Basis der  
 vorliegenden Daten nicht abschließend beurteilt werden.“ 
 

● Die Kritik, dass mit den Regelungen zur Feststellung der erforderlichen Zuverlässigkeit im 
ProstSchG die Grenzen zwischen einer rein verwaltungs- bzw. gewerberechtlichen Regulierung und 
einer polizei-lichen Regulierung der Prostitution fließend gemacht und damit tendenziell aufgehoben 
werden, ist damit also keinesfalls ausgeräumt. Zumal auch deshalb, weil die Landes-Polizeigesetze 
nach wie vor Spezialbefugnisse der Polizei gegenüber Prostitution enthalten. Zudem ist in 5 von 16 
Bundesländern die Zuständigkeit für das Überwachungsverfahren nach dem 
Prostituiertenschutzgesetz an die Polizei übertragen worden.340  
 
 
 
 
 

                                                           
339 Lange in von Galen, Kommentar ProstSchG, S. 134 
340 Dies betrifft die Bundesländer Baden-Württemberg, Berlin, Bremerhaven im Bundesland Bremen, 
Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein. (vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 355) 
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C 11  Zunehmende Kontrolle und Überwachung unter dem Regime der  
          Erlaubnispflicht  
 
 „Der Gesetzgeber hat mit den §§ 29 bis 31 ProstSchG erstmals spezifische Überwachungs-
 instrumente für den gewerblichen Bereich der Prostitution geschaffen. Zuständige Über- 
 wachungsbehörden wurden eingerichtet, überwachendes Personal wurde eingestellt. Die 
 Sachbearbeitenden haben die Normen für das Überwachungsverfahren mit großer Mehrheit 
 als ausreichend eingestuft.“341  
 

● Hinsichtlich des Ausmaßes der Überwachung dürfte sich das Prostitutionsgewerbe unter dem 
Regime der Erlaubnispflicht gut „geschützt“ fühlen: Bei der KFN-Befragung von 207 Behörden, in 
deren Zuständigkeit 1.090 (48,4 %) der bundesweit 2.253 mit gültiger Erlaubnis ausgestatteten 
Prostitutionsgewerbe fielen342, ergab sich mit Ausnahme des Jahres 2022 eine deutlich zunehmende 
Zahl an Überwachungsmaßnahmen. Inklusive der Überwachungen von mutmaßlich ohne Erlaubnis 
betriebenen Etablissements zeigt sich mit in der Summe 5.884 Überwachungen bzw. 840 
Überwachungsmaßnahmen im Schnitt pro Jahr eine kontinuierliche Steigerung der 
Überwachungsintensität. 
 
TABELLE 32: KFN-Behörden-Befragung: Zahl der Überwachungen von erlaubten und mutmaßlich  
                        nicht erlaubten Prostitutionsgewerbe (2017 - 2023)343 
 

 

Nr 
 

 

Indikator 
 

  

2017 
 

2018 
 

2019 
 

2020 
 

2021 
 

2022 
 

2023 
 

Summe 

  

Überwachung angemeldeter erlaubter Prostitutionsgewerbe 
 

 

01 Gesamt  170 356 470 695 828 751 850 4.120 
02 Steigerung  

zum Vorjahr 
abs.  + 186 + 114 + 225 + 133 - 77 + 99  

03 in %  +109 % + 31 % + 48 % + 19 % - 9 % + 13 % 
  

Überwachung mutmaßlich nicht erlaubter Prostitutionsgewerbe 
 

 

04 Gesamt  55 297 308 283 222 257 342 1.764 
05 Steigerung  

zum Vorjahr 
abs.  + 242 + 11 - 25 - 61 + 35 + 85  

06 in %  + 440% + 4 % - 8 % - 22 % + 16 % + 33 % 
  

Überwachung Prostitutionsgewerbe gesamt 
 

 

07 Gesamt  225 653 778 978 1.050 1.008 1.192 5.884 
08 Steigerung  

zum Vorjahr 
abs.  + 428 + 125 + 200 + 72 - 42 + 184  

09 in %  + 190% + 19 % + 26 % + 7 % - 4 % + 18 % 
 
● Da sich die KFN-Behördenbefragung auf Behörden bezieht, die knapp die Hälfte aller bundesweit 
konzessionierten Prostitutionsgewerbe kontrollieren, dürfte damit die Gesamtzahl der jährlich 
durchgeführten Überwachungsmaßnahmen bei rund 1.700 und die Zahl der seit Inkrafttreten des 
ProstSchG durchgeführten Kontrollmaßnahmen bei ca. 12.000 liegen. 
 
● Was die Verteilung und Häufigkeit von Überwachungsmaßnahmen betrifft, gaben bei der KFN-
Befragung von Prostitutionsgewerbebetreiber*innen (n = 223) 12 % von ihnen an, in den letzten 12 
Monaten nicht kontrolliert worden zu sein. Von den verbleibenden 88 % kontrollierter Betriebe gaben 
192 Betreiber*innen an, in den letzten 12 Monaten insgesamt 654mal kontrolliert worden zu sein, was 
im Schnitt 3,4 Kontrollen pro Jahr und Betrieb entspricht.344 
 
● Mehrheitlich werden die Kontrollen vom Ordnungsamt und der Polizei durchgeführt.345 Das sind 
aber beileibe nicht die einzigen involvierten Kontrollbehörden. Die Liste umfasst: Landespolizei, 
Ordnungs-amt / Gewerbebehörde, Ausländerbehörde, Zoll / Finanzkontrolle, Baubehörde, 

                                                           
341 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 612 
342 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 364 
343 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 363/64 
344 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 370 
345 ebenda 
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Gesundheitsbehörde, Steuerfahndung, Finanzamt, Sozialbehörde, Bundespolizei und Sonstige 
(Jugendamt etc.)346 
 
● Nicht alle der an den Kontrollen beteiligten Behörden können allerdings eine gesetzliche 
Ermächtigung zur Kontrolle von Prostitutionsbetrieben vorweisen, weshalb es oft vorkommt, dass 
befugte Kontrollbehörden andere nicht befugte Behörden zu gemeinsamen Kontrollen einladen. Das 
findet die KFN-Evaluation allerdings problematisch  
 

 „weil an sich dem Gesetzgeber die Bestimmung darüber vorbehalten ist, welche Behörden 
 welche Befugnisse erhalten. Dies darf nicht dadurch umgangen werden, dass eine an sich 
 nicht zuständige Behörde sich an einer Kontrolle einer nichtzuständigen Behörde beteiligt.“347 
 

● Angesichts der nach Inkrafttreten des Prostituiertenschutzgesetzes weiterhin rückläufigen 
Aufdeckungsrate bei so genannter „prostitutionsspezifischer Kriminalität“ lässt sich die Frage nach 
der Sinnhaftigkeit derart überdimensionierter Überwachungsmaßnahmen stellen. Die KFN-
Evaluation sieht jedoch allenthalben 
 

 „gegenüber dem früheren, weitgehend unregulierten Zustand eine Verbesserung der 
 Überwachungsinstrumente“.  
 

Wie man zu der Ansicht gelangen kann, dass der frühere Zustand ein „weitgehend unregulierter“ 
gewesen sei, ist in Anbetracht der massiven Kontrollen, dem das Prostitutionsgewerbe auch in der 
Zeit vor Inkrafttreten des ProstSchG unterworfen waren, nicht nachvollziehbar.  
 
● Ob die nun eingesetzten Kontroll- und Sanktionsnormen auch den mit ihnen verfolgten Zweck 
erfüllen und letztendlich „ein besserer Schutz für die Prostituierten entsteht“, habe allerdings „in 
dieser Evaluation nicht überprüft werden“ können. „Eine solche Prüfung war auch nicht 
Gegenstand des Auftrags.“348 
 
C 12  Die Politik mit der Versagung von Erlaubnissen für Prostitutionsgewerbe 
 
● Das Prostituiertenschutzgesetz eröffnet im Rahmen der Erlaubnispflicht den zuständigen Behörden 
die Möglichkeit, den Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis für das Führen eines Prostitutionsgewerbes 
zu versagen (§ 14 ProstSchG) sowie die Erlaubnis eines bereits betriebenen Prostitutionsgewerbes 
im Nachhinein zu widerrufen bzw. zurückzunehmen (§ 23 ProstSchG). 
 
● Ausweislich der Bundesstatistik wurden im Schnitt der Jahre 2018 bis 2023 jedes Jahr rund ein 
Fünftel aller gestellten Erlaubnis-Anträge (19,4 %) negativ beschieden.349 Der vergleichbare Wert 
bei der Ablehnung der Ausstellung von Hurenpässen hingegen lag bei gerade einmal 0,5 %. Das 
verdeutlicht, warum die Erlaubnispflicht im Prostituiertenschutzgesetz als „Kernelement“350 des 
Gesetzes bezeichnet wurde: Sie spielt die entscheidende Rolle in Bezug auf die Eindämmung des 
Angebots der Prostitution.    
 
● Die KFN-Behörden-Befragung steuert zu den Angaben der Bundesstatistik jedoch noch einen 
wesentlichen Aspekt bei, der völlig unterginge, würde man nur die Bundesstatistik betrachten. 

                                                           
346 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 370, 382  
347 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 384 
348 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 612 
349 Im Umkehrschluss zu glauben, die verbleibenden 80,6 % der Erlaubnisanträge seien demnach definitiv 
positiv beschieden, wäre allerdings ein Irrtum. Denn nach § 37 Abs. 4 ProstSchG („Übergangsregelungen“) 
konnten sich Betreiber, die bis zum 31.12.2017 einen Erlaubnis-Antrag gestellt hatten, auf eine 
Übergangsregelung beziehen: „Bis zur Entscheidung über den Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis gilt die 
Fortführung des Prostitutionsgewerbes als erlaubt, wenn die Antragsfrist nach Absatz 2 eingehalten wurde.“ 
(Drucksache 18/8556, S. 29). Unter den als „gültig“ ausgewiesenen Erlaubnissen befindet sich somit auch 
„fiktive“ Erlaubnisse, über deren Zahl sich das Statistische Bundesamt mit Verweis auf die Prostitutionsstatistik-
verordnung bis heute ausschweigt. Eine nachträglich erfolgende Versagung ist auch dort nicht grundsätzlich 
ausgeschlossen.   
350 „Kernelement ist die Einführung einer Erlaubnispflicht für alle Prostitutionsgewerbe.“ (Drs. 18/8556, S. 2) 
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Der Anteil der versagten Erlaubnis-Anträge liegt im Falle der Befragung der Behörden bei lediglich 
knapp 10 %. Nicht berücksichtigt sind hierbei allerdings die Widerrufe / Rücknahmen, die die KFN-
Evaluation entweder nicht erfragt oder nicht veröffentlicht hat. 
 
● Interessant aber ist die Differenz zwischen den in jedem Jahr begonnenen Erlaubnisverfahren 
einerseits und den letztendlich in diesem Jahr erteilten bzw. versagten Erlaubnissen. Diese Differenz 
beläuft sich im Zeitraum von 2017 bis 2023 auf 632 von insgesamt 1.934 Verfahren. Das ergibt den 
beträchtlichen Anteil von immerhin 32,7 % aller Verfahren, bei denen der Ausgang des Verfahrens 
nicht bekannt ist.  
 
● Die KFN-Evaluation vermutet drei Gründe, die für die Entstehung dieser Differenz maßgebend sein 
können. Sie vermutet Schätzfehler, weil an dieser Stelle neben validen Zahlen auch Schätzzahlen in 
die Angaben mit eingeflossen sind. Dieser Faktor dürfte aber eher gering zu veranschlagen sein, da 
Abweichungen durch fehlerhafte Schätzungen sowohl zu Über- als auch Unterschätzungen führen 
und sich damit zum Teil wieder ausgleichen können. 
 
TABELLE 33: Versagungen, Widerrufe und Rücknahmen von Erlaubnissen zum Führen eines  
                        Prostitutionsgewerbes in Bundesstatistik und KFN-Behördenbefragung (2018 - 2023)351 
 

 

Nr. 
 

 

Indikator 
 

2017 
 

2018 
 

2019 
 

2020 
 

2021 
 

2022 
 

2023 Sum-
me 

 Stichtags-Statistik 31.12. (Bund)    
 

01 
 

 

Gültige Erlaubnisse  
 

 

1.350 
 

1.600 
 

2.167 
 

2.285 
 

2.286 
 

2.314 
 

2.312 
 

- 

 Laufende Jahres-Statistik (Bund)   
 

02 
 

 

Erlaubnisse (erteilt + verlängert) 
 

 

- 
 

680 
 

739 
 

347 
 

445 
 

368 
 

390 
 

2.969 
 

03 
 

Versagungen  
 

 

- 
 

103 
 

140 
 

51 
 

51 
 

27 
 

36 
 

408 
 

04 
 

Widerruf / Rücknahme  
 

 

- 
 

16 
 

28 
 

50 
 

9 
 

38 
 

28 
 

169 
 

05 
 

 

Vorgänge insgesamt 
 

- 
 

 

799 
 

907 
 

448 
 

505 
 

433 
 

454 
 

3.546 
 

06 
 

Anteil nicht-bewilligt / eingezogen 
 

 

- 
 

 

14,9% 
 

18,5% 
 

22,5% 
 

11,9% 
 

15,0% 
 

14,1% 
 

19,4% 

 KFN-Befragung Behörden   
 

07 
 

 

begonnene Erlaubnisverfahren 
 

656 
 

396 
 

262 
 

171 
 

146 
 

136 
 

167 
 

1.934 
 

08 
 

 

erteilte Erlaubnisse 
 

69 
 

240 
 

262 
 

110 
 

83 
 

100 
 

248 
 

1.112 
 

09 
 

 

Versagungen  
 

10 
 

57 
 

48 
 

35 
 

14 
 

16 
 

10 
 

190 
 

10 
 

Anteil versagte Anträge (in%)   
 

 

1,5% 
 

14,4% 
 

18,3% 
 

20,5% 
 

9,6% 
 

11,8% 
 

6,0% 
 

9,8% 
 

11 
 

Differenz begonnene Verfahren  
abzgl. erteilte / versagte Erlaubnisse 

 

- 577 
 

- 99 
 

+ 48 
 

- 26 
 

- 49 
 

- 20 
 

+ 91 
 

- 632 

 

12 
 

Anteil der „Differenz“-Verfahren 
 

 

-88% 
 

-25 % 
 

+18% 
 

-15 % 
 

-34 % 
 

-15 % 
 

+54% 
 

- 33 % 

 
● Ein weiterer Grund für die Differenzen könnte darin liegen, dass Erlaubnisverfahren zwar in einem 
Jahr begonnen wurden, ohne zwingend in dem gleichen Jahr abgeschlossen zu werden. Dies dürfte in 
der Tat einen Teil der Differenz-Fälle erklären. Doch müssten diese nicht abgeschlossenen Verfahren 
in einem der Folgejahre dazu führen, dass es dort zusammengenommen mehr Erteilungen und 
Versagungen von Erlaubnissen als begonnene Verfahren gibt, was nur in den Jahren 2019 und 2013 
der Fall war. In allen anderen Jahren setzt sich die Negativ-Serie fort und trägt über alle Jahre hinweg 
zu einer Differenz von in jedem Jahr knapp 33 % ungeklärter Ausgänge des Erlaubnisverfahrens bei. 
 
Es spricht also vieles dafür, dass der maßgebliche Grund für dieses Phänomen ein anderer ist. Dazu 
schreibt die Evaluation: 

                                                           
351 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 174, 187 - 189 u. 294/95 
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 „Darüber hinaus dürfte ein Teil der Verfahren auch damit geendet haben, dass Prostitutions-
 gewerbetreibende ihren Antrag auf Erlaubnis eines Prostitutionsgewerbes zurückgezogen 
 haben. Dann geht der Abschluss dieses Verfahrens weder in die Daten über erteilte 
 Erlaubnisse noch in die Daten über versagte Erlaubnisse ein.“352 
 

● Dafür, dass dieser Grund der maßgebliche für die Entstehung der „Differenz-Verfahren“ ist, spricht 
im Übrigen auch die Tatsache, dass der größte Teil dieser „Differenz-Verfahren“ mit allein 577 
Verfahren in das Jahr 2017, das erste Jahr der Konzessionierung, fällt. Das spricht für die Hypothese, 
dass es sich dabei um „aussichtslose“ Anträge (z.B. wegen örtlicher Lage, Sperrgebiet oder 
baurechtlich) oder aber um solche handelte, die aus dem Blickwinkel der bis dato aktiven 
Betreiber*innen aussichtslos erschienen. So dürften sich Betreiber*innen z. B. aufgrund der sich mit 
der Erlaubnisantragstellung verbundenen oder sich abzeichnenden Folgekosten das Handtuch 
geworfen und dem Prostitutionsgewerbe den Rücken gekehrt haben. 
 
Dies muss nicht nur ein einmaliger Effekt zu Beginn der geänderten Gesetzeslage gewesen sein, 
sondern sich – wie die Zahlen für die nachfolgenden Jahre zeigen – in kleinerer Größenordnung 
dauerhaft fortsetzen. 
 
● Auf jeden Fall lässt sich daraus der Schluss ziehen, dass die Versagungsquote von 20 % nur die 
Untergrenze dessen ist, was sich tatsächlich im Prostitutionsgewerbe abspielt. Denn wenn Anträge 
auf Erlaubnis zurückgezogen werden, spiegelt sich das in der offiziellen Statistik in keiner Weise 
wieder. Die tatsächliche Versagungsquote liegt bei 20 % + x, wobei angesichts der Größenordnun-
gen der KFN-Behördenbefragung eher an eine Versagungsquote in der Höhe von rund 30 % zu 
denken ist. Bedauerlicherweise hat die KFN-Evaluation diesbezüglich nicht nach den Gründen der 
Differenz gefragt, sodass auch diese nicht unwichtige Frage von der Evaluation nicht definitiv geklärt 
werden konnte. 
 
C 13  Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe: Schutz durch Schließung? 
 
● Aus den Angaben der KFN-Behördenbefragung ergibt sich zweifelsfrei, dass unmittelbar nach 
Inkrafttreten des Prostituiertenschutzgesetzes noch im Jahr 2017 ein ganz erheblicher Teil der bei den 
zuständigen Behörden begonnenen Erlaubnisverfahren weder in „erteilte“ noch in „versagte“ 
Erlaubnisse mündete. 
 
● Das trifft laut KFN-Behördenbefragung auf knapp 90 % von 656 begonnen Erlaubnisverfahren im 
Jahre 2017 zu. Es trifft aber auch in den nachfolgenden Jahren zu. Auch dort ist die Zahl der 
„ungeklärten“ Antragsfälle, die weder mit einer Erlaubnis, noch mit einer Versagung endeten, stattlich 
und bewegt sich im mittleren zweistelligen Prozentbereich aller begonnenen Erlaubnisverfahren. 
 
● Sicher nicht alle, aber ein großer Teil dieser weit über 600 ungeklärten Verfahren dürfte nicht zuletzt 
darauf zurückzuführen sein, dass Betreiber*innen das Handtuch geworfen und aufgegeben haben, 
sodass ihr eingereichter Erlaubnis-Antrag weder positiv noch negativ beschieden wurde, sondern als 
ein „zurückgezogener“ Antrag (der nicht in Rechnung gestellt wurde!) aus der Statistik rausfiel. 
 
● Es mag im Nachhinein wenig Sinn machen, darüber zu spekulieren, ob es die hohen Kosten, die 
oftmals lange Dauer des Erlaubnisverfahrens oder Probleme mit der örtlichen Lage des jeweiligen 
Prostitutionsbetriebs waren, die für eine solche Entscheidung ausschlaggebend waren. Fakt ist wohl 
aber, dass eine nicht unerhebliche Zahl von Prostitutionsgewerben quasi per Verfahren „erledigt“ 
wurden.  
 
● Die KFN-Evaluation vermutet, dass dies „Kleinstprostitutionsbetriebe“ gewesen sein könnten. Es 
besteht die Befürchtung, so die Evaluation, „dass das Prostituiertenschutzgesetz zu einer Verdrän-
gung von Kleinstprostitutionsbetrieben geführt hat.«353 Bereits im Gesetzgebungsverfahren sei die 
Befürchtung geäußert worden,  
 

                                                           
352 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 295 
353 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 192 
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„dass in Zukunft viele Kleingewerbe vom Markt verdrängt werden, weil sie den hohen 
Anforderungen des Erlaubnisverfahrens nicht nachkommen könnten.“354 „Der Gesetzgeber 
hat trotz dieser Kritik an der umfassenden Erlaubnispflicht festgehalten«,  

heißt es dort weiter, weil nach Angaben des BKA auch im Bereich der Wohnungsprostitution ein 
relevanter Teil von „Menschenhandel“ stattfinde. Die Evaluation habe allerdings „Anhaltspunkte“ 
gefunden, die die geäußerten Befürchtungen als berechtigt erscheinen lassen, so die Evaluation, 
ohne konkreter zu werden: 

„Jedenfalls haben sich in dieser Studie Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die unter 
anderem im Gesetzgebungsverfahren, geäußerte Befürchtung, Kleinbetriebe könnten vom 
Markt gedrängt werden, zutrifft. Dabei wurde auch davon berichtet, dass gerade solche 
Kleinbetriebe Frauen Sicherheit bieten können. Im Einzelnen wird man dieser Frage aber 
noch weiter nachgehen müssen… Dabei ist freilich zu bedenken, dass der Gesetzgeber 
dieses Risiko bewusst in Kauf genommen hat.“355 „Dem Gesetzgeber war dieses Risiko 
zwar bewusst, dass er diese Wirkung beabsichtigt hat, wird man freilich nicht 
annehmen können. Daher kann man auch insoweit von einer nicht intendierten 
Nebenwirkung sprechen.“356  

● Sofort kommt in der KFN-Evaluation der Reflex, den Auftraggeber in Schutz zu nehmen. Warum 
sollte der Gesetzgeber diese Wirkung nicht beabsichtigt haben? Bereits in der vom BKA initiierten und 
1993 veröffentlichten Studie zur „Logistik der organisierten Kriminalität“, die erstmals eine 
Genehmigungspflicht für Prostitutionsgewerbe ins Gespräch brachte, wurde genau diese Absicht 
unumwunden geäußert.

Das aber anzuerkennen, würde bedeuten, dass das Schutzversprechen des Prostituierten-
schutzgesetzes im direkten Widerspruch steht zu mit ihm implementierten Aufsichtsinstrumenten, was 
die KFN-Evaluation allerdings partout nicht wahrhaben will. 

C 14  Die Erlaubnispflicht und die „örtliche Lage“ von Prostitutionsgewerben 

● Das Prostituiertenschutzgesetz verkoppelt sowohl die Rechtmäßigkeit der Prostitutionsausübung
einer angemeldeten Sexarbeiter*in, als auch die Erlaubnis zum Führen eines Prostitutionsgewerbes
mit der Maßgabe, dass der „örtlichen Lage“ Rechnung getragen werden muss. Die Rede von der
„örtlichen Lage“ bezieht sich sowohl auf baurechtliche Vorgaben, die für Prostitution in aller Regel
ausgesprochen restriktiv ausgelegt werden, als auch auf Sperrgebiete, die ein Verbot der
Prostitutionstätigkeit normieren.

● Diese „örtlichen“ Einschränkungen legaler Prostitutionstätigkeit bzw. des Betreibens eines
Prostitutionsgewerbes finden sich in vier Paragrafen des ProstSchG:

§ 11 Abs. 5 ProstSchG regelt, dass Behörden im Falle von Anordnungen zur Ausübung der
Prostitution die Regelungen nach Art. 297 EGStGB zu Sperrgebieten beachten müssen, da sie von
der Anmeldung als Prostituierte „unberührt“ bleiben.
§ 12. Abs. 7 ProstSchG regelt, dass auch die Vorschriften des Baurechts durch die Erlaubnis zum
Führen eines Prostitutionsbetriebs „unberührt bleiben“. Das heißt, dass die Prüfung baurechtlicher
Voraussetzungen nicht bereits durch die Erlaubnis eines Prostitutionsgewerbes abschließend erfolgt
ist, sondern es zusätzlich noch einer gesonderten Genehmigung bedarf.
§ 14 Abs. 2, Satz 5 u. 6 ProstSchG normieren das Erfordernis, dass die „örtliche Lage“ eines
erlaubnispflichtigen Prostitutionsgewerbes nicht dem öffentlichen Interesse am Schutz der Jugend
bzw. am Schutz der Allgemeinheit widersprechen dürfe.
§ 17 Abs. 4 ProstSchG regelt, dass Auflagen und Anordnungen stets bestehende
Sperrgebietsverordnungen beachten müssen.

● Mit der Bezugnahme auf die Rolle der „örtlichen Lage“, die auf baurechtliche Vorgaben als auch
auf Sperrgebietsverordnungen verweist, werden die Prostitutionsausübung sowie die Erlaubnis eines
Prostitutionsgewerbes den bestehenden Regelungsregimen einer räumlichen Steuerung der

354vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 279 
355 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 345, 528 
356 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 528 
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Prostitution unterworfen. Das ProstSchG als Ganzes sowie die Erlaubnispflicht im Besonderen 
erweisen sich damit als Mittel einer fortgesetzten Eindämmung von Prostitution. 
 
● Im Hinblick auf die Sperrgebietsverordnungen liegt das auf der Hand.357 In sechs Bundesländern 
liegen landesweit geltende Regelungen vor, die einen Einblick zum faktischen Ausmaß der 
Sperrgebiete ermöglichen. Mit einer Fläche von 166,7 km2 sowie 4.986 Gemeinden repräsentieren 
diese sechs Bundesländer nahezu die Hälfte der Gesamtfläche Deutschlands (46,6 %) bzw. knapp 
die Hälfte (46,2 %) aller 10.796 Gemeinden hierzulande. Mit zusammen 33 Mio. Einwohner*innen 
stellen diese Bundesländer 40 % der aktuell rund 83 Millionen in Deutschland lebenden Menschen. 
 
TABELLE 34: Bundesländer mit landesweiten Prostitutionsverboten 
 

Nr. Bundesland Prostitution verboten: 
01 Sachsen in Gemeinden bis zu 50.000 Einwohnern 
02 Baden-Württemberg in Gemeinden bis zu 35.000 Einwohnern 
03 Saarland in Gemeinden bis zu 30.000 Einwohnern 
04 Bayern in Gemeinden bis zu 30.000 Einwohnern 
05 Thüringen in Gemeinden bis zu 30.000 Einwohnern 
06 Mecklenburg-Vorpommern in Gemeinden bis zu 15.000 Einwohnern 

 
Mit ihren landesweit geltenden Sperrgebiets-Regelungen bezüglich Prostitution bieten diese sechs 
Bundesländer einen verlässlichen Indikator für das erschreckend hohe Ausmaß der rechtlichen 
Diskriminierung und sozialen Ausgrenzung, denen Sexarbeiter*innen in der Ausübung ihres Berufes 
hierzulande nach wie vor ausgesetzt sind. Geht man von den Regelungen aus, für welche Gemeinden 
in den besagten Bundesländern ein totales Prostitutionsverbot gilt, so ergibt sich für die sechs obigen 
Bundesländer folgendes Ergebnis: 
 

● 65 % der Bevölkerung lebt in Orten, in denen die Prostitutionsausübung per Gesetz verboten ist; 
● auf 93 % der Fläche ist dort der Kauf und Verkauf sexueller Dienstleistungen verboten; 
● in 98 % aller Gemeinden gilt ein Prostitutionsverbot. 
 
● In anderen Bundesländern dürften die Verhältnisse ähnlich aussehen. Indem das Prostituierten-
schutzgesetz sich positiv auf die zugrunde liegenden rechtlichen Bestimmungen zur räumlichen 
Steuerung der Prostitution bezieht, die im Kern auf Regelungen aus dem Jahre 1927 zurückgehen, 
wird die Zielsetzung der Eindämmung sexueller Dienstleistungen mehr als offensichtlich.358 Da die 
Ausführungen der KFN-Evaluation daran nichts zu bemängeln haben, bekunden sie so ihr Einver-
ständnis mit diesen Zielen und damit ihre Parteinahme gegen die Interessen von Sexarbeiter*innen.359 
 
● Auch das Bauplanungsrecht hat sich bis heute als Mittel zur Eindämmung von Prostitution 
erwiesen. In Wohngebieten ist Prostitution unzulässig, solange sie nicht als freiberufliche Tätigkeit im 
Sinne von Paragraph 13 Baunutzungsverordnung anerkannt ist, was nicht der Fall ist. Im allgemeinen 
Wohngebiet und im Mischgebiet ist sie je nach Störungsgrad zulässig. Über den Störungsgrad 
befinden Gerichte je nach dem, was sie unter „milieubedingter Unruhe“ verstehen, die sie der 
Prostitution zuschreiben. Die Spannweite reicht dabei von einer weiten, moralisch imprägnierten 
Wertung bis hin zu eher strikt städtebaulich orientierten Auslegung. Die bauplanungsrechtliche 
Fokussierung auf negative Begleiterscheinung wird der Vielfältigkeit der Erscheinungsformen von 
Prostitution in aller Regel nicht gerecht und erscheint willkürlich. 
 

                                                           
357  Durch Bezugnahme auf die Sperrgebietsverordnungen kommen Prostituierte wieder als Täter*innen in den 

Blick und konterkarieren damit die Opfer-Rhetorik des ProstSchG. 
358 Rixen (2018), S. 133, befindet zu Recht: „Die strikte Auslegung des § 14 Abs. 2 Nr. 5 ProstSchG wird in 
bestimmten Gebieten dazu führen, dass die Ansiedlung von Prostitutionsgewerben unwahrscheinlich bis 
unmöglich ist bzw. wird.“  
359 So heißt es gleich in der Einführung der Evaluation in Bezug auf die Registrierung von Prostituierten, dass 
diese „ein effizientes Mittel zur Kontrolle und Eindämmung der Prostitution sein könnte.“ (Evaluation, S. 10) 
Der Konjunktiv ist hier völlig fehl am Platz. 
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● Mit der Verkoppelung des prostitutionsrechtlichen Erlaubnisverfahrens und der „örtlichen 
Lage“ als möglichem Ausschluss- bzw. Versagungsgrundwird die Entscheidung über die Recht-
mäßigkeit von Prostitutionsausübung360 bzw. die Entscheidung über die Erlaubnis zum Führen eines 
Prostitutionsgewerbes regelhaft und damit noch stärker als zuvor von baurechtlichen Entscheidungen 
abhängig gemacht. Das Baurecht aber weist viel Potenzial auf, „mit Wertungen angereichert zu 
werden“361. Dadurch entstehe ihrer Meinung nach ein Konfliktpotenzial zu den Regelungszielen des 
ProstSchG. Antragstellung einer Erlaubnis nach ProstSchG laufen Gefahr, trotz beanstandungsfreiem 
Betrieb im Sinne des Prostituiertenschutzgesetzes eine baurechtliche Nutzungsversagung zu 
kassieren. Manche Ordnungsbehörden verweigern eine prostitutionsrechtliche Genehmigung, wenn 
keine Baugenehmigung vorliegt. Die Handhabung in den Bundesländern ist unterschiedlich. Fest steht 
nur, dass baurechtliche Erlaubnisverfahren sich erfahrungsgemäß über mehrere Jahre erstrecken 
können. 
 
● Gurlit/Spahr lokalisieren das Problem in der Verfahrensparallelität beider Genehmigungs-
verfahren. Als mögliche Alternative, um daraus entstehende Konflikte zu entzerren, erscheint die 
Erteilung einer prostitutionsrechtlichen Erlaubnis unter der aufschiebenden Bedingung der Erteilung 
einer Baugenehmigung. Doch diese Lösung stünde gegen den erklärten Willen des Gesetzgebers, die 
prostitutionsschutzrechtliche Erlaubnis sachlich und zeitlich unabhängig von einer ggf. erforderlichen 
Baugenehmigung zu erteilen. Das Prostituiertenschutzgesetz sieht nämlich keinen Vorrang des 
baurechtlichen Genehmigungsverfahrens, so dass eine baurechtliche Versagung automatisch eine 
prostitutionsrechtliche Genehmigungs-Versagung nach sich ziehen muss.362 
 
● Die Lösung des Problems scheint daher aus Sicht der Evaluation, die um das Grundproblem der 
Instrumentalisierbarkeit des Baurechts zu moralischen Zwecken einen großen Bogen schlägt, 
nahezu unlösbar.363 Resigniert plädiert man für den weiteren „Rückbau der Figur der milieubedingten 
Unruhe“ und eine Reduzierung der Anwendungsbereiche der Typisierungslehre364. Damit macht man 
erneut einen schlanken Fuß, wo eine strikt ablehnende Haltung gegenüber sämtlichen Möglichkeiten 
und Schlupflöchern einer rechtlichen Diskriminierung von Prostitution unabdingbar gewesen wäre. 
 
● Derweil aber erweist sich die zentrale Rolle baurechtlich motivierter Versagungen von 
Genehmigungen von Prostitutionsgewerben durch die KFN-Evaluation selbst als belegt. 
 
● Während sich die offizielle Prostitutionsstatistik des Statistischen Bundesamts auch bezüglich 
der Frage nach den Gründen für das Versagen von Erlaubnis-Anträgen erneut als Totalausfall 

                                                           
360 Auch in der Wohnungsprostitution bedarf es für die Prostitutionstätigkeit einer Sexarbeiter*in eine 
baurechtliche Genehmigung, jedoch keiner Erlaubnis nach dem Prostituiertenschutzgesetz  
361 Gurlit / Spahr (2025), S. 38 
362 Margarete von Galen sieht in gerichtlichen Entscheidungen zum Verhältnis von Bauplanungsrecht und 
Prostitution eine Kette von „Missverständnissen“ am Werk, die sich seit 40 Jahren durch die Urteilsfindung der 
Gerichte durchgeschleppt hätten. (Sie glaubt natürlich nicht wirklich an „Missverständnisse“, dafür ist von 
Galen zu klug. Sie schreibt nur so.) Im Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 9.11.2021 zur Frage des 
Umgangs mit „milieubedingter Unruhe“ sieht von Galen hoffnungsfroh einen „Paradigmenwechsel in der 
Verwaltungspraxis“, die es den Gerichten fortan untersagt, weiterhin mit der „Keule der milieubedingten 
Unruhe“ zu hantieren. Kaum schien dieses „Missverständnis“ aus der Welt geschafft, schien sich in der Frage 
der Erteilung von Erlaubnissen nach § 12 ProstSchG ein „neues Missverständnis zum Verhältnis von Bau-
planungsrecht und ProstSchG“ eingeschlichen zu haben, wonach die Erteilung einer Prostitutionsgewerbe-
Erlaubnis von der Vorlage einer Baugenehmigung abhängig gemacht wird. Dem setzt von Galen begründet die 
Abkoppelung der verschiedenen Erlaubnisverfahren entgegen: „Mit der Trennung der verschiedenen 
Erlaubnisverfahren (§ 12 Abs.7 ProstSchG) hat der Gesetzgeber es hingenommen, dass eine Prostitutionsstätte 
zum Beispiel nach dem ProstSchG erlaubt, baurechtlich aber nicht genehmigt wird. In einem solchen Fall kann 
der Betrieb aus baurechtlichen Gründen am vorgesehenen Standort nicht starten, obwohl eine Erlaubnis nach 
dem ProstSchG vorliegt. Diese Trennung ermöglicht es den Antragstellern, sich auf die jeweiligen Verfahren zu 
konzentrieren und gegebenenfalls auch Fragen der materiellen Übereinstimmung von Bauplanungsrecht oder 
dem Prozessschutzgesetz gerichtlich überprüfen zu lassen.“ Was damit gewonnen sein soll, bleibt schleierhaft. 
(vgl. von Galen, 2023)  
363 „Hier treffen mithin die heterogenen Erscheinungsformen von Prostitution auf einen offenen und vor dem 
Hintergrund des Regelungszwecks des Baurechts problematischen Rechtsbegriff.“ (Gurlit, 2025, S. 87) 
364 ebenda, S. 88 



140 

erweist, konnte die KFN-Evaluation auf der Grundlage der Befragung von Behördenleitungen 
herausfinden, dass Versagungen aufgrund fehlender baurechtlicher Genehmigung in der Zeit von 
2017 bis 2023 an der Spitze aller Gründe für Erlaubnis-Versagungen liegen. Mit 78 von 183 
Nennungen laufen sie damit selbst den Gründen einer Versagung wegen mangelnder Zuverlässigkeit 
der Antragsteller*innen (58 Nennungen) den Rang ab.365 

● Nachdem Befürworter*innen des ProstSchG über Jahre hinweg mit Verweis auf mögliche 
kriminelle Verfehlungen von Betreiber*innen die Notwendigkeit einer polizeilich kontrollierten 
Zuverlässigkeitsüberprüfung als unverzichtbar betont haben, stellt sich nun heraus, dass das 
Betreiben von Prostitutionsgewerben an ganz anderen Gründen scheitert, als der persönlichen 
Unzuverlässigkeit der argwöhnisch beäugten Antragsteller*innen.

● Die KFN-Evaluation belässt es dabei mit der Feststellung einer „Dominanz baurechtlicher 
Gründe“366 – und gibt ein zusätzliches Gutachten in Auftrag, das zur Lösung des eigentlichen 
Problems nichts beiträgt.

C 15  Erlaubnispflicht für Online-Plattformen & digitaler Hurenpass 

● Von einer wissenschaftlichen Evaluation hätte man in Anbetracht der bisher genannten Kritikpunkte
zumindest eine deutliche Skepsis gegenüber der Rolle der Erlaubnispflicht von Prostitutionsgewerben
erwarten dürfen. Doch weit gefehlt!

● Die KFN-Evaluation schlägt in konstantem Ignorieren ihrer eigenen empirischen Befunde eine
quantitative Ausweitung und zugleich eine qualitative Verschärfung der Erlaubnispflicht für
Prostitutionsgewerbe vor. Überdeutlich wird dies in der Empfehlung, diese Erlaubnispflicht nun auch
auf Internet gestützte Prostitutions-Plattformen auszuweiten.

● Die KFN-Evaluation geht dabei von einer Verlagerung der Prostitution auf Online-Plattformen
aus, die im Zusammenhang der Einführung der Erlaubnispflicht und der damit einhergehenden
Schließungen von Prostitutionsstätten erfolgt sei.367 Die Frage, ob die Anbahnung von Kauf und
Verkauf sexueller Dienstleistungen nicht schon seit Längerem, vor Einführung des Prostituierten-
schutzgesetzes erfolgt ist, stellt die KFN-Evaluation gar nicht erst und beantwortet sie dement-
sprechend auch nicht. Für die KFN-Variante der Verlagerungsthese gibt es mithin außer einer
regionalen Studie aus NRW, die diese Vermutung formulierte, keine belastbaren Belege.

● Nun scheint es in der Tat nicht ausgeschlossen, dass die Nutzung dieses Bereichs mit der
Eínführung des ProstSchG und einer damit einhergehenden Schließung von Prostitutionsstätten einen
Schub erhalten hat. Die Evaluation bringt diese Entwicklung mit „negativen Auswirkungen“ der
Anmeldepflicht als auch der Erlaubnispflicht in Zusammenhang. Wenn dem so ist, wäre es doch
konsequenter diese Aufsichtsinstrumente kritisch zu hinterfragen, anstatt sich für deren Beibehaltung
auszusprechen. Dieser naheliegenden Schlussfolgerung kann die Evaluation allerdings nichts
abgewinnen.

● Stattdessen werden die Online-Plattformen von der Evaluation sogleich als „informelle, schwer
beobachtbare Bereiche“368 bezeichnet, mithin als eine Art Vorstufe zum „Dunkelfeld“. Das erscheint
nicht folgerichtig, da diese Bereiche doch für jede*n über 18 Jahre zugänglich sind. Die KFN-
Evaluation sieht in den Online-Plattformen sofort einen Bereich, wo sich Sexarbeiter*innen auf der
Flucht vor der Anmeldepflicht tummeln und schürt die Erwartung, dort fänden sich die nicht-
angemeldeten Sexarbeiter*innen, die sich ihrer Registrierung entziehen.

365 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 297 
366 ebenda 
367 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 45/46, 571: „Regional begrenzte Untersuchungen zum ProstSchG deuten 
darauf hin, dass sich ein Teil der Prostitutionsszene seit der Einführung des Gesetzes stärker in informelle, 
schwer beobachtbare Bereiche verlagert hat, insbesondere durch die Schließung von Prostitutionsstätten und 
die Nutzung von Online-Plattformen.“ 
368 ebenda 
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● Sie diagnostiziert sofort einen Mangel an Überwachung, der durch die Ausweitung „digitaler
Zugriffsmöglichkeiten“ schnellstmöglich überwunden werden müsse. Betreiber*innen von
Prostitutionsplattformen seien bislang nicht vom Anwendungsbereich des ProstSchG erfasst und
deshalb

„finden die §§ 29 ff. ProstSchG auf Prostitutionsplattformen bislang keine Anwendung. 
Spätestens wenn der Gesetzgeber sich… zu einer Einbeziehung von Prostitutionsplattformen 
entschließen sollte, wird sich die Frage stellen, ob es nicht einer Erweiterung der Über-

 wachungsbefugnisse bedarf. Denn da solche Plattformen im Wesentlichen im digitalen 
Raum agieren und man daher bspw. (anders als bei Prostitutionsstätten) nicht die Unterlagen 
dieser Plattformen über die bei ihnen angemeldeten Prostituierten mit physisch anwesenden 
Prostituierten vergleichen kann, wird sich die Frage nach digitalen Zugriffsmöglichkeiten 
(etwa auf nur für Premiumkund*innen zugängliche Seiten der Plattform) stellen. Dass für eine 
solche Erweiterung der Eingriffsbefugnisse auf den digitalen Raum möglicherweise schon 
heute Bedarf besteht, zeigt der untenstehende Interviewausschnitt 4. In ihm werden die 
Schwierigkeiten von Behörden bei der Kontrolle von Prostitutionsvermittlungen (und deren 
Homepages) offenbar.“369 

● Selbstverständlich müsse es rechtsstaatskonform um eine „verhältnismäßige digitale Über-
wachung gehen.370 Diese Frage stelle sich bereits jetzt im Zusammenhang der Überwachung von
Prostitutionsvermittlungen:

„Schon jetzt stellt sich die Frage, wie Überwachungsbehörden etwa auf „Premiumseiten“ 
von Prostitutionsvermittlungen gelangen sollen, um zu überprüfen, ob dort nur die von 
der Vermittlung angegebenen Prostituierten gelistet sind.“371 

● Die Frage, was diese digitale Überwachung und die damit erfolgende Überprüfung dort tätiger
Sexarbeiter*innen mit dem erklärten Ziel des ProstSchG zu tun haben soll, „Menschenhandel“,
Ausbeutung und Gewalt zu bekämpfen, bleibt völlig unklar, zumal die KFN-Evaluation keinen Hinweis
darauf zu geben vermag, ob dort in besonderem Maße „gefährliche Erscheinungsformen der
Prostitution“ zu besichtigen sind.

● Aber das kann sich ja ändern. Denn das KFN erwägt, „geeignete Institutionen“ wie etwa das
bufas und den KOK e.V. sozusagen als Staatstrojaner dort zu installieren. Und diese Organisationen
werden angesichts notorisch klammer Kassen u. U. nicht abgeneigt sein, dort die Rolle der digitalen
Watch-dogs zu übernehmen.

„Angesichts des Kontextes wird indes an dieser Stelle empfohlen, im Zusammenwirken mit 
geeigneten Institutionen, etwa dem BuFas, dem KoK etc., zu prüfen, ob und in welchem 
Umfang ein Zutrittsrecht zu digitalen Anbahnungsorten der Prostitution und weitere 
Befugnisse geschaffen werden müssen (Prüfempfehlung 13). Das allfällige Gegen-

 argument, ein rechtlich garantiertes Zutrittsrecht für Fachberatungsstellen bestünde auch 
bei Prostitutionsstätten nicht, kann schon angesichts der deutlich größeren Marktmacht 
der Prostitutionsplattformen nicht verfangen. Zudem können in Prostitutionsstätten tätige 
Prostituierte von Fachberatungsstellen jedenfalls bei Betreten und Verlassen der Stätte 
erreicht werden, das geht im digitalen Bereich ohne Zutrittsrecht nicht.“372 

Für die KFN-Evaluation jedenfalls sind Online-Plattformen, auf denen Sexarbeiter*innen Kunden 
akquirieren, im Prinzip konzessionspflichtige Prostitutionsgewerbe, die fortan dem Überwachungs-
regime der § 29 ff ProstSchG unterworfen werden sollten. 

● Der KFN-Evaluation geht es dabei ganz offensichtlich um eine Perfektionierung der
Prostituierten-Überwachung. Von einem wie immer gearteten Schutz vor „Menschenhandel“ oder
vor Ausbeutung ist keine Rede. Als Argument für die Einbeziehung der Online-Plattformen in die

369 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 356 
370 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 395 
371 Ebenda. So fragte sich beispielsweise ein Behördenmitarbeiter in einem Interview: „Gibt’s da eigentlich so 
was wie Scheinpersonen, die es gar nicht gibt? Werden Fotos auch gelöscht von Personen, die dort gar nicht 
mehr tätig sind als Beispiel.“ (vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 365)  
372 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 395, 599 
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Prostitutions-Überwachung wird allein auf deren große Marktmacht verwiesen, was mit den Zielen des 
ProstSchG keineswegs kompatibel ist. 

● Die Erwartung ist offenbar, im digitalen Bereich in großer Zahl jede Sexarbeiter*innen aufzuspüren,
die der Registrierung im analogen Leben durch die Lappen gegangen sind. Allein der Vorschlag der
Ausdehnung der Sexarbeiter*innen-Überwachung auf diesen Bereich wird die Phantasie all jener
beflügeln, die schon immer von der Existenz eines riesigen Dunkelfelds überzeugt waren in der
Hoffnung, dort die so sehr vermissten „Menschenhandels“-Opfer zu finden, die man bis jetzt partout
nicht vorweisen kann.

Sollten derartige Erwartungen die KFN-Empfehlungen zur Ausweitung und Digitalisierung der 
Sexarbeiter*innen- Überwachung inspiriert haben, wofür ja einiges spricht, so erscheint ein anderer 
Vorschlag des KFN in einem ganz anderen Licht, als er dargestellt wird. 

● Die KFN-Evaluation legt nämlich die Einführung eines digitalen Hurenpasses nahe, wenn sie
unter dem Vorwand der Entbürokratisierung einen einheitlichen „handlichen Ausweis“ fordert.

„Idealiter könnte der Ausweis auch in elektronischer Form zur Verfügung gestellt werden.“373 
● Ein digitaler Hurenpass könnte „idealiter“ als eine Zugangs-und Legitimierungshürde für
Sexarbeiter*innen-Aktivitäten auf den zukünftig als erlaubnispflichtig geltenden Online-Plattformen
wirken. So wie eine Sexarbeiter*in ihren Hurenpass im Bordell vorlegen muss, bevor sie dort tätig
werden kann, müsste sie sich künftig auf den Online-Plattformen mit ihrem digitalen Hurenpass
ausweisen, wenn sie im Internet unterwegs ist. Das Recht auf Selbstbestimmung von Sexarbei-
ter*innen wäre dann im Namen des Schutzes ihres sexuellen Selbstbestimmungsrechts staat-
licherseits noch weiter eingeschränkt.

● Man mag das für unwahrscheinlich halten, aber es wäre nur die logische Konsequenz der
Überwachung von Online-Plattformen als Prostitutionsgewerbe nach dem Prostituierten-
schutzgesetz. Damit würden den Sexarbeiter*innen allerdings nur neue Probleme entstehen, wie sie
in Zusammenhang mit der Onlinefunktion des Personalausweises (die kaum jemand kennt) bereits
seit Jahren diskutiert werden. Angefangen von der Notwendigkeit, sich ein neues Passwort merken zu
müssen, um die eigene Identität online bestätigen zu können, über das Abzapfen sensibler
persönlicher Daten bis zur eingeschränkten Berufsausübung bei Verlust des Smartphones etc. etc.374

C 16  KFN-Empfehlungen zur „Optimierung“ der Erlaubnispflicht 

Die Empfehlungen der KFN-Evaluation zur Erlaubnispflicht von Prostitutionsgewerben zielen auf die 
Erhöhung der Akzeptanz, auf eine größere Praktikabilität des Verfahrens sowie auf die Verschärfung 
bestehender Regelungen: 

Mehr Akzeptanz: 

● Entwicklung von Maßnahmen zur Verkürzung der teils sehr langen Verfahrensdauer bei
Erlaubnisverfahren.

● Eventuell Ausnahmen vom Weisungsverbot für die Festsetzung von Mindestpreisen zulassen.

● Gegensteuern gegen Verdrängung von Kleinstprostitutionsgewerbe im Zusammenhang mit dem
Erlaubnisverfahren.

● Lediglich einschlägig vorbestrafte Personen als grundsätzlich ungeeignet für das Führen eines
Prostitutionsgewerbes einstufen.

● Bei einer Reform des ProstSchG die Bezeichnung „Betreiber“ eines Prostitutionsgewerbes
geschlechtsneutral fassen bzw. unter Anerkennung anderer Geschlechtsidentitäten.

Mehr Praktikabilität: 

373 vgl. Evaluation Abschlussbericht, S. 275, 587/88 
374 Vgl. Stellungnahme Chaos Computer Club (2017) zur eID, 
https://www.bundestag.de/resource/blob/503990/64472cfd8821a8a27851ef906c0f1e91/18-4-868-d-data.pdf 
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  ● Entwicklung eines bundeseinheitlichen Leitfadens für die mit dem Erlaubnisverfahren und der   
    Überwachung befasste Sachbearbeitende. 
 
Verschärfung bestehender Regelungen und der Überwachung:_ 
 

● Einführung einer Pflicht für Gewerbetreibende, online und offline darauf hinzuweisen, dass sie im  
   Besitz einer Erlaubnis nach dem ProstSchG sind. 
 

● Verpflichtung von Prostitutionsgewerbetreibenden, neu in den Betrieb eintretende Personen der  
   Erlaubnisbehörde zwecks Zuverlässigkeitsprüfung zu melden. 
 

● Auch für Prostitutionsvermittlungen die Erlaubnis auf ein bestimmtes Betriebskonzept beziehen.  
 

● Auch für Prostitutionsvermittlungen Mindestanforderungen normieren. 
 

● Einführung einer besonderen Reifeprüfung auch für heranwachsende Prostitutionsgewerbe- 
   treibende. 
 
Dagegen setzt Forderung von Doña Carmen e.V. die Forderung: 
 

● Ersetzung der Erlaubnispflicht für Prostitutionsgewerbe durch eine Anzeigepflicht  
   nach § 14 GeWO. 
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GEGEN-EVALUATION  
zur KFN-Evaluation des  
Prostituiertenschutzgesetzes
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Wenn die KFN-Evaluation eines gezeigt hat, dann ist es die 

Tatsache, dass der Ansatz des Prostituiertenschutzgesetzes 

nur im Sinne einer Fortschreibung und Vertiefung der beste-

henden rechtlichen Ungleichbehandlung von Prostitution 

„optimierbar“ ist. 

Aufgrund seines verfehlten Ansatzes eignet sich die Beibe-

haltung des Prostituiertenschutzgesetzes weder in seiner 

jetzigen Form noch in einer „optimierten“ Fassung als Grund-

lage für eine rechtliche Regulierung von Prostitution, die 

Sexarbeiter*innen rechtlich gleichbehandelt und ihnen auf 

Augenhöhe begegnet.
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